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Vorwort 

Bereits im Umweltgutachten 1994 hat der Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen das Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung ins Zentrum 
seiner Überlegungen gerückt und erste Teilschritte für eine diesem Leitbild ent-
sprechende Landbewirtschaftung skizziert. Schon damals wurde die Notwendig-
keit erkannt, ein umfassendes Konzept einer dauerhaft-umweltgerechten Nut-
zung in ländlichen Räumen zu entwickeln, das die ökologischen, sozioökonomi-
schen und kulturellen Aspekte gleichermaßen berücksichtigt. 

Die Bundesregierung hat sich in der 13. Legislaturpe riode unter anderem die Auf-
gabe gestellt, das Raumordnungsgesetz und das Bundesnaturschutzgesetz zu no-
vellieren. Entsprechend erlangt die Ausrichtung der zukünftigen Landnutzung, 
die auf das engste mit der Naturschutzpolitik verknüpft ist, besonderen Stellen-
wert. Gleichzeitig stehen die durch die Reform der europäischen Agrarpolitik 
im Jahre 1992 auf den Weg gebrachten Maßnahmen zur Verknüpfung von land

-
wirtschaftlichen und umweltpolitischen Zielsetzungen und zur Veränderung des 
Agrarmarktes auf dem Prüfstand. Der anhaltende Bedeutungsverlust des Agrar-
sektors zwingt zu einer Neuorientierung der Landnutzungspolitik. Die Landschaft 
steht als Produktionsstandort immer weniger im Mittelpunkt des gesellschaftli-
chen Interesses. 

Die Europäische Union plant eine Weiterentwicklung der Reformen von 1992. Die 
zukünftige europäische Agrarpolitik zielt zunehmend darauf ab, das Ressourcen

-

management und die Umweltpflege neben der Nahrungsmittelproduktion als zu-
künftige Aufgabe der Landwirte anzuerkennen. 

In dieser Umbruchsituation mit einer zunehmenden Auslagerung von Funktionen 
aus der Landwirtschaft in spezialisierte gewerbliche Unternehmen besteht die 
Gefahr, daß viele Grenzertragsstandorte aufgegeben werden und eine Bündelung 
landwirtschaftlicher und anderer Nutzungen auf wenigen Gunststandorten er-
folgt. Entsprechend sieht der Umweltrat sich verpflichtet, übergreifende Konzepte 
einzufordern, um gerade in ländlichen Gebieten zukünftig eine dauerhaft-um-
weltgerechte Landnutzung zu gewährleisten, die den Fortbestand der gewachse-
nen Kulturlandschaft sichert. Es gilt, trotz teilweise intensiver Flächeninanspruch-
nahme und dadurch bedingter stofflicher und struktureller Belastungen das 
ökologische Leistungsvermögen des Naturhaushaltes und die kulturräumlichen 
Strukturen zu erhalten beziehungsweise weiterzuentwickeln. 

Der Land- und Forstwirtschaft kommt dabei als Hauptflächennutzer im ländlichen 
Raum ganz besondere Bedeutung zu. Entsprechend stellt der Umweltrat insbe-
sondere die Honorierung der durch die Land- und Forstwirtschaft erbrachten öko-
logischen Leistungen in den Vordergrund. Für die Umsetzung dieses Konzeptes 
hält der Umweltrat einen ökologisch ausgerichteten Finanzausgleich für beson-
ders geeignet. Von wesentlicher Bedeutung erscheint dem Umweltrat darüber 
hinaus eine weitgehende Dezentralisierung der Entscheidungen über die Land-
nutzung auf die regionale Ebene. 

Der Umweltrat dankt allen an der Erarbeitung des Sondergutachtens „Konzepte 
einer dauerhaft-umweltgerechten Nutzung ländlicher Räume" Beteiligten. Für den 
Inhalt des Sondergutachtens sind jedoch allein die Unterzeichner verantwortlich. 

Wiesbaden, im Februar 1996 

H. J. Ewers, D. Henschler, W. Korff, E. Rehbinder, M. Succow, H. W. Thoenes 
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Kurzfassung 

- Schlußfolgerungen und Handlungsempfehlungen - 

1 Einleitung 

1.1 Allgemeine Problemlage 

1.* Die Gesamtfläche Deutschlands wird zu etwas 
mehr als die Hälfte (54,7 %) als landwirtschaftliche 
Fläche, zu etwa einem Drittel (29,2 %) als Waldfläche 
und zu über einem Zehntel (11,3 %) als Siedlungs- 
und Verkehrsfläche genutzt. Sowohl in den Verdich-
tungsgebieten als auch in den ländlichen Räumen er-
geben sich Nutzungskonflikte aus der Überlagerung 
und Konkurrenz unterschiedlicher Nutzungsarten so-
wie aus den direkten und indirekten Auswirkungen 
der jeweiligen Nutzungen. 

Flächeninanspruchnahme und nutzungsbedingte 
stoffliche und strukturelle Belastungen können das 
Leistungsvermögen des Naturhaushalts, einschließ-
lich Bodenhaushalt, Wasserhaushalt, Klimahaushalt, 
Biotop- und Artenvielfalt, Ökosystem- und kultur-
räumliche Strukturen, erheblich einschränken oder 
gar zerstören. Die zunehmende Bedeutung ländli-
cher Gebiete als Ausgleichsraum der Städte und Ver-
dichtungsgebiete und gleichzeitig der Bedeutungs-
verlust der Landwirtschaft durch Rückgang des An-
teils der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten 
Konsumausgaben, durch relativ hohe technische 
Fortschrittsraten und durch zunehmende Auslage-
rung von Funktionen aus der Landwirtschaft in spe-
zialisierte gewerbliche Unternehmen bedingen eine 
tiefgreifende Umbruchsituation. Die Folgen sind un-
ter anderem die Aufgabe von Grenzertragsstand-
orten, eine Bündelung landwirtschaftlicher Aktivi-
täten auf wenigen Gunststandorten, verbunden mit 
erhöhten Stoffeinträgen, Ausräumung der Land-
schaft und so weiter Übergreifende Konzepte, die 
diese veränderte Situation erfassen, fehlen bisher. 

2.* In der Regel erfolgt ein Leistungsaustausch zwi-
schen verdichteten und dünner besiedelten ländli-
chen Gebieten, indem in den dicht besiedelten Ge-
bieten ein Überangebot von Gütern und Dienstlei-
stungen erzeugt wird, das auch der Versorgung länd-
licher Gebiete dient, und indem die ländlichen Ge-
biete Nahrungsmittel, Rohstoffe sowie Umweltlei-
stungen für dichter besiedelte Räume zur Verfügung 
stellen (Trinkwasser, reine Luft und Klimaausgleich, 
Räume für Freizeit und Erholung, Standorte für die 
Aufnahme von Abfällen, Stoffsenken u. a. m.). Diese 
Arbeitsteilung findet in bezug auf die Umweltleistun-
gen der ländlichen Gebiete, die im wesentlichen öf-
fentliche Güter darstellen, keine Entsprechung in 
den finanzwirtschaftlichen Zahlungsströmen. Dem-
gegenüber werden zum Beispiel durch besondere 
Finanzzuweisungen im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs oder durch Schwerpunktbildung in 

der Wirtschaftsförderung sozioökonomische öffent-
liche Leistungen der Verdichtungsgebiete, wie etwa 
im Kulturbereich, im Bildungs- und Gesundheits-
wesen oder bei der institutionellen Infrastruktur, in 
vielfältiger Weise entgolten. Entsprechend liegt es 
auf der Hand, zukünftig Umweltleistungen stärker in 
die bisher geltende staatliche Finanzierungsordnung 
einzubeziehen. 

3.* Wesentliche Ansatzpunkte für eine dauerhaft-
umweltgerechte Landnutzung ergeben sich aus der 
Sicht des Umweltrates vor allem im Bereich der 
Raumordnungspolitik (Kap. 2.1), der Regionalpolitik, 
insbesondere auf EU-Ebene (Kap. 2.2), der raumbe-
zogenen Naturschutzpolitik (Kap. 2.3) und der 
Agrarpolitik (Kap. 2.4). Unter den anreizorientierten 
Instrumenten im Bereich der Agrarumweltpolitik 
wird der Honorierung ökologischer Leistungen für 
die Zukunft besondere Bedeutung beigemessen 
(Kap. 2.5). Des weiteren wird eine ökologisch orien-
tierte Erweiterung des Finanzausgleichs diskutiert 
(Kap. 2.6). 

Die vorzunehmenden Veränderungen zur Umset-
zung einer dauerhaft-umweltgerechten Landnut-
zung setzen eine Reform der gemeinsamen Agrarpo-
litik und der EU-Regionalpolitik voraus. Im übrigen 
geht es um Aufgaben, die nach der verfassungsrecht-
lichen Kompetenzordnung, aber auch aus prakti-
schen Gesichtspunkten nur arbeitsteilig von Bund 
und Ländern in Angriff genommen werden können, 
bei denen jedoch dem Bund eine besondere Verant-
wortung zukommt. Für die Raumordnungspolitik 
und die raumbezogene Naturschutzpolitik besitzt der 
Bund eine Rahmenkompetenz. Trotz gewisser Ein-
schränkungen durch Artikel 75 Abs. 2 des Grundge-
setzes (neue Fassung) reicht die Rahmenkompetenz 
zur Ingangsetzung der vom Umweltrat diskutierten 
Veränderungen aus. Die Agrarpolitik kann der Bund 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 des Grundgesetzes ge-
stalten, wobei allerdings für die Agrarumweltpolitik 
zum Teil (Naturschutz und Wasserhaushalt) nur eine 
Rahmenkompetenz besteht. Die Regionalpolitik ist 
grundsätzlich Ländersache, jedoch hat der Bund im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben regionale Wi rt

-schaftsstruktur und Agrarstruktur Mitwirkungsbe-
fugnisse; insbesondere können die betreffenden 
Bundesgesetze allgemeine Grundsätze für die Erfül-
lung der Gemeinschaftsaufgaben vorsehen, und es 
ist eine gemeinsame Rahmenplanung einzurichten 
(Artikel 91 a Abs. 2, 3 GG). Danach dürfte nur eine 
Anreicherung des Finanzausgleichs um Umweltele-
mente völlig außerhalb der bundesrechtlichen Ein-
flußmöglichkeit liegen. 
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1.2 Zum Leitbild einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung 

4.* Entsprechend dem Leitbild der dauerhaft-um-
weltgerechten Entwicklung, wie im Umweltgutach-
ten 1994 dargestellt, muß der Schutz der Umwelt in-
tegraler Bestandteil jeder Entwicklung sein. Aufbau-
end auf dem Konzept der „differenzierten Landnut-
zung" und dem von Raumordnung und Naturschutz 
weiterentwickelten Ansatz der partiellen Segrega-
tion folgend, sind bundeseinheitliche Mindestkrite-
rien für eine dauerhaft-umweltgerechte Landnut-
zung zu formulieren und verbindlich festzulegen. 
Diese einheitlichen Mindestkriterien müssen 

- ökologische Mindeststandards für den langfristi-
gen Schutz der abiotischen und biotischen Res-
sourcen beinhalten, 

- den Nutzern ein angemessenes Einkommen ge-
währleisten und 

- die individuell nicht tragbaren sozialen Risiken ab-
sichern sowie einen Mindeststandard der sozialen 
Infrastruktur im ländlichen Raum erhalten. 

5.* Die Raumordnung sollte auf Landesebene dieses 
Konzept in ausgewählten Räumen unter Beachtung 
der Mindeststandards durch Vorrangausweisungen 
für bestimmte Nutzungen, z. B. Naturschutz, Natur-
entwicklung, Wassernutzung, Freizeit und Erholung, 
alte Kulturlandschaften, Land- und Forstwirtschaft, 
konkretisieren. Als erster Schritt sollten gerade für 
solche Vorrangräume regionsspezifische Leitbilder 
definiert  werden. Diese müssen allerdings über die 
engen Forderungen des Naturschutzes in Form von 
Artenschutzprogrammen und landschaftlichen (phy-
sischen) Leitbildern hinausgehen. Auf der Ebene der 
Regionen sind die angestrebten Nutzungen nach 

ökologischen, ökonomischen und sozialen Kriterien 
weiter zu spezifizieren. Mit der Einrichtung von in 
dieser Weise charakterisierten Vorrangräumen ist 
zwar zunächst noch keine unmittelbare Schutzquali-
tät verbunden; es besteht aber eine gewisse normati-
ve Leitlinienwirkung. Diese verdeutlicht, wo Um-
weltschutz nicht nachrangig behandelt werden darf 
und wo zum Beispiel aufgrund hoher ökologischer 
Standards gegebenenfalls ein ökonomischer Aus-
gleich erforderlich ist. Zusammen mit dem zielgerich-
teten Einsatz von (monetären) Ausgleichsleistungen 
trägt diese normative Leitlinienwirkung auch zur 
Konfliktminderung bei. 

6.* Angesichts der Unmöglichkeit, aus der unglei-
chen Verteilung und Vielfalt natürlicher Vorgaben 
und kultürlicher Systeme sozioökonomische, von 
Effizienz und Gerechtigkeit beherrschte allgemein-
gültige Prinzipien oder gar Strategien für die ge-
samte Fläche zu entwickeln, ist die Forderung der 
Raumordnung nach Schaffung gleichwertiger Le-
bensbedingungen für alle neu zu diskutieren. Die 
Beseitigung von räumlichen Disparitäten steht im 
Widerspruch zum aufgezeigten Umweltanliegen, 
welches in Richtung auf eine Festlegung von überre-
gionalen, regionalen und kleinräumigen Vorrang-
funktionen beziehungsweise auf ein Konzept räum-
lich differenzie rter Flächennutzungsstruktur hinaus-
laufen müßte. Ausgehend von der gesellschaftlichen 
Willensbildung ist dann durch die Politik der Grad 
des Ressourcenschutzes und sein räumliches Vertei-
lungsmuster zu bestimmen und administrativ umzu-
setzen. Die Bevölkerung in der Region ist insbeson-
dere deshalb in die Entscheidung einzubeziehen, 
weil diese - auch bei Berücksichtigung möglicher 
Kompensationsmechanismen - unter Umständen ei-
nen Verzicht auf die finanziell lukrativste Entwick-
lung bedeutet. 

2 Politikbereiche und Instrumente 

2.1 Raumordnungspolitik 

7.* Für die Raumplanung auf Bundes-, Landes- und 
regionaler Ebene steht nur ein in seiner Wirkung be-
grenztes Instrumentarium zur Verfügung. Unabhän-
gig von der politischen Schwäche sind damit die 
Steuerungsmöglichkeiten der Raumplanung - ge-
messen am Erwartungsanspruch vieler - bislang re-
lativ gering. 

Nach Artikel 75 Nr. 4 Grundgesetz , hat der Bund 
im Bereich der Raumordnung die Kompetenz zur 
Rahmengesetzgebung. Die Länder haben diese Rah-
menvorgaben des Raumordnungsgesetzes durch 
eigene Landesplanungsgesetze auszufüllen. Dies hat 
zur Folge, daß jedes Bundesland ein eigenes 
Planungssystem, eigene Planungsbegriffe und -in-
strumente sowie eigene „ Planungsphilosophien" hat. 
Abstimmungsbemühungen der Ministerkonferenz 

für Raumordnung hatten bisher nur wenig Erfolg, 
zumal dabei - bei Anerkennung regional begründe-
ter und notwendiger Besonderheiten - weder die 
Raumplanung an sich noch Begriffe und Instrumente 
vereinheitlicht wurden. 

8.* Eine Weiterentwicklung der Raumordnung im 
Hinblick auf dauerhaft-umweltgerechte Landnut-
zung darf nicht den Weg gehen, die Raumordnung 
zu einem Instrument der umfassenden imperativen 
Steuerung der Landnutzung und ihre Entwicklung 
„von oben" gestalten zu wollen. Der Umweltrat sieht 
vielmehr die Schaffung von ökonomischen Anreiz-
strukturen, wie etwa die Honorierung ökologischer 
Leistungen oder die Erweiterung des kommunalen 
Finanzausgleichs um Umweltaspekte, letztlich als er-
folgversprechender an. 

9.* Der Bund sollte nach Auffassung des Umweltra

-

tes bei der Novellierung des Raumordnungsgesetzes 
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ein Leitbild der Raumordnung formulieren, das das 
übergreifende Postulat der dauerhaft-umweltgerech-
ten Landnutzung in räumlicher Hinsicht präzisiert. 
Es muß folgende Elemente enthalten: 

- Neubestimmung des Postulats gleichwertiger Le-
bensbedingungen, das heißt eine Abkehr vom 
Leitbild homogener Regionen mit nivellierten Aus-
prägungen aller Lebensstandardindikatoren zu-
gunsten größerer regionaler Differenzierung bezie-
hungsweise höherer Varianz bei den Indikatoren 
der Lebensqualität sowie Definition von Mindest-
anforderungen für alle Teilräume, 

- Rückbesinnung auf das Subsidiaritätsprinzip durch 
institutionelle Aufwertung der „Region", 

- stärkere inhaltliche Vernetzung der Raumpolitiken 
und -konzepte (Städtenetze, Biotopverbundsy-
sterne u. a.) der Bundesländer, aber auch der EU

-

Staaten und der EU-Nachbarstaaten Deutschlands, 

- Auftrag an die Raumplanung zur Organisation der 
Zusammenarbeit im jeweiligen Bezugsrahmen (Re-
gion, Land) in Form des Regionalmanagements, 
der Moderation u. a., 

- stärkere Implementierung der Koordinierungs-
funktion der Raumordnung gegenüber den Eigen-
verantwortlichkeiten der Fachressorts sowie 

- Einführung von Kompensationsregelungen im re-
gionalen Bezugsrahmen und leitbildkonsistente 
Gestaltung der föderalen Finanzierungsordnung. 

10.* Ergänzend zur Novellierung des Raumord-
nungsgesetzes sollte der Bund - gemeinsam mit den 
Ländern - Entwicklungsoptionen formulieren, die 
unter anderem Aussagen und Kriterien zu den 
Städtenetzen und den dazugehörigen Hinterland-
regionen, zu den Verkehrsnetzen, zu den Grenz-
regionen und zu einem Freiraumsystem mit abge-
stuften Schutzgebietskategorien (u. a. Großschutzge-
biete) enthalten und die als Vorgaben für die Abstim-
mung der Landes- und Regionalplanung in den 
Bundesländern und für die Fachplanungen sowie mit 
oder zwischen den EU-Staaten dienen. 

11.* Die Bundesländer sollten ihre Landesplanungs-
gesetze in Folge der empfohlenen Änderungen auf 
Bundesebene ebenfalls modifizieren und dabei ins-
besondere 

- Begriffe und Instrumente der Landes- und Regio-
nalplanung soweit wie möglich harmonisieren, da 
der bisherige terminologische Pluralismus das Ge-
samtaufgabenfeld Landesplanung nicht unerheb-
lich geschwächt hat, 

- die Zusammenarbeit über Landesgrenzen hinweg 
auch rechtlich und faktisch verbessern, 

- die Organisation der Landesplanung nachhaltig 
verbessern und in der Regionalplanung die Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Betroffenen erleichtern 
sowie 

- durch rechtliche Regelungen eine Neuorientierung 
der Regionalplanung ermöglichen. 

Im Hinblick auf den weitgehend experimentellen 
Charakter dieser Umorientierung empfehlen sich - 
über die bundesrechtliche Regelung des neuen Leit

-

bildes der Raumordnung hinaus - zunächst Regelun-
gen auf Landesebene; gegebenenfalls kann zu einem 
späteren Zeitpunkt eine bundesrechtliche Verein-
heitlichung erfolgen. 

12.* Die Bundesländer sollten ihre Landesentwick-
lungspolitiken stärker als bisher untereinander koor-
dinieren, um ihre Interessen hinsichtlich der Raum-
entwicklung auf höheren Ebenen besser wahrneh-
men zu können. Vorgaben von europäischer und 
Bundesebene sollten in die Schutzgebietssysteme 
einbezogen und in die Zielsysteme der Landespla-
nung aufgenommen werden. Die Land- bzw. Raum-
nutzungsleitbilder müssen in den Regionen konkreti-
siert werden. Die Implementation dieser Leitbilder 
sollten die Länder mit finanziellen Instrumenten 
auch aus anderen Politikbereichen absichern (z. B. 
EU-Strukturpolitik, Agrar- und Naturschutzpolitik). 

13.* Die Steuerungsmöglichkeiten der Regionalpla-
nung als Raumplanung auf regionaler Ebene sind im 
Hinblick auf das Ziel einer dauerhaft-umweltgerech-
ten Landnutzung bislang eher gering oder werden 
nicht hinreichend genutzt. Die in Politik und Planung 
erkennbare und von der Gesellschaft eingeforderte 
Verstärkung der Regionalisierung von staatlichen 
Entscheidungen, die mit einer konzeptionellen, me-
thodischen und instrumentellen Umorientierung not-
wendig verbunden ist, kann zu einem Potentialge-
winn der Regionalplanung führen. Der Vorteil einer 
derartigen Neuorientierung liegt im Informationsge-
winn für die Planung und einer gesteigerten Motiva-
tion der beteiligten Akteure bei ihrer Umsetzung. 

Nach Auffassung des Umweltrates sollten diese Um-
orientierungen der Regionalplanung beinhalten, daß 

- neben die sogenannten Negativplanungen als 
Schutz- und Verhütungsstrategien, die ihre Rolle 
auch im Rahmen der Ökologisierung der Raumpla-
nung behalten müssen, zunehmend „positive" Ent-
wicklungskonzeptionen treten müssen, die aber 
nur einen beschränkten Geltungsanspruch (z. B. 
Projektbezug, Umweltqualitätsziele) haben kön-
nen; für diese sind entsprechende Handlungsin-
strumente bereitzustellen, 

- die Planung als interaktiver und iterativer Prozeß 
verstanden wird, bei dem Mitarbeit beziehungs-
weise Beteiligung von Betroffenen erwünscht ist 
und 

- ein Wandel von einem einseitig hoheitlichen Han-
deln hin zu einem kooperativen Handeln und zu 
einem Planungs- und Projektmanagement erfolgen 
muß. 

Die Regionalplanung sollte nicht nur in den Verdich-
tungsgebieten, sondern auch in den ländlichen, peri-
pheren Gebieten die Prinzipien der angeführten Pla-
nungskulturen berücksichtigen. Weiche Steuerungs-
instrumente wie Kooperation, Beratung, Moderation 
und Kompensation sollten einen zunehmend höhe-
ren Stellenwert erlangen. Regionalplanung sollte da-
mit tendenziell zum Regionalmanagement bezie-
hungsweise zum regionalen Ressourcenmanagement 
werden. 
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2.2 Regionalpolitik der Europäischen Union 
und die Förderung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur 

14.* Während die raumordnerischen, einschließlich 
der regionalplanerischen Aktivitäten insbesondere 
darauf abzielen, die Voraussetzungen und den Rah-
men für regionale Entwicklungsprozesse zu schaffen, 
nimmt die regionale Wirtschaftspolitik direkt Einfluß 
auf unternehmerische Entscheidungsprozesse. Maß-
nahmen zur Förderung der regionalen Wirtschafts-
struktur richten sich vorrangig auf finanzielle Anrei-
ze, wie Subventionen, Steuererleichterungen, Zins-
verbilligungen, öffentliche Darlehen und so weiter. 
Ausgehend von den bestehenden EU-Instrumenten 
müssen dabei nationale Komplementärmaßnahmen 
und Finanzierungsinstrumente den europäischen 
Rahmenvorgaben angepaßt werden. Für eine inte-
grierte Regionalpolitik ist es entscheidend, von der 
sektoralen Denkweise Abstand zu nehmen und dafür 
die Verbindung zwischen regionaler Wi rtschaft, ins-
besondere Land- und Forstwirtschaft, und den Erfor-
dernissen der Region herzustellen. Der Förderung 
sollten integrierte regionale Entwicklungskonzepte 
zugrundegelegt werden. Notwendig ist eine Flexibi-
lisierung der Fördermöglichkeiten für die Aktivie-
rung und Stärkung des endogenen regionalen Poten-
tials unter besonderer Berücksichtigung von Um-
weltbelangen. 

15.* Der Grundsatz der europäischen Strukturpolitik, 
das Entwicklungspotential der Regionen zu stärken, 
sollte generelle Basis für regionale Förderprogramme 
werden und zur Entwicklung einer Strategie beitra-
gen, die auf den spezifischen Gegebenheiten der Re-
gion basiert und somit einen Prozeß einleitet, der 
nachhaltig mit Hilfe der eigenen Kräfte die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit erhöht. Eine solche Ausrich-
tung unterstreicht, daß die regionale Wirtschaftsför-
derung nur als Hilfe zur Selbsthilfe, als Anreizmecha-
nismus mit regionalen Ausgestaltungsmöglichkeiten, 
verstanden werden darf. Dauersubventionen sollten 
möglichst vermieden werden. 

16.* Die regional zuständige Administration muß 
unter diesen Rahmenbedingungen verstärkt Bera-
tungs-, Moderations- und Kontrollfunktionen über-
nehmen. Dazu sind im gesamten Förderwesen ein-
deutige, auch nach außen transparente Zuständig-
keiten zu schaffen. Die Erfolgskontrolle der Förder-
maßnahmen ist zu vervollständigen und zu operatio-
nalisieren. Mit einem aussagekräftigen Instrumenta-
rium als Arbeitsgrundlage sind die zuständigen Stel-
len dazu zu verpflichten, den jeweils übergeordneten 
Institutionen Erfolgskontrollen über den Einsatz der 
finanziellen Zuwendungen vorzulegen. 

17.* Umweltaspekte spielen im Rahmen der regiona-
len Wirtschaftsförderung bisher nur eine untergeord-
nete Rolle und sind fortan stärker als bisher in den 
Katalog von Förderkriterien aufzunehmen. Dies kann 
im Sinne eines Ausschlußprinzips dergestalt erfol-
gen, daß zumindest bei Großprojekten nur solche 
gefördert werden, die auf ihre Umweltverträglich-
keit hin geprüft sind. Des weiteren sollten die regio-
nalen Förderprogramme als solche einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterzogen werden. Schließlich 

kann dort , wo besondere Belastungssituationen be-
stehen, an eine umweltpolitische Spreizung der För-
dersätze gedacht werden. 

18.* Darüber hinaus sind nicht-investive Maßnah-
men wie Beratung, Schulung, Forschung und Ent-
wicklung gerade im Umweltbereich von besonderer 
Bedeutung. Die Gemeinschaftsaufgaben sollten da-
her - nicht nur im Umweltschutzbereich - in gewis-
sem Umfang für die Förderung von nicht-investiven 
Maßnahmen geöffnet werden. Gerade aus staatlicher 
Sicht muß ein Interesse daran bestehen, das wirt-
schafts- und regionalpolitische Ziel der Schaffung 
von Arbeitsplätzen mit umweltpolitischen Zielen zu 
verknüpfen, um so eine dauerhaft-umweltgerechte 
Regionalentwicklung und Landnutzung zu errei-
chen. 

19.* Im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung empfiehlt der Umweltrat, daß die sek-
toralen Förderprogramme der Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der regionalen Wi rtschaftsstruktur 
und der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes langfristig 
zu einer Gemeinschaftsaufgabe „Regionalentwick-
lung" zusammengefaßt werden. Entsprechend wäre 
dann auf der regionalen beziehungsweise kommuna-
len Ebene zu entscheiden, ob etwa Infrastrukturmaß-
nahmen, Investitionen zur Gewerbeentwicklung 
oder landwirtschaftliche Vorhaben gefördert werden 
sollen. Eine solche Integration erfordert eine stärkere 
Zusammenarbeit zwischen den Fachministerien auf 
Bundes- und Landesebene (Wirtschaft, Landwirt-
schaft, Raumordnung, Ländliche Entwicklung, Um-
welt und Naturschutz) und die Entwicklung einer 
Gesamtkonzeption für den ländlichen Raum. Eine 
solche Neukonzeption muß mit einer Überprüfung 
und Neuausrichtung der föderalen Kompetenz- und 
Finanzzuordnung einhergehen. 

2.3 Raumbezogene Naturschutzpolitik 

20.* Die Naturschutzpolitik muß in Deutschland ge-
mäß dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 1) sowohl auf 
die nachhaltige Sicherung der Leistungen des Natur-
haushaltes bedacht als auch auf den Erhalt der Viel-
falt von Arten und Lebensgemeinschaften ausgerich-
tet sein. Raumbezogener Naturschutz und Land-
schaftspflege gründen hierbei auf drei Strategien: 

- Schutzgebietspolitik, das heißt Vorrangflächen für 
den Naturschutz über die Schutzgebietskatego-
rien, 

- Landschaftsplanung auf den verschiedenen Ebe-
nen sowie 

- naturschutzfachliche Korrektur von anderen Fach-
planungen und genehmigungsbedürftigen Vorha-
ben mittels Eingriffsregelung (verursacherorien-
tiert) und Umweltverträglichkeitsprüfung (vorsor-
georientiert). 

21.* Naturschutzplanung und -politik kann dabei 
aber nicht außerhalb des marktwirtschaftlichen Sy-
stems betrieben werden, da sowohl über die Ur-
sachen als auch die Gestaltungsebene zahlreiche 
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Verflechtungen zum Marktsystem bestehen. Markt-
wirtschaftliche Prinzipien müssen entsprechend stär-
ker als bisher für die Verwirklichung von Natur-
schutzzielen nutzbar gemacht werden. Die bisherige 
Erfahrung lehrt, daß eine Naturschutzplanung, die 
sich ausschließlich auf eine Reparatur von Natur-
schäden konzentriert und marktwirtschaftliche An-
reizstrukturen nicht für sich nutzbar macht, auf die 
Dauer geringen Einfluß hat. Erfolgreiche Natur-
schutzpolitik muß versuchen, die Rahmenbedingun-
gen für privates Wirtschaften durch systematischen 
Einbau angemessener Anreize und Abschreckungen 
so zu verändern, daß die Ergebnisse des Wirtschafts-
prozesses weniger umwelt- und naturschädigend 
sind und damit eine nachsorgende Naturschutzpoli-
tik weitestgehend überflüssig wird. 

22.* Bisherige Aufgabenverteilungen über die ver-
schiedenen Planungsebenen bleiben auch bei Ein-
führung marktlicher Instrumente notwendig. Die 
Vorstellung, daß sich Kommunen als „politische Un-
ternehmen" zukünftig aus einem allgemeinen Kata-
log finanziell honorierter Umweltleistungen einen 
spezifischen Satz von Naturschutzinitiativen auswäh-
len, läßt zwar eine höhere Effizienz für die einzelnen 
Maßnahmen gegenüber rein planerischer Sicherung 
erwarten, sie führt aber nicht zu der erforderlichen 
räumlichen Verteilung beziehungsweise Verzahnung 
der einzelnen kommunalen Naturschutzinitiativen. 
Der Biotopverbund oder erwünschte besondere Um-
weltqualitäten müssen zum Beispiel weiterhin über 
höhere Planungsebenen vorgezeichnet und räumlich 
koordiniert werden; Schutzgebiete sind dann ent-
sprechend der naturräumlichen Vorgaben einzurich-
ten. 

23.* Mit den Vorschlägen zur Einführung marktli-
cher Instrumente ist nach Ansicht des Umweltrates 
keine vollständige Substitution des Planungssystems 
und des ordnungsrechtlich geprägten Naturschutzin-
strumentariums verbunden. Diese in der Fachdiskus-
sion häufig anzutreffende Polarisierung zwischen 
beiden Strategien würde die konzeptionelle Weiter-
entwicklung der praktischen Naturschutzpolitik er-
heblich behindern. Das umweltplanerische Instru-
mentarium wird bei einer Umsetzung der vorgeschla-
genen Anreizinstrumente keinen Bedeutungsverlust 
erfahren. Vielmehr können die verschiedenen Pla-
nungsinstrumente damit ihre Wirksamkeit besser 
entfalten. Auch sind ordnungsrechtliche Vorgaben 
des Bundesnaturschutzgesetzes, zum Beispiel beim 
Gebietsschutz, weiterhin wesentliche Grundlage zur 
Umsetzung der Naturschutzpolitik. 

Aufgrund der finanziellen Anreize eines ökologisch 
erweiterten Finanzausgleiches ist zu erwarten, daß 
sich die Haltung der kommunalen Entscheidungsträ-
ger gegenüber Belangen und Planungen von Natur-
schutz und Landschaftspflege grundlegend ändert. 
Die bislang schwache Stellung der Naturschutzbe-
lange als zentraler Bestimmungsgrund mangelnder 
Umsetzung würde entfallen. Wenn die Sicherung 
und Entwicklung der Umweltqualität auf der Fläche 
den Kommunen finanziell entlohnt wird, kann davon 
ausgegangen werden, daß die Gemeinden Land-
schaftspläne mit großem Eigeninteresse fördern wer-
den. Gerade in ländlichen Gemeinden mit hohen 

Freiflächenanteilen und noch günstiger Ausstattung 
mit natürlichen Ressourcen könnten eigenständige 
Aktivitäten zur Planung und Sicherung dieser Quali-
täten einen ähnlich hohen Stellenwert erlangen wie 
derzeit etwa die Planung und Ausweisung von Ge-
werbe- und Wohngebieten. Eine solche Entwicklung 
wäre für die Naturschutzplanung unbestreitbar als 
Bedeutungszuwachs einzuschätzen. Der vielfach be-
klagte Ziel-Mittel-Bezug in der Landschaftsplanung 
und die geforderte Umsetzungsorientierung mit Hilfe 
des ökologischen Finanzausgleichs würden entschei-
dend verbessert. In diesem Zusammenhang erscheint 
es nach Auffassung des Umweltrates empfehlens-
wert, den Landschaftsplan als Zuweisungsgrundsatz 
beziehungsweise -bedingung vorzusehen. Eine Inte-
gration der kommunalen Landschaftsplanung müßte 
hierbei durch konkrete Vorgaben zu Untersuchungs-
umfang und -qualität begleitet werden. 

24.* Neben dem dargestellten Bedeutungszuwachs 
erscheint für die Landschaftsplanung auch eine Ak-
zentverschiebung sinnvoll. Die fachgutachterlichen 
Aufgaben der Landschaftspläne auf örtlicher Ebene 
sollten an Bedeutung gewinnen, wohingegen der 
Aspekt der Akzeptanzförderung und Überzeugungs-
arbeit als „Anwaltschaft für Natur und Landschaft" 
auf der kommunalen Ebene weitgehend entfallen 
kann, weil mit einem ökologisch orientierten kommu-
nalen Finanzausgleich und der Honorierung ökologi-
scher Leistungen ausreichende Anreizstrukturen für 
aktiven Naturschutz bestehen. Anstoß, Finanzierung 
und Qualitätsstreben in der Naturschutzplanung 
können bei diesem Ansatz aus der politischen Füh-
rung der Gemeinde beziehungsweise aus dem unter-
nehmerischen Kalkül der privaten Flächennutzer 
heraus erwartet werden. Landschaftsplaner können 
diesen Prozeß mit fachlich fundie rter und qualitativ 
hochwertiger Information und Beratung, das heißt 
gutachterlicher Dienstleistung, begleiten. Der bis-
lang notwendige und im Tagesgeschäft der Planer 
wichtige Teil, den Planungsprozeß als grundlegende 
Überzeugungsarbeit zu verstehen, wäre im bisheri-
gen Umfang somit nicht mehr notwendig. 

25.* Eine weitere Akzentverschiebung für die Land-
schaftsplanung wäre es, auf allen Ebenen einen stär-
keren Leistungs- beziehungsweise Ergebnisbezug 
herzustellen. Sowohl für den Finanzausgleich als 
auch für die ökologisch sinnvolle Lenkung einer Ho-
norierung ökologischer Leistungen bedarf es eines 
Systems von Indikatoren zur Darstellung der Leistun-
gen der Flächenbewirtschafter, die finanziell geför-
dert werden sollen. Neben der räumlichen Koordinie-
rung kann im System der Landschaftsplanung auch 
eine stufenweise Konkretisierung beziehungsweise 
Verfeinerung und damit Regionalisierung der För-
derkriterien implementie rt  werden. Hierbei müssen 
sowohl die unterschiedlichen natürlichen Vorausset-
zungen und die standörtliche Ökosystemvielfalt ein-
fließen, als auch die Knappheitsgrade einzelner Um-
weltmedien beziehungsweise Umweltfunktionen Be-
rücksichtigung finden. Die Erfassung und Dokumen-
tation der Knappheitsgrade entspricht einer Erfolgs-
kontrolle zur Wirksamkeit finanzieller Anreize. Wür-
de man zum Beispiel bestimmte Biotoptypen beson-
ders honorieren, müßte bei Wirksamkeit des Instru- 
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mentes die Gefährdung dieser Biotoptypen zurück-
gehen. Im Sinne möglichst hoher Effizienz der Mittel-
verwendung könnten in mittelfristigen Zeitabstän-
den innerhalb der überörtlichen Landschaftspläne 
die biotischen Anreizschwerpunkte verlagert wer-
den. Eine einseitige Entwicklung von „Modebioto-
pen", zum Beispiel Streuobstwiesen und Kleingewäs-
ser, könnte so vermieden werden. 

26.* Durch die Neuorientierung der Landschaftspla-
nung wird diese kommunalpolitisch zu einem wichti-
gen Handlungsfeld. Es ist zu erwarten, daß der Na-
turschutz zum Entwicklungsimpuls für die Kommu-
nen wird und den Nimbus der Verhinderungspla-
nung verliert. Die Erfassung, Bewertung und Ent-
wicklung von Natur und Landschaft, das heißt die 
Kenntnis und Information zum Naturhaushalt, wer-
den stärker als bisher zur notwendigen Führungsin-
formation in politischen und behördlichen Entschei-
dungen. 

27.* In Verbindung mit der Frage nach den zu hono-
rierenden Umweltzuständen und Umweltleistungen 
ist eine starke Dynamik bei gesellschaftlichen Aus-
einandersetzungen mit den Wertmaßstäben im Na-
turschutz und den allgemeinen Umweltqualitätszie-
len zu erwarten. Die Bereitstellung beziehungsweise 
Verausgabung von Steuermitteln für die angestreb-
ten Umweltziele wird eine intensivere Auseinander-
setzung hervorrufen, als das bislang im Rahmen von 
Genehmigungstatbeständen oder planerischen Vor-
gaben ohne Umsetzungsmittel der Fall ist. 

Diese Tendenz scheint insofern begrüßenswert, als 
damit eine allgemein verständliche politische Aus-
einandersetzung gefördert wird und die Kosten des 
Naturschutzes, die bislang in Form von Opportuni-
tätskosten einzelner Flächennutzer (Privateigentü-
mer, Kommunen) weitgehend im Dunkeln blieben, 
offen Gegenstand der politischen Diskussion wür-
den. Offengelegt würden auch die externen Kosten 
einer Agrarpolitik, die bislang weitgehend abgekop-
pelt von Zielen des Naturschutzes und der Erhaltung 
der Kulturlandschaft fast ausschließlich die Erwerbs-
interessen landwirtschaftlicher Erzeuger im Blick 
hatte. Naturschutz wäre dann nicht mehr exklusives 
Handlungsfeld einer relativ kleinen Gruppe von Ex-
perten, sondern würde stärker Gegenstand der Poli-
tik auf breiter Ebene. 

28.* Vorschläge und Politikkonzepte für die kommu-
nale Ebene müssen differenziert formuliert und als 
langfristige Handlungsoptionen eingeordnet werden. 
Die Spannweite von Flächenausstattung, Größe 
(nach Einwohnerzahl und Steuerkraft) und Verwal-
tungsapparat ist erheblich. Für die kommunale Na-
turschutzpolitik ist insbesondere die Ausstattung der 
entsprechenden Fachverwaltungen von Bedeutung. 

Wenn ländliche Regionen mit hoher natürlicher Res-
sourcenausstattung ökologische Funktionen für Ver-
dichtungsräume übernehmen, so kann es kaum sinn-
voll erscheinen, die entsprechenden Kapazitäten der 
Umweltfachverwaltung in ländlich strukturierten Re-
gionen in der gegenwärtigen Unterausstattung zu 
belassen. Aus überörtlichen Interessen heraus (im 
wesentlichen der Landesebene) kann also eine aus-
reichende Ausstattung mit entsprechenden Fach

-

kräften auch mit dem Erhalt und der Entwicklung 
ökologischer Leistungen zusätzlich begründet wer-
den. Gleichfalls könnte durch Serviceleistungen 
überörtlicher Ebenen der kommunale Bereich unter-
stützt werden. 

29.* Der endgültige Charakter von Plänen als Hand-
lungsanleitungen für den Naturschutz entspricht 
nicht mehr den vorhandenen planungstechnischen 
Potentialen und entsprach sachlich nur bedingt den 
dynamischen Strukturen der Natur- und Kulturland-
schaften beziehungsweise der Dynamik im politisch

-

administrativen Bereich. Eine Entwicklung von Pla-
nung zu Management bedarf einer stärkeren Veran-
kerung und Institutionalisierung dynamischer Pla-
nungsinstrumente. Es kann nach Ansicht des Um-
weltrates jedoch nicht um weitere, zusätzliche Instru-
mente gehen, sondern vielmehr um einen sachlich 
begründeten „Generationswechsel" der Steuerungs-
instrumente in der Naturschutzpolitik. Eine wesentli-
che Voraussetzung für eine Stärkung der Land-
schaftsplanung, insbesondere im Hinblick auf deren 
Neuorientierung, ist ein kontinuierliches Umwelt

-

monitoring, um die Datenverfügbarkeit und Daten-
qualität - als zentrales Problem aller ökologischen 
Planungen - zu verbessern. Ausreichende Infor-
mationen über den Zustand der Umwelt sind eine 
unverzichtbare Voraussetzung für ein strategisches 
Naturschutzmanagement. Erst auf dieser Grundlage 
sind aussagefähige Wirkungsanalysen, Erfolgskon-
trollen und Prognosen möglich. 

30.* Ein operatives Naturschutzmanagement muß 
eine fachlich fundierte und transparente Steuerung 
dynamischer Nutzungsstrukturen ermöglichen. Un-
ter „operativ" sind die kurzfristigen und situationsbe-
zogenen Entscheidungsbereiche mit Bedeutung für 
den Naturschutz zu verstehen. Neue Nutzungstypen 
und Änderungen der Nutzungsstrukturen am Stand-
ort müssen projektbezogen naturschutzfachlich be-
gleitet werden. Die drei Hauptaufgaben Vorsorge/ 
Vermeidung, Projektgestaltung/Alternativenbetrach-
tung und Ausgleich von Naturverbrauch stehen hier-
bei im Vordergrund und müssen für die politischen 
Entscheidungsgremien aufbereitet werden. Diese 
Aufgaben werden derzeit weitgehend von der Um-
weltverträglichkeitsprüfung übernommen; diese er-
streckt sich auch auf Eingriffe in Natur und Land-
schaft einschließlich der Ausgleichsmaßnahmen (§ 6 
Abs. 3, 4 UVPG; Anhang 1 Nr. 1.1 UVPVwV). 

31.* Wesentliche Rahmenbedingung des Natur-
schutzes sind die Eigentumsverhältnisse. Tragfähiges 
und konsequent an den erwartbaren Ergebnissen 
orientiertes Naturschutzmanagement benötigt daher 
Gestaltungsspielraum für eine aktive Steuerung der 
Flächenbesitzverhältnisse. Die Flurbereinigung im 
herkömmlichen Sinne beinhaltet bereits alle notwen-
digen Voraussetzungen einer aktiven Flächenpolitik 
für künftige Naturschutzanforderungen. In ihrer ak-
tuellen Form ist sie aber immer noch zu stark an der 
ursprünglichen Aufgabe der Flurneuordnung, das 
heißt den Belangen landwirtschaftlicher Produktions-
bedingungen, orientiert. Zukünftig stellt sich mit 
weiter abnehmender Bedeutung agrarstruktureller 
Aufgaben die Frage nach der Entwicklung der Flur-
bereinigung und vor allem ihrer immer noch erheb- 
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lichen sachlichen Ressourcen (Mittel und Fachper-
sonal). Vom Umweltrat werden erneut deutlich 
flexiblere Gestaltungsmöglichkeiten von Flurberei-
nigungsverfahren vorgeschlagen. Notwendig sind si-
tuationsangepaßte, kurzfristige und vor allem wenig 
zeitaufwendige Verfahren zur Entflechtung von Na-
turschutzkonflikten durch Flächenbesitzverhältnisse. 
Erste Ansätze hierzu bietet die Erweiterung des An-
wendungsbereichs bestimmter Verfahrenstypen der 
Flurbereinigung (Gesetz zur Änderung des Flurbe-
reinigungsgesetzes vom 23. August 1994), um zum 
Beispiel Nutzungskonflikte zwischen Naturschutz 
und Landwirtschaft zu entflechten und den Land-
tausch für Naturschutzzwecke zu erleichtern. Mit ei-
nem Gesamtvolumen von knapp 400 Millionen DM 
stehen dafür vergleichsweise umfangreiche Mittel 
zur Verfügung. Die Bedeutung dieser Gesetzesände-
rung wird durch den erhöhten Anteil der durchge-
führten vereinfachten Flurbereinigungsverfahren an 
allen Verfahrensarten (ca. 13 % im Jahr 1993) deut-
lich. Diese sich abzeichnende Umorientierung der 
Flurbereinigung wirft allerdings auch Probleme auf. 
Die materiellen und Verfahrensregelungen des Flur-
bereinigungsrechts sind auf die Grundstückseigen-
tümer beziehungsweise deren vitale ökonomische In-
teressen an einer entsprechenden Neuordnung bezo-
gen. Eine Flurneuordnung als Teil des Naturschutz-
managements kann mit einer entsprechenden Teil-
nehmergemeinschaft als aktive Größe im Konzept 
herkömmlicher Verfahren nicht unbedingt rechnen. 
Deshalb sind neue Anreizmodelle für die Grund-
stückseigentümer zur Teilnahme an modifizierten 
Verfahren notwendig. Vorstellbar sind finanzielle 
Anreize etwa in Umkehrung der derzeit üblichen Be-
teiligungskosten am Bereinigungsverfahren nach 
Flächenanteil. Flurneuordnung kann immer nur mit 
der Akzeptanz und Beteiligung der Grundstücks-
eigentümer erfolgen. Diese Akzeptanz auch unter 
geänderten Zielsetzungen und Rahmenbedingungen 
zu erwirken, müßte zukünftig von der Flurbereini-
gung als neue Herausforderung erkannt und aktiv 
für ein Naturschutzmanagement genutzt werden. Er-
forderlich wird auch eine juristisch tragfähige Rege-
lung des Interessenausgleichs zwischen den beteilig-
ten Grundstückseigentümern (Wertermittlung und 
Neuzuweisung im Abgleich mit den ökologischen 
Zielsetzungen der Verfahren). 

32.* Der zweite große aktive Bereich ist das Manage-
ment der fortlaufend anfallenden Pflege- und Erhal-
tungsmaßnahmen bei aus ökologischen Gründen zu 
pflegenden Flächen. Der Annahme folgend, daß der 
Naturschutz seine heutigen Wertmaßstäbe beibehält 
- eher noch anspruchsvoller gestaltet - ist zu erwar-
ten, daß die Aufwendungen zur Pflege der Kultur-
landschaft noch zunehmen werden. Auf der Grund-
lage qualifizierter Pflegepläne können die Pflege-
maßnahmen vornehmlich für öffentliche Flächen aus-
geschrieben und mit mittelfristigen vertraglichen 
Vereinbarungen zwischen dem zuständigen Träger 
öffentlicher Verwaltung und Landschaftspflegeunter

-

nehmern festgelegt werden. Hierbei muß nicht die 
Förderung der örtlichen Landwirtschaft im Vorder-
grund stehen, wenngleich zu erwarten ist, daß land-
wirtschaftliche Bet riebe für die nachgefragten Arbei-
ten besonders geeignet und in einem freien Wett

-

bewerb an einem kommunalen Landschaftspflege

-

markt auch konkurrenzfähig sind. 

33.* Um Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in die Praxis umzusetzen, haben sich 
Landschaftspflegeverbände als eine effektive Orga-
nisationsform erwiesen. Nachdem 1986 in Mittelfran-
ken der erste deutsche Landschaftspflegeverband 
gegründet wurde, bestehen mittlerweile über 70 die-
ser Verbände in elf Bundesländern. Sie betreuen ei-
nen bestimmten Naturraum oder ein Kreis- bezie-
hungsweise Gemeindegebiet. Landschaftspflegever-
bände sind eingetragene gemeinnützige Vereine, de-
ren Vorstand sich aus Vertretern der Landwirtschaft, 
der Kommunalpolitik und des Naturschutzes zusam-
mensetzt. Die Integration aller betroffenen Gruppie-
rungen erwies sich als ein erfolgreicher Weg, die Ak-
zeptanz zu fördern und den Erfahrungsschatz aller 
Beteiligten zu nutzen; insofern sind von Landschafts-
pflegeverbänden angestrebte Lösungen zu präferie-
ren, bei denen die Pflege der Landschaft den einzel-
nen Grundeigentümern und von ihnen vertraglich 
Beauftragten überlassen wird. Als Aufgaben und 
Ziele der Landschaftspflegeverbände können ge-
nannt werden: 

- Erhaltung und Sanierung typischer Kulturland-
schaf ten,  

- Planung, Organisation und Durchführung von 
Maßnahmen zur Erhaltung und Pflege von ökolo-
gisch wertvollen Flächen, 

- Schaffung geeigneter Biotopverbundsysteme, 

- Steuerung eines umweltverträglichen Tourismus in 
Zusammenarbeit mit den Kommunen, 

- Beratung und Information der Mitglieder sowie 

- Aufklärung der Öffentlichkeit in den Bereichen 
Natur- und Umweltschutz. 

Der Umweltrat empfiehlt, Landschaftspflegeverbän-
de für die Umsetzung regionaler Landnutzungskon-
zepte sowie der kommunalen Landschaftsplanung zu 
institutionalisieren und zu fördern. 

34.* Die Verbindung Landschaft-Landwi rtschaft ist 
ein wichtiger Anknüpfungspunkt für die Diskussion 
um die Honorierung ökologischer Leistungen der 
Landwirtschaft. Pflege und Entwicklung der Land-
schaft kann nicht auf Flächen in kommunaler Hand 
beschränkt werden, sondern muß möglichst flächen-
deckend ansetzen. Daher ist die Einbindung der ört-
lichen Land- und Forstwirtschaft in Naturschutzakti-
vitäten unumgänglich. 

35.* Langfristig sollten die Handlungsoptionen für 
eine Weiterentwicklung der Naturschutzpolitik an 
den Vorschlägen zur Einführung dezentraler Gestal-
tungsmuster und marktwirtschaftlicher Anreizinstru-
mente orientiert sein. Bei den Planungsinstrumenten 
würde dies eine Aufgabenverschiebung vom direk-
ten Lenkungsanspruch zur informellen Entschei-
dungsvorbereitung auf den entsprechenden Ent-
scheidungsebenen (Kommunen und p rivate Ent-
scheidungsträger) zur Folge haben. Die überörtli-
chen Planungsebenen würden in einem reduzierten 
Maße Vorgaben tätigen. Die unteren Ebenen würden 
weniger stark durch die überörtlichen Naturschutz- 
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planungen reglementiert, sondern könnten auf der 
fachlichen Grundlage flexibler Naturschutzinstru-
mente entsprechende Naturschutzleistungen erbrin-
gen (kommunales Naturschutzmanagement). Lang-
fristig müßten für eine solche Naturschutzpolitik der 
Kommunen allerdings auch andere Fachgesetze an-
gepaßt werden. 

36.* Die Eingriffsregelung beziehungsweise die 
landschaftspflegerische Begleitplanung ist als verur-
sacherorientierte Strategie heute unumgänglicher 
Bestandteil für öffentliche und p rivate Vorhaben. 
Dennoch sind sie für eine aktive Naturschutzpolitik 
eher als ergänzende Instrumente einzuschätzen. 
Eine echte Alternativenprüfung bei Nutzungen be-
ziehungsweise eine gleichrangige Beachtung ökolo-
gischer Belange im Sinne einer dauerhaft-umweltge-
rechten Landnutzung kann mit ihnen alleine auch 
zukünftig kaum erreicht werden. Öffentliche und p ri

-vate Entscheidungen mit wirtschaftlichen Zielsetzun-
gen werden nicht substantiell beeinflußt. 

37.* Naturschutzpolitik muß im Hinblick auf neue In-
strumente die Bereitstellung fehlender fundie rter 
empirischer Analysen und Effizienzuntersuchungen 
veranlassen. Problemanalysen und neuen Vorschlä-
gen haftet immer ein spekulativer Anstrich an, ein 
Mißstand, der aus der Sicht der Naturschutzpolitik 
nicht verschwiegen oder verdrängt werden kann. In 
den Auseinandersetzungen mit anderen Fachpoliti-
ken und bei finanziellen Verteilungskämpfen wird 
der Mangel an harten Daten immer zu Nachteilen für 
die Belange von Natur und Landschaft führen. Eine 
wesentliche übergreifende Anforderung zielt daher 
auf systematische Wirkungs- und Effizienzanalysen 
der bisherigen Naturschutzpolitik ab. Sie sind im 
Sinne von Effizienzkontrollen durch Kostenanalysen 
(Grundkosten, Opportunitätskosten, Transaktionsko-
sten) zu ergänzen. Ähnliche Anstrengungen müssen 
in Zukunft auch für Instrumente wie die Landschafts-
planung, die Eingriffsregelung und die Umweltver-
träglichkeitsprüfung systematisch vorgenommen 
werden. Das Bundesamt für Naturschutz sollte eine 
solche Evaluierung zur tatsächlichen Wirksamkeit 
der Naturschutzpolitik sicherstellen. Erste Ansätze 
sind mit der Evaluierung von Landschaftsplänen ge-
macht. 

2.4 Agrarpolitik 

38.* Der anhaltende gesamt- und regionalwirtschaft-
liche Bedeutungsverlust des Agrarsektors, zumindest 
der Nahrungsmittelproduktion, ist ein wichtiger 
Aspekt bei der Beurteilung von Wirkungen agrar-
politischer Maßnahmen auf den ländlichen Raum. 

Als Hauptursachen für den Bedeutungsverlust der 
Landwirtschaft sind vor allem der Rückgang des An-
teils der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten 
Konsumausgaben, der technische Fortschritt und da-
durch hohe Ertrags- und Effizienzsteigerungen, die 
zunehmende Auslagerung von Funktionen aus der 
Landwirtschaft in spezialisierte gewerbliche Unter-
nehmen und wachsende Importe zu nennen. Nach 
der Uruguay-Runde des GATT  im April 1994 und 
dem Inkrafttreten der Beschlüsse ab 1. Januar 1995 

zeichnet sich eine weitere Beschleunigung des 
Strukturwandels ab, da sich die Europäische Union 
neben der deutlichen Reduzierung der Preisstützung 
auch zu einer teifgreifenden Liberalisierung des 
weltweiten Agrarhandels verpflichtet hat. 

In Ergänzung zur Agrarreform von 1992 hat der 
EU-Ministerrat eine Agrar-Umwelt-Verordnung (VO 
Nr. 2078/92/EWG) erlassen, auch mit dem Ziel, den 
Strukturwandel in bestimmte Bahnen zu lenken. Die 
Verordnung soll zur Verknüpfung landwirtschafts-  
und umweltpolitischer Zielsetzungen beitragen, die 
Veränderungen des Agrarmarktes mitbegleiten und 
gewährleisten, daß den Landwirten ein angemes-
senes Einkommen sicher ist. Die Verordnung war 
Ansatzpunkt für eine detaillierte Analyse der der-
zeitigen Landbewirtschaftung durch den Umweltrat 
in seinem Umweltgutachten 1994. 

39.* Aus umwelt- und regionalpolitischer Sicht ist es 
notwendig, die negativen Umweltwirkungen einer 
intensiven landwirtschaftlichen Nutzung zu interna-
lisieren und die positiven zu honorieren. Nur durch 
eine Modifikation der Rahmenbedingungen in dieser 
Richtung ist innerhalb eines liberalisierten Agrar-
marktes ein fairer Wettbewerb gegeben, der es den 
Regionen mit schlechteren natürlichen Standortfak-
toren ermöglicht, ihre komparativen Vorteile im Be-
reich der Bereitstellung von Leistungen für den Na-
turschutz und die Erholung zu nutzen. Durch eine 
solche Politik würde die gleichzeitige Versorgung mit 
Nahrungsmitteln und mit Umweltgütern effizienter 
gewährleistet als heute. Die räumliche Verteilung der 
landwirtschaftlichen Nutzung wäre mit großer Wahr-
scheinlichkeit weiter gestreut als bei der bislang an-
gesteuerten Agrarpolitik, und zwar ohne die Land-
wirte in benachteiligten Gebieten zu leistungsunab-
hängigen Subventionsbeziehern zu machen. 

Eine Honorierung von Leistungen der Landwirtschaft 
außerhalb der Nahrungsmittelproduktion könnte sta-
bilisierend auf den Agrarsektor wirken und dazu bei-
tragen, die ökologischen Folgen des Agrarstruktur-
wandels zu vermindern. Dieses Instrument kann die 
Probleme aber nicht umfassend lösen, so daß eine ak-
tive Regionalpolitik als ein integrierender Politikan-
satz für ländliche Räume unbedingt erforderlich ist. 

40.* Neue Ansätze und Chancen, die die EU-Struk-
turpolitik für den ländlichen Raum bietet, werden 
aber bislang nicht ausreichend genutzt oder nicht 
konsequent umgesetzt. Die EU-Mittel werden im 
Prinzip nur als zusätzliche Mittel der Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz begriffen 
und entsprechend verwendet. Die Agrarpolitik wie-
derum verwendet ihren Anteil der EU-Fördergelder 
für die klassische Agrarpolitik und nur zu einem ver-
schwindend geringen Teil für die Förderung einer 
umweltverträglichen Landwirtschaft. 

41.* Eine Agrarpolitik, die den Anforderungen einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung gerecht 
wird und somit die landwirtschaftliche Nutzung und 
den Erhalt einer ökologisch we rtvollen Landschaft 
miteinander verbindet, basiert im wesentlichen auf 
folgenden Maßnahmen: 

- schrittweise Liberalisierung der Agrarmärkte, 
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- Schaffung von gezielten Anreizen zur Verminde-
rung der Umweltbelastungen der Landwirtschaft 
durch 

- schrittweisen Abbau der Subventionierung von 
fossilen Energieträgern und Einbeziehung des 
Agrarsektors in die Reform der Mineralölsteuer 
als Beitrag zu einer umweltgerechten Finanzre-
form (Umweltgutachten 1996), 

- Verteuerung des Düngemitteleinsatzes durch 
Einführung einer Stickstoffabgabe, 

- Verschärfung des Ordnungsrechts durch 

- Erweiterung der Zweckbestimmung des Dün-
gemittelrechts um ökologische Erfordernisse 
und Verschärfung der Umweltanforderungen in 
der Düngeverordnung, 

- durchgängige Begrenzung des Viehbesatzes, 
das heißt Durchsetzung der Flächenbindung 
und Festschreibung der Grundsätze und Maß-
stäbe der guten fachlichen Praxis, 

- Verschärfung der Zulassungs- und Anwen

-

dungsbestimmungen für Pflanzenschutzmittel, 

- Abbau der Privilegierung der Landwirtschaft im 
Naturschutzrecht 

- Eröffnung neuer Produktions- und Erwerbsmög-
lichkeiten für die Landwirtschaft außerhalb der 
traditionellen Nahrungsmittelproduktion durch 

- die Honorierung ökologischer Leistungen (In-
ternalisierung positiver Umwelteffekte der 
Agrarproduktion) und 

- die Schaffung von Möglichkeiten für Erwerbs-
kombinationen im Rahmen einer aktiven Struk-
turpolitik für den ländlichen Raum. 

Weitere Maßnahmen müssen diese Handlungsfelder 
flankieren, um die Wirkung der marktwirtschaftli-
chen Instrumente voll zur Geltung zu bringen und 
den initiierten ökologisch ausgerichteten Struktur-
wandel sozial abzusichern: 

- Intensivierung und Verbesserung von Information, 
Beratung und Aufklärung sowohl auf der Seite der 
Landwirte als auch der Verbraucher, 

- gezielte, an ökologischen Kriterien ausgerichtete 
Investitions- und Forschungsförderung zur be-
schleunigten Einführung von Innovationen und 
für den Ausbau der Umweltbeobachtung zur Er-
folgskontrolle der eingesetzten Instrumente sowie 

- Sicherung von Mindesteinkommen und sozialer 
Infrastruktur in ländlichen Räumen durch die 
Agrarsozialpolitik. 

Liberalisierung der Agrarmärkte 

42.* Aus umweltpolitischer Sicht weisen die in der 
EG-Agrarreform von 1992 enthaltenen Ansätze zur 
Liberalisierung des Agrarsektors im Prinzip in die 
richtige Richtung. Eine schrittweise Liberalisierung 
des Agrarmarktes kann nur in Verbindung mit den 
anderen Elementen des Gesamtkonzeptes eine öko-
logisch positive Wirkung entfalten, soll nicht die 
landwirtschaftliche Nutzung unter marktwirtschaftli-
chen Wettbewerbsbedingungen sich auf wenige Re

-

gionen konzentrieren und gänzlich auf die Nah-
rungsmittelproduktion beschränkt sein. Die Erzeu-
gung von gesellschaftlich erwünschten Umweltgü-
tern fände genauso wenig statt wie eine ausreichen-
de Rückführung der Umweltbelastungen. Da die Li-
beralisierung allein nicht die durch fehlende Interna-
lisierung von Umweltkosten verursachte Fehialloka-
tion von Produktionsfaktoren beseitigt, wird ergän-
zend der Einsatz spezifischer umweltpolitischer In-
strumente, wie zum Beispiel die Besteuerung von Be-
triebsmitteln, notwendig. Gleichzeitig müssen die 
Nutzen von positiven ökologischen Leistungen stär-
ker honoriert werden, als dies durch die schrittweise 
Freigabe von Mengen und Preisen sowie den Abbau 
von Subventionen erreichbar wäre. Da ökonomische 
Anreize nur auf funktionierenden Märkten ihre volle 
Wirkung entfalten können, ist die Liberalisierung des 
Agrarsektors ein notwendiges, aber nicht hinreichen-
des Element einer Neuorientierung der Agrarpolitik 
im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten Landnut-
zung. 

Schaffung von Anreizen zur Verringerung 
der Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft 

43.* Die bisherige Agrarumweltpolitik arbeitet fast 
ausschließlich mit ordnungsrechtlichen Instrumen-
ten, die aus ökologischer Sicht zum Teil abgebaut, 
zum Teil aber auch verschärft werden müssen, 
um dem Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung gerecht zu werden. Darüber hinaus 
wird seit langem gefordert, den Schutz der Umwelt 
in einem marktwirtschaftlich orientierten (Agrar-) 
System auch mit ökonomischen Instrumenten zu si-
chern. Auf der Basis von ökonomischen Rahmenbe-
dingungen bei der Nutzung der Umwelt, wie sie 
zum Beispiel durch Lenkungsabgaben oder Lizen-
zen geschaffen werden können, sind allgemeine, 
sektor- und standortübergreifende Ziele im Bereich 
des Natur- und Umweltschutzes bedeutend kosten-
günstiger zu verwirklichen als unter den gegenwär-
tigen Bedingungen. 

44.* Für den Einstieg in eine umweltgerechte Fi-
nanzreform empfiehlt der Umweltrat die Erhebung 
einer CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe (Umwelt-
gutachten 1996). Die Abgabe sollte nach Vorstellung 
des Umweltrates auf die Mineralölsteuer anrechen-
bar sein. Eine Steuerbefreiung oder -begrenzung der 
Landwirtschaft, wie etwa in Form der heutigen Gas-
ölbeihilfe, erscheint mittelfristig nicht gerechtfertigt, 
zumal der Einsatz des Dieselkraftstoffs durch die 
Landwirte für den privaten Straßenverkehr ohnehin 
nicht zu verhindern ist, und durch die Gasölverbilli-
gung erheblicher administrativer Aufwand entsteht. 
Trotz der schwer einzuschätzenden ökologischen Ef-
fekte empfiehlt der Umweltrat jedoch, die Subventio-
nierung des Dieseleinsatzes in der Landwirtschaft 
schrittweise abzubauen. 

Soll die Abschaffung der Gasölverbilligung für die 
Landwirte akzeptabel sein, muß der Ausfall eines 
wesentlichen Einkommensanteils mit entsprechen-
den Kompensationen verbunden sein. Der Umweltrat 
empfiehlt daher an ökologische Leistungen gekop-
pelte Transferzahlungen. Allerdings kann eingewen- 
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det werden, daß die Höhe der ökologisch und sozial-
politisch motivierten Transferzahlungen durch die 
Abschaffung der Gasölverbilligung beträchtlich stei-
gen muß; andererseits wäre es aber inakzeptabel, zur 
Senkung der erforderlichen Transferzahlungen aus-
gerechnet die zum Teil umweltbeeinträchtigenden 
Betriebsmittel steuerlich zu entlasten. Flankierend 
könnten Investitionshilfen zur Förderung des Einsat-
zes leichter Geräte mit niedrigem Diesel- oder Erd-/ 
Biogasverbrauch geleistet werden. Da die umweltpo-
litisch unerwünschten Effekte der Abschaffung der 
Gasölverbilligung nicht exakt zu bestimmen sind, 
sollten zum Beispiel flankierende Instrumente zur 
Beschränkung des Düngemittel- und Pflanzen-
schutzmitteleintrags eingesetzt werden. 

45.* Eine Analyse der relativen Wirkungen einer bei 
dem direkten Einsatz von Energieträgern ansetzen-
den, im Zeitablauf progressiv steigenden Energiebe-
steuerung der Landwirtschaft zeigt, daß das gesamte 
Betriebsergebnis eines konventionell wirtschaften-
den Landwirts stärker belastet werden würde als das 
eines ökologisch wirtschaftenden. Allerdings sind die 
durch die Steuer induzierten relativen Kostensteige-
rungen in der ökologischen Landwirtschaft größer als 
im konventionellen Landbau. Dies erklärt sich aus 
der unterschiedlichen Aufteilung von direkten und 
indirekten Energieverbräuchen, wobei der Anteil der 
direkten Energieverbräuche in der ökologischen 
Landwirtschaft deutlich über dem in der konventio-
nellen Landwirtschaft liegt. Während nun aber die 
Erzeuger von Trägern indirekter Energie die Preis-
steigerungen ihrer Erzeugnisse durch Impo rte von 
Vorleistungen aus Ländern, in denen entsprechende 
Energieabgaben nicht erhoben werden, unter dem 
durchschnittlichen Energiesteuersatz halten können, 
müssen die zusätzlichen Kosten direkter Energiever-
bräuche in voller Höhe von den Landwirten getragen 
werden. Da der konventionelle Landbau bei den 
Deckungsbeiträgen einen niedrigeren absoluten 
Ausgangswert hat, ihre absoluten Kostensteigerun-
gen aber eine größere Dimension haben, wird sich im 
Verhältnis zum Referenzjahr der Deckungsbeitrag 
und bei konstanten Fixkosten das Bet riebsergebnis 
im Vergleich zum ökologischen Landbau stärker ver-
mindern. 

Eine Verminderung des Energieeinsatzes bezie-
hungsweise der CO2-Emissionen wäre bei einer EU

-

weiten Energieverteuerung durch Abgaben weitaus 
wahrscheinlicher, weil dann sowohl das Preisniveau 
der inländisch erzeugten Energieträger als auch das 
der aus der Europäischen Union importierten Vor-
leistungen (z. B. Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, 
chemische Zwischenprodukte, Futtermittel) steigen 
würde und die konventionellen Betriebe wegen des 
höheren Anteils an indirekten Energieeinsätzen stär-
ker belastet werden würden. 

Der Vorschlag des Umweltrates zu einer umweltge-
rechten Finanzreform sieht weiterhin vor, die fixen 
Wegekosten vollständig über die Kraftfahrzeugsteuer 
beziehungsweise Regional- und Fernverkehrsvignet-
ten zuzulassen, wobei die Regionalvignette als 
Zwangsbeitrag erhoben wird (Umweltgutachten 
1996). Alle selbstfahrenden Landmaschinen sollten 
entsprechend der Empfehlung von der Kraftfahr

-

zeugsteuer beziehungsweise der Vignettenpflicht 
ausgenommen werden, nicht aber die von der Land-
wirtschaft genutzten Personen- und Lastkraftwagen. 

46.* Als Anreiz zur Reduzierung des Nährstoffein-
trags aus mineralischer Düngung empfiehlt der Um-
weltrat - unter Abwägen der aktuellen Rahmen-
bedingungen - nach wie vor die Einführung einer 
Stickstoffabgabe mit einer lenkungswirksamen 
Rückerstattung der Einnahmen an die Landwirt-
schaft. Eine der Voraussetzungen für die Rückerstat-
tung der Abgabe muß der Nachweis einer ausgegli-
chenen Düngebilanz sein. Der Umweltrat hielte eine 
Stickstoffabgabe tatsächlich dann nicht mehr für 
erforderlich, wenn das Ordnungsrecht strengere 
Maßstäbe anlegte und in der Düngeverordnung zum 
Beispiel am Konzept der kritischen Eintragsraten 
orientierte Grenzwerte für maximale Nährstoffbilan-
züberschüsse festlegte und deren Einhaltung auf 
effiziente Weise kontrolliert werden könnte. Da nach 
derzeitigem Stand durch die Düngeverordnung 
keine flächendeckende und ausreichende Reduzie-
rung bei den Nährstoffeinträgen aus der Landwirt-
schaft zu erwarten ist, schlägt der Umweltrat parallel 
zum Erlaß der Düngeverordnung die Einführung 
einer Abgabe auf mineralischen Stickstoffdünger 
vor. Hiermit soll sichergestellt werden, daß sich die 
Düngung flächendeckend auf einem standortan-
gepaßten, niedrigeren Niveau einstellt und damit 
auch die Umweltbelastungen verringert werden. 

Bei der Bestimmung der Abgabenhöhe muß beachtet 
werden, daß bei Einführung einer CO2-Abgabe be-
reits die Herstellung und die Ausbringung von Dün-
gemitteln verteuert wird. Die Abgabenhöhe für die 
Besteuerung des Mineraldüngers muß also im Rah-
men des Gesamtpaketes einer umweltgerechten Fi-
nanzreform bestimmt werden. Als langfristige Ziel-
setzung im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung ist die Einhaltung der kritischen Ein-
tragsraten für Stickstoff in naturnahe Ökosysteme 
anzustreben. Die Verwirklichung dieser Zielsetzung 
erfordert eine erheblich stärkere Reduzierung des 
Nährstoffeintrags - nicht nur aus der Landwirtschaft. 
Solange das Konzept der kritischen Eintragsraten je-
doch nicht flächendeckend zur Verfügung steht, 
empfiehlt der Umweltrat als politisches Minimalziel, 
die Maßnahmen zur Reduzierung des Düngemittel-
einsatzes an der internationalen Verpflichtung zur 
Reduzierung der Nährstoffeinträge in Nord- und 
Ostsee auszurichten. 

47.* Die ordnungsrechtlichen Vorgaben zum Pflan-
zenschutzmitteleinsatz sind im Vergleich zum Dün-
gemitteleinsatz von einer anderen inhaltlichen Quali-
tät. Die Zulassungsbestimmungen vermögen nur 
eine schwache Steuerung im Hinblick auf den 
Schutz des Grundwassers und des Naturhaushaltes 
zu gewährleisten, jedoch ist die Eingriffsintensität in 
räumlich abgegrenzten Schutzgebieten vergleichs-
weise hoch. Insbesondere fehlt ein flächendeckendes 
Instrumentarium zur Senkung des Pflanzenschutz-
mitteleinsatzes. Das Zulassungs- und Anwendungs-
recht muß daher im Zuge der Änderung des Pflan-
zenschutzgesetzes und untergesetzlicher Regelun-
gen verschärft werden, soweit dies gemeinschafts-
rechtlich möglich ist. Ergänzend hierzu soll die land- 
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wirtschaftliche Offizialberatung und die Verbrau-
cherberatung verbessert werden. 

Eröffnung neuer Erwerbsmöglichkeiten 

48.* Die vorgeschlagenen ökonomischen Instru-
mente sollen die Einkommensmöglichkeiten land-
wirtschaftlicher Bet riebe erweitern und eine Alloka-
tion der Ressourcen in umweltverträglichere Bahnen 
lenken. Der Schwerpunkt liegt auf der Behebung 
von Marktdefiziten, die auf fehlenden Preisen für die 
Erbringung positiver Umweltleistungen beruhen. Für 
diesen Schwerpunkt bietet sich als Instrument die 
Honorierung ökologischer Leistungen an. Im Rah-
men der Honorierung ökologischer Leistungen tritt 
die öffentliche Hand dort als Nachfrager nach Um-
weltqualität auf, wo sich privatwirtschaftliche Märkte 
nicht effizient bilden lassen. 

49.* Für die Landwirte wird es angesichts des fort-
schreitenden Strukturwandels in vielen ländlichen 
Gebieten verstärkt darauf ankommen, die Möglich-
keiten der Erwerbskombination beziehungsweise 
Mehrfachbeschäftigung konsequent zu nutzen. Dazu 
bieten sich unter anderem an: 

- Aufnahme von Nebenerwerbstätigkeiten in ländli -
chen Gewerbe- und Dienstleistungsbereichen, 

- Übergang zum ökologischen Landbau, wenn die 
entsprechenden Voraussetzungen (Absatz, Ver-
marktungseinrichtungen, ausreichendes Arbeits-
potential) gegeben sind, 

- Übernahme von Verarbeitungsaktivitäten und Di-
rektabsatz der erzeugten Produkte für Bet riebe in 
der Nähe von Zentren (z. B. Bauernbrot, F risch-
fleisch, Gemüse), 

- Übernahme von Naturschutz- und Landschafts-
pflegearbeiten (bessere Auslastung vorhandener 
Maschinen- und Arbeitskapazitäten, Kenntnisse 
der örtlichen Natur- und Landschaftsbestandteile), 

- Übernahme weiterer kommunaler Dienstleistun-
gen, wie zum Beispiel Winterdienste, Betreuung 
von Infrastruktureinrichtungen, lokale Transpo rt

-arbeiten, 

- Tätigkeiten im Bereich Naherholung und Frem-
denverkehr (Reitpferdehaltung, Urlaub auf dem 
Bauernhof, zum Teil in Kombination mit der Ver-
marktung eigener Produkte), 

- Nutzung und Ausbau vorhandener, nicht mehr be-
nötigter Wirtschaftsgebäude, zum Beispiel für 
Wohnzwecke oder zur Vermietung als Wohnwa-
genstellplatz. 

Die Mehrfachbeschäftigung von Landwirten soll zum 
einen zur Stabilisierung ihrer Einkommen und zum 
anderen zur Versorgung von ländlichen Gebieten mit 
Dienstleistungen und Infrastruktur beitragen. Die 
aufgezeigten Möglichkeiten können nicht als Patent-
rezepte für alle ländlichen Regionen aufgefaßt wer-
den. Vielmehr sind im konkreten Fall die Möglich-
keiten und Grenzen genau zu prüfen. Insbesondere 
wird es darauf ankommen, die regionalen Angebots

-

potentiale (z. B. touristische Attraktionen, spezifische 
Managementvoraussetzungen) und die Nachfrage- 
und Absatzsituation realistisch einzuschätzen. Der 

Umweltrat empfiehlt, die Möglichkeiten zur Er-
werbskombination von Landwirten gezielt mit Mit-
teln der nationalen und der EU-Strukturförderung 
für einen Übergangszeitraum zu unterstützen und zu 
prüfen, inwiefern rechtliche Umsetzungshindernisse 
aus dem Weg geräumt werden können (z. B. Erweite-
rung der Grenzen der Gewerblichkeit von landwirt-
schaftlichen Betrieben). 

50.* Als flankierende Instrumente sind einzusetzen: 

- Information und Aufklärung der am Marktgesche-
hen Beteiligten bezüglich zukünftiger Entwicklun-
gen in der Agrarpolitik, 

- stärkere Bündelung der staatlichen Agrarfor-
schungsförderung auf Forschungsschwerpunkte 
des Agrar-Umwelt-Bereichs, 

- Gewährung einzelbetrieblicher Investitionsförde-
rung für solche Techniken, deren positive Umwelt-
effekte über den Stand der ansonsten angewende-
ten Verfahren hinausgehen, sowie 

- Klärung, ob hinsichtlich der organisatorischen 
Zweckmäßigkeit auch zukünftig eine eigenständi-
ge Agrarsozialpolitik aufrechterhalten oder ob die 
agrarsoziale Sicherung in das allgemeine System 
der sozialen Sicherung integriert werden soll. 

2.5 Honorierung ökologischer Leistungen 
der Land- und Forstwirtschaft 

51.* Bisher wurde durch die Landwirtschaft insbe-
sondere das biotische Ertragspotential und somit ein-
seitig das Produktionsziel gefördert. Die ökologi-
schen Leistungen wurden gar nicht oder nur wenig 
honoriert. Land- und Forstwirtschaft können aber je 
nach Standort und sonstigen Umständen folgende 
ökologische Leistungen erbringen: 

- Erhaltung der Vielfalt von Flora und Fauna, 

- Sicherung und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit der (insbesondere historischen) 
Kulturlandschaften, 

- Sicherung der Erholungs- und Erlebnisfunktion 
der Landschaft, 

- Gewährleistung der Schutz-, Filter-, Retentions- und 
Reinigungsfunktionen von Wasser, Boden und Luft, 

- Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Wasser-
haushalts, insbesondere hinsichtlich der Grund-
wasserneubildung, des Oberflächenabflusses und 
der Wasserqualität, 

klimatischer Ausgleich, 

- Erosionsschutz durch Grünlandbewirtschaftung 
oder Bewaldung sowie 

CO2-Senkenfunktion durch Anreicherung organi-
scher Substanz und Biomassezuwachs. 

52.* Die bisherige Praxis der Honorierung ökologi-
scher Leistungen leidet vor allem unter ihrem ungün-
stigen Erscheinungsbild bei den Adressaten. Land- 
und Forstwirte konnten im allgemeinen noch nicht 
davon überzeugt werden, daß die Erbringung ökolo-
gischer Leistungen eine gleichwe rtige Aufgabe ne- 
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ben der Produkterzeugung ist und ein ebenso faires 
und berechenbares Einkommen verdient. Noch im-
mer werden fast ausschließlich Erträge aus dem Pro-
duktverkauf als das „eigentliche" Einkommen ange-
sehen, auf welches man sich (entgegen aller Erfah-
rung bei der politischen Festsetzung von Agrarprei-
sen) verlassen können müßte, während es sich bei 
der Honorierung ökologischer Leistungen um ein zu-
sätzliches Einkommen handelt, welches möglichst 
geschickt in Anspruch genommen wird, bevor es 
wieder versiegt. Um dem entgegenzutreten, regt der 
Umweltrat an: 

- Entbürokratisierung: Das Antragswesen ist grund-
sätzlich zu vereinfachen. Einmal gefaßte Regelun-
gen müssen, wenn sie sich bewährt haben, Be-
stand haben und dürfen nicht fortwährend und in 
jedem Bundesland wieder anders verordnet wer-
den. 

- Beständigkeit: Es liegt im Wesen ökologischer 
Zielsetzungen, daß sie in der Regel langfristig de-
finiert sind. Schon dies gebietet Kontinuität. Auch 
in ökonomischer Sicht ist diese jedoch geboten, da 
die Betriebe insbesondere bei durchgreifenden 
und großflächigen Extensivierungsmaßnahmen 
langfristig bindende Investitionsentscheidungen 
treffen müssen. Die Kurzfristigkeit bisheriger Ver-
träge und die Koppelung ihrer Erneuerung an die 
Haushaltslage der zuständigen Behörden kann 
nicht länger hingenommen werden. 

- Betriebliche Orientierung: Wegen der genannten, 
tiefgreifenden Einflüsse auf den gesamten Betrieb 
sollten einige bislang ausschließlich flächenge-
bunden definierte Honorierungen stärker be-
triebsbezogen bestimmt werden. Dabei sind auch 
neue Zahlungsarten zu erproben, etwa verstärkte 
Finanzhilfen für ökologisch erwünschte Investitio-
nen, wie zum Beispiel Stallbauten mit entspre-
chenden Haltungsauflagen, welche den Bet rieben 
eine langfristige Planung ermöglichen. 

- Leistungsbezogenheit: Es ist für ein „gemäßigtes 
Leistungsprinzip" zu plädieren, welches die Pro-
bleme der Leistungsbezogenheit nicht ignoriert. 
Bei der Bemessung der Höhe des Honorierungs-
entgeltes sollten als Richtschnur langfristig die 
Präferenzen der Bevölkerung maßgeblich sein; auf 
absehbare Zeit werden jedoch politisch-konsen-
sual festgelegte Sätze unverzichtbar sein. Wo un-
ter anderem wegen des hohen Zeitbedarfs bis zum 
ökologischen Erfolg eine rein ergebnisorientierte 
Honorierung ausscheidet, sollten in die hand-
lungsorientierten Maßnahmen zumindest Anreiz-
elemente eingebaut werden, welche das Interesse 
der Ausführenden am Erfolg stärken. Geeignete, 
in der Literatur vorgeschlagene „Ökopunkte"-Mo-
delle sollten ebenso wie Honorierungen für den 
Nachweis von Wiederansiedlungen charakteristi-
scher Arten mit hohem Indikationswert regional 
getestet werden. 

- Mehrstufigkeit der Förderebenen: Gegenwärtig 
kommen die überwiegenden Impulse aus der Eu-
ropäischen Union und werden in Deutschland von 
den Ländern umgesetzt. Dies verleiht dem System 
ein zentralistisches Gepräge und läßt regionalen 

und lokalen Initiativen zu wenig Raum. Kommu-
nen, Landkreise, Wasser- und Bodenverbände, 
Landschaftspflegeverbände und Naturschutzorga-
nisationen sind an Planung und Durchführung 
stärker zu beteiligen; die Finanzschlüsselung ist 
entsprechend anzupassen. 

- Verknüpfung mit Planungsinstrumenten: Alle öko-
logischen Zielsetzungen besitzen einen räum-
lichen Bezug; die Bewahrung und vor allem Wie-
derherstellung anspruchsvoller biotischer und abi-
otischer Ressourcenausstattungen gelingt nie 
ohne räumliche Planung. Es kommt nicht allein 
darauf an, daß in einer Region 1 000 ha Wiesen ex-
tensiviert werden, sondern vor allem auch, welche 
Flächen dafür vorgesehen sind und wie sie mitein-
ander vernetzt werden. Dazu ist allerdings das be-
treffende planerische Instrumentarium, insbeson-
dere die Landschaftsplanung und die agrarstruk-
turelle Vorplanung weiterzuentwickeln. 

53.* Für eine Umsetzung des Instrumentes der Hono-
rierung ökologischer Leistungen im Sinne einer dau-
erhaft-umweltgerechten Entwicklung empfiehlt der 
Umweltrat folgendes Maßnahmenpaket: 

Für eine verläßliche und umsetzbare Grenzzie-
hung zwischen unentgeltlich einzufordernder 
Rücksichtnahme der Landnutzer auf natürliche 
Ressourcen und entgeltwürdigen ökologischen 
Leistungen müssen Kriterien entwickelt werden, 
zum Beispiel in Form möglichst spezifischer Po-
sitiv- und Negativlisten. 

- Kurzfristige Verträge müssen aus ökologischen 
und betriebswirtschaftlichen Gründen durch lang-
fristige Vereinbarungen ersetzt werden, die den 
Betrieben Planungssicherheit geben. 

- Die handlungsorientierte Entgeltung ökologischer 
Leistungen sollte schrittweise durch die leistungs-
orientierte Bezahlung ersetzt werden. Durch die 
Möglichkeit zur Erzielung von Renteneinkommen 
aus der Erbringung ökologischer Leistungen wer-
den dabei Anreize gesetzt. 

- Bei der Festlegung von Honorierungstatbeständen 
müssen einserseits regionale und örtliche Instan-
zen und Vereinigungen, wie zum Beispiel Land-
schaftspflegeverbände , einbezogen werden, um 
Ortskenntnisse verfügbar zu machen. Anderer-
seits gilt es, übergeordnete Honorierungstatbe-
stände auf EU- und Bundesebene festzulegen. 

- Die Abgeltung ökologischer Leistungen muß mit 
räumlichen Planungsinstrumenten auf regionaler 
und örtlicher Ebene, wie Landschaftsplänen, 
agrarstrukturellen Vorplanungen, informellen Land-
nutzungskonzeptionen der Agrarverwaltung, ver-
knüpft werden. 

- Zumindest ein Teil der bestehenden Agrarförder-
mittel auf EU- und nationaler Ebene sollte kurz- 
bis mittelfristig in Entgelte für ökologische Lei-
stungen umgewidmet werden. Langfristig sind 
ökologische Leistungen durch direkte Inanspruch-
nahme der Zahlungsbereitschaft auf unterschiedli-
chen Wegen zu finanzieren. 

- Auch in der Forstwirtschaft müssen ökologische 
und Erholungsleistungen entgolten werden. 
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54.* Der Umweltrat ist sich der vielen noch offenen 
Fragen zur Honorierung ökologischer Leistungen be-
wußt und sieht vordringlich Forschungsbedarf in fol-
genden Feldern: 

- Entwicklung von Indikatoren zur Erfassung von 
Umweltqualität beziehungsweise von Umweltlei-
stungen, 

- Vergleich von ökonomischer Effizienz und ökolo-
gischer Wirksamkeit verschiedener Anreizinstru-
mente zur Honorierung von Umweltleistungen der 
Landwirtschaft (u. a. bei Naturschutzprogrammen 
auf zentraler (Bund/Länder) und auf dezentraler 
Ebene sowie bei Umsetzung über regionale Land-
nutzungskonzepte und über Ökopunkte-Modelle), 

- Vergleich von Effizienz und ökologischer Wirk-
samkeit verschiedener institutioneller Bereitstel-
lungsformen auf regionaler Ebene (Landschafts-
pflegeverbände, Naturschutzverbände, Kommu-
nen/Landkreise (Naturschutzbehörden), Reser-
vatsverwaltungen, private Umweltplanungs- und 
Beratungsbüros), 

- Zusammenwirken der Instrumentenkombinatio-
nen, insbesondere umweltrelevante Abgaben/Ho-
norierung ökologischer Leistungen sowie 

- Entwicklung von Methoden und Verfahren zur Er-
folgskontrolle. 

2.6 Ökologischer Finanzausgleich 

55.* Als ersten Schritt zu einem umfassenden inter

-

regionalen Lastenausgleich schlägt der Umweltrat 
als zentrales Element neuer Anreizstrukturen einen 
ökologisch erweiterten Finanzausgleich vor, der ne-
ben den klassischen Kompensationsmechanismen 
für die sozioökonomischen Leistungen zentraler Orte 
auch zusätzlich Umweltfunktionen und -leistungen 
der ländlichen Räume berücksichtigt. Damit eine Er-
weiterung subsidiärer Handlungsspielräume auf der 
Kommunalebene für eine dauerhaft-umweltgerechte 
Landnutzung möglichst ergebnisorientiert genutzt 
wird, bedarf es gezielter Anreize für diese politische 
Entscheidungsebene. Der Vorschlag eines ökolo-
gisch erweiterten Finanzausgleichs sollte in interdis-
ziplinärer Zusammenarbeit mit Fachvertretern aus 
den Finanzwissenschaften, den Planungswissen-
schaften und ökologischen Disziplinen weiter vertieft 
und konkretisiert werden. 

Die aus Umweltsicht wichtigen Überlegungen zu 
dem Vorschlag sind durch die folgenden Eckpunkte 
gekennzeichnet. 

Regional differenzierte Umweltleistungspotentiale 

56.* Unter Berücksichtigung der verschiedenen 
konkurrierenden Raumnutzungsansprüche werden 
Umwelt- und Naturschutzleistungen ebenso wie 
die erwerbswirtschaftlichen Nutzungen - gerade in 
dicht besiedelten Ländern wie der Bundesrepublik 
Deutschland - in Abhängigkeit von den spezifischen 
Naturraumpotentialen und regionalen Entwicklungs

-

zielen entsprechend unterschiedliche Bedeutung in 
einzelnen Regionen haben müssen. Regionale Diffe-
renzierung muß daher ein Grundpostulat der Regio-
nal- und Umweltpolitik bleiben. Aus der Notwendig-
keit zur differenzierten Landnutzung und der Nut-
zungskonkurrenz in jeder Einzelregion folgt, daß so-
wohl Umweltbelastungen als auch Umweltleistun-
gen regional unterschiedlich verteilt sind und auch 
zukünftig bleiben werden. 

Umweltschutz als aktiver Bestandteil 
teilräumlicher Entwicklungspolitik 

57.* Weil ökologische und ökonomische Potentiale 
ebenso wie die Fähigkeit und die Präferenzen zur 
Nutzung dieser Potentiale unterschiedlich über den 
Raum verteilt sind, können die Teilräume innerhalb 
föderaler Systeme (Kommunen gegenüber den Krei-
sen, Kreise gegenüber Funktionsräumen, Funktions-
räume gegenüber den Ländern, Länder gegenüber 
dem Bund, Mitgliedstaaten gegenüber der EU) je-
weils eigene Strategien zum Angebot ökonomischer 
und ökologischer Leistungen entwickeln, um die je-
weilige teilräumliche Wohlfahrt zu optimieren. Bei 
der Entscheidung für die den besonderen Bedingun-
gen des jeweiligen Teilraums bestangepaßte Strate-
gie haben die jeweiligen Teilräume komparative Vor-
teile gegenüber den vertikal höheren Raumebenen. 
Es handelt sich dabei vor allem um die Informations-, 
Motivations- und Kontrollvorteile, mit denen die Fö-
deralismustheorie für eine maximale Dezentralisie-
rung der Aufgabenerfüllung plädiert, es sei denn, ei-
ner weiteren Dezentralisierung stehen Externalitäten 
zwischen den unabhängig handelnden Teilräumen 
(z. B. Schadstoff „export") oder Kostenvorteile großer 
Organisationen bei der Aufgabenerfüllung gegen-
über. 

Die Vorteile dezentraler Kompetenzansiedlung sind 
in besonderem Maße bei Entscheidungen über die 
Landnutzung gegeben, die im allgemeinen detaillier-
te örtliche Kenntnisse der jeweiligen lokalen Aus-
gangsbedingungen und Chancen alternativer Land-
nutzungsstrukturen erfordern und an den Bedürfnis-
sen der im jeweiligen Teilraum lebenden Einwohner 
nicht vorbeigehen dürfen. Darüber hinaus dürften 
zumindest auf der Ebene von Funktionsräumen in 
der Regel die meisten der ökonomischen und ökolo-
gischen Verflechtungen internalisiert sein. Soweit 
grenzüberschreitende ökonomische Aktivitäten statt-
finden, sind ihre Kosten und Nutzen über die Märkte 
weitgehend internalisiert. Dies trifft auch zumindest 
für jenen Teil der ökologischen Leistungen einer Re-
gion zu, die die touristische Attraktivität vergrößern 
und sich in höheren Einnahmen der regionalen Tou-
rismusbranche niederschlagen. 

Insofern gilt es, beim ökologischen Finanzausgleich 
die Vorteile dezentraler Entscheidungen über die 
Landnutzung beizubehalten, diese Entscheidungen 
jedoch durch geeignete finanzielle Anreize in um-
weltgerechtere Bahnen zu lenken. Dies bedeutet, 
daß grundsätzlich stärker mit Schlüsselzuweisungen 
als mit aktivitätsscharf umrissenen Zweckzuweisun- 

 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4109 

gen gearbeitet werden sollte. Es bedeutet auch, daß 
mit ebenenspezifischen Anreizen gearbeitet werden 
muß, um den auf jeder politischen Ebene unter-
schiedlichen Entscheidungsgegenständen im Zu-
sammenhang mit der Landnutzung Rechnung zu tra-
gen. 

- Für die nationale Quotierung von Mitteln aus dem 
künftig stärker auf das Ziel der umweltgerechten 
Landnutzung zu orientierenden Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft könnten zum Beispiel das Ausmaß, in 
dem der jeweilige Mitgliedstaat die auf die Um-
welt bezogenen Verordnungen und Direktiven der 
Europäischen Union umgesetzt hat, die Fläche der 
Schutzgebiete von europäischem Interesse, die 
Höhe der grenzüberschreitenden Schadstoffströ-
me, die land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche 
und die Einwohnerzahl eine Rolle spielen. 

- Der Bund könnte bei der Zuteilung von Mitteln an 
die Länder im Rahmen eines ökologischen Finanz-
ausgleichs unter anderem auf Vollzugsdefizite bei 
Umweltschutzgesetzen und -verordnungen, die 
Fläche national und übernational bedeutender 
Schutzgebiete, die landesgrenzenüberschreiten-
den Schadstoffströme, die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzfläche sowie die Einwohnerzahlen 
abstellen. Hinzu treten Kriterien, die auf die Kom-
pensation von Beeinträchtigungen gerichtet sind, 
welche die Länder im Interesse des Gesamtstaats 
tragen (z.B. bei überregionalen Verkehrswegen). 

- Auch bei Zuweisungen der Länder an die Gemein-
den im Rahmen eines ökologischen Finanzaus-
gleichs werden die Kriterien, die für die Mittelzu-
teilung zwischen übernationaler und nationaler 
Ebene beziehungsweise zwischen nationaler und 
Länderebene entscheidend sind, eine wichtige 
Rolle spielen. Hinzu treten Kriterien zur Kom-
pensation von teilräumlichen Entwicklungsbe-
schränkungen im Interesse des Landes. Darüber 
hinaus sollten auf der Landesebene die als hono-
rierungsfähig angesehenen ökologischen Leistun-
gen detaillie rt  als weitere Bemessungsgrundlage 
für Zuweisungen im Rahmen des ökologischen Fi-
nanzausgleichs eingeführt werden. Hierfür sollten 
„Ökopunkte"-Kataloge aufbauend auf Indikato-
ren entwickelt werden. Unter diesen ausgeprei-
sten Leistungen könnten die Gemeinden nach ih-
ren speziellen Möglichkeiten und Wünschen sel-
ber wählen, um sich ein „maßgeschneidertes" Ak-
tivitätsbündel zusammenzustellen. Als durchaus 
operabel erscheint dem Umweltrat ein Modell 
ähnlich dem ergebnisorientierten Ansatz bei der 
Honorierung ökologischer Leistungen der Land-
wirtschaft. Ökologischen Leistungen beziehungs-
weise grenzüberschreitenden Belastungen wären 
eine bestimmte Anzahl von Positiv- beziehungs-
weise Negativpunkten zuzuweisen. Zuweisungen 
würden sich aus der Summe der Punkte aller Kom-
munen und einem in regelmäßigen Abständen po-
litisch festzulegenden Geldbetrag je Punkt erge-
ben. Die Kommune bekommt die Finanzzuwei-
sung ergebnisorientiert erst im nachhinein, wobei 
allerdings bei langfristigen Entwicklungskonzep-
ten schon das Erreichen von Zwischenzielen hono

-

riert werden sollte. In diesem Kontext empfehlen 
sich insbesondere Ökopunkte-Modelle, in denen 
die Auswahl ökologischer Qualitätskriterien und 
ihre Gewichtung nach räumlichen Entwicklungs-
zielen (Umweltqualitätsstandards) und gegebenen 
Naturraumpotentialen differenzie rt  werden. Keine 
Gemeinde sollte - zumindest in der Anlaufphase 
eines ökologischen Finanzausgleichs - zuzahlen 
müssen, falls die Negativpunkte die Positivpunkte 
überwiegen. 

- Gemeinden, die im Rahmen der dauerhaft-um-
weltgerechten Landnutzung Entwicklungsbe-
schränkungen, zum Beispiel Verzicht auf Gewer-
be- und Industrieansiedlung, hinnehmen müssen, 
sollten die hierdurch entstehenden Opportunitäts-
verluste durch eine Anpassung der Schlüsselzu-
weisung ausgeglichen bekommen. Ähnlich wie 
bisher die Bevölkerungszahl die Höhe der Finanz-
zuweisung (mit-)bestimmt, könnte sich ein ökolo-
gischer Finanzausgleich an veredelten Dichtekri-
terien orientieren. Im übrigen sind in diesem Kon-
text auch bilaterale oder multilaterale Vereinba-
rungen auf kommunaler Ebene denkbar, etwa be-
züglich der Einführung institutionell abgesicherter 
Zugriffsrechte auf zusätzliche Gewerbeeinnah-
men, die sogenannten begünstigten Kommunen 
aus der möglichen Neuansiedlung bestimmter Un-
ternehmen erwachsen, für Gemeinden, die in ihrer 
Entwicklung eingeschränkt werden. 

Regionale Internalisierung externer 
überregionaler Umweltnutzen und -kosten 

58.* Regionen mit wirtschaftlichen Standortvorteilen, 
die beispielsweise den Nutzen aus einer neuen Indu-
strieansiedlung haben, müssen dementsprechend 
auch die damit verbundenen Umweltkosten tragen. 
Umgekehrt nutzen die Bewohner mit starker Indu-
strieansiedlung die Umweltleistungen ländlicher Re-
gionen und müssen diese entsprechend über Zah-
lungsbereitschaft für die Leistungserstellung entloh-
nen. Nur so kann sichergestellt werden, daß Umwelt-
leistungen in dem gesellschaftlich gewünschten Um-
fang bereitgestellt werden. Ein solches System zeigt 
gegenüber einer ausschließlich administrativen Re-
gional-, Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 
eine größere regionale Flexiblität, Eigenverantwor-
tung und Gerechtigkeit. 

Die Teilräume als wirtschaftliche Unternehmen 

59.* Aus ökonomischer Sicht können die Teilräume 
als Unternehmen verstanden werden, deren Hand-
lungsspielräume durch rechtliche Vorgaben und 
durch andere Rahmenbedingungen, insbesondere 
ökonomischer und politischer Art , bestimmt sind. Die 
Unternehmensgröße wäre hierbei wesentlich durch 
das Haushaltsvolumen gekennzeichnet. Die politi-
schen Entscheidungsebenen können in ihrem Ent-
scheidungskalkül mit Unternehmern der p rivaten 
Wirtschaft verglichen werden. Dieser Vergleich ist 
nicht neu; er wird in den Verwaltungswissenschaften 
behandelt und von verschiedenen Seiten als Be-
triebswirtschaftslehre für Städte und Gemeinden be-
zeichnet. In diesem Zusammenhang kommt es dar- 
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auf an, die teilräumlichen Handlungspotentiale und 
-motive in die Politikgestaltung auf höherer Ebene 
einzubeziehen - ein Grundsatz, der sich im privat-
wirtschaftlichen Sektor seit langem gut bewährt hat 
und für den öffentlichen Sektor unabhängig von um-
weltpolitischen Betrachtungen in Zukunft an Bedeu-
tung gewinnen wird, wie die Diskussion um den 
„schlanken Staat" und die „Reform der Verwaltung" 
zeigt. 

60.* Durch an ökologischen Kriterien ausgerichtete 
finanzielle Anreize wird nach Ansicht des Umweltra-
tes bei den Kommunen eine Motivation hervorgeru-
fen, auf positive erfaßbare Umweltveränderungen 
und auf den Schutz der Ressourcen im Gemeindege-
biet aktiv hinzuwirken. Darüber hinaus ist entspre-
chend der finanziellen Relevanz auch ein vitales 

kommunales Eigeninteresse an einer Realisierung 
der Umweltleistungen auf möglichst kostengünsti-
gem Wege zu erwarten - ein unbestreitbarer Vorteil, 
der derzeit beim administrativ gelenkten Umwelt- 
und Naturschutz noch als weitgehend ungelöstes 
Problem gelten muß. 

Die Umweltleistungen würden anhand methodisch 
einheitlicher kommunaler Umweltbilanzen offenge-
legt. Diese gemeindebezogene Bestandsaufnahme 
und flächendeckende Erfassung der Umweltleistun-
gen und -belastungen (kommunale Umweltbilanz) 
und ihre jährliche Fortschreibung könnte nach Ein-
schätzung des Umweltrates eine wichtige Grundlage 
für Analysen (z. B. ökologische Gesamtrechnung), 
Planungen und für Erfolgskontrollen, nicht nur auf 
Gemeindeebene, darstellen. 

3 Empfehlungen zu einem auf dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung 
ausgerichteten Instrumentarium 

61.* In der allgemeinen umweltpolitischen Diskus-
sion erfolgt eine Auseinandersetzung über die 
Zweckmäßigkeit und Detailgestaltung einzelner In-
strumente der Umweltpolitik. Grundlegende Aspekte 
und Prinzipien, die eine Orientierung für die Kombi-
nation und Ausgestaltung der verschiedenen Instru-
mente liefern können, wurden vom Umweltrat im 
Umweltgutachten 1994 dargestellt. Die Ansätze zur 
Neugestaltung eines Instrumentariums zur dauer-
haft-umweltgerechten Nutzung ländlicher Räume 
und zur Anordnung der Politik auf den verschiede-
nen Handlungsebenen gehen in diesem Gutachten 
sowohl von unmittelbarem Handlungsbedarf als 
auch von langfristigen Zielperspektiven aus. 

Zentrale Instrumente einer künftigen 
Politikausrichtung 

62.* Die derzeitige Umweltpolitik ist im wesentli-
chen ordnungsrechtlich ausgerichtet und versucht, 
über Ver- und Gebote und Auflagen die gesetzten 
Ziele zu erreichen. Auch die Raumordnung und ins-
besondere die Regionalplanung bedient sich über-
wiegend ordnungsrechtlicher Instrumente (Bauge-
bietsausweisung, Vorrangflächen), um räumliche 
Strukturen zu beeinflussen. Die bisherige Umwelt- 
und Raumordnungspolitik zielt darauf ab, die Ergeb-
nisse des Marktprozesses durch zusätzliche Maßnah-
men entsprechend den gesetzten Zielen zu korrigie-
ren. Diese Politik steht im ständigen Konflikt mit den 
wirtschaftlichen Interessen privater und zum Teil 
auch öffentlicher Entscheidungsträger, was den Er-
folg und die Effizienz dieser Politikausrichtung er-
heblich beeinträchtigt. Die regionale Wirtschaftspoli-
tik hat dagegen schon immer über wirtschaftliche 
Anreize, zum Beispiel über Investitionsbeihilfen, di-
rekt auf private Unternehmer eingewirkt. Da die Kri-
terien für die regionale Wirtschaftsförderung aber 
zentralistisch festgelegt werden und häufig den spe-
zifischen regionalen Strukturen und Erfordernissen 

nicht hinreichend gerecht werden, sind auch die Er-
folge der bisher eingesetzten Anreizinstrumente eher 
gering. 

63.* An Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich der 
klassischen Instrumente sind hervorzuheben: 

- im Bereich der Raumordnung: die Veränderung 
der Leitbilder der Raumordnung, die Institutionali-
sierung der Region als administrative Grundein-
heit der Raumordnung, die inhaltliche Anreiche-
rung der Raumordnung auf regionaler Ebene 
durch Elemente eines Regionalmanagements und 
die Ergänzung der Freihalteplanung durch positi-
ve Entwicklungskonzeptionen, wenngleich mit 
begrenztem Geltungsanspruch (Projekte, Umwelt-
qualitätsziele), 

- im Bereich der Regionalpolitik: die Einbeziehung 
von Umweltkriterien in die Förderkriterien, die 
Überprüfung von Förderprogrammen auf ihre Um-
weltverträglichkeit durch eine Programm-UVP 
und die Stärkung der Rolle der Region, 

- im Bereich der raumbezogenen Naturschutzpoli-
tik: eine Reform der Schutzgebietskategorien mit 
Anerkennung des Biosphärenreservats und Auf-
wertung des Landschaftsschutzgebietes und des 
Naturparks, Veränderungen bei der Landschafts-
planung in Richtung auf Projektmanagement und 
fortlaufende Lieferung von ökologischen Bewer-
tungskriterien für andere Planungen und Förde-
rung von Landschaftspflegeverbänden, 

- im Bereich der Agrarumweltpolitik: eine Verschär-
fung der Anwendungsregeln für mineralische und 
organische Dünger sowie für Pflanzenschutzmittel. 

64.* Eine Politik für eine dauerhaft-umweltgerechte 
Landnutzung muß aus der Sicht des Umweltrates in 
stärkerem Maße an den markwirtschaftlichen Struk-
turen und Rahmenbedingungen selbst anknüpfen 
und marktwirtschaftliche Anreiz- und Sanktionssy- 
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sterne einsetzen. Der Staat muß ordnungspolitische 
Rahmenbedingungen schaffen und ablaufpolitische 
Instrumente so anpassen, daß die (positiven und ne-
gativen) Umweltwirkungen internalisiert werden 
und eine effiziente regionale Allokation der Ressour-
cen erreicht wird. Dazu gehören auch Anreizsysteme 
und Rahmenbedingungen für dezentrale politische 
Entscheidungsträger (z. B. Kommunen). 

Den vorgeschlagenen marktwirtschaftlichen Instru-
menten liegt ein Maßnahmenpaket zugrunde, das 
auf eine Umverteilung und Entzerrung derzeitiger 
Steuer- und Finanzströme aufbaut und nicht auf ei-
ner weiteren Aufblähung öffentlicher Finanzen. Im 
Gegenteil, mittel- und langfristig sollte durch diese 
Umverteilung eine effizientere Gestaltung von Steu-
ern und Finanzen erreicht werden. 

Umweltabgaben 

65.* Neben der Einführung einer CO2-Abgabe soll-
ten in der Landwirtschaft ökologisch nachteilig wir-
kende Subventionen schrittweise abgebaut und Ab-
gaben auf umweltbelastende Betriebsmittel erhoben 
werden, soweit bei einer Gesamtbewertung das ord-
nungsrechtliche Instrumentarium nicht greift. 

Mit ergänzenden Abgaben auf bestimmte umweltbe-
lastende Betriebsmittel kann eine flächendeckende, 
wenn auch je nach Standortbedingungen unter-
schiedlich ausgeprägte Verringerung der stofflichen 
Belastungen aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
erreicht werden. Im wesentlichen kommt für eine Be-
triebsmittelbesteuerung nur die Abgabe auf stick-
stoffhaltige Mineraldünger in Betracht - mit umwelt

-

lenkungswirksamer Rückverteilung der Einnahmen 
an die Landwirtschaft. Eine Stickstoffabgabe erüb-
rigte sich dann, wenn das Ordnungsrecht strengere 
Maßstäbe anlegte und deren Einhaltung auf effizi-
ente Weise kontrolliert werden könnte. 

Dagegen empfiehlt sich die Erhebung einer Abgabe 
auf Pflanzenschutzmitteln nicht, da deren Einsatz al-
lein der Ertragssicherung dient, und die Abgabe erst 
bei einer Vervielfachung des Preises von Pflanzen-
schutzmitteln eine Wirkung entfalten würde. Auch 
wäre die Einteilung der Pflanzenschutzmittel in Ge-
fährlichkeitsklassen erforderlich, um eine ausrei-
chend präzise Bemessungsgrundlage der Abgabe im 
Sinne des Abgabenrechts zu gewährleisten. 

Honorierung ökologischer Leistungen 

66.* Um die positiven externen Umwelteffekte länd-
licher Räume zu internalisieren, ist eine Honorierung 
ökologischer Leistungen für private Entscheidungs-
träger erforderlich. Dafür sind Kriterien zur Abgren-
zung von Leistungen, die als Ausfluß der Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums ohne Honorierung er-
wartet werden können, und solchen Leistungen, die 
einer Honorierung bedürfen, zu entwickeln. Die Ab-
grenzung kann nicht aufgrund theoretischer Überle-
gungen erfolgen, sondern erfordert einen gesamtge-
sellschaftlichen Konsens. 

Das bestehende Fördersystem für Umweltleistungen, 
welches bisher handlungsorientiert (aufwands- und 

entschädigungsbezogen) ausgerichtet ist, sollte stär-
ker ergebnisbezogen organisiert werden. Durch eine 
zielorientierte Entlohnung wird das Interesse des An-
bieters am ökologischen Erfolg geweckt. Erste Ansät-
ze bieten Ökopunkte-Modelle, die allerdings einer 
Weiterentwicklung auch im Hinblick auf eine EU

-

Umweltpolitik bedürfen. Die Finanzierung der ökolo-
gischen Leistungen ist über eine kurz- bis mittelfristi-
ge Umwidmung der Mittel des EU-Agrarhaushaltes 
und der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes sicherzustel-
len. 

Umweltabgaben und an Umweltleistungen orien-
tierte Transferzahlungen ergänzen sich gegenseitig. 
Ein kombiniertes System von Umweltabgaben und 
-transferzahlungen ist auf die langfristigen Heraus-
forderungen einer dauerhaft-umweltgerechten Land-
nutzung ausgerichtet und entspricht den Vorstellun-
gen einer ökologisch orientierten Marktwirtschaft. 

Ökologisch orientierte Erweiterung 
des Finanzausgleichs 

67.* Zur Erweiterung subsidiärer Handlungsspiel-
räume auf der kommunalen Ebene im Sinne einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung bedarf es 
gezielter Anreize für diese politische Entscheidungs-
ebene. Als ersten Schritt zu einem umfassenden in-
terregionalen Lastenausgleich als zentrales Element 
neuer Anreizstrukturen schlägt der Umweltrat einen 
ökologisch erweiterten Finanzausgleich vor. 

Regionale Differenzierung, entsprechend spezifi-
scher Naturraumpotentiale und regionaler Entwick-
lungsziele, muß das entscheidende Anliegen der Re-
gional- und Umweltpolitik bleiben, da Umweltlei-
stungen und -belastungen regional unterschiedlich 
verteilt sind. Ein wesentlicher Teil der Umweltlei-
stungen der Region (z.B. Erhaltung der biologischen 
Vielfalt, Luftreinhaltung, Sauerstoffproduktion, 
Grundwasserneubildung und Wasserqualität) weist 
jedoch überregionalen Charakter auf, ebenso wie 
zum Beispiel der Freizeit- und Erholungswert einer 
Landschaft von überregionalem Interesse ist. Da öko-
logische Funktionen und Leistungen im allgemeinen 
nicht entlohnt werden, führen Nutzungskonkurren-
zen und Knappheiten von Umweltgütern zu Fehlallo-
kationen der Umweltqualitäten beziehungsweise na-
türlichen Ressourcen. Eine umweltverträgliche, re-
gionale Allokation der Ressourcennutzung kann 
durch das derzeit eingesetzte planerische und ord-
nungsrechtliche Instrumentarium aus Sicht des Um-
weltrates nicht in erforderlichem Maße erreicht wer-
den, sondern bedarf gezielter umweltpolitischer und 
wirtschaftlicher Anreize. 

Als honorierungsfähig angesehene ökologische Lei-
stungen sollten als Bemessungsgrundlage für Zuwei-
sungen im Rahmen des ökologischen Finanzaus-
gleichs eingeführt werden. Hierfür sollten „Öko-
punkte"-Kataloge aufbauend auf Indikatoren ent-
wickelt werden. Unter den hierin ausgepreisten Lei-
stungen könnten die Gemeinden nach ihren speziel-
len Möglichkeiten und Wünschen selber wählen, um 
sich ein „maßgeschneidertes" Aktivitätsbündel zu-
sammenzustellen. Als durchaus operabel erscheint 

 



Drucksache 13/4109 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

dem Umweltrat ein Modell ähnlich dem ergebnis-
orientierten Ansatz bei der Honorierung ökologischer 
Leistungen der Landwirtschaft. Ökologischen Lei-
stungen beziehungsweise grenzüberschreitenden 
Belastungen wären eine bestimmte Anzahl von Posi-
tiv- beziehungsweise Negativpunkten zuzuweisen. 
Finanzzuweisungen würden sich aus der Summe der 
Punkte aller Kommunen und einem in regelmäßigen 
Abständen politisch festzulegenden Geldbetrag je 
Punkt ergeben. Gemeinden, die im Rahmen eines 
Konzeptes der dauerhaft-umweltgerechten Landnut-
zung Entwicklungsbeschränkungen, zum Beispiel 
Verzicht auf Gewerbe- und Industrieansiedlung, hin-
nehmen müssen, sollten die hierdurch entstehenden 
Opportunitätsverluste durch eine Anpassung der 
Schlüsselzuweisung ausgeglichen bekommen. Ähn-
lich wie bisher die Bevölkerungszahl die Höhe der 
Finanzzuweisung (mit-)bestimmt, könnte sich ein 
ökologischer Finanzausgleich an veredelten Dichte-
kriterien orientieren. Im übrigen sind in diesem Kon-
text auch bilaterale oder multilaterale Vereinbarun-
gen auf kommunaler Ebene denkbar, etwa bezüglich 
der Einführung institutionell abgesicherter Zugriffs-
rechte auf zusätzliche Gewerbeeinnahmen, die soge-
nannten begünstigten Kommunen aus der möglichen 
Neuansiedlung bestimmter Unternehmen erwach-
sen, für Gemeinden, die in ihrer Entwicklung einge-
schränkt werden. 

Zum Verhältnis der Honorierung ökologischer 
Leistungen und eines ökologisch erweiterten 
Finanzausgleichs 

68.* Nach Einschätzung des Umweltrates wäre es 
durchaus vorstellbar, langfristig die Mittel für die Ho-
norierung der ökologischen Leistungen der Land- 
und Forstwirtschaft in den diskutierten Finanzaus-
gleich zu integrieren. Dies würde in diesem Bereich 
eine Abkehr von der sektorspezifischen Politik auf 
EU- und Bundesebene bedeuten und eine Mittelum-
verteilung auch nach ökologischen Kriterien zur Fol-
ge haben. Langfristig wäre eine solche Umorientie-
rung der Politik durchaus sinnvoll und wünschens-
wert. Sie müßte allerdings auch von einer kurzfristig 
nicht zu realisierenden Reform anderer Politikberei-
che auf EU- und Bundesebene begleitet sein und 
eine durchgehende Neuordnung der Kompetenzen 
zur Folge haben. 

69.* Folgende Gründe sprechen bei einer kurzfristi-
gen Herangehensweise zunächst für eine getrennte 
Einführung beider Fördersysteme: 

- Die im Rahmen der EG-Agrarreform freigesetzten 
Mittel sollten zumindest für eine gewisse Über-
gangszeit direkt den Landwirten zugewiesen wer-
den. Eine Honorierung ökologischer Leistungen 
erfüllt diese Forderung ebenso wie die derzei-
tigen flächenbezogenen Transferzahlungen. Un-
terschiedlich sind nur die Verteilungswirkungen 
(Bevorzugung der benachteiligten Gebiete) und 
der mit der Honorierung ökologischer Leistungen 
verbundene Anreiz, die Agrarproduktion umwelt-
gerecht zu gestalten. Allgemeine Mittelzuweisun-
gen an Kommunen würden hingegen nicht sicher-
stellen, daß die Mittel vorzugsweise an Landwirte 
verteilt werden. 

- Die Umsetzung der Honorierung ökologischer Lei-
stungen kann im Rahmen der bestehenden admi-
nistrativen Strukturen der Landwirtschaftsverwal-
tung erfolgen. Die Gemeinden verfügen dagegen 
vielfach noch nicht über entsprechendes Fachper-
sonal für den Bereich Landwirtschaft, Umwelt- 
und Naturschutz, um einen sektorübergreifenden 
ökologisch erweiterten Finanzausgleich umzuset-
zen. 

- Das zusätzlich vorgeschlagene System eines öko-
logisch erweiterten Finanzausgleichs auf Gemein-
deebene ist nicht an EU-Mittel gebunden. Hier 
könnte Deutschland eine gewisse Vorreiterfunk-
tion übernehmen, auch im Hinblick auf eine län-
gerfristige generelle Umorientierung in Richtung 
eines verstärkten finanziellen Anreizes für um-
weltverträgliche Wirtschaftsweisen. 

70.* Angesichts der Vorschläge zu einem auf dauer-
haft-umweltgerechte Landnutzung ausgerichteten 
Instrumentarium stellt sich die Frage, welche Bedeu-
tung und Gestalt die „klassischen" Instrumente und 
Maßnahmen der Raumordnungs- und Naturschutz-
politik - insbesondere die Raum- und Landschafts-
planung - , der regionalen Wirtschaftspolitik und EU

-

Strukturpolitik sowie der Agrarpolitik künftig haben 
sollten. Der Bedarf an Maßnahmen in den klassi-
schen Politikbereichen wird um so geringer, je kon-
sequenter und umfassender die vorgeschlagene rah-
mensetzende, stärker marktwirtschaftlich orientierte 
Politik, ergänzt um ein durchgängiges System der so-
zialen Absicherung und eine Reform von Steuern 
und Subventionen, verwirklicht wird. Umgekehrt be-
deutet dies, daß, wenn nur Teile davon und diese nur 
in zögerlicher Form eingeführt werden, nach Ansicht 
des Umweltrates weiterhin ein hoher Regelungsbe-
darf im Sinne der klassischen Instrumente besteht. 
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1 Einleitung 

1.1 Allgemeine Problemlage 

1. Die Gesamtfläche Deutschlands wird zu etwas 
mehr als die Hälfte (54,7 %) als landwirtschaftliche 
Fläche, zu etwa einem Drittel (29,2 %) als Waldfläche 
und zu über einem Zehntel (11,3 %) als Siedlungs- 
und Verkehrsfläche genutzt. Sowohl in den Verdich-
tungsgebieten als auch in den ländlichen Räumen er-
geben sich Nutzungskonflikte aus der Überlagerung 
und Konkurrenz unterschiedlicher Nutzungsarten so-
wie aus den direkten und indirekten Auswirkungen 
der jeweiligen Nutzungen. 

Flächeninanspruchnahme und nutzungsbedingte 
stoffliche und strukturelle Belastungen können das 
Leistungsvermögen des Naturhaushalts, einschließ-
lich Bodenhaushalt, Wasserhaushalt, Klimahaushalt, 
Biotop- und Artenvielfalt, Ökosystem- und kultur-
räumliche Strukturen, erheblich einschränken oder 
gar zerstören. Die zunehmende Bedeutung länd-
licher Gebiete als Ausgleichsraum der Städte und 
Verdichtungsgebiete und gleichzeitig der Bedeu-
tungsverlust der Landwirtschaft durch Rückgang des 
Anteils der Nahrungsmittelausgaben an den gesam-
ten Konsumausgaben, durch relativ hohe technische 
Fortschrittsraten und durch zunehmende Auslage-
rung von Funktionen aus der Landwirtschaft in spe-
zialisierte gewerbliche Unternehmen bedingen eine 
tiefgreifende Umbruchsituation (s. a. SRU, 1994, 
Tz. 887 ff.). Die Folgen sind unter anderem die Auf-
gabe von Grenzertragsstandorten, eine Bündelung 
landwirtschaftlicher Aktivitäten auf wenigen Gunst-
standorten, verbunden mit erhöhten Stoffeinträgen, 
Ausräumung der Landschaft und so weiter. Übergrei-
fende Konzepte, die diese veränderte Situation erf as-
sen, fehlen bisher. In diesem Zusammenhang gibt es 
aber durchaus Überlegungen - zur Schonung der 
Ressource „Raum" insgesamt -, umweltbeeinträchti-
gende Nutzungen an möglichst wenigen Standorten 
zu konzentrieren, das heißt, dort verstärkt zu bün-
deln und zu intensivieren (NIJPELS, 1995). Wie mit 
den unter Umständen extremen Umweltbeeinträchti-
gungen infolge solcher Nutzungen umzugehen ist, 
ist lediglich in Ansätzen diskutiert. Vieles spricht da-
her für standortgerechte oder zumindest standortan-
gepaßte Nutzungen bei Ausnutzung des gesamten 
zur Verfügung stehenden Raumes unter Ausweisung 
von Vorrangfunktionen. Hierin sieht der Umweltrat 
Ansatzmöglichkeiten, Konzepte für eine dauerhaft

-

umweltgerechte Landnutzung zu entwickeln. 

2. Den in der Diskussion befindlichen konzeptionel-
len Ansätzen mangelt es aber weitgehend an Anreiz-
strukturen, um zum Beispiel Wege hin zu einer natur-
nahen Landbewirtschaftung einzuschlagen. Unter 
den allgemein in der Diskussion befindlichen Land-
nutzungsmodellen setzt das Segregationsmodell bei-
spielsweise bei der vollständigen Herausnahme von 
Flächen aus der landwirtschaftlichen Produktion an,  

während das Integrationsmodell eine möglichst weit-
gehende Extensivierung der landwirtschaftlichen 
Produktion anstrebt, um agrarische Kulturlandschaf-
ten zu erhalten oder wiederherzustellen. In program-
matischen und gesetzlichen Vorgaben der Europäi-
schen Union und des Bundes sowie der meisten Bun-
desländer wird den ländlichen Gebieten zwar die 
Rolle als ökologischer, sozialer und kultureller Aus-
gleichsraum für die verdichteten Räume zugewiesen; 
konsistente Zielbestimmungen und Handlungskon-
zepte zur Sicherung und Entwicklung der ländlichen 
Gebiete, die auch das Problem einer optimalen räum-
lichen Verteilung von Naturschutzflächen berück-
sichtigen, fehlen aber weitgehend. 

In der Regel erfolgt ein Leistungsaustausch zwischen 
verdichteten und dünner besiedelten ländlichen Ge-
bieten, indem in den dicht besiedelten Gebieten ein 
Überangebot von Gütern und Dienstleistungen er-
zeugt wird, das auch der Versorgung ländlicher 
Gebiete dient, und indem die ländlichen Gebiete 
Nahrungsmittel, Rohstoffe sowie Umweltleistungen 
für dichter besiedelte Räume zur Verfügung stellen 
(Trinkwasser, reine Luft und Klimaausgleich, Räume 
für Freizeit und Erholung, Standorte für die Auf-
nahme von Abfällen, Stoffsenken u.a.m.). Diese Ar-
beitsteilung findet in bezug auf die Umweltleistun-
gen der ländlichen Gebiete, die im wesentlichen 
öffentliche Güter darstellen, keine Entsprechung in 
den finanzwirtschaftlichen Zahlungsströmen. Dem-
gegenüber werden zum Beispiel durch besondere 
Finanzzuweisungen im Rahmen des kommunalen 
Finanzausgleichs oder durch Schwerpunktbildung in 
der Wirtschaftsförderung sozioökonomische öffent-
liche Leistungen der Verdichtungsgebiete, wie etwa 
im Kulturbereich, im Bildungs- und Gesundheitswe-
sen oder bei der institutionellen Infrastruktur, in viel-
fältiger Weise entgolten. Entsprechend liegt es auf 
der Hand, zukünftig Umweltleistungen stärker in die 
bisher geltende staatliche Finanzierungsordnung 
einzubeziehen. 

3. Eine integrative Zielperspektive für die ländli-
chen Räume bietet nach Ansicht des Umweltrates 
das Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Ent-
wicklung. Danach dürfen die ökologischen, ökono-
mischen und sozialen Entwicklungen nicht isoliert 
voneinander analysiert, bewertet und gesteuert wer-
den; sie sind zwingend als innere Einheit zu betrach-
ten. Mit einer grundsätzlichen Reflexion des Leitbil-
des und der Entwicklung eines übergreifenden 
Handlungskonzeptes im Umweltgutachten 1994 hat 
der Umweltrat das Ziel verfolgt, der Politik einen 
kohärenten Bezugsrahmen für konkrete Entschei-
dungen und zugleich eine langfristige Perspektive zu 
geben (SRU, 1994, Kap. I). Beispielsweise kann eine 
langfristige Neuorientierung der Landwirtschaft und 
des Verkehrs in Richtung einer besseren Umweltver-
träglichkeit nicht ohne Berücksichtigung des Ge- 
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samtsystems der räumlichen Nutzung gelingen 
(SRU, 1994, Tz. 892 und 839). Das Leitbild der dauer-
haft-umweltgerechten Entwicklung wird deshalb im 
folgenden auf die Nutzungssysteme der ländlichen 
Räume projiziert, um das Leitbild einer dauerhaft-
umweltgerechten Landnutzung einschließlich der 
Raumentwicklung zu konkretisieren sowie Umset-
zungsempfehlungen zu entwickeln. 

4. Gesamtgesellschaftliche Anforderungen an die 
ländlichen Räume müssen mit den flächen- oder 
standortgebundenen Funktionen (Produktions-/ 
Siedlungsfunktion, 	Ausgleichs-/Entsorgungsfunk

-

tion, Schutz-/Reservefunktion), sozialen Funktionen 
(Beschäftigungssicherung, 	Heimatverbundenheit, 
kulturelle Identität) und den Bedürfnissen und An-
sprüchen der in der Region lebenden Bevölkerung in 
Einklang gebracht werden. Hier ist anzusetzen, um 
(Nutzungs-)Konflikte im Stadt-Land-Verhältnis zu 
mindern beziehungsweise rational zu moderieren. 

Im Bereich der Sicherung und Verbesserung der flä-
chen- und standortabhängigen Funktionen der länd-
lichen Räume sieht der Umweltrat akuten Hand-
lungsbedarf und konzentriert sich im folgenden vor 
allem auf den Aspekt der Umweltverträglichkeit der 
flächengebundenen Nutzungen im ländlichen Raum. 

5. Für die Analyse der jeweiligen Umweltfragestel-
lungen und die Entwicklung von politischen Hand-
lungsempfehlungen ist eine problemorientierte Diffe-
renzierung ländlicher Räume zweckmäßig, weil die 
vielfach übliche Charakterisierung ländlicher Räume 
nach Homogenitätskriterien wenig aussagekräftig ist 
und zudem die regional verschiedenartigen Pro-
bleme zu wenig erfaßt (Kap. 1.3). 

Trotz eines verstärkten Ergreifens umweltpolitischer 
(im wesentlichen ordnungsrechtlicher und admini-
strativer) Maßnahmen im letzten Jahrzehnt haben 
die Umweltprobleme in verschiedenen Bereichen der 
Landnutzung eher zugenommen oder wurden zu-
mindest nicht befriedigend gelöst. Umweltpolitik im 
Bereich raumbedeutsamer Nutzungen ist - wie in 
vielen anderen Bereichen auch - bisher überwiegend 
sektoral auf die nachträgliche Korrektur nutzungsbe-
dingter Schäden ausgerichtet. Es sind jedoch - von 
vornherein sektorübergreifend - Bedingungen ein-
schließlich Anreizstrukturen für die Landnutzung an-
zustreben, die vorsorgend wirksam werden und in 
stärkerem Maße in Einklang mit dem Leitbild einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung stehen. 

Auf der Grundlage von Überlegungen zum Leitbild 
einer dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung 
(Kap. 1.2) werden ausgewählte, räumlich wirkende 
Politikbereiche im Hinblick auf ihren Beitrag zu ei-
nem integrierten Politikansatz für die Nutzung länd-
licher Räume untersucht und Ansatzpunkte für eine 
stärkere Einbeziehung von umwelt- und naturschutz-
politischen Anforderungen aufgezeigt (Kap. 2). Eine 
wesentliche Aufgabe ist die Entwicklung eines sek-
torübergreifenden, auf dauerhaft-umweltgerechte 
Landnutzung ausgerichteten Instrumentariums, wo-
bei insbesondere die Möglichkeiten einer veränder-
ten Kompetenz- und Finanzierungsordnung auf den 
verschiedenen Handlungsebenen und eine stärkere 
Einbeziehung anreizorientierter Instrumente darge

-

stellt werden. Wesentliche Ansatzpunkte für eine 
dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung ergeben 
sich aus der Sicht des Umweltrates vor allem im Be-
reich der Raumordnungspolitik (Kap. 2.1), der Regio-
nalpolitik, insbesondere auf EU-Ebene (Kap. 2.2), der 
raumbezogenen Naturschutzpolitik (Kap. 2.3) und 
der Agrarpolitik (Kap. 2.4). Unter den anreizorientier-
ten Instrumenten im Bereich der Agrarumweltpolitik 
wird der Honorierung ökologischer Leistungen für 
die Zukunft besondere Bedeutung beigemessen 
(Kap. 2.5). Des weiteren wird eine ökologisch orien-
tierte Erweiterung des Finanzausgleichs diskutiert 
(Kap. 2.6). 

6. Die vorzunehmenden Veränderungen setzen 
eine Reform der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
EU-Regionalpolitik voraus. Im übrigen geht es um 
Aufgaben, die nach der verfassungsrechtlichen Kom-
petenzordnung, aber auch aus praktischen Gesichts-
punkten nur arbeitsteilig von Bund und Ländern in 
Angriff genommen werden können, bei denen je-
doch dem Bund eine besondere Verantwortung zu-
kommt. Für die Raumordnungspolitik und die raum-
bezogene Naturschutzpolitik besitzt der Bund eine 
Rahmenkompetenz. Trotz gewisser Einschränkungen 
durch Artikel 75 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) 
(neue Fassung) reicht die Rahmenkompetenz zur In-
gangsetzung der vom Umweltrat diskutierten Verän-
derungen aus. Die Agrarpolitik kann der Bund nach 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 17 GG gestalten, wobei aller-
dings für die Agrarumweltpolitik zum Teil (Natur-
schutz und Wasserhaushalt) nur eine Rahmenkompe-
tenz besteht. Die Regionalpolitik ist grundsätzlich 
Ländersache, jedoch hat der Bund im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgaben regionale Wirtschaftsstruk-
tur und Agrarstruktur Mitwirkungsbefugnisse; insbe-
sondere können die betreffenden Bundesgesetze all-
gemeine Grundsätze für die Erfüllung der Gemein-
schaftsaufgaben vorsehen, und es ist eine gemein-
same Rahmenplanung einzurichten (Art. 91a Abs. 2, 
3 GG). Danach dürfte nur eine Anreicherung des 
kommunalen Finanzausgleichs um Umweltelemente 
völlig außerhalb der bundesrechtlichen Einflußmög-
lichkeit liegen. 

7. Die räumlichen Bezüge der wichtigsten Nutzun-
gen im ländlichen Raum, deren Überlagerungen 
sowie vor allem deren Konflikte verlangen eine stär-
kere Koordination und Integration der auf die einzel-
ne Nutzung einwirkenden Politikbereiche, als es bis-
her die dafür kraft Gesetz zuständige Raumordnung 
und Landesplanung zu leisten vermag. Wenn länd-
liche Räume in der Lage sein sollen, die Funktion als 
ökologischer Ausgleichsraum wahrzunehmen, sind 
nach Auffassung des Umweltrates künftig Raumord-
nungs- und Strukturpolitik, Agrar- und Forstpolitik 
sowie Umweltpolitik unbedingt konsistent auszuge-
stalten. Der Land- und Forstwirtschaft kommt dann 
bei der Gestaltung einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung in ländlichen Räumen besondere Be-
deutung zu. Mit Blick auf aktuell veränderte agrarpo-
litische Rahmenbedingungen hatte der Umweltrat im 
Umweltgutachten 1994 bereits den akuten Hand-
lungsbedarf für den Bereich der Agrarpolitik aufge-
zeigt (SRU, 1994, Kap. III.2). Die besondere Bedeu-
tung der Landwirtschaft für die Verwirklichung einer 
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dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung macht es 
notwendig, diesen Politikbereich erneut zu behan-
deln und langfristige Perspektiven zu entwickeln. 
Die Steuerung der landwirtschaftlichen Nutzung 
geht aber weit über das Aufgabenfeld der Agrar-
und Umweltpolitik hinaus und muß stärker als bisher 
in die ländliche Regionalpolitik und -förderung ein-
bezogen werden. Naturschutz, Wasserwirtschaft und 
Erholungsnutzung oder auch die ausschließliche 
landwirtschaftliche Nutzung müssen politikbereichs-
übergreifend über anreizorientierte Maßnahmen ge-
steuert werden. Der Umweltrat sieht insbesondere im 
Bereich der Sicherung und Verbesserung der flä-
chen- beziehungsweise standortabhängigen Funk-
tionen der ländlichen Räume vorrangigen Hand-
lungsbedarf. 

1.2 Zum Leitbild einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung 

8. Das Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Ent-
wicklung (SRU, 1994, Kap. I.1) steht für ein Konzept, 
das die Verbesserung der ökonomischen und sozia-
len Lebensbedingungen der Menschen mit der lang-
fristigen Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen in Einklang bringen muß. Dementsprechend 
darf der Schutz der Umwelt nicht am Ende stehen, 
sondern muß integraler Bestandteil jeder Entwick-
lung sein. Wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
sind deshalb an der Belastbarkeit der natürlichen 
Umwelt und den ihr eigenen Zeitrhythmen auszu-
richten. 

Eine wesentliche Herausforderung für die Umwelt-
politik ist die Anpassung der Landnutzung an das 
Leitbild der dauerhaft-umweltgerechten Entwick-
lung. Land- und Forstwirtschaft stellen Arbeitsplätze 
bereit und sind Einkommensquelle und Grundlage 
für eine ländliche Kultur. Auch wurden und werden 
Natur und Landschaft durch vielfältige land- und 
forstwirtschaftliche Nutzungsformen durchaus berei-
chert. Heutige Landnutzungsformen mit teilweise er-
heblichen Umweltbeeinträchtigungen bergen aller-
dings auch die Gefahr in sich, daß der Mensch durch 
Nichtbeachtung der naturgegebenen Grenzen und 
durch Übernutzung der natürlichen Ressourcen seine 
eigenen Lebensgrundlagen irreversibel zerstört. 

9. Inzwischen gibt es erste Ansätze in Richtung auf 
eine dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung (z. B. 
MAB-Programm der UNESCO, vgl. ERDMANN und 
NAUBER, 1995). Aufbauend auf den Beschlüssen 
von UNCED 1992 wurde für die Bewi rtschaftung der 
Wälder international in mehreren Folgekonferenzen 
ein Konzept für die nachhaltige Waldbewirtschaf-
tung und -entwicklung erarbeitet. Auf der Minister-
konferenz zum Schutz der Wälder in Europa in Hel-
sinki im Juni 1993 wurde eine zeitgemäße, interna-
tionale Definition der Nachhaltigkeit der Waldbe-
wirtschaftung zwischen den Staaten Europas verein-
bart. Die Signatarstaaten stimmen darin überein, daß 
„nachhaltige Bewirtschaftung die Betreuung von 
Waldflächen und ihre Nutzung in einer Art und Wei-
se bedeutet, die die biologische Vielfalt, die Produkti-
vität, die Verjüngungsfähigkeit, die Vitalität und die 
Fähigkeit, gegenwärtig und in Zukunft wichtige öko

-

logische, wirtschaftliche und soziale Funktionen auf 
lokaler, nationaler und globaler Ebene zu erfüllen, 
erhält und anderen Ökosystemen keinen Schaden 
zufügt" (Wissenschaftlicher Beirat beim BML, 1994). 
Mit dieser Definition wird unterstrichen, daß sich das 
Prinzip der Nachhaltigkeit auf die Erhaltung aller 
Waldfunktionen beziehen muß. Eine Ausbeutung der 
Ressource Holz zu Lasten anderer natürlicher Res-
sourcen und die stille Duldung von Eingriffen in Wäl-
der mit hoher ökologischer und sozialer Bedeutung 
unter Mißachtung des Nachhaltigkeitsgedankens 
soll hiermit vermieden werden. 

10. In der Europäischen Union und im nationalen 
Rahmen hat sich unter anderem aus den Verpflich-
tungen der letzten GATT-Runde eine Abkehr von der 
Protektion über die Agrarpreise und eine Hinwen-
dung zu einer stärker flächenbezogenen Agrarstüt-
zung ergeben. Allerdings stellen aktuelle Reformen 
vorrangig auf den Abbau bisheriger Überschußmen-
gen und auf die Entlastung des Agrarhaushalts ab. 
Erfordernisse des Umweltschutzes finden nach wie 
vor kaum Berücksichtigung. Notwendig ist eine 
grundlegende Neuorientierung der Landbewirt-
schaftung, die sozioökonomischen, kulturellen und 
ökologischen Belangen gleichermaßen Beachtung 
schenkt. 

11. Auch der Naturschutz sieht sich gegenwärtig 
mit neuen Anforderungen aber auch großen Chan-
cen konfrontiert. Die in der Vergangenheit sowohl im 
Arten- als auch im Lebensraumschutz defizitäre Na-
turschutzpolitik (SRU, 1994, Tz. 451 ff.; SRU, 1987, 
Kap. 2.1) steht vor der Aufgabe, „die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung 
ihrer Bestandteile" voranzutreiben (Art. 2 BV). Die in 
dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
enthaltene Definition der nachhaltigen Nutzung 
deckt sich weitgehend mit dem in Deutschland be-
reits existierenden Beg riff der umweltverträglichen 
Nutzung, der sowohl die Erhaltung der Leistungsfä-
higkeit der abiotischen Naturgüter Boden, Wasser 
und Luft einbezieht als auch den Schutz der 
menschlichen Gesundheit beinhaltet. Hinzu kommt, 
daß umfangreiche Flächenfreisetzungen bei land-
wirtschaftlich und ehemals militärisch genutzten Flä-
chen und die einsetzende Neuorientierung in der 
Land- und Forstwirtschaft zu Veränderungen von 
Natur und Landschaft führen, die es vom Natur-
schutz als Chance zu nutzen gilt. 

12. In dieser allgemeinen Umbruchsituation für die 
flächenmäßig bedeutendsten Landnutzer Deutsch-
lands hält es der Umweltrat für geboten, Kriterien 
einer dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung auch 
auf nationaler Ebene weiter zu konkretisieren. Dabei 
muß es vor allem darum gehen, auf einer übergrei-
fenden Ebene den geänderten Rahmenbedingun-
gen, Nutzungskonflikten und Chancen Rechnung zu 
tragen. 

Der Umweltrat weist darauf hin, daß das Konzept der 
„Erhaltung der biologischen Vielfalt und der nach-
haltigen Nutzung ihrer Bestandteile" in diesem Sinne 
nur auf der gesamten Fläche unter Zusammenwirken 
von Naturschutz, Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 
Gewässernutzung und Wasserwirtschaft gelingen 
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wird und diese Aufgabe auch weit über diesen Nut-
zerkreis hinausreicht. Im Vordergrund künftiger 
Maßnahmen muß die Eindämmung der Uniformie-
rung von Natur und Landschaft einschließlich der 
Eingriffe in den Landschaftswasserhaushalt stehen, 
die seit Jahren zu einer fortschreitenden Verarmung 
an wildlebenden Pflanzen, Tieren und Lebensräu-
men, zu einer Einengung des Nutzpflanzen- und 
Nutztierspektrums und zur Veränderung von Stoff-
flüssen im Naturhaushalt geführt haben. Die andau-
ernde Zufuhr von Nährstoffen, Schadstoffen und 
Energie auf die Fläche, die zum Beispiel zu Belastun-
gen des Nährstoffhaushalts, zu Grundwasser- und 
Gewässerverunreinigungen, Meeresverschmutzung, 
Erosion und Bodenverdichtung führt, ist zu begren-
zen. Vor allem sind die Gleichzeitigkeit und das 
räumliche Ausmaß der Prozesse besorgniserregend. 
Da eine räumliche und zeitliche Differenzierung von 
Eingriffen weitgehend entfällt, zum Beispiel durch 
die Verengung der Fruchtfolgen, kann kein Aus-
gleich mehr stattfinden. Des weiteren mangelt es an 
notwendigen Rückzugsgebieten und genügend gro-
ßen Ausgleichsräumen; die natürliche Funktion der 
großflächigen Akkumulationssysteme in der Land-
schaft, wie Auen, Moore, Sümpfe und Anlandungs-
küsten, ist weitgehend zerstört. 

Bei der Lösung dieser Aufgabe sind Praxis, Wissen-
schaft und Politik gleichermaßen gefordert. Trotz Un-
sicherheiten über die zukünftigen Entwicklungswe-
ge der Landnutzungsformen müssen sie gesellschaft-
lich konsens- und tragfähige Leitgrößen und ein In-
strumentarium bereitstellen, um Fehlentwicklungen 
entgegenwirken zu können. 

13. Sollen gesellschaftliche, insbesondere ökonomi-
sche Aktivitäten nicht zu drastisch zurückgefahren 
werden, müssen die politischen Akteure akzeptieren, 
daß ein bestimmtes Maß an Restbelastungen bleiben 
wird. Um diese erträglicher zu machen und die Nut-
zungen umweltschonender durchführen zu können, 
sind Nutzungen soweit wie möglich zu differenzie-
ren, das heißt, räumlich und zeitlich zu verteilen. Da-
mit soll keine „beliebige Nutzungsmischung" emp-
fohlen werden, die auch die Ausbreitung der Bela-
stungen steigern würde. Die jeweils durch die Natur

-

raumpotentiale vorgegebene und hervorgebrachte 
Landnutzung, entweder eine urban-industrielle, eine 
agrarisch-forstliche oder eine mehr naturbetonte, soll 
beibehalten werden. Mit diesem Konzept der „diffe-
renzierten Landnutzung" soll eine Entwicklung ge-
bremst werden, die gerade in den letzten 40 Jahren 
erfolgt ist, nämlich gleichartige Nutzungen auf 
immer größeren Flächen zu konzentrieren - sei es 
in Form von Ballungsgebieten oder Industriekom-
plexen, sei es in Form großflächig intensiv be-
wirtschafteter Acker- und Grünlandgebiete ein-
schließlich der Massentierhaltung (SRU, 1987, 
Abschn. 2.1.8.4). 

14. Der Umweltrat folgt dem Konzept der „diffe-
renzierten Landnutzung" und dem von Raumord-
nung und Naturschutz weiterentwickelten Ansatz 
der partiellen Segregation/Integration (ROWECK, 
1995; PLACHTER und REICH, 1994); er ist allerdings 
der Auffassung, daß es einheitliche Mindestkriterien 
erfüllen muß, die 

- ökologische Mindeststandards für den langfristi-
gen Schutz der abiotischen und biotischen Res-
sourcen sowie die Sicherung der Funktionstüch-
tigkeit der Umweltsysteme beinhalten (ökologi-
scher Aspekt), 

- den Nutzern ein angemessenes Einkommen ge-
währleisten (ökonomischer Aspekt) und 

- die individuell nicht tragbaren sozialen Risiken 
absichern sowie einen Mindeststandard der sozia-
len und kulturellen Infrastruktur im ländlichen 
Raum erhalten (sozialer Aspekt). 

Was als Umweltstandard festgelegt wird, kann also 
keineswegs allein aus naturgegebenen Schwellen-
werten abgeleitet werden, sondern steht immer auch 
in einem soziokulturellen Bewertungszusammen-
hang. Die Festlegung ist nicht unabhängig von 
gesellschaftlichen und ethosspezifischen Prioritäten-
setzungen, vom jeweiligen Maß an Risikobereitschaft 
oder auch vom Erfahrungsumgang mit Restriktionen 
und.  Verzicht. Umgekehrt dürfen von der Natur vor-
gegebene Grenzen nicht unbeachtet bleiben, die den 
Spielraum für jegliche dauerhafte zivilisatorische 
Entwicklung vorgeben (SRU, 1994, Tz. 37 f.). 

15. Die Raumordnung sollte auf Landesebene die-
ses Konzept in ausgewählten Räumen unter Beach-
tung der Mindeststandards durch Vorrangauswei-
sungen für bestimmte Nutzungen, zum Beispiel Na-
turschutz, Naturentwicklung, Wassernutzung, Frei-
zeit und Erholung, alte Kulturlandschaften, Land- 
und Forstwirtschaft, konkretisieren. Als erster Schritt 
sollten gerade für solche Vorrangräume regionsspezi-
fische Leitbilder definiert werden (vgl. PLACHTER 
und REICH, 1994). Diese müssen allerdings über die 
engen Forderungen des Naturschutzes in Form von 
Artenschutzprogrammen und landschaftlichen (phy-
sischen) Leitbildern hinausgehen. Auf der Ebene der 
Regionen sind die angestrebten Nutzungen nach 
ökologischen, ökonomischen und sozialen Kriterien 
weiter zu spezifizieren. Mit der Einrichtung von in 
dieser Weise charakterisierten Vorrangräumen ist 
zwar zunächst noch keine unmittelbare Schutzquali-
tät verbunden; es besteht aber eine gewisse norma-
tive Leitlinienwirkung. Diese verdeutlicht, wo Um-
weltschutz nicht nachrangig behandelt werden darf 
und wo zum Beispiel aufgrund hoher ökologischer 
Standards gegebenenfalls ein ökonomischer Aus-
gleich erforderlich ist; zusammen mit dem zielgerich-
teten Einsatz von (monetären) Ausgleichsleistungen 
trägt die normative Leitlinienwirkung auch zur Kon-
fliktminderung bei. 

Dieses zweistufige Konzept folgt dem Vorschlag des 
„flexiblen Leitbildes" von ROWECK (1995) und be-
deutet die Abkehr von bis ins Detail festgelegten 
„Ökolandschaften". Die gesamthafte Abwägung von 
Nutzungskonflikten auf Bundes- und Landesebene 
eröffnet dabei nur einen Rahmen, der Lösungen auf 
unterer Ebene ermöglichen soll. Der geeignete Ort 
für die Bündelung von Entscheidungsprozessen in 
der Region muß vielfach jedoch noch geschaffen wer-
den. Eine solche Stufung sollte die in der Vergangen-
heit oftmals durch Auflagen und quasi verordnete 
Förderprogramme erfolgte Einengung der Landnut-
zer zugunsten betriebswirtschaftlicher Eigenverant- 
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wortung unter den genannten Rahmenbedingungen 
ablösen. 

16. Da es unmöglich ist, aus der ungleichen Vertei-
lung und Vielfalt natürlicher Vorgaben und kultürli-
cher Systeme sozioökonomische, von Effizienz und 
Gerechtigkeit beherrschte allgemeingültige Prinzi-
pien oder gar Strategien für die gesamte Fläche zu 
entwickeln (HABER, 1994), ist die Forderung der 
Raumordnung nach Schaffung gleichwertiger Le-
bensbedingungen für alle neu zu diskutieren. Die 
Beseitigung von räumlichen Disparitäten steht unter 
Umständen im Widerspruch zum aufgezeigten Um-
weltanliegen, welches in Richtung auf eine Festle-
gung von überregionalen, regionalen und kleinräu-
migen Vorrangfunktionen beziehungsweise auf ein 
Konzept räumlich differenzierter Flächennutzungs-
struktur hinausläuft. Da sowohl die Vorgabe von 
Mindeststandards als auch der Planungsprozeß nicht 
automatisch auf das gewünschte Ergebnis hinführen 
würde, sind zunächst verschiedene Alternativszena-
rien zu formulieren, in denen jeweils die ökologische 
Zielsetzung, die sozialen und ökonomischen Wirkun-
gen sowie die soziokulturellen Folgen ermittelt und 
zur Diskussion gestellt werden. Ausgehend von der 
gesellschaftlichen Willensbildung ist dann durch die 
Politik der Grad des Ressourcenschutzes und sein 
räumliches Verteilungsmuster zu bestimmen und 
administrativ umzusetzen. Die Bevölkerung in der 
Region ist insbesondere deshalb in die Entscheidung 
einzubeziehen, weil diese - auch bei Berücksichti-
gung möglicher Kompensationsmechanismen - unter 
Umständen Verzicht auf die finanziell lukrativste 
Entwicklung bedeutet. Welche politische Ebene und 
welche Instrumente im Einzelfall am besten geeignet 
sind, Nutzungskonflikte und Umweltprobleme abzu-
mildern und zu lösen, wird nachfolgend (Kap. 2) be-
schrieben. 

1.3 Funktionale Verflechtungen 
im Stadt-Land-Verhältnis 

17. Die natürlichen Ressourcen sind erdgeschicht-
lich bedingt unterschiedlich verteilt und werden 
historisch, politisch (strategisch) und sozioökono-
misch bedingt unterschiedlich genutzt. Die Prinzi-
pien der Nutzung von räumlichen Ressourcen sind in 
den Verdichtungsgebieten und in den ländlichen 
Räumen zunächst einmal gleichermaßen von ähnli-
chen menschlich-individuellen Nutzungsansprüchen 
beziehungsweise Grunddaseinsfunktionen, wie zum 
Beispiel Wohnen, Arbeiten, Ver- und Entsorgen, Frei-
zeit, Bildung und andere mehr, bestimmt. Mit der 
Vertiefung der Arbeitsteilung haben sich je nach Be-
völkerungsdichte und regionaler Ressourcenausstat-
tung Unterschiede insbesondere in der Intensität der 
Ressourcennutzung entwickelt. Die Gesamtproduk-
tion in Verdichtungsräumen verbraucht in der Regel 
mehr natürliche Ressourcen als innerhalb der Region 
vorhanden sind. Neben Rohstoffen und Nahrungs-
mitteln sind vor allem die Umweltgüter saubere Luft, 
Trinkwasser und Freifläche für Erholung und Freizeit 
sowie für Abfallbeseitigung und Aufnahme von Stof-
fen knapp und müssen im Rahmen der funktionalen 
Arbeitsteilung vom ländlichen Raum importiert oder  

am Ort ihrer Bereitstellung beziehungsweise Bereit-
stellungsmöglichkeit aufgesucht werden (vgl. HA-
BER, 1994). Neben den wirtschaftlichen Ressourcen 
weist die Stadt demgegenüber in der Regel ein hö-
heres Niveau bei den soziokulturellen Ressourcen 
wie Gesundheits- und Bildungseinrichtungen sowie 
Opern- und Theaterbetrieb auf. 

Zu erarbeitende Konzepte für eine dauerhaft-um-
weltgerechte Landnutzung müssen vorrangig auf die 
komplementären Funktionen dünn besiedelter 
Räume für die Verdichtungsräume abstellen, ins-
besondere die Nutzungen des Freiraumes bezie-
hungsweise der Freifläche in den ländlichen Gebie-
ten und deren Veränderungen. Die Grundfunktionen 
des ländlichen Raumes werden in Anlehnung an 
KOSTER (1986) in Produktions-/Siedlungsfunktion, 
Ausgleichs-/Entsorgungsfunktion und Schutz-/Re-
servefunktionen zusammengefaßt. 

Produktions - und Siedlungsfunktion 

18. Der Hauptteil des Einkommens wird auch in 
ländlichen Gebieten im tertiären und sekundären 
Sektor. erwirtschaftet. Selbst in den am stärksten 
landwirtschaftlich geprägten Landkreisen der alten 
Bundesländer hat die Landwirtschaft nur noch einen 
Anteil von unter 10 % an der Gesamtzahl der Er-
werbstätigen (BfLR, zitiert in BAUER et al., 1995), ihr 
Wertschöpfungsanteil liegt meist sogar noch niedri-
ger. Durch die Flächenbindung sind Land- und Forst-
wirtschaft überwiegend in den ländlichen Gebieten 
angesiedelt. Nach wie vor wichtigste Aufgabe der 
Landwirtschaft ist, mit der Erzeugung eines bestimm-
ten Mindestvorrates die Versorgung der Bevölkerung 
mit Nahrungsmitteln sicherzustellen (§ 1 Landwirt-
schaftsgesetz in Verbindung mit § 1 Ernährungs-
sicherstellungsgesetz). Inwieweit die Erzeugung von 
nachwachsenden Rohstoffen an Bedeutung gewin-
nen wird, bleibt abzuwarten. Dessen ungeachtet ist 
aber von einem Bedeutungsverlust der Landwirt-
schaft als Wirtschaftssektor in ländlichen Gebieten 
auszugehen. Demgegenüber ist vielerorts ein Bedeu-
tungszuwachs ihrer übrigen gesellschaftlichen Funk-
tionen zu erwarten und zum Teil bereits gegeben 
(Kap. 2.4). Beispielsweise können - bei entsprechen-
der Ausrichtung - mit landwirtschaftlichen Nutzun-
gen unmittelbar ökologische Ausgleichs- und Entsor-
gungs- sowie Schutzfunktionen verbunden sein. Mit 
Blick auf seine Schnittstellenfunktion ist der land-
wirtschaftliche Betrieb ein wichtiger Adressat für die 
zukünftige Ausrichtung von Bodennutzung und Pro-
duktion auf eine dauerhaft-umweltgerechten Land-
nutzung (Kap. 2.4). 

19. Eine wesentliche Produktionsfunktion der länd-
lichen Räume ist die Bereitstellung von Wasser als 
marktfähigem Produkt (KOSTER, 1986). Art und In-
tensität der Bodennutzung und damit letztlich Men-
ge und Qualität des Wassers werden insbesondere 
durch private Flächennutzung vorgegeben. Poten-
tiell wassergefährdende Handlungen können mittels 
Ausweisung von Wasserschutzgebieten verboten 
oder eingegrenzt werden. Des weiteren können Ge-
werbe- und Infrastruktur-Flächenausweisungen als 
haushaltsrelevante Größen erschwert werden (re- 
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striktive Genehmigungspraxis, höhere Investitions-
kosten wegen Auflagen), was auch die in einigen 
Bundesländern landes- und regionalplanerisch aus-
gewiesenen Vorranggebiete für Wassergewinnung 
betrifft. Den Opportunitätskosten aus entgangenen 
oder nicht realisierbaren Nutzungen steht für die be-
treffenden Gemeinden aber vielfach kein entspre-
chender finanzieller Ausgleich gegenüber. Offen-
sichtlich mangelt es an ökonomisch wirksamen An-
reizstrukturen, zum Beispiel p rivate Haushalte und 
Kleinverbraucher/-emittenten von unbedachten Ver-
schmutzungsaktivitäten ab- und zu einem sorgsamen 
Umgang mit Trinkwasserressourcen anzuhalten. 

20. In Abhängigkeit vom jeweiligen Typ des ländli-
chen Gebietes ist die Siedlungsfunktion von unter-
schiedlicher Bedeutung. Insgesamt mehr als 40 % 
der deutschen Bevölkerung lebt außerhalb von Stadt-
gebieten. Für p rivate Haushalte hat sich die Stand-
ortattraktivität ländlicher Gebiete tendenziell erhöht. 
Technischer Fortschritt (Kommunikationstechnolo-
gien), verbesserte Infrastruktur (Verkehrsanbindung) 
und Bildungseinrichtungen sowie vor allem niedrige 
Transportkosten haben die Überwindung des Rau-
mes immer leichter werden lassen. Entfernungen 
sind für die Wahl des Wohnortes immer weniger ent-
scheidend. Weitere Vorzüge verschiedener länd-
licher Gebiete sind vielfach geringere Grundstücks-
kosten und niedrige Abgaben und Steuern (Grund-
steuer, Abfallgebühren u. a.). Auch erfüllen verdich-
tete Räume, insbesondere Großstädte, immer weni-
ger die Ansprüche an die Umweltqualität im Wohn- 
und Lebensumfeld. Zusätzlich bieten ländliche Ge-
biete deutlich bessere Möglichkeiten für Freizeit- 
und Erholungsaktivitäten. Auch für die Standort-
entscheidung von Unternehmern werden „weiche 
Standortfaktoren'' immer entscheidungswirksamer. 
Dem Standortfaktor „gesunde Umwelt" wird nach 
Arbeitsproduktivität und Arbeitskosten von Unter-
nehmerseite höchste Bedeutung zugemessen 
(STEINBERG et al., 1991). 

Ausgleichs- und Entsorgungsfunktion 

21. Im Produktions- und Verwendungsprozeß von 
Gütern und bei Dienstleistungen freigesetzte um-
weltbelastende Emissionen und Abfälle werden 
durch verschiedene Transportmedien regional unter-
schiedlich als Nährstoffe, Schadstoffe und Energie in 
der Fläche verteilt. Dies ist ein wesentlicher, teil-
weise überlebensnotwendiger Vorgang für Verdich-
tungsgebiete. 

Wegen zunehmender Freizeit und ebenso zuneh-
menden Umweltbeeinträchtigungen in Verdich-
tungsgebieten (Verkehr, Lärm, Geruch, Schadstoffe 
usw.) wächst die Nachfrage nach naturgebundener 
Erholung und Freizeitgestaltung in ländlichen Regio-
nen mit ihrem hohen Freiflächenanteil. Vorausset-
zung dieser funktionalen Verflechtungen ist eine ge-
eignete naturräumliche Ausstattung der ländlichen 
Gebiete, eine schnelle und kostengünstige Erreich-
barkeit, eine leistungsfähige Infrastruktur und ein 
Verdichtungsraum mit entsprechender Nachfrage an 
Naherholung. Wegen der regionalwirtschaftlichen 
Bedeutung der Naherholung (Gastronomie, Hotelge

-

werbe, Freizeiteinrichtungen) haben die ländlichen 
Gebiete beziehungsweise die entsprechenden Kom-
munen diese Funktionen bereits mit hohem Eigen-
interesse entwickelt und gefördert. Im Unterschied 
zur Bereitstellung vieler ökologischer Leistungen ist 
die Erfüllung dieser Funktionen bereits zum Teil über 
Marktmechanismen und preisliche Bewertungen (zu-
mindest indirekt) ausreichend gewährleistet. Das 
zentrale Problem ist hier die Entschärfung oder 
Steuerung des Konfliktes zwischen Umweltschutz 
und Erholungsnutzung sowie Freizeitaktivitäten. 

22. Derzeit scheint eine eingehende Steuerung und 
Koordination der Erholungsnutzung nur als Fein-
steuerung notwendig. Maßnahmen für eine umwelt-
verträgliche Gemeindeentwicklung und Flächennut-
zung kommen beispielsweise auch der Erholungseig-
nung einer Landschaft zugute. Der gesellschaftlich 
gewünschte Erhalt und Ausbau der Erholungsfunk-
tion der Kulturlandschaften kann über die Hono-
rierung ökologischer Leistungen (Kap. 2.5) und 
die ökologische Ausrichtung des Finanzausgleichs 
(Kap. 2.6) gesteuert werden, sofern Kollektivgut-
eigenschaften die Erbringung entsprechender Lei-
stungen auf privater Basis verhindern. 

Schutz- und Reservefunktion 

23. Der hohe Freiflächenanteil der ländlichen Ge-
biete ist Voraussetzung für den Erhalt von Flora, 
Fauna und einer Vielzahl von naturnahen Ökosyste-
men. Erforderlich ist eine gesamträumliche Schutz-
leistung. Insbesondere in Gebieten mit intensiver 
landwirtschaftlicher Nutzung treten erhebliche Pro-
bleme und Konflikte auf. Gleichzeitig ist der Erhalt 
der biologischen Vielfalt wesentlich an die Kultur-
landschaften im Freiraum ländlicher Regionen ge-
bunden, weshalb der Arten- und Biotopschutz vor 
allem nutzungsbezogene Maßnahmen erfordert. 

Des weiteren haben ländliche Gebiete insbesondere 
auch bioklimatische Schutzfunktion. Die Freiflächen

-

nutzung der Landwirtschaft ist wesentliche Vor-
aussetzung für Entstehung und Abfluß von Kaltluft 
(Offenhaltung), während Siedlungs- und Gewerbe-
flächen diesen Vorgang be- oder gar verhindern. 

Aktuelle und künftige Konflikte innerhalb der 
funktionalen Verflechtung Stadt-Land 

24. Die ländlichen Gebiete weisen starke Defizite 
hinsichtlich der Erfüllung wichtiger Freiflächenfunk-
tionen auf. Im Hinblick auf die funktionale Verflech-
tung von Stadt und Land ergeben sich dadurch we-
sentliche Gefährdungen für die Wahrnehmung von 
Ausgleichs- und Schutzfunktionen der ländlichen 
Räume: 

- Schädigung und Verbrauch natürlicher Ressour-
cen innerhalb der Region, im wesentlichen durch 
Landwirtschaft, Siedlung und Verkehr, sowie 

- überregionale Schädigung regionaler natürlicher 
Ressourcen, im wesentlichen von Wasser und Luft, 
sowie Übernutzung von Ausgleichs-, Entsor-
gungs- und Schutzflächen. 
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HÄFNER et al. (1993) diskutieren zwei Entwick-
lungsrichtungen und damit zwei grundlegende 
Optionen, eine Abschwächung der räumlichen Kon-
zentration der Verdichtungsgebiete durch zuneh-
menden Ausgleich räumlicher Disparitäten oder eine 
Verstärkung der räumlichen Disparitäten, also eine 
weitere Konzentration einerseits und eine Entlastung 
ländlicher Räume von ökologischen Beeinträchtigun-
gen andererseits. Aussagen über entwicklungsbe-
stimmende Faktoren sind allerdings in hohem Maße 
spekulativ (vgl. TREUNER, 1986). Bei der Standort-
wahl von privaten Haushalten und Unternehmen 
werden aber sehr wahrscheinlich Raumtypen mit 
den jeweiligen Vorzügen beider Optionen gefragt 
sein. In den Mittel- und Oberzentren in ländlich ge-
prägten Gebieten verbinden sich die Vorteile der Ur-
banität mit denen der naturgeprägten ländlichen 
Räume. Die Verkehrsanbindungen sind bereits heute 
überwiegend (z. T. mit Ausnahmen in den neuen 
Bundesländern) gewährleistet. Auch HÄFNER et al. 
(1993) sehen die mittelgroßen Städte auf der Gewin-
nerseite. Die Probleme der Entvölkerung in den klei-
neren ländlichen Gemeinden, insbesondere in peri-
pheren Lagen, sind durch eine solche Entwicklungs-
richtung aber keineswegs behoben. Weder ökologi-
sche noch soziale Folgen sind bisher ausreichend be-
dacht worden. Konzentrationsprozesse werden fortan 
voraussichtlich nicht mehr großräumig über weite 
Entfernungen erfolgen, wie etwa eine Konzentration 
auf einige herausragende Verdichtungsräume, wie 
dem Rhein-Main-Gebiet oder Berlin und Umland, 
sondern innerhalb kleinerer räumlicher Einheiten 
von ländlichen Kommunen zu den naheliegenden lo-
kalen Zentren. Die Frage der Mindestgröße solcher 
Zentren ist bisher wenig konkret beantwortet. 

Schlußfolgerungen zu den funktionalen 
Verflechtungen 

25. Die funktionalen Beziehungen zwischen Ver-
dichtungsgebieten und ländlichen Gebieten sind 
durch vielfältige Austauschprozesse zwischen den 
Regionstypen gekennzeichnet. Güter und Dienstlei-
stungen - hierzu gehören im weitesten Sinne auch 
Umweltgüter und die angesprochenen Umweltlei-
stungen - werden produziert, verteilt und konsu-
miert, dies aber eben räumlich getrennt. Die Bewer-
tung der unterschiedlichen Güter und Leistungen im 
Rahmen freier Preisbildungsprozesse (auf Märkten) 
oder administrativer Preissetzung (insbesondere bei 
öffentlichen Gütern) ist für den gesellschaftlichen be-
ziehungsweise ökonomischen Austauschprozeß das 
zentrale Steuerungsinstrument. 

Funktionen städtischer Regionen werden derzeit 
überwiegend mit Preisen am Markt bewertet oder 
durch administrative Preise (z.B. finanzielle Förde-
rung sozialer und kultureller Einrichtungen) entgol-
ten (z. B. im kommunalen Finanzausgleich). Dem-
gegenüber wird ein wesentlicher Teil der Funktionen 
ländlicher Räume, insbesondere deren Ausgleichs- 
und Schutzfunktionen, derzeit nicht oder nur unzu-
reichend finanziell entlohnt. In dieser verfehlten An-
reizstruktur ist nicht nur ein wichtiger Grund für das 
ökonomische Gefälle zwischen Stadt und Land zu se-
hen, sondern auch die eigentliche Ursache dafür, daß 
die in Textziffer 17 bis 23 erläuterten Funktionen 
ländlicher Räume nicht ausreichend in Entschei-
dungsprozessen privater und öffentlicher Entschei-
dungsträger Berücksichtigung finden. Sozioökono-
mische Ressourcen beziehungsweise deren Trans-
formation werden entlohnt, Pflege und Entwicklung 
natürlicher Ressourcen demgegenüber nur unzurei-
chend. Bleibt dieses Ungleichgewicht bestehen, sind 
weitere Verschärfungen der aufgezeigten Konflikt-
punkte zwischen ökologischen Funktionen und dem 
Streben ländlicher Gebiete hin zu einer wi rtschaftlich 
und fiskalisch lohnenden Entwicklung (Gewerbean-
siedlung und Siedlungsflächenexpansion) zu erwar-
ten. 

Demnach muß die unmittelbare Nutzung der natür-
lichen Ressourcen gezielt gesteuert werden. Insbe-
sondere die Landwirtschaft kann viele ökologische 
Funktionen der ländlichen Gebiete beeinflussen. 
Grundsätzlich sind die positiven ökologischen Wir-
kungen tragfähig zu erhalten und die negativen 
Wirkungen zu verringern. Des weiteren müssen die 
Rahmenbedingungen der Entwicklungsstrategien 
ländlicher Gebiete auf regionaler und kommunaler 
Entscheidungsebene gesetzt werden. Neben den fi-
nanziell attraktiven Optionen Gewerbeansiedlung, 
Baulandausweisung oder Freizeitnutzung müssen die 
gezielte Bereitstellung ökologischer Leistungen und 
der Schutz von Ressourcen (Schutz des Wassers, 
Schutz des Naturhaushaltes und der biologischen Viel-
falt) für Gemeinden in ländlichen Gebieten attraktiver 
gemacht werden, um mit den vorgenannten Entwick-
lungsoptionen wirklich konkurrieren zu können. 

Die Sicherung der vielfältigen Schutz- und Reserve-
funktionen des ländlichen Raumes scheint allerdings 
nur in dem Maße erreichbar, wie die hier erbrachten 
ökologischen Leistungen auch durch äquivalente 
geldliche Zuwendungen seitens der Verdichtungs-
räume honoriert werden. Die entsprechende Erweite-
rung der Finanzierungsordnung, insbesondere des 
kommunalen Finanzausgleichs, muß im Konzept 
einer dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung als 
strategische Schlüsselgröße herausgestellt werden. 
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2 Ausgewählte Politikbereiche und Instrumente 

2.1 Raumordnungspolitik 

2.1.1 Grundlagen der Raumordnung 

26. Die Möglichkeiten der Raumordnungspolitik, 
zur Erreichung einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung beizutragen, sind weitgehend durch 
die Aufgabenstellung und das Instrumentarium des 
Raumordnungsgesetzes (ROG) bedingt. Die Raum-
ordnungspolitik dient der Verteilung des knappen 
Raumes auf konkurrierende Nutzungen und der 
Steuerung der gesellschaftlichen Entwicklung im 
Hinblick auf die räumlichen Auswirkungen. Sie hat 
damit einen weitergehenden Gegenstandsbereich 
als die Umweltpolitik, umfaßt aber auch die raumbe-
zogenen Belange des Umweltschutzes. Trotz der 
grundsätzlichen Unterschiede zwischen diesen bei-
den Politikbereichen gab und gibt es wechselseitige 
Verflechtungen zwischen Zielen und Instrumenten 
(vgl. HÜBLER, 1987). 

Bereits das Raumordnungsgesetz von 1965 enthält ei-
nige materielle Vorschriften, die den Umweltbelan-
gen in der räumlichen Planung zumindest konzeptio-
nell eine besondere Stellung einräumen. Diese Rege-
lungen zielen darauf ab, die isoliert und sektoral 
orientierten und überwiegend technologisch ausge-
richteten Fachpolitiken der Luft- und Wasserreinhal-
tung und Abfallbeseitigung zu koordinieren. Bei der 
Konstituierung der Umweltpolitik im Jahre 1969 
nahm die vorsorgende Planung ebenso wie die 
Raumordnung im dann entwickelten Umweltpro-
gramm der Bundesregierung von 1971 eine beson-
dere Stellung ein. Seitdem gilt die Raumordnung als 
zentrales Instrument des raumbezogenen Umwelt-
schutzes. 

27. Den Forderungen nach einem umweltbewußten 
Verständnis der Raumordnung ist jedoch bis heute 
nicht hinreichend entsprochen worden. Die Entwick-
lung der Umweltpolitik seit 1971, die zu einer me-
dialen Zersplitterung des Umweltrechtes führte und 
in weiten Teilen eher eine Strategie nachsorgender 
Reparaturmaßnahmen anstatt integrativen, dem Vor-
sorgeprinzip verpflichteten Politikmustern folgte, 
macht deutlich, daß die planerisch-programmati-
schen Elemente der Umweltpolitik wesentlich ver-
bessert werden müssen. Eine längerfristig angelegte, 
konsistente Umweltpolitik muß prozeßhaft ansetzen 
und rahmensetzend wirken. Bei dieser Entwicklung 
können die Institutionen der räumlichen Planung 
von ihrem Potential her eine besondere Rolle über-
nehmen, wenn es ihnen gelingt, ihre Ziele und 
Grundsätze sowie Instrumente nach den durch die 
Umweltpolitik gestellten Aufgaben zu modifizieren 
und durchzusetzen. Allerdings darf man sich hierbei 
nicht von übertriebenen Erwartungen leiten lassen. 
Ein wesentlicher Schwachpunkt der Raumordnungs-
politik ist ihre geringe politische Durchsetzungsfä

-

higkeit, die einerseits auf der Koordinierungsaufgabe 
der Raumordnung selbst und der damit verbundenen 
notwendigen Konflikthaftigkeit, andererseits auf 
dem Fehlen einer eigenen politischen Klientel in 
Form von konfliktstarken gesellschaftlichen Grup-
pen beruht. Die Raumordnung hat die schwierige 
Aufgabe, „in einem Dauerkonflikt mit anderen Poli-
tikbereichen, die politisch und im Interessenspek-
trum stärker verwurzelt sind, das Erreichbare zu rea-
lisieren" (WAHL, 1994, S. 20). Dies gilt auch, soweit 
die Raumordnung Umweltbelange durchzusetzen 
versucht, da sie zu abstrakt und weiträumig denkt, 
als daß einzelne Bürger und Umweltgruppen sich an-
gesprochen fühlen könnten. Notwendige Verbesse-
rungen im konzeptionellen und instrumentellen Be-
reich vermögen dieses politische Defizit der Raum-
ordnung nur in gewissen Grenzen auszugleichen. Es 
kommt hinzu, daß ein sehr anspruchsvolles Ver-
ständnis von raumbezogener Steuerung leicht zu 
einer Überforderung der Raumordnung führen kann. 
Die traditionelle Aufgabe der Raumordnung ist die 
Verteilung knappen Raumes auf konkurrierende 
Nutzungen, in bezug auf Umweltbelange zum Bei-
spiel durch Ausweisung und Sicherung von Vorrang-
gebieten. Soweit Raumordnung darüber hinausge-
hend den Anspruch erhebt, eine integrative Entwick-
lungsplanung zu sein, die sämtliche raumbezogene 
Politiken mit Vorranganspruch koordiniert und 
steuert, nimmt ihre Konfliktanfälligkeit zu, und es 
vergrößert sich damit die Gefahr der Überforderung. 
Eine Weiterentwicklung der Raumordnung im Hin-
blick auf dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung 
darf daher nicht den Weg gehen, die Raumordnung 
zu einem Instrument der umfassenden imperativen 
Steuerung der Landnutzung und ihre Entwicklung 
„von oben" gestalten zu wollen. 

Demgegenüber hält die Ad hoc-Arbeitsgruppe 
„Überprüfung des Raumordnungsrechts" der Akade-
mie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) 
eine koordinierende und integ rierende Gesamtpla-
nung, insbesondere in Anbetracht zunehmender 
Nutzungskonflikte und einer „international ver-
schärften Standortkonkurrenz", für erforderlich 
(s. Eckpunktepapier dieser Arbeitsgruppe vom 
1. 7. 1995), da das wachsende Bestreben einzelner 
Fachplanungen, wie etwa der Landschaftsplanung, 
der Verkehrsplanung oder der Umweltleitplanung 
nach dem Entwurf des Umweltgesetzbuches, selbst 
raumplanerisch tätig zu werden, anzustrebenden 
Entwicklungen abgestimmter Raumstrukturen zu-
widerlaufen. Der Umweltrat sieht allerdings aus oben 
genannten Gründen die Schaffung von ökonomi-
schen Anreizstrukturen, wie etwa die Honorierung 
ökologischer Leistungen (s. Kap. 2.5) oder die Erwei-
terung des kommunalen Finanzausgleichs um Um-
weltaspekte (s. Kap. 2.6), letztlich als erfolgverspre-
chender an. 
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28. Das „gestufte" Planungs- und Entscheidungs-
system der Raumordnungspolitik ergibt sich in 
Deutschland aus dem föderativen Aufbau des 
Staates und der Allzuständigkeit der Gemeinden 
(Art. 28 GG) und ist verfahrenstechnisch dem „Ge-
genstromprinzip" und dem Subsidiaritätsprinzip ver-
pflichtet. Dieses verhältnismäßig teure und aufwen-
dige System ist wegen des Länder-, Regionen- und 
Gemeindenwettbewerbs um die Ansiedlung von Ge-
werbebetrieben auch nicht sonderlich ressourcen-
schonend. Gleichwohl überwiegen die Vorteile, die 
aus räumlicher Sicht vor allem auch in der Möglich-
keit liegen, orts- und betroffenennahe Entscheidun-
gen zu treffen und zu einer günstigen Allokation der 
Produktionsfaktoren führen können. Die zukünftige 
Entwicklung der Planung steht einerseits im Zeichen 
von Entbürokratisierung, Beschleunigung und ver-
stärkter Regionalisierung, andererseits ist eine wei-
tere Zentralisierung von Entscheidungen bei der 
Europäischen Union sowie die weitere Verrechtli-
chung vieler Planungstatbestände absehbar. 

29. Aus Artikel 72 Abs. 1 GG und § 1 Abs. 1 ROG 
wird für die Raumordnungspolitik herkömmlicher-
weise als sogenanntes Gleichwertigkeitsziel die For-
derung nach gleicher Ausstattung der Räume mit In-
frastruktur und mit öffentlichen Dienstleistungen ab-
geleitet. Wenngleich die Verfassungsordnung keine 
strenge räumliche Gleichheit gebietet und auch § 1 
Abs. 1 ROG dahin auszulegen ist, daß viel Platz für 
eine räumliche Differenzierung bleibt, hat das 
Gleichwertigkeitspostulat in der Vergangenheit doch 
das Anspruchsniveau der Raumplanung beherrscht. 
Von ihm gilt es Abschied zu nehmen, da es ökono-
misch wie ökologisch bedenklich und unrealistisch 
ist. Die derzeit nicht nur in den dünn besiedelten 
Gebieten der neuen Bundesländer unbefriedigende 
Lage, die häufig durch eine unausgewogene Sied-
lungsstruktur, mangelhafte Infrastrukturausstattung, 
schlechte Wirtschafts- und Arbeitsmarktstrukturen 
sowie dem Nebeneinander von Regionen mit erhebli-
chen Umweltschäden einerseits und Regionen mit ei-
nem sehr großen ökologischen Potential andererseits 
gekennzeichnet sind, erfordert aus raumordnerischer 
Sicht ein Überdenken der bisherigen Prioritätenset-
zung in den Leitlinien, das heißt eine Überprüfung 
der raumordnungspolitischen Leitvorstellung der 
Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen. Die 
peripheren, dünn besiedelten Großräume Branden-
burgs und Mecklenburg-Vorpommerns mit bedeu-
tenden ökologischen Potentialen für die gesamte 
Bundesrepublik sollten diese bewahrenswerten Qua-
litäten auch erhalten (EXWOST, 1995). Die raumord-
nungspolitischen Herausforderungen gerade in den 
neuen Ländern erfordern deshalb auch einen Neube-
ginn der Diskussion über raum- und siedlungsstruk-
turelle Leitbilder in Deutschland und Europa (WEYL, 
1994; Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten, 1991). 

Leitbilder der Raumordnung 

30. Das in §§ 1 und 2 ROG formulierte Leitbild der 
Raumordnung beschreibt im wesentlichen die Pro-
blemlage der zwanziger Jahre in Deutschland, wie 
sie im Gutachten des Sachverständigenausschusses  

für Raumordnung (SARO) aus dem Jahre 1961 skiz-
ziert und dann in weiten Teilen in das Raumord-
nungsgesetz und in Landesplanungsgesetze über-
nommen wurde. Seit dieser Zeit gibt es eine über-
greifende Auseinandersetzung über das „richtige" 
Leitbild, in der zunächst vor allem die unterschiedli-
chen Interessen von Stadt und Land im Vordergrund 
standen. Später standen sich in der Diskussion das 
Konzept einer großräumig ausgewogenen Raum-
struktur (ausgeglichene Funktionsräume) und der 
Ansatz einer funktionsräumlichen Arbeitsteilung 
mit dem Instrument der Vorranggebiete gegenüber 
(vgl. Abb. 2.1). Bei dem Konzept der funktionsräum-
lichen Arbeitsteilung wird davon ausgegangen, daß 
die Raumstruktur der räumliche Ausdruck der ar-
beitsteiligen Industriegesellschaft ist, bei der jeder 
der Teilräume eine unterschiedliche „Begabung" 
oder „Eignung" hat, die entsprechend gefördert wer-
den sollte. Diese Eignung beinhaltet eo ipso die Er-
haltung der (regionalen) Vielfalt. Unterschiedliche 
Raumtypen erfordern entsprechend differenzie rte 
Entwicklungsprogramme. Demgegenüber vernach-
lässigt das Konzept der ausgeglichenen Funktions-
räume, daß unterschiedliche Landschaftsräume auch 
unterschiedlich auf stoffliche und strukturelle Bela-
stungen reagieren, beziehungsweise unterschiedlich 
empfindlich gegen gesellschaftliche und ökonomi-
sche Anforderungen sind. Eine „Gleichmacherei" 
der Regionen führte zu einer Entwertung dringend 
benötigter großräumiger Ausgleichs- und Erholungs-
räume (s. a. VORHOLZ, 1984). Das Konzept der funk-
tionsräumlichen Arbeitsteilung birgt die Gefahr in 
sich, daß Funktionen wie Umweltschutz, Erholung 
und Wasserversorgung in den Verdichtungsgebieten 
vernachlässigt und ausschließlich auf die peripheren 
Regionen „abgeschoben" werden. Mit dieser Kon-
zeption wird eher der Status quo festgeschrieben, als 
daß zukünftig erforderliche raumstrukturelle Maß-
nahmen realisiert werden. 

Beide Konzeptionen wurden in reiner Form in der 
Praxis nicht umgesetzt. Im Bundesraumordnungspro-
gramm von 1975 sind beide unverbunden nebenein-
andergestellt. In der Mehrzahl der Landesentwick-
lungsprogramme und -pläne aus dieser Zeit sind 
ebenfalls Elemente aus beiden Konzepten erkennbar. 
Hervorzuheben ist, daß eine Prüfung der Umweltver-
träglichkeit beider Konzepte nicht stattgefunden hat. 
Dieses betrifft allerdings auch die Umweltverträg-
lichkeit anderer raumordnungspolitischer Konzeptio-
nen, wie zum Beispiel jener der zentralen Orte, Ach-
sen oder Vorranggebiete. 

31. Mit der Novellierung des Raumordnungsgeset-
zes im Jahre 1989 zur Einbindung der Umweltver-
träglichkeitsprüfung wurde die Chance vertan, auch 
gleichzeitig Leitvorstellungen und Grundsätze der 
Raumordnung (§§ 1 und 2 ROG) auf zukünftige Auf-
gabenstellungen hin auszurichten. Vielmehr wurde 
eine Anpassung an aktuelle partikulare Aufgaben 
(z. B. Bodenschutz) vorgenommen und zugleich das 
Postulat von der Schaffung gleichwertiger Lebensbe-
dingungen in allen Teilräumen (vgl. § 1 Abs. 1 ROG) 
in das Gesetz aufgenommen. Die „umweltpolitischen 
Modernisierungen" des § 2 ROG müssen vielfach als 
„kosmetische Anpassungen" verstanden werden, da 
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Abbildung 2.1 

Vergleich der verschiedenen Leitbilder der Raumordnung 

Ausgeglichene Funktionsräume Funktionsräumliche Arbeitsteilung 

- oberstes Ziel Herstellung gleichwertiger Lebens- - Inkaufnahme 	von 	Entwicklungsunterschieden, 
verhältnisse im Bezugsrahmen der Funktions- Neudefinition der Gleichwertigkeit der Lebens- 
räume verhältnisse 

- aktive Sanierung (Versuch der Erhöhung der Be- - unter Umständen passive Sanierung (regionalpoli- 
völkerungszahl und der Verbesserung der Stand- tische Maßnahmen nur zur Erhaltung minimaler 
ortgunst durch regionalpolitische Maßnahmen), Standards, kaum Begünstigung der Ansiedlung 
Erhaltung von Strukturen von Bevölkerung oder Gewerbe in bestimmten 

Regionen) 

- kleinräumige funktionale Arbeitsteilung - großräumige funktionale Arbeitsteilung 

- Nivellierung der Regionen, dadurch Entwertung - Erhalt großräumiger ökologischer Ausgleichsge- 
dringend benötigter großräumiger ökologischer biete 
Ausgleichs- und Erholungsräume 

- beträchtliche Kosten zur Funktionsfähigkeit des - befriedigende Instrumente des regionalen Finanz- 
Modells 	notwendig, 	ausgeglichene 	Funktions- ausgleichs fehlen, 	differenzierte Entwicklungs- 
räume bzw. Realisierung selbst der Mindeststan- programme 	für 	die 	unterschiedlich 	begabten 
dards kaum zu gestalten und zu finanzieren Räume 

Quelle : HÜBLER und KAETHER, 1995 

die Grundkonzeption für die Raum- und Siedlungs-
struktur nicht weiterentwickelt wurde. Dies bet rifft 
die Beschreibung des Verhältnisses von ländlichen 
und peripheren Gebieten zu Verdichtungsgebieten 
in gleicher Weise wie die Funktionsbeschreibung der 
Land- und Forstwirtschaft im Rahmen der Raumord-
nung (vgl. ARL, 1988). 

32. Die Raumordnung und Landesplanung stellt als 
Lösungsansatz für raum- und siedlungsstrukturelle 
Probleme sowohl in den besonders dünn besiedelten 
Gebieten in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern oder im nördlichen Sachsen-Anhalt und auch 
in Teilen von Niedersachsen oder Schleswig-Holstein 
als auch an den EU-Außengrenzen sowie in den ost-
deutschen Verdichtungsgebieten, insbesondere in 
Brandenburg/Berlin, nur herkömmliche, überholte 
materielle Ziele und Entwicklungsstrategien bereit. 
Gerade bezogen auf die neuen Bundesländer muß 
die Raumordnung mit bisher nicht bekannten Dispa-
ritäten, wie einer unausgewogenen Siedlungsstruk-
tur, einer devastierten Infrastruktur sowie regional 
begrenzten Umweltschäden, umzugehen lernen. Als 
weitere Hürde müssen zukünftige Konzepte die gro-
ßen Disparitäten an den Grenzen zu Polen und 
Tschechien nehmen. 

33. Eine Fortentwicklung der Leitvorstellungen und 
Grundsätze für die Raum- und Siedlungsstruktur ist 
aus den in Textziffer 30 bereits genannten Gründen, 
aber auch im Hinblick auf Verwaltungsvereinfa-
chung, Beschleunigung von Entscheidungsprozes-
sen, Deregulierung und so weiter geboten (WEYL, 
1994). Mindestanforderungen an solche Leitvorstel-
lungen und Grundsätze für die Bundesebene gilt es 
vor allem an dem Leitgedanken einer dauerhaft

-

umweltgerechten Entwicklung auszurichten, in der 
räumlichen Planung zu operationalisieren und für die 
regionale Ebene nutzbar zu machen.  

2.1.2 Zu den Instrumenten der Raumordnungspolitik 

34. Für die Raumplanung auf Bundes-, Landes- und 
regionaler Ebene steht nur ein kleines und in seiner 
Wirkung begrenztes Instrumentarium zur Verfü-
gung. Unabhängig von der politischen Schwäche 
sind damit die Steuerungsmöglichkeiten der Raum-
planung - gemessen am Erwartungsanspruch vieler - 
bisher relativ gering. 

Nach Artikel 75 Nr. 4 GG hat der Bund im Bereich 
der Raumordnung die Kompetenz zur Rahmenge-
setzgebung. Die Länder haben diese Rahmenvor-
gaben des Raumordnungsgesetzes durch eigene 
Landesplanungsgesetze auszufüllen. Dies hat zur 
Folge, daß jedes Bundesland ein eigenes Planungs-
system, eigene Planungsbegriffe und -instrumente 
sowie eigene „Planungsphilosophien" hat. Abstim-
mungsbemühungen der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) hatten bisher nur wenig Er-
folg, zumal dabei - bei Anerkennung regional be-
gründeter und notwendiger Besonderheiten - weder 
die Raumplanung an sich noch Begriffe und Instru-
mente vereinheitlicht wurden. 

35. Bund, Länder aber auch fachlich zuständige 
Einrichtungen haben es bisher versäumt, systemati-
sche Wirksamkeitsanalysen oder Erfolgskontrollen 
von raumplanerischen Bemühungen auf den jeweili-
gen Ebenen durchzuführen und die Ergebnisse zur 
Diskussion zu stellen. Auch wenn man davon aus-
geht, daß die politische Schwäche der Raumordnung 
ein wesentlicher Aspekt für die Bewertung der Wirk-
samkeit der Raumordnung ist, dürften Programm-
und instrumentelle Defizite nicht ohne Bedeutung 
sein. Das Fehlen von wissenschaftlich fundie rten Er-
gebnissen über die Wirksamkeit der programmati-
schen Vorgaben und Instrumente der Raumordnung 
erschwert eine verläßliche Einschätzung der Mög- 
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lichkeiten, neue Instrumente wie etwa Kompensa-
tionsmöglichkeiten im regionalen Maßstab oder den 
Finanzausgleich zur Verbesserung räumlicher Struk-
turen einzusetzen. Die im Ansatz geführten Diskus-
sionen zu einer Fortentwicklung von Konzepten und 
Instrumenten der Raumordnung zeichnen sich bisher 
hauptsächlich durch eine Fortschreibung vorhande-
ner Entwicklungstrends aus, ohne daß eine ausrei-
chende Auseinandersetzung mit alternativen Va rian-
ten erfolgt (ARL, 1995). 

Inwieweit das aufwendige (west)deutsche Planungs-
system - auch im Vergleich zu EU-Nachbarländern - 
weiter Bestand haben wird oder durch einfachere 
Systeme ersetzt werden soll, bleibt zu klären. Des 
weiteren sind die raum- und siedlungsstrukturellen 
Konzepte (z. B. zentrale Orte, Achsen) der Länder auf 
ihre Umweltverträglichkeit zu überprüfen und zu be-
werten; gegebenenfalls sind neue Ansätze mit Aus-
richtung auf eine dauerhaft-umweltgerechte Ent-
wicklung zu erarbeiten. 

2.1.2.1 Ökologische Defizite der Raumordnungspolitik 

36. Das gestufte Raumplanungssystem der Raum-
ordnung hat dazu beigetragen, großräumige, regio-
nale Disparitäten in der Infrastrukturausstattung in 
den alten Bundesländern auszugleichen. Dieser 
Sachverhalt und die Entwicklung von mittleren Zen-
tren führten in Westdeutschland zu einem wesentlich 
weniger ausgeprägten Verdichtungsprozeß als in 
den vergleichbaren Nachbarländern. Allerdings be-
stehen bei sozialen und ökologischen Belangen er-
hebliche Defizite. Bei der Erwerbsstruktur existieren 
in qualitativer und quantitativer Hinsicht erhebliche 
regionale Disparitäten. Hohe Arbeitslosenquoten 
sind aber auch in einigen Verdichtungsgebieten mitt-
lerweile die Regel. Die Defizite im ökologischen Be-
reich betreffen insbesondere die derzeitigen raum- 
und siedlungsstrukturellen Entwicklungen, die vor 
allem durch Suburbanisierung, Flächenversiegelung, 
ökologisch unverträgliche Nutzungen der Ressource 
Wasser, umweltunverträglichen Verkehr und Städte-
bau sowie umweltunverträgliche Energiewi rtschaft 
und Landbewirtschaftung gekennzeichnet sind. 
Trotz Gegensteuerung durch die Raumplanung hal-
ten die bedenklichen und zum Teil irreversiblen Ent-
wicklungen unvermindert an. Dies gilt sowohl für die 
Steuerung des Freiflächenverbrauchs als auch bei 
den Steuerungsbemühungen beziehungsweise -mög-
lichkeiten hinsichtlich des Ressourcentransfers zwi-
schen Verdichtungsräumen und Umland. Insbe-
sondere für dünn besiedelte, periphere ländlich 
geprägte Räume kann die Raumordnung keine trag-
fähigen, auf eine dauerhaft-umweltgerechte Land-
nutzung zugeschnittenen Konzepte anbieten, die 
langfristig angelegt und gleichzeitig ökologisch, öko-
nomisch sowie sozial verträglich sind. 

37. Zur Sicherung und Erhaltung der Freiräume 
setzen die Landesplanungen unterschiedliche Instru-
mente ein, wie etwa Konzepte der räumlichen Konzen-
tration raumbeanspruchender Nutzungen (Siedlungs-
konzentration) . Infrastrukturinvestitionen sollen nach 
punktaxialen Konzepten gestaltet oder an gesondert 
dafür vorgesehenen Standorten konzentriert werden. 

Freiraumschonende Instrumente der raumordneri-
schen Planung sind danach zum Beispiel: 

- Differenzierung nach Gebietskategorien (Ord

-

nungsräume und ländliche Entwicklungsräume), 

- Funktionszuweisungen an Gemeinden entspre-
chend der anzustrebenden Raum-, Siedlungs- und 
Wirtschaftsstruktur (Beschränkung auf Eigenent-
wicklung), 

- Zuweisungen von Gebieten für Gewerbe- und 
Siedlungsflächenzuwächse sowie 

- Bedarfsprüfungen und Richtwerte für die Bevölke-
rungs- und Arbeitsplatzentwicklung. 

Die Steuerung der Flächeninanspruchnahme durch 
diese Instrumente ist in der Praxis jedoch begrenzt. 
So wurde zum Beispiel das Konzept der Innenent-
wicklung im Rahmen der Regionalplanung nicht in-
strumentalisiert. 

38. Eine ökologisch ausgerichtete Bewe rtung bezie-
hungsweise Einschätzung des regionalplanerischen 
Instrumentariums in bezug auf spezifische Natur

-
raumpotentiale und Freiraumfunktionen (Vorrang-
ausweisungen) zeigt, daß 

- es bei den einzelnen Freiraumfunktionen eine un-
terschiedliche Differenzierung nach Naturraum

-

potentialen gibt, und sie do rt  am intensivsten ist, 
wo die Landschaftsplanung entsprechende Vorar-
beiten lieferte, 

- nutzungsspezifische Handlungsge- und -verbote 
die Ausnahme darstellen, 

- die Naturraumpotentialbewertung als Hilfsmittel 
für die Formulierung klarer Abwägungsnormen 
kaum fortentwickelt wurde, 

- Sanierungs- und Entwicklungsziele nur selten mit 
den Flächenwidmungen verbunden wurden, 

- systematische Überlagerungen konfliktfreier Frei-
raumfunktionen (Mehrfachnutzung) nur in gerin-
gem Maße angestrebt wurden (KIEMSTEDT et al., 
1993; FÜRST und NAUBER, 1989) und in den mei-
sten Fällen die Festschreibung des raumordneri-
schen Status quo dominiert. 

In der Planungspraxis wird ökologischen Erfordernis-
sen nur unzureichend Rechnung getragen. Meist 
werden Naturraumpotentiale und Freiraumfunktio-
nen von der herrschenden Planungspraxis primär als 
schutzbedürftige, nicht aber als sanierungs- und 
entwicklungsbedürftige Kategorien behandelt. Die 
Fachplanungen greifen raumrelevante Themen 
kaum unter umwelt- und raumverträglichen Frage-
stellungen auf. Noch viel weniger wird die Möglich-
keit ausgeschöpft, über die Raumordnungspläne 
fachübergreifende Entwicklungs- oder Gestaltungs-
konzepte aufzulegen. Die Möglichkeiten der Regio-
nalplanung für die Auseinandersetzung mit den 
Fachplanungen außerhalb der gesetzlich geregelten 
Verfahren werden oft aufgrund fehlender Kompeten-
zen und fehlendem politischen Auftrag nicht ausrei-
chend ausgeschöpft (FÜRST und NAUBER, 1989). 
Ein Indiz hierfür ist, daß die Vorhaben der Fachpla-
nung vielfach in der Regionalplanung nur nachricht- 
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lich übernommen werden und eine Auseinanderset-
zung mit ihnen nicht erfolgt. 

39. Räumliche Nutzungskonflikte lassen sich nicht 
allein durch funktionale, räumliche Entflechtung 
(z. B. Einrichtung von Vorranggebieten) lösen, wie es 
zumeist in der Raumordnung und Landesplanung 
gehandhabt wird. Diffuse Stoffeinträge oder die 
Tendenz zur Mehrdimensionalität der räumlichen 
Nutzung, also die Verbindung von ökonomisch und 
ökologisch orientierten Nutzungen auf derselben 
Fläche, stehen dem in der Regel entgegen. Es ist Auf-
gabe der Raumordnung, einen koordinierenden Aus-
gleich zwischen ökonomischen und ökologischen 
Raumbeanspruchungen zu schaffen. Ökologische 
Belastungen müssen auf allen Flächen so gering wie 
möglich gehalten werden, um die Gestaltungsmög-
lichkeiten der Raumordnung langfristig offenzuhal-
ten (§ 1 Abs. 1 ROG). 

40. Die Raumplanung befaßt sich vom Prinzip her nur 
mit dem „wo" einer staatlichen oder privaten raum- 
und umweltrelevanten Entscheidung. Die Frage nach 
dem „ob" (dem Bedarf) und „wie" (der Nutzungsin-
tensität) bleibt mit dem Hinweis auf mangelnde Zu-
ständigkeit bislang weitgehend ausgeklammert. Legt 
man die Tragekapazität der Umweltsysteme als Orien-
tierungsgröße fest, ist es für die Raum- und vor allem 
die Umweltverträglichkeit entscheidend, welcher Ver-
kehr, welche Produktion, welche landwirtschaftliche 
Bodennutzung und welche Erholung auf einer Fläche 
realisiert werden. Insofern müssen Raumordnung und 
Landesplanung zukünftig auch Fragen der Nutzungs-
intensität mit in ihre Zuständigkeit einbeziehen. Die 
traditionellen Instrumente der räumlichen Planung 
und Landschaftsplanung eignen sich hierzu aller-
dings nur bedingt, zumal deren ordnungsrechtliche 
Vorgaben schwer umzusetzen sind. Beispielsweise 
sind Beschränkungen der Nutzung aufgrund der sehr 
umfassenden Eigentumsgarantie an Grund und Bo-
den oder der Freizügigkeit sowie anderer institutio-
neller Restriktionen wie etwa der Landwirtschafts-
klausel nur schwer durchzusetzen. So dürfen in lan-
desplanerisch gesicherten Vorranggebieten für Ge-
wässerschutz keine Nutzungsbeschränkungen for-
muliert werden (ARL, 1994 a, S. 85). 

Vor diesem Hintergrund regt der Umweltrat an, bei 
einer Fortentwicklung der Inhalte und Instrumente 
der Raumplanung den Einsatz von marktsteuernden 
Instrumenten verstärkt zu prüfen sowie Fragen der 
Zuständigkeiten klar zu regeln. Dies gilt insbeson-
dere bei Entscheidungen über die A rt  und Intensität 
der Flächennutzung. 

2.1.2.2 Institutionelle Restriktionen 

41. Insgesamt sind die raumordnungspolitischen 
Instrumente bezüglich der Erreichung ihrer Ziele 
und somit auch im Hinblick auf die Erreichung einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung besonde-
ren institutionellen Restriktionen unterworfen: 

- Es bestehen formale Kompetenzschranken der für 
die Raumordnung zuständigen Behörden. 

- Die Durchsetzungsfähigkeit von Umweltbelangen 
in der Raumordnung ist gering. 

- Ressortegoismen, das heißt mangelndes Interesse 
der Fachplanungen an der Koordination mit ande-
ren Raumnutzungsansprüchen beziehungsweise 
an kooperativen Lösungen für ökologische Raum-
nutzungsprobleme, führen zu selektiver Problem-
wahrnehmung und dadurch vielfach zur Wahl un-
zureichender oder widersprüchlicher Instrumente 
und Lösungsstrategien. 

- Werthaltungen und Ideologien der Fachplaner be-
hindern sektorübergreifende Denkansätze. 

- Unterschiedliche finanzielle, personelle und in-
strumentelle Ausstattung der verschiedenen Pla-
nungsträger bedingen uneinheitliche Lösungen. 

Formale Kompetenzschranken 

42. Innerhalb der räumlichen Gesamtplanung be-
steht aus der Sicht einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung eine mangelnde Abstimmung oder Ab-
wägung zwischen den sektoralen und überfachli-
chen Zielen beziehungsweise den raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen. Die Gründe dafür lie-
gen auch in der mangelnden Berücksichtigung der 
zeitlichen Abläufe der Entscheidungen, in den recht-
lichen Grundlagen des Abstimmungs- und Abwä-
gungsprozesses sowie in formalen Kompetenzgren-
zen der für Raumordnung und Landes- beziehungs-
weise Regionalplanung zuständigen Stellen. 

43. Die Steuerungskapazitäten der Bundesraum-
ordnung sind eher gering, da der Bund in der Raum-
ordnung vor allem über formale Rahmenkompeten-
zen in der Rechtssetzung, aber kaum über materielle 
Gestaltungsmöglichkeiten verfügt. Die Umsetzungs-
kompetenz liegt nach dem Subsidiaritätsprinzip 
(Art . 30 GG) und entsprechend dem „Verwaltungs-
föderalismus" (Art . 83 ff. GG) bei den Ländern. Auch 
indirekt kann das Bundesministerium für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau (BMBau) die Umset-
zung bundesraumordnungspolitischer Zielsetzungen 
nicht gestalten, weil es kaum über finanzielle An-
reize („goldene Zügel") zur Steuerung der räum-
lichen Planungen anderer Behörden verfügt. Das 
Bundesministerium für Wirtschaft (Regionalpolitik) 
und diverse andere Fachressorts (z. B. BMBF, BMU, 
BML) verfügen allerdings in Form von Fördermitteln 
über Steuerungsmöglichkeiten (FORST und RITTER, 
1993, S. 62). Zudem besitzen die Programme der 
Raumordnung auf Bundesebene nur den quasi infor-
mellen Charakter von Orientierungsrahmen (Tz. 60), 
während Entscheidungen und Maßnahmen anderer 
Politikbereiche von praktischer raumordnerischer 
Relevanz sein können (z. B. Steuerpolitik, Wi rt

-schaftsförderung usw.). Trotz der Raumordnungs-
klauseln in den wichtigsten Planungsgesetzen ist die 
Einflußmöglichkeit der Raumordnung weiter durch 
das Ressortprinzip (Art . 65 GG) begrenzt. Die Politik 
der räumlichen Koordinierung der Fachplanungen 
auf Bundesebene wird seit dem Mißerfolg des Bun-
desraumordnungsprogrammes als gescheitert ange-
sehen. 

44. Bei der Aufstellung der fachübergreifenden, 
verbindlichen Landesentwicklungspläne müssen auf 
Landesebene alle berührten Fachressorts beteiligt 
werden, einige Landesplanungsgesetze schreiben 
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Benehmen, andere Einvernehmen mit den betroffe-
nen Ressorts vor (EBERSBACH, 1985, S. 192 f.). 
Durch die Einvernehmensregelung erhalten die 
raumwirksamen Fachplanungen gegenüber der Lan-
desplanung und die meisten auch gegenüber der 
Regionalplanung ein förmliches Vetorecht. Daneben 
gibt es noch die privilegierten Fachplanungen des 
Bundes, die die Steuerungsmöglichkeiten der Lan-
desplanung beeinflussen. Träger von Vorhaben, die 
wegen ihrer besonderen öffentlichen Zweckbestim-
mung einen bestimmten Standort oder eine be-
stimmte Linienführung erfordern, wie zum Beispiel 
militärische Anlagen, Standorte und Linienführun-
gen nach Bundesfernstraßengesetz, Bundesbahnge-
setz, Telegraphenwegegesetz, Luftverkehrsgesetz 
oder Personenbeförderungsgesetz, haben ein förm-
liches Vetorecht, wenn konkrete Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung nicht mit der Zweckbe-
stimmung des Vorhabens in Einklang stehen und das 
Vorhaben nicht auf einer anderen geeigneten Fläche 
durchgeführt werden kann (§ 6 Abs. 2 ROG). 

Mangelnde Durchsetzungsfähigkeit 
von Umweltbelangen 

45. Die höheren Durchsetzungsschwierigkeiten der 
Raumplanung im Vergleich zu den raumwirksamen 
Fachpolitiken (z. B. Agrarstrukturpolitik, regionale 
Wirtschaftspolitik, Verkehrswegeplanung usw.) las-
sen sich auf prinzipielle Konsensbildungsprobleme 
und Durchsetzungs-(Sanktions-)nachteile zurückfüh-
ren: 

- Wegen ihrer Querschnittsorientierung muß die 
Raumplanung stärker als bislang Aspekte der be-
nachbarten Fachplanungen in ihr Vorgehen ein-
beziehen und kann Zielkonflikten kaum aus dem 
Wege gehen, ohne ihre eigene Aufgabe zu verfeh-
len. Da sie sich bisher aber weitgehend auf eine 
additive Zusammenfassung von Fachpolitiken be-
schränkt, wirkt sie damit an der Erhaltung über-
holter Strukturen mit. 

- Die Raumplanung wird nicht von einer von ihr 
profitierenden Klientel oder einer interessierten 
öffentlichen Meinung unterstützt. Da sie die Zutei-
lung der Ressource „Raum" nicht kontrollieren 
kann, kann sie auch keinen rechtlichen oder fakti-
schen Zwang zur Konsensbildung für ihre eigenen 
Ziele nutzbar machen. 

- Zur Durchsetzung ihrer Konzepte und Programme 
kann sie weder auf hierarchische Weisungsbe-
fugnisse noch auf finanzielle Sanktionen und 
Anreize, das heißt finanzielle Ausgleichsinstru-
mente (z. B. vertragliche Kompensationsregelun-
gen), zurückgreifen. Dementsprechend muß sich 
bislang auch eine ökologisch orientierte Regional-
planung zur Lösung von Nutzungskonflikten letzt-
lich auf Überzeugungsstrategien beschränken 
(SCHARPF und SCHNABEL, 1977, S. 69). 

46. Wegen ihrer Abstraktheit und Weiträumigkeit 
vermag die Raumordnung auch Umweltgruppen nur 
in beschränktem Maße zu mobilisieren. Überdies ist 
die für die Durchsetzung von Umweltbelangen im 

Planungsprozeß wichtige Beteiligung von Betroffe-
nen und der Öffentlichkeit - insbesondere der Natur-
schutzverbände - unzureichend (SRU, 1996, Kap. 3). 
Die Beteiligungsmöglichkeiten von Bürgern, Öffent-
lichkeit und Behörden an raumbedeutsamen Planun-
gen wurden in jüngster Zeit im Rahmen der soge-
nannten Beschleunigungsgesetze sogar noch weiter 
eingeschränkt. Problematisch im Hinblick auf eine 
dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung sind in die-
sem Zusammenhang vor allem 

- der Einsatz einfacherer Verfahren, 

- die Abschaffung der obligatorischen Umweltver

-

träglichkeitsprüfung in Raumordnungsverfahren, 

- die Möglichkeit, den Bebauungsplan durch einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan mit Satzungs-
beschluß aber ohne Bürgerbeteiligung zu erset-
zen, 

- Zulassung von Abfallentsorgungsanlagen (mit 
Ausnahme von Deponien) im Wege der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung anstelle der Plan-
feststellung, 

- Erstreckung der Unbeachtlichkeitsvorschriften des 
Bauplanungsrechts hinsichtlich Abwägungsmän-
geln auf das Fachplanungsrecht, 

- Einführung von Fristen für die staatliche Auf-
gabenwahrnehmung, insbesondere hinsichtlich 
Mitwirkungshandlungen von Behörden bei soge-
nannten mehrstufigen Verwaltungsakten (§ 3 Ver-
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz) und 
die 

- Reduzierung der Bürgerbeteiligung. 

Ressortegoismen und selektive 
Problemwahrnehmungen der Fachplanungen 

47. Die Koordinierungsaufgabe der Raumordnung 
mit den sektoralen Fachpolitiken wird durch deren 
vertikale Politikverflechtung wesentlich erschwert. 
In den letzten Jahren ging insbesondere die Auswei-
tung der Fachplanungen zu Lasten der integrieren-
den Planung, indem beispielsweise neue Fachpla-
nungen geschaffen und das rechtliche Instrumenta-
rium ebenso wie die Verwaltungskapazitäten der 
Fachplanungen ausgebaut wurden. 

Koordinationsfähigkeit und -bereitschaft der einzel-
nen Fachpolitiken sind sehr unterschiedlich ausge-
prägt. Beispielsweise sind die regionale Wirtschafts-
politik, die Verkehrsplanung oder die Agrarpolitik 
über die Gemeinschaftsaufgaben nach Artikel 91 a 
GG sowie gemeinsame Fachplanungen in eine verti-
kale Politikverflechtung mit den entsprechenden 
Länderressorts so eingebunden, daß sie gegenüber 
der Raumordnung wenig Bewegungsspielraum ha-
ben  (FORST und RITTER, 1993, S. 70). 

Bereits seit den fünfziger Jahren werden immer mehr 
Bereiche der kommunalen Infrastrukturpolitik und 
der regionalen beziehungsweise sektoralen Struktur-
politik von Bund und Ländern (unter Beteiligung der 
Gemeinden) gemeinsam geplant, finanziert und 
durchgeführt. Schließlich wurden 1969 die Gemein- 
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schaftsaufgaben regionale Wirtschaftsstruktur sowie 
Agrarstruktur und Küstenschutz eingerichtet. Da-
durch verfestigte sich die „vertikale" Politikverflech-
tung im kooperativen Föderalismus (RITTER, 1990, 
S. 89). Durch die EU-Regionalpolitik (Kap. 2.2) und 
die Agrarpolitik (Kap. 2.4) ergeben sich zusätzliche 
Verflechtungen mit der europäischen Ebene, die bei 
voranschreitender europäischer Integration weiteren 
Bedeutungszuwachs erwarten lassen. 

48. Die vertikal verflochtenen Fachpolitiken haben 
sektorspezifische räumliche Verteilungskonzepte auf 
eigener wissenschaftlicher Grundlage entwickelt 
und durch formelle Abstimmungsprozesse zwischen 
Bund und Ländern politisch abgesichert. Diese ter-
ritorialen Konzepte und die damit verbundenen 
Regionsabgrenzungen werden „jedoch jeweils unter 
der begrenzten sektoralen Perspektive eines einzi-
gen Aufgabenbereiches optimiert" (SCHARPF und 
SCHNABEL, 1977, S. 55). Durch Gemeinschaftsauf-
gaben sind die Programme der einzelnen Fachpoliti-
ken auch finanziell besser gegenüber konkurrieren-
den kommunal-, landes- oder bundespolitischen 
Interessen abgesichert und damit durchsetzungsfähi-
ger. Die Förderprogramme der Gemeinschaftsauf-
gaben können erhebliche raumbedeutsame Aus-
wirkungen haben. So können die Bundesmittel 
eine „präferenzverschiebende" Wirkung auf die 
Landespolitik nehmen. Ähnliches gilt für die Korn-
munalpolitik, die bei Entscheidungen durch die ge-
meinsamen Bund/Länder-Finanzmittel, das heißt 
durch deren Präferenzen, beeinflußt wird bezie-
hungsweise bei der Inanspruchnahme der Mittel 
keine Wahlmöglichkeit über deren Verwendung hat. 

Ein wichtiger Effekt der vertikalen Politikverflech-
tung liegt in der Tendenz zur Autonomisierung sek-
toral definierter Politikbereiche (Ressortautonomie, 
vertikale Versäulung) gegenüber der territorialen 
Perspektive in den Entscheidungssystemen des Bun-
des, der Länder und der Gemeinden (TEUSCHER, 
1993; SCHARPF und SCHNABEL, 1977, S. 55). Es 
entstehen vertikale Kartelle der Ressorts, die ihnen in 
Budgetverteilungskämpfen Macht und Vorteile ver-
schaffen (Budgetgewinne, Abwehr von Budgetkür-
zungen). Gleichzeitig werden vertikal abgestimmte 
Fachplanungen immobil, weil die Konsenskosten bei 
der Änderung bereits beschlossener Programme sehr 
hoch sind (FÜRST und RITTER, 1993, S. 67). Diese 
Immobilität der Fachplanungen rührt daher, daß 
Raumveränderungen beziehungsweise raumverän-
dernde Planungen und Maßnahmen in der Mehr-
zahl im Begründungszusammenhang der Systeme 
(Systemlogik) der jeweiligen Fachplanung (z. B. Not-
wendigkeit der Ergänzung/Komplettierung des Stra-
ßennetzes usw.) unter einer eigenen Systemrationali-
tät erfolgen. Dadurch entstehen die sogenannten 
Sachzwänge, worunter auch die durch die Haus-
haltsordnungen öffentlicher Körperschaften bedingte 
Verpflichtung des sparsamen Umgangs mit öffentli-
chen Mitteln fällt. Als Argument wird hierbei ange-
führt, daß das sektorale System ohne die geplante 
Maßnahme nicht funktionsfähig oder mit der Maß-
nahme erheblich leistungsfähiger sei. Somit erhält 
dieser Aspekt ein hohes Gewicht in der Abwägung, 
oft zu Lasten der Umweltbelange. 

Werthaltungen in der Raumplanung 

49. Für die Umsetzung von ökologischen Belangen 
sind und waren die wertbezogenen Hintergründe 
der Leitkonzeptionen der Raumordnung (Tz. 30) von 
Bedeutung. Es gibt innerhalb der Raumplanung 
durchaus eine verstärkte Hinwendung zur Einbezie-
hung der Umweltbelange. Die Veränderungen der 
Raumnutzung blieben bisher allerdings marginal, 
weil die Einbeziehung der Umweltbelange nur auf 
der Ebene von verbalen Bekundungen, Konzepten 
oder theoretischen Abhandlungen der Fachwelt ver-
blieb (vgl. u.a. FINKE, 1994). In der Praxis der Raum-
planung schlägt dieser neue Trend methodisch und 
instrumentell kaum durch. Zwar wird in den neueren 
Regionalplänen der Schutz und die Erhaltung der na-
türlichen Ressourcen als eine Aufgabe der Regional-
planung dargestellt, „durchgängig ökologische Kon-
zepte mit klarer Prioritätensetzung sind bisher 
jedoch nicht zu finden" (KIEMSTEDT et al., 1993, 
S. 15). Dies liegt unter anderem daran, daß die Ver-
antwortlichen der räumlichen Planung von einem 
überholten Planungsverständnis der fünfziger und 
sechziger Jahre ausgehen, das auch durch eine 
Überbetonung ökonomischer Belange gekennzeich-
net ist (ökonomisch determinierte Ziele und Bewer-
tungen, Beschränkung auf in der Ökonomik ent-
wickelte Methoden). Ursache für diese Werthaltung 
ist zum Beispiel, daß viele Landesplaner eine wirt-
schaftswissenschaftliche Ausbildung haben und sehr 
stark von einer ökonomischen Denkweise bestimmt 
sind. 

Diese Ökonomisierung ist hinsichtlich der Einbezie-
hung ökologischer Erfordernisse in die Raumord-
nung kritisch einzuschätzen. Wie bei vielen anderen 
staatlichen Planungen und Entscheidungsverfahren 
hat auch in der Raumplanung das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) eine zentrale Bedeutung bei Analysen (Re-
gionenvergleich), aber auch als Zielgröße (Richtwert, 
Norm zum Disparitätenausgleich). Bei der Verwen-
dung der Meß- und Zielgröße BIP wird oft die Tat-
sache vernachlässigt, daß die Bestimmung des BIP 
von einem Denkmodell ausgeht, das voraussetzt, daß 
alle zu erfassenden Gegenstände einer monetären 
Bewertung zugänglich sind. Freie beziehungsweise 
öffentliche Güter, wie saubere Luft oder die Schön-
heit einer Landschaft, gehen nur begrenzt in diese 
Rechnung mit ein, zum Beispiel als Aufwendung zur 
Wiederherstellung gesunder Lebensbedingungen 
(Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft) oder als p ri

-vate Erlöse aus den natürlichen Lebensgrundlagen 
(Einnahmen aus dem Fremdenverkehr aufgrund der 
Nutzung der „schönen" Landschaft). Für die Errei-
chung von ökologischen Zielen in der Raumplanung 
ist trotz der neueren Überlegungen zu einem Öko-
sozialprodukt die Verwendung des BIP als heraus-
ragende Meß- und Entscheidungsgröße als sehr 
zweifelhaft einzuschätzen. 

50. Das Denken und Handeln der Raumplaner 
wurde auch durch die ökonomischen Standorttheo-
rien beeinflußt, die einerseits zur Erklärung der Sied-
lungsstrukturen und andererseits zur Aufstellung 
von raum- und siedlungsstrukturellen Konzepten 
verwendet wurden. Diese Theorien klammerten bis 
in jüngste Zeit die vorhandenen natürlichen Unter- 
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schiede in der ökologischen Leistungsfähigkeit der 
Teilräume weitgehend aus, was die Gefahr der För-
derung einer ökologisch unangepaßten Entwicklung 
der Teilräume erhöht. 

Aus diesen Gründen hat die Raumplanung in vielen 
Konfliktfällen relativ einseitig wirtschaftliche Be-
lange den ökologischen vorgezogen, weil Werte, Me-
thoden und Strategien an diesen „alten" Normen 
orientiert waren, zum Teil auch heute noch sind. So 
wurde zum Beispiel bei Abwägungen der Zeithori-
zont nicht ausreichend berücksichtigt. Die Nutzungs-
dauer einer Infrastruktureinrichtung wird mit 30 bis 
50 Jahren berechnet, die Wiederherstellung eines 
funktionsfähigen Waldes - soweit überhaupt möglich 
- kann hierzulande 150 bis 300 Jahre dauern. 

Insbesondere technisch orientierte Fachplanungen 
können die negativen Wirkungen einer (Abwä-
gungs-)Entscheidung monetarisieren (Verzichtsko-
sten, höhere Aufwendungen an öffentlichen Mitteln, 
denen die Bundes- und Landeshaushaltsordnungen 
entgegenstehen). Solche Monetarisierungen werden 
im Abwägungsprozeß in der Regel ernster genom-
men als verbale Beschreibungen zu erwartender Wir-
kungen. Das liegt auch im Wertesystem jeder Pla-
nung begründet, das sich stark an „Maß und Zahl" 
orientiert (HÜBLER, 1989). Negative ökologische 
oder soziale Effekte lassen sich nur schwer monetari-
sieren und werden deswegen nicht in gebührendem 
Maße in die Abwägung einbezogen. Oft erfährt man 
mangels Offenlegung nicht einmal die Werte, die der 
Abwägung zugrunde liegen, weil häufig der diesbe-
zügliche Abwägungsprozeß nicht offengelegt wird. 

51. Ein weiteres Indiz für wertbezogene Ursachen 
der Steuerungs- beziehungsweise Umsetzungsdefi-
zite ist das immer noch vorherrschende, zentralistisch 
geprägte Denken der Raumplanung. Dieses behin-
dert den „interaktiven Ansatz", das heißt, die Raum-
planung stärker in die regionale Koordination (Koor-
dination „von unten") der staatlichen Förderpro-
gramme, also in die regionale Entwicklungspolitik, 
einzubinden (FORST und RITTER, 1993, S. 156). 

Im vorherrschenden institutionellen Verständnis der 
Raumplanung wurde die Raumplanung vor allem als 
administrative Aufgabe angesehen, was sich auch in 
der starken Verrechtlichung zeigt. Dies führte dazu, 
daß seit den späten siebziger Jahren kaum mehr 
planerische Innovationen aufgenommen wurden. 
Hinzu kommt, daß zu den damals neu aufgekomme-
nen Bürgerinitiativen eine große Distanz gehalten 
wurde und diese eher als „Planungsverhinderungs-
einrichtungen" angesehen wurden (s. SRU, 1996, 
Kap. 3). Eine langsam in Gang gekommene Verbes-
serung der Raumplanung in diesen Punkten wird 
derzeit durch die Beschleunigungsgesetze wieder 
konterkariert. 

Bessere Ausstattung der Fachverwaltungen 

52. Unterschiedliche finanzielle, personelle und 
instrumentelle Ausstattung der verschiedenen Pla-
nungsträger bedingt uneinheitliche Lösungen. Die 
Fachplanungen - mit Ausnahme der spezifischen 
Umweltfachplanungen - sind weitaus besser ausge-

stattet als die Raumordnung. Dies ist mit ein Grund 
dafür, daß in Abstimmungs- und Abwägungsprozes-
sen die ökologischen Belange durch diejenigen Flä-
chennutzungsbelange mit einer besseren Interessen-
repräsentation und einem wirkungsvolleren Durch-
setzungsvermögen verdrängt werden. 

2.1.3 Anforderungen an die zukünftige Raumplanung 

53. Gegenwärtig wird in verschiedenen Politik- und 
Wissenschaftsbereichen über sogenannte neue Ty-
pen von staatlicher und/oder kommunaler, also öf-
fentlicher Planung diskutiert (z. B. HÄUßERMANN 
und SIEBEL, 1993; KELLER et al., 1993; SIEVERTS 
und GANSER, 1993). Dieser neue Typ von Planung 
ist vor allem durch Pragmatismus und Streben nach 
Konsens charakterisiert. Orientierten sich frühere so-
genannte geschlossene Planungsmodelle an einer 
effektiven Durchsetzung der „perfekten" Planziele 
und folgten einer technischen Rationalität, so gehen 
die neueren offenen Planungsmodelle von der Exi-
stenz verschiedener Akteure mit unterschiedlichen 
Interessen aus und bemessen ihre Effizienz am Kon-
sens der Beteiligten, folgen also einer politischen 
Rationalität (HÄUßERMANN und SIEBEL, 1993). 
Wesentliche Veränderungen lassen sich demnach 
nicht mehr abstrakt durch Pläne „befehlen" und 
durch einfache Infrastrukturmaßnahmen durchset-
zen. Wirkliche Chancen zur Realisierung bestehen, 
wenn alle Beteiligten ein aktives Interesse und persön-
liche Motivation in die gemeinsame Arbeit einbrin-
gen (SIEVERTS und GANSER, 1993). Schlagworte 
dieser neuen Planungskultur sind „Planung durch 
Projekte" und „perspektivischer Inkrementalismus". 

Hierdurch entsteht ein Wandel in der öffentlichen 
Aufgabenwahrnehmung hin zu „veränderten Staats-
funktionen" . Damit gibt der Staat einerseits Orientie-
rungshilfen für die Zukunft vor, wie zum Beispiel im 
Umweltbereich durch die Aufstellung von Mindest-
standards. Andererseits organisiert er entlastende 
Problembearbeitungsstrukturen (z. B. Regionalkon-
ferenzen, Runde Tische, Mediationsverfahren). 

Der Verlust der staatlichen Steuerungsfähigkeit ist 
zum einen mit der faktischen Veto- und Informations-
macht der Adressaten gegenüber den öffentlichen 
Verwaltungen, zum anderen mit der Zunahme der 
Bestimmung des staatlichen Handelns durch gesell-
schaftliche Gruppen zu erklären. Der Staat kann des-
halb immer weniger „von oben" intervenieren und 
muß statt dessen um die Kooperation der Adressaten 
werben. Die Vielfalt und Autonomie der Akteure und 
auch deren Informationsstand nimmt zu. Verantwor-
tung und Entscheidungskompetenz wird auf eine 
immer größere Zahl von handelnden Akteuren ver-
teilt. Der Wandel in der öffentlichen Aufgabenwahr-
nehmung und die veränderten Staatsfunktionen 
schlagen sich in bestimmten steuerungspolitischen 
Veränderungen nieder: 

- Politische Problemfelder differenzieren sich zu-
nehmend; dezentrale, spezifische, angepaßte Lö-
sungen erhalten den Vorrang vor einheitlichen, 
standardisierten Vorgaben, die der Veränderung 
und Differenzierung der gesellschaftlichen Le- 
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bens- und Produktionsprozesse nicht mehr ange-
messen sind. 

- Es gibt einen Trend zur Entstaatlichung, zur Dere-
gulierung, zum Abbau von Vorgaben und Institu-
tionen, zum sogenannten „schlanken" Staat. 

- Die Verflechtungen zwischen Staat und Gesell-
schaft nehmen zu, der hoheitlich handelnde Staat 
wird zum kooperativen Staat. 

- Die Durchsetzung von Projekten macht in zuneh-
mendem Maße die Organisation von Konsensbil-
dungsprozessen „von unten" erforderlich. 

Hintergrund dieser steuerungspolitischen Verände-
rungen sind neben ökonomischen Zwängen Ände-
rungen der Werthaltungen, neue räumliche Sichtwei-
sen und Erfahrungen. Die Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse in allen Teilräumen als Leitbild 
der Raumordnung muß im regionalen Maßstab defi-
niert (regionale Differenzierung der Bedürfnisbefrie-
digung) und neu interpretiert werden (Tz. 29 ff.). 
Maßstäbe hierfür fehlen bisher. 

Diese Veränderungen werden auch die Raumpla-
nung insbesondere auf der regionalen und kommu-
nalen Ebene erfassen; in Einzelfällen sind sie schon 
zu beobachten. Im Unterschied zu den schwerfälli-
gen und langatmigen Programmplanungen können 
Planungen des neuen Typs zügiger erarbeitet bezie-
hungsweise aufgestellt werden. Die Aufstellung von 
Fortschreibungen von Landesentwicklungsprogram-
men und Regionalplänen dauert nach wie vor fünf 
Jahre oder gar noch länger. Die Mehrzahl der in sol-
chen Programmen und Plänen festgelegten normati-
ven Aussagen sind dadurch oft veraltet und überholt, 
wenn sie dann für verbindlich erklärt werden. Die 
Aufstellung des Bundesraumordnungsprogrammes 
dauerte mehr als sechs Jahre; es waren rund neunzig 
Bundes- und Landesressorts beteiligt, und das Er-
gebnis war unbefriedigend und von marginaler Be-
deutung. 

54. Zukunftsfähige Planungsansätze müssen insbe-
sondere folgende Voraussetzungen erfüllen: 

- Festlegung rechtlicher Vorgaben von Zielnormen 
auf dem Niveau von gesellschaftlichen Grundwer-
ten, 

- Verzicht auf die Fortschreibung aufwendiger und 
überholter Gesamtprogramme und -pläne, die 
ohnehin entgegen ihrem Anspruch immer nur eine 
„zufällige" Teilmenge erfassen, und demgegen-
über Bearbeitung von Einzelprojekten nach der 
Priorität von Finanzierungsmöglichkeiten und 
strategischer Defizitbeseitigung, 

- Festlegung überschaubarer, mittelfristiger Projekt-
etappen, deren Finanzierung noch plan- und 
steuerbar ist, 

- Optimierung der Projekte statt Verfolgung des 
nicht einlösbaren Anspruchs der Integration von 
Programmen sowie 

- Ermöglichung von Verhandlungs- und Kompensa-
tionslösungen und Vermittlung von Anreizen statt 
hoheitlicher, rechtlich vermittelter Planung. 

Eine Planung, die diese Voraussetzungen erfüllt, er-
leichtert nach Einschätzung des Umweltrates eine 
ökologisch orientierte und sozial verträgliche Ent-
wicklung, weil endogene Potentiale ländlicher (Teil-)

-

Räume leichter mobilisiert und Synergieeffekte bes-
ser als bisher genutzt werden. Als Wege zur Umset-
zung werden kooperative Problemlösungen und Par-
tizipation verfolgt. Dementsprechend ändert sich auch 
die Rolle der Planer; sie werden in stärkerem Maße 
als zuvor Berater, Moderatoren oder Mediatoren. 

Im Planungsprozeß nimmt die Bedeutung der Kom-
munikation zwischen Planern, Fachleuten, Politikern 
und Betroffenen, das Verhandeln und Erarbeiten von 
Lösungen des Interessenausgleichs mit den aktiv Be-
troffenen sowie die Information und Motivation der 
passiven Öffentlichkeit zu. Diese Aufgaben überneh-
men zunehmend intermediäre Organisationen, die 
nicht in das administrative System eingebunden sind 
und über keine eigene Macht in Form von Investi-
tionsmitteln beziehungsweise Genehmigungs- oder 
Verbotskompetenz verfügen, dafür aber flexibel und 
effektiv arbeiten können (SIEVERTS und GANSER, 
1993). Die Organisationen empfehlen Projekte für 
eine prioritäre Förderung beziehungsweise informie-
ren Projektträger über Fördermöglichkeiten. 

Beispiele für eine Vorgehensweise gemäß der Pla-
nungsauffassung des „perspektivischen Inkremen-
talismus" sind die „Internationale Bauausstellung 
Emscherpark" und das „Stadtforum" in Berlin (SIN-
NING, 1995). Diese neuen Planungskulturen werden 
die Regionalplanung nicht nur im Umland der Städte, 
sondern auch in ländlichen Gebieten zunehmend be-
einflussen. 

2.1.3.1 Anforderungen an die einzelnen 
Zuständigkeitsebenen 

Europäische Ebene 

55. Wie im nationalen Bereich wandeln sich die 
Rahmenbedingungen der Raumordnungspolitik auch 
auf europäischer Ebene. Die verstärkte EU-Integra-
tion hat weitreichende Auswirkungen auf die A rt  und 
Intensität der Landnutzung in den Regionen (z. B. 
durch Agrarpolitik und Regionalpolitik im Rahmen 
der Strukturfonds). In jedem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union werden zudem durch die Vollendung 
des gemeinsamen Binnenmarktes die bereits entwik-
kelten zentral gelegenen Räume gestärkt sowie die 
geringer entwickelten Gebiete beziehungsweise 
Peripherien absolut und relativ weiter geschwächt. 
Diese Entwicklungen machen verstärkte Anstren-
gungen der Europäischen Union in der Raumord-
nungspolitik erforderlich. Aus dem Vertrag von 
Maastricht lassen sich einige bedeutsame Ziele der 
Raumordnungspolitik der Europäischen Union ablei-
ten: 

- Förderung der harmonischen Entwicklung der Ge-
meinschaft als Ganzes durch Verringerung der 
Unterschiede im Entwicklungsstand der Regionen 
(Artikel 130 a), 

- Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen 
(Artikel 3), 
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- Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze (Arti-
kel 129 b) und 

- Erhaltung und Schutz der Umwelt (Artikel 100 a, 
Artikel 130 r) . 

Die Raumordnungspolitik der Europäischen Union 
muß zu einer problemgerechten Abstimmung und 
Koordinierung der Fachplanungen und zu einem 
raum- und sachgerechten Einsatz der umfangreichen 
Gemeinschaftsmittel führen. Dabei kann die europäi-
sche Raumordnung aber nicht einen umfassenden 
Steuerungsanspruch erheben. In Betracht kommt 
vielmehr eine Abstimmung und Koordinierung auf 
sehr abstrakter Ebene, die verhindern muß, daß sich 
die raumbezogenen Planungen der Mitgliedstaaten 
völlig konträr entwickeln. 

56. Auf der Grundlage des raumordnerischen Stra-
tegiepapiers „Europa 2000" und „Europa 2000 plus" 
wurde ein „Europäisches Raumentwicklungskon-
zept" erarbeitet, das schwerpunktmäßig auf eine 
Bündelung von raumordnungsrelevanten Informatio-
nen abzielt. Des weiteren werden „Gemeinschafts-
interventionen" vorgeschlagen, die sich auf Grenzre-
gionen, auf innerstädtische Problemfelder, auf die 
Förderung der Kooperation zwischen Regionen und 
Städten sowie auf die Schließung von Lücken in den 
transeuropäischen Netzen konzentrieren. 

Räumliche Auswirkungen der verschiedenen Poli-
tiken der Europäischen Union sollen künftig 
grundsätzlich stärkere Berücksichtigung finden. Die 
Raumordnung soll in die Reform der Strukturfonds 
eingebunden und der Dialog der verschiedenen 
Planungsebenen innerhalb der Europäischen Union 
und der Mitgliedstaaten gefördert werden, um die 
gegenseitige Abstimmung großer Planungsvorhaben 
zu erleichtern. 

57. Im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten 
Raumentwicklung sind die Vorstellungen der Euro-
päischen Kommission allerdings fallweise kritisch zu 
betrachten. Beispielsweise setzt die Europäische 
Kommission im Verkehrsbereich weitgehend auf ein 
Management der Verkehrsströme (vgl. SRU, 1994, 
Tz. 814 ff.). Ökologische Auswirkungen des geplan-
ten Ausbaus der Verkehrsnetze werden nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Pe riphere Standorte werden 
zugunsten der Zentren weiter „abgehängt", die Ver-
kehrsinfrastruktur soll vorrangig nach den Bedürfnis-
sen der Wirtschaft ausgebaut werden; konkrete 
Mobilitätsprobleme der Menschen in den Regionen 
werden nicht erfaßt. Das Strategiepapier „Europa 
2000" liefert keinen europäischen Bezugsrahmen, 
der die wahrscheinlichen Tendenzen der räumlichen 
Entwicklung und der Flächennutzung darstellt und 
den politischen Willen eines eigenen Gestal-
tungsanspruchs aus europäischer Perspektive formu-
liert. Daher ist zu befürchten, daß eine darauf auf-
bauende europäische Raumordnungspolitik zum 
Anhängsel einseitiger ökonomischer Ziele der Inte-
grationsstrategie wird und daß damit auch weiterhin 
ökologische und soziale Belange zurückgestellt wer-
den (s. a. KNAPP, 1993). 

58. Das „Europäische Raumentwicklungskonzept" 
soll darauf abzielen, die Kohärenz und Komple-

mentarität der Raumentwicklungsstrategien der 
Mitgliedstaaten sicherzustellen und die raumordne-
rischen Aspekte der Gemeinschaftspolitiken zu koor-
dinieren. Der Entwurf folgt dem Leitbild beziehungs-
weise dem EU-Aktionsprogramm „Für eine dauer-
hafte und umweltgerechte Entwicklung". Zur Ver-
wirklichung der allgemeinen Strategie werden drei 
zentrale raumordnerische Aktionsbereiche unter-
schieden: 

- ein polyzentrisches, möglichst ausgewogenes 
System von Stadtregionen (Städtenetze), das die 
übermäßige Konzentration auf einige Großzentren 
und die Marginalisierung der Randgebiete zu ver-
meiden sucht, 

- ein Netzwerk umweltverträglicher und leistungs-
fähiger Infrastruktur zur Stärkung des Zusammen-
halts des Gemeinschaftsraumes sowie 

- ein Freiraumsystem mit abgestuften Schutzgebie-
ten für seine verschiedenen Funktionen, das dem 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen dient 
(KNAPP, 1993). 

Im Gegensatz zum Bereich Verkehrsinfrastruktur 
gibt es allerdings für den Freiraumschutz auf euro-
päischer Ebene noch keine konkreten Umsetzungs-
hinweise. Im Bereich Verkehrsinfrastruktur wird das 
Konzept der Transeuropäischen Netze (TEN) zur 
Umsetzung mit einem Maßnahmenkatalog inklusive 
Zeithorizont dargestellt. Demgegenüber befindet 
sich das Europäische Biotopverbundsystem im Rah-
men der Erarbeitung des Europäischen Raumord-
nungskonzeptes gegenwärtig erst in der Abstim-
mungsphase. Für die Verknüpfung der verschiede-
nen EU-Förderprogramme mit der Umsetzung des 
Verbundsystems liegen noch keine konkreten Hin-
weise vor. Der Umweltrat empfiehlt daher, auf euro-
päischer Ebene auf die Erarbeitung von konkreten 
Umsetzungskonzepten für den Freiraumschutz und 
zur Sicherstellung der Finanzierung auf die Einbezie-
hung der EU-Strukturfonds hinzuwirken (Abschn. 
2.2.1). Nicht zuletzt sollte die Entwicklung raumord-
nungspolitischer Gestaltungsmuster auf der europäi-
schen Ebene um eine möglichst kurze Vorberei-
tungsphase bemüht sein. Grobmaschige, aber recht-
zeitig verfügbare Konzepte bewirken unter Umstän-
den mehr als ausgefeilte Netze, die lange auf sich 
warten lassen. 

Bundesebene 

59. Die Vereinigung beider deutscher Staaten, die 
inhaltliche Fortentwicklung der Europäischen Union, 
der internationale Regionenwettbewerb, die europa-
weite Verkehrspolitik und die gesellschaftlichen Um-
brüche in Osteuropa zwingen den Bund zu Zielaus-
sagen für eine großräumige Raumordnung. Somit er-
hält die Bundesraumordnung erweiterte Aufgaben, 
indem sie die Raumordnungspolitik in enger Koope-
ration mit den Ländern auf den „vergrößerten" euro-
päischen Raum ausrichten muß. 

Das deutsche Planungssystem ist derzeit unter ande-
rem mit Problemen konfrontiert, die auf der nicht be-
friedigenden Integration neuer, durch die Europäi-
sche Union eingeführter Instrumente in das bisherige 

 



Drucksache 13/4109 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

System beruhen. Zum Beispiel muß die besondere 
Verträglichkeitsprüfung der Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie in vorhandene nationale Instrumente inte-
griert werden. Dabei kommen insbesondere den 
Fachplanungen Aufgaben zu, die es erfordern, daß 
sie sich stärker als Teil des Gesamtplanungssystems 
begreifen, daß sie Fachbeiträge für die integ rierende 
Planung leisten und untereinander in inhaltlicher, 
methodischer und instrumenteller Hinsicht stärker 
vergleichbar werden. 

60. Aufgrund der veränderten Rahmenbedingun-
gen wurde die Position der Raumordnung in 
Deutschland neu bestimmt. Durch Beschluß der 
Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) wird 
dieser sogenannte Raumordnungspolitische Orientie-
rungsrahmen von Bund und Ländern gemeinsam ge-
tragen. Danach bleibt das Leitziel der Raumordnung 
die Herstellung und Absicherung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse (Tz. 29) innerhalb einer von de-
zentraler Konzentration geprägten Raum- und Sied-
lungsstruktur (vgl. SCHWAETZER, 1994). Bei dem 
Konflikt zwischen diesem Leitziel und der dauerhaft

-

umweltgerechten Entwicklung werden die Lebens-
verhältnisse aber keineswegs konkret benannt und 
auch keine Abwägungsregeln zur Diskussion ge-
stellt. Die Art  der räumlichen Konkretisierung 
des Leitbildes „gleichwertiger Lebensbedingungen" 
durch das Modell der Städtenetze (Tz. 61) ist in die-
ser Form neu. Im Unterschied zu den „Vorgängern", 
dem Bundesraumordnungsprogramm von 1975 und 
den Programmatischen Schwerpunkten der Raumord-
nung von 1985, soll auf Basis der Leitbilder des Orien-
tierungsrahmens ein Handlungsrahmen für Bund und 
Länder erarbeitet werden, in dem handlungsorientier-
te Maßnahmen konkretisiert werden sollen. 

Zur Verminderung künftiger Raumnutzungskonflikte 
wird im „Raumordnungspolitischen Orientierungs-
rahmen" die Notwendigkeit einer Umweltvorsorge-
politik betont. Es werden dementsprechend Leitsätze 
zur raumplanerischen Umweltvorsorge formuliert. 
An erster Stelle steht die Schaffung eines großräumi-
gen Biotop- und Freiraumverbundsystems (vgl. SRU, 
1996, Abschn. 2.3.1). Durch die Kennzeichnung von 
Räumen mit schützenswerten Natur- und Land-
schaftspotentialen sollen großräumige Prioritäten 
und Zusammenhänge verdeutlicht werden. Danach 
kommt den agglomerationsfernen Regionen eine be-
sondere Rolle beim großräumigen Schutz von Natur- 
und Landschaftspotentialen sowie von Wasservor-
kommen zu. Innerhalb dieser Räume werden zum 
besseren Schutz der jeweiligen Potentiale aus Sicht 
der Raumordnung neben den „klassischen" Ent-
wicklungsaufgaben auch zum ersten Mal Ordnungs-
aufgaben benannt. Zur Lösung von Raumnutzungs-
konflikten werden zwischen Umwelt-, Natur- und 
Ressourcenschutz mit Freizeit und Erholung in den 
peripheren Gebieten Schwerpunkte für überregio-
nale Erholungsfunktionen gebildet. Jedoch bleiben 
die Aussagen im „Raumordnungspolitischen Orien-
tierungsrahmen" in den Grenzen bisheriger Vorstel-
lungen, nämlich, daß Umweltvorsorgepolitik über 
den Schutz begrenzter Flächen und die Reduzierung 
von Nutzungskonflikten bei Mehrfachansprüchen 
durch die Raumplanung erfolgen soll. Allerdings ist 

weiterhin weder der Beg riff Entwicklung in diesem 
Orientierungsrahmen problematisiert, noch sind die 
umweltrelevanten Wechselwirkungen zwischen ver-
dichteten und dünn besiedelten Gebieten angespro-
chen. 

Im Vergleich zu anderen Themen, wie zum Bei-
spiel Städtenetzen, Raumordnungskonferenzen, Um-
schichtung des Straßenverkehrs, bei denen größer 
angelegte Forschungsvorhaben eingerichtet oder 
Expertengruppen eingesetzt wurden, bleiben die 
Aussagen zur Umsetzung des Flächen- und Ressour-
censchutzes eher vage. Zwar sollen Anforderungen 
an einen großräumig übergreifenden Freiraum- und 
Biotopverbund und Vorschläge zu seiner Instrumen-
tierung entwickelt werden, aber es gibt hier keine 
weitergehende Forschung durch das Bundesbaumi-
nisterium (KRAUTZBERGER, 1994). Der Umweltrat 
empfiehlt, diesen „Raumordnungspolitischen Orien-
tierungsrahmen " mit den Anforderungen des Leitbil-
des der dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung an 
eine zukünftige Raum- und Siedlungsstruktur abzu-
stimmen und als neues Leitbild der Raumordnung 
bei einer Novellierung des Raumordnungsgesetzes 
in die §§ 1 und 2 zu übernehmen. Ferner müssen 
Umsetzungsvorschläge für den angestrebten Frei-
raum- und Biotopverbund erarbeitet und dafür not-
wendige Untersuchungen gefördert werden. 

61. Neue Instrumente im „Raumordnungspoliti-
schen Orientierungsrahmen" sind regionale Ent-
wicklungskonzeptionen, Städtenetze und Raumord-
nungskonferenzen. Diese neuen Instrumente sollen 
„den prozeßhaften und offenen Charakter von Pla-
nung betonen" (BMBau, 1994). Zielsetzung ist die 
Förderung dezentraler Planungsansätze und die stär-
kere Beteiligung der regionalen Akteure im Pla-
nungsgeschehen. Durch die Erfahrung, daß räum-
liche Entwicklung durch umfassende Planwerke 
weitgehend nicht steuerbar ist, kommt der Raumord-
nung fortan eine verstärkte Moderatorenfunktion in 
flexiblen regionalen Kooperationsformen zu. Ge-
meinsames Merkmal der regionalen Entwicklungs-
konzeptionen ist die Koordination der regionalen 
Eigenkräfte durch ein Projektmanagement und die 
Stärkung der Regionalplanung als Moderator für 
regionale Entwicklungsprozesse. In mittelfristig an-
gelegten Raumordnungskonferenzen soll durch 
regionale Kooperation und Moderation der raum-
wirksamen Förderungen und Instrumente eine be-
stehende raumordnerische Konzeption umgesetzt 
werden (KRAUTZBERGER, 1994). Die Raumord-
nungskonferenzen befinden sich noch in der Erpro-
bungsphase. Regionale Entwicklungskonzeptionen 
und Raumordnungskonferenzen könnten nach An-
sicht des Umweltrates aber bei der Formulierung und 
Umsetzung von regionalen Umweltqualitätszielen 
eine wichtige Ro lle spielen. Der Umweltrat begrüßt 
in diesem Zusammenhang die Empfehlung der 
MKRO (1995), der Regionalförderung künftig inte-
grierte regionale Entwicklungskonzepte zugrunde

-

zulegen. 

Des weiteren kann der Aufbau von städtischen Ver-
netzungen und die interkommunale Zusammen-
arbeit wesentlich zur aktiven Gestaltung der räumli-
chen Entwicklung beitragen. Durch den zunehmen- 
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den Leistungsaustausch der Städte und die Speziali-
sierung in ihren Funktionen sollen die Städtenetze 
zur gegenseitigen Verstärkung ökonomische und 
infrastrukturelle Effekte (Synergieeffekte) auslösen 
(ARRAS, 1994). Die Städtenetze können zur Ressour-
censchonung, das heißt auch Landschaftsschonung, 
beitragen, ein schnelles und flexibles Handeln er-
möglichen, neue Formen freiwilliger räumlicher Ko-
operation darstellen und im Dialog mit der Landes- 
und Regionalplanung handeln. Insbesondere dient 
das Instrument Städtenetze der Optimierung der 
Standortqualitäten durch interkommunale Koopera-
tion. Eine Minderung des Flächenverbrauchs kann 
durch gemeinsame Gewerbegebietsträgerschaft, 
eine effizientere Nutzung der vorhandenen Infra-
struktur sowie Kosteneinsparungen beim Bau und 
der Unterhaltung erreicht werden. 

Mit dem Ausbau von Städtenetzen werden nicht 
auch unweigerlich die Probleme der ländlichen Ge-
biete gelöst. Die Raumordnung sollte sich stärker als 
bisher mit der Frage auseinandersetzen, wie sich die 
ländlichen Zwischenräume in der Zukunft ent-
wickeln können und sollen und wie beispielsweise 
verhindert werden kann, daß aus Zentrensicht uner-
wünschte Betriebsteile von Unternehmen mit hohen 
Umweltbelastungen für die umgebenden Räume 
übrigbleiben. Zu fragen bleibt auch, ob und wie noch 
eine flächendeckende Versorgung gewährleistet 
werden kann (RITTER, 1995). 

Ebene der Bundesländer 

62. Die inhaltliche Ausgestaltung der Raumord-
nungspolitik durch die Bundesländer wird auch in 
Zukunft so erhalten bleiben. Allerdings ist es nach 
Auffassung des Umweltrates unabdingbar, daß sich 
auch die Landesplanungen stärker als bisher den 
neuen Rahmenbedingungen im europäischen Be-
zugsrahmen stellen. Als Regionen im europäischen 
Maßstab sind die Länder in erheblichem Maße für 
die europäische Raumordnungspolitik mitverant-
wortlich beziehungsweise davon betroffen. Entspre-
chend sollten sich die Länder mit dem Bund abstim-
men. Gesetzliche Grundlagen für einen effektiven 
Abstimmungsmechanismus bestehen mit der Ände-
rung des Artikel 23 GG und mit dem „Gesetz über 
die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in An-
gelegenheiten der Europäischen Union".  

Zudem sollten die Länder die horizontale Koordinie-
rung ihrer Landesentwicklungspolitiken untereinan-
der verbessern, um durch gemeinsam formulierte 
Vorstellungen ihre Interessen hinsichtlich der Raum-
entwicklung auf der europäischen Ebene wirkungs-
voller zu vertreten. Im Zuge der zunehmenden 
Regionalisierung der Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozesse (Tz. 64) muß die Landesplanung die 
überregionalen Zusammenhänge stärker als bisher 
berücksichtigen und die daraus entstehenden Erfor-
dernisse durch entsprechende Vorgaben an die nach-
geordneten Planungen durchsetzen. Unabdingbar 
ist, daß auch die Länder ihr heterogenes, teilweise 
recht unterschiedliches landes- und regionalplaneri-
sches Instrumentarium entsprechend dem Raumord-
nungsgesetz weiter aufeinander abstimmen. Dem 

neuen Selbstverständnis entsprechen eher strate-
gisch angelegte Programme mit Integrationscharak-
ter, kooperationsstiftende Ausweisungen in Landes-
entwicklungsplänen, wie etwa gemeinsame Ent-
wicklungsschwerpunkte, oder bestimmte Hand-
lungsaufträge an die Regionalplanung (ARL, 1994b, 
S. 115). Dessen ungeachtet sollte die Landesplanung 
der Regionalplanung und den regionalen Akteuren 
genügend Spielraum lassen und nur in Problemfällen 
unterstützend beziehungsweise entlastend eingrei-
fen. Die regionalen Leitbilder für eine dauerhaft-um-
weltgerechte Landnutzung müssen in den Regionen 
konkretisiert werden. Die Implementation dieser 
Leitbilder sollten die Länder mit finanziellen Instru-
menten auch aus anderen Politikbereichen absi-
chern. Dabei sollten Entscheidungskompetenzen 
über die Fördermittelvergabe in stärkerem Maße als 
bisher an geeignete regionale Träger abgegeben 
werden. 

Regionale Ebene 

63. Scheinbar gegenläufig zur zunehmenden welt-
weiten Vernetzung in fast allen gesellschaftlichen 
Bereichen (Wirtschaft, Politik, Kultur, Kommunika-
tion usw.) gibt es in den letzten Jahren eine Tendenz 
zur Regionalisierung. Die Region wird als politisch

-

administrative Untergliederung größerer Gemein-
schaften wie Europäische Union, Nationalstaat oder 
Bundesland verstanden. Sie ist durch die Dichte der 
Verflechtungsbeziehungen zwischen den ihr angehö-
renden Gemeinden charakterisiert. Aus ökologischer 
Sicht sind optimale Allokationsräume neben ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen Verflechtungen durch 
Naturraumpotentiale sowie vorhandene Umweltbe-
einträchtigungen gekennzeichnet. Es ist unmöglich, 
all diese Faktoren zur Deckung zu bringen, so daß im 
Einzelfall eine pragmatische Abgrenzung des Gebie-
tes der Region erforderlich ist. Darüber hinaus ist es 
möglich, den Besonderheiten einzelner Verwaltungs-
aufgaben durch Bildung von Zweckverbänden oder 
ähnlichen Organisationsformen Rechnung zu tragen. 
Regionalisierung bedeutet eine Dezentralisierung der 
Machtausübung beziehungsweise der Entscheidungs-
findung. Die Region ist dementsprechend eine Hand-
lungs- und Steuerungsebene zwischen dem zentralen 
Staat und den lokalen Gemeinschaften (Kommunen) 
(ARL, 1994b, S. 100). 

64. Der Bedeutungszuwachs der Region und die 
hierin angelegte Tendenz zur Regionalisierung ge-
rade auch der Raumordnungspolitik wird ganz ent-
scheidend durch die Wiederentdeckung des Subsi-
diaritätsprinzips gestützt. Das Subsidiaritätsprinzip 
betont vor dem Hintergrund einer föderalistischen 
Architektur des Gemeinwesens (einschließlich der 
europäischen Dimension) den Vorrang dezentraler 
Gestaltungsmuster. Politische Aufgaben und Kompe-
tenzen sollen auch nur dann auf eine höhere (zen-
tralere) Entscheidungsebene verlagert werden, wenn 
dort , gemessen an den gesetzten Zielen, bessere Er-
gebnisse zu erwarten sind. Ebenso trägt ein Wandel 
im Verständnis der öffentlichen Aufgabenwahrneh-
mung hin zu einem „kooperativen" Staat deutlich 
zur Aufwertung der Regionalplanung bei (Tz. 53 ff.). 
Dies beruht vor allem auf drei Faktoren: 
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- Da auf übergreifende Regelungen gegenüber lo-
kalen Interessen sowie auf den Ausgleich und die 
Koordinierung lokaler Belange nicht verzichtet 
werden kann, bietet sich vielfach die Region als 
räumlicher Bezugsrahmen an, weil sich regionale 
Identitäten ausprägen und die Probleme für die 
Mehrzahl der Bewohner noch nachvollziehbar 
sind. 

- Der Wettbewerb der Regionen, der diese in einen 
nationalen, europäischen und globalen Konkur-
renzkampf treten läßt, erhöht das (intra-)regionale 
Kooperationsbedürfnis der verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen. 

- Auch die Kommunen stoßen aufgrund der durch 
veränderte Rahmenbedingungen gewachsenen 
Aufgaben an die Grenzen ihrer Problemlösungs-
kapazitäten und reagieren mit Kooperationsbe-
strebungen auf überkommunaler, das heißt regio-
naler Ebene (vgl. HUEBNER, 1995). 

Regionalisierung bedeutet aber auch eine stärkere 
Zuwendung zur territorialen (räumlichen) auf Kosten 
der sektoralen Perspektive. Auf diesen Bedeutungs-
zuwachs der Region als Problemlösungsebene ist die 
Regionalplanung nach Einschätzung des Umwelt-
rates aber inhaltlich und organisatorisch derzeit nicht 
vorbereitet. Da die Bedeutung von Plänen und Pro-
grammen auch weiterhin abnehmen wird, ist eine 
Regionalplanung gefordert, die ihre knappen perso-
nellen und sachlichen Ressourcen stärker zum Bei-
spiel für Regionalentwicklung als für Planung ver-
wenden muß. 

Weiche Steuerungsinstrumente wie Kooperation und 
Moderation sowie Beratungs- und Innovationstätig-
keiten erlangen einen zunehmend höheren Stellen-
wert für eine umsetzungsorientierte, effiziente Regio-
nalplanung. Der Erfolg der Regionalplanung wird zu-
künftig davon abhängen, inwieweit es gelingt, in der 
Regionalplanung auch Methoden zur Konsens- und 
Akzeptanzgewinnung zu integrieren (ARL, 1995). 
Dementsprechend muß ihr Instrumentarium flexibler 
und problemangepaßter gestaltet und die Umset-
zungsorientierung erhöht werden. Des weiteren 
sollte die Regionalplanung auch in ihrem Einfluß auf 
den Verlauf und die Koordination der staatlichen 
Finanzströme aufgewertet werden. Allerdings ist im 
Falle interregionaler spillover (z. B. Ansiedlung ver-
schmutzungsintensiver Indust rie an der Grenze zur 
tourismusorientierten, naturbetonten Nachbarge-
meinde) insbesondere auf dezentraler Ebene ein sy-
stematisches Politikversagen zu erwarten. Hier müs-
sen dann ordnungsrechtliche Maßnahmen eingelei-
tet werden und einheitliche Mindestanforderungen 
gelten (z. B. Gebot der Biotopvernetzung, gesetz-
licher Schutz ökologisch besonders wertvoller Ge-
biete, Verschlechterungsverbot in Reinluftgebieten) 
(Tz. 68). 

Die vielfältigen Vorstellungen und Einschätzungen 
von Wissenschaftlern und Praktikern über die Fo rt

-entwicklung der Regionalplanung und die Neube-
stimmung ihrer Aufgaben sind unter anderem in 
ARL (1994b), FINKE (1994), FÜRST und RITTER 
(1993), zusammenfassend auch in HÜBLER und 
KAETHER (1995) aufgezeigt. 

65. Eine Stärkung der Regionalplanung setzt eine 
institutionelle Aufwertung der Region voraus. Im 
gegenwärtigen Staatsaufbau ist die Region - von 
begrenzten Ausnahmen in Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und Rheinland-Pfalz sowie einzelnen regio-
nalen Zweckverbänden abgesehen - nicht als Selbst-
verwaltungseinheit organisiert; insbesondere sind 
die Regierungsbezirke ausschließlich Einheiten der 
staatlichen Verwaltung. Auch verfassungsrechtlich 
genießt die Region den Schutz der Selbstver-
waltungsgarantie des Artikel 28 Abs. 2 GG nur in 
begrenztem Umfang. Sie hat keine originären Auf-
gaben, sondern bedarf staatlicher Aufgabenzuwei-
sung, und für sie gibt es keine Bestandsgarantie 
(NdsStGH, DVB1. 1981, 214). Gleichwohl erfordert 
das vom Umweltrat vertretene Regionalisierungskon-
zept jedenfalls in den größeren Bundesländern eine 
institutionelle Aufwertung der Region als Selbstver-
waltungskörperschaft. Dabei kann man sich an den 
Modellen Nordrhein-Westfalens (Landschaftsver-
band als Gemeindeverband), Bayerns und der Pfalz 
(Bezirksverband als Gebietskörperschaft) oder ein-
zelnen Zweckverbänden (z. B. Frankfurt/Main, Stutt-
gart) orientieren. Der Umweltrat weist allerdings dar-
auf hin, daß jede Regionalisierung Folgeänderungen 
in der Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf Ge-
meinden und Kreise nach sich ziehen muß, die nicht 
nur politisch schwierig, sondern auch verfassungs-
rechtlich problematisch sein könnten; eine denkbare 
Abschaffung der Landkreise ist nach Artikel 28 
Abs. 2 GG nicht möglich (und auch wohl politisch 
nicht erwünscht). 

Soweit Regionen Bundesländer oder gar die Grenze 
der Bundesrepublik Deutschland übergreifen, kom-
men von vornherein nur „weiche" Kooperationsfor-
men in Betracht. Länderübergreifende Regionen 
können als Zweckverbände gebildet werden, wenn-
gleich dies regelmäßig die Billigung des zuständigen 
Landesministers voraussetzt und daher an politi-
schen Gegensätzen scheitern kann. Die Konstitutie-
rung von Regionen, die über die Grenzen der Bun-
desrepublik Deutschland hinausreichen, kann auf 
der Grundlage von Verwaltungsabkommen erfolgen; 
dies bedingt allerdings, daß in solchen Grenzregio-
nen nur eine Abstimmung im Sinne einer parallelen 
Raumordnungs- und Umweltpolitik möglich ist. 

Stadt-Umland-Planung 

66. Eines der wichtigsten raumplanerischen Pro-
bleme der Zukunft auf regionaler Ebene wird die 
Organisation beziehungsweise Konzeption einer 
effektiven Stadt-Umland-Planung sein. Die Abhän-
gigkeiten der Stadt vom Umland mit Blick auf ökolo-
gische Belange und des Umlandes auf die Stadt in in-
frastruktureller Hinsicht macht eine gemeinsame Pla-
nung der Kernstadt mit ihrem Umland erforderlich. 
Ein weiterer Grund für eine gemeinsame Stadt-Um-
land-Planung ist die Möglichkeit zur Ausnutzung 
von Größenvorteilen in der europaweiten Konkur-
renz der Regionen. Aus raumordnungspolitischer 
Sicht ist bei Stadt-Umland-Planungen das Verhin-
dern einer weiteren Suburbanisierung und das Erhal-
ten der Funktionsfähigkeit der Freiräume und natür-
lichen Ressourcen ganz wesentlich. Die Freiflächen 
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müssen als multifunktionale (Ausgleichs-)Räume für 
die Kernstadt ökologischen und ästhetischen Anfor-
derungen, Erholungsansprüchen sowie ökonomi-
schen Bedürfnissen der in den Umlandgemeinden 
lebenden Bevölkerung genügen. Die verbliebenen 
Freiräume müssen als unzerschnittene, großräumig 
zusammenhängende Kultur- und Naturlandschaft er-
halten werden. 

In Deutschland wird der Stadt-Umland-Problematik 
mit Lösungen auf Verbandsebene begegnet. Die 
Stadt-Umland-Verbände wurden in der Regel von 
den Ländern geschaffen. Hierbei gibt es vielfältige 
Lösungsmöglichkeiten, wobei die verschiedenen 
Verbandsmodelle von den regionalen Besonderhei-
ten, das heißt den spezifischen politischen Interes-
sen, den regionalen Problemfeldern, den institutio-
nellen Rahmenbedingungen der jeweiligen Länder, 
von historischen Gegebenheiten usw., abhängig 
sind. Ein einmaliges, vermutlich temporäres Modell 
ist die gemeinsame Landesplanung von Berlin und 
Brandenburg, die in Kürze ihre Tätigkeit aufnehmen 
soll. 

Regionalpark-Konzept als ein Beispiel 
für den regionalen finanziellen Ausgleich 
zwischen Stadt und Land 

67. In der Rhein-Main-Region wurde das Konzept 
Regionalpark ins Leben gerufen (ausführliche Dar-
stellung in HÜBLER und KAETHER, 1995). Bei der 
Sicherung und Entwicklung zusammenhängender, 
unbesiedelter Landschaftsräume werden dabei kon-
ventionelle planerische Instrumente wie Vorrangaus-
weisungen beziehungsweise Schutzgebietsauswei-
sungen zusammen mit neuen Instrumenten wie Pro-
jektmanagement, Kooperation, Moderation, Motiva-
tion und Prozeßorientierung eingesetzt. Diese Vorge-
hensweise deckt sich im wesentlichen mit der der 
Biosphärenreservate und auf regionaler Ebene mit 
der der Naturparke „neuer Prägung" in den neuen 
Bundesländern (s.a. Abschn. 2.3.2). Das Regional-
park-Konzept geht über ein rein planerisches Kon-
zept hinaus, indem eine nachhaltige Regionalent-
wicklung integrie rter, unabdingbarer Bestandteil der 
Umsetzungsstrategie ist. Der interregionale Finanz-
ausgleich, der als Kompensation für Vorrangauswei-
sungen notwendig ist, erfolgt über eine Projektfinan-
zierung beziehungsweise Unterstützung einer nach-
haltigen, umweltgerechten Entwicklung der Vor-
ranggebiete und deren umgebende Regionen. 

Voraussetzung für das Gelingen des Regionalpark

-

Konzeptes ist die Akzeptanz bei den Handelnden vor 
Ort. Unter Umständen notwendig werdenden Be-
schränkungen der Raumnutzung müssen deshalb 
attraktive Angebote einer finanziellen Kompensation 
gegenüberstehen, um den Umlandgemeinden nicht 
unnötig Entwicklungsoptionen zu verbauen bezie-
hungsweise die Gemeinden dazu zu bewegen, die 
benötigten Naturraumpotentiale aus wirtschaftli-
chem Interesse heraus zu erhalten. Denkbar ist in 
diesem Zusammenhang die Einführung institutionell 
abgesicherter Zugriffsrechte auf zusätzliche Gewer-
besteuereinnahmen für „entwicklungsbeschränkte" 
Gemeinden, die „begünstigten" Kommunen (als 
Nutznießer der Nachbarräumen auferlegten Ein

-

schränkungen) aus möglichen Neuansiedlungen be-
stimmter Unternehmen erwachsen. Ein Regional-
park-Konzept kann deshalb kein rein (regional- oder 
landschafts-)planerisches Projekt bleiben, sondern 
muß vielmehr Teil einer sozial- und umweltverträg-
lichen Regionalentwicklungsstrategie sein, die auf 
nutzerbezogene, umsetzungsorientierte Projekte 
setzt. Ergänzende Projekte, Konzepte und Maßnah-
men, die in das Regionalpark-Konzept integrie rt  wer-
den könnten und einer nachhaltigen Regionalent-
wicklung genügen, sind zum Beispiel 

- wirtschaftliche Projekte mit einer ressourcenscho-
nenden Produktion und Distribution, 

- ökologische Landnutzungskonzepte wie ökologi-
scher Landbau, extensive Landbewirtschaftung 
und ökologische Waldbewirtschaftung, 

- Umwelt- und Naturschutzprojekte, die Arbeits-
plätze sichern oder schaffen, 

- dezentrale Ver- und Entsorgungskonzepte im 
Energie-, Wasser- und Abfallbereich (Energieein-
sparungsmaßnahmen, Solarenergienutzung, Re-
cycling, Abfallminimierung), 

- angepaßte, „sanfte" Fremdenverkehrskonzepte 
und -projekte (Wander- und Radwegenetze, Besu-
cherlenkungsmaßnahmen) sowie 

- integrierte Verkehrskonzepte, die bei der äußeren 
und inneren Erschließung der Region den Schwer-
punkt auf Bus, Bahn und Fahrrad legen. 

Regionalparke können ein neuer Ansatz zur Regio-
nalisierung sein, bei dem die Zielsetzung einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung beispiel-
haft implementiert  werden kann. 

2.1.3.2 Zur Formulierung von Umweltqualitätszielen und 
Umweltqualitätsstandards 

68. Für die Umsetzung des Konzepts einer dauer-
haft-umweltgerechten Landnutzung in der Raum-
planung sind die Bestimmung von Umweltqualitäts-
zielen als „eine Kategorie von Bewertungsgrund-
lagen" (SRU, 1994, Tz. 129 ff.), die quantitative Kon-
kretisierung der Umweltqualitätsziele in Form von 
Umweltqualitätsstandards (Mindeststandards) und 
Indikatoren zur Beschreibung von Umweltmedien 
und Ökosystemen (SRU, 1994, Tz. 143 ff.) notwendig. 

Vom Beirat für Raumordnung wurden bereits 1976 
zwei Empfehlungen über „Gesellschaftliche Indika-
toren für die Raumordnung " und „Sicherung natür-
licher Lebensgrundlagen" vorgelegt. Darin waren 
Ziele und Standards für die Bereiche Umwelt, Wi rt

-schaftsstruktur, Siedlungsstruktur, Sozialstruktur so-
wie materielle und personelle Infrastruktur enthal-
ten. Diese Indikatoren fanden aber in der Planungs-
praxis keinerlei Anwendung und wurden auch von 
seiten der Politik wenig beachtet. Nach FÜRST 
(1990, S. 73) war entweder die Zeit für Indikatoren 
noch nicht reif, das heißt, es gab keine praktische 
Nachfrage, oder diese Indikatoren sind für die raum-
planerische Praxis untauglich gewesen, weil sie zu 
wenig regionalisie rt  waren und die praktische raum-
planerische Zielbestimmung eher von der konkreten 
Situation abgeleitet wird (induktiv) und weniger an 
übergeordneten Normen ausgerichtet ist (deduktiv). 
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HÜBLER und KAETHER (1995) sehen die Gründe 
der Nichtanwendung eher in der Änderung des Pla-
nungsparadigmas von der langfristigen Planung hin 
zu einem aktuellen Krisenmanagement. 

69. Mittelbar von Bedeutung für die Raumordnung 
sind sektorale hoheitliche und zum Teil auch nichtho-
heitliche Umweltqualitätsstandards für stoffliche Be-
lastungen und Lärm, die für die sektorale Fachpla-
nung (Infrastruktur- und Umweltfachplanung) und 
die Zulassung von Anlagen Geltung beanspruchen. 
Hierbei handelt es sich auch um Leitlinien für die 
Raumordnung; auch diese muß einen Beitrag zur 
Einhaltung der sektoralen Umweltqualitätsstandards 
leisten. Soweit es allerdings nicht möglich ist, mehre-
re Umweltqualitätsstandards gleichzeitig zu errei-
chen, muß eine planerische Abwägung stattfinden. 
Da die gegenwärtigen Umweltqualitätsstandards 
überwiegend als Schutz-, nicht als Vorsorgestan-
dards ausgestaltet sind und in letzterem Fall nur 
Richtwertcharakter haben, ergibt sich aus dem 
System sektoraler Umweltqualitätsstandards keine 
unangemessene Einengung der Raumplanung. Die 
Aufgabe, im Vorfeld planerische Umweltqualitäts-
ziele zu entwickeln, wird hierdurch nicht berührt. 

70. Umweltqualitätsziele müssen auf konkrete 
Systeme (Schutzobjekte) bezogen sein. Das Schutz-
objekt wird in der Regel in Abhängigkeit vom jewei-
ligen Naturraumpotential der Region bestimmt. So 
kann Wald in einem Verdichtungsraum schutzwür-
dig sein und mit bestimmten Umweltqualitätszielen 
belegt werden, während er in einem waldreichen 
ländlichen Gebiet weniger schutzwürdig sein kann. 
Weiterhin müssen Umweltqualitätsziele und Indika-
toren ebenso im Zusammenhang mit der konkreten 
Umweltsituation aufgestellt werden, das heißt, das 
Wirkungsumfeld der schädigenden Einflüsse muß 
betrachtet werden, weil dieses synergistische, kataly-
satorische und antagonistische Wirkungen mitbe-
stimmt. Gegenüber einem Ansatz auf regionaler 
Ebene kann eine Definition von Umweltqualitäten 
allein auf EU- oder nationaler Ebene in der Regel 
nicht problemangepaßt sein. 

Bei der Festlegung von Umweltqualitäts- bezie-
hungsweise Entwicklungszielen sind insbesondere 
die ökonomischen und sozialen Folgen (u.a. durch 
Verzichtskosten) zu berücksichtigen. Die Aufstellung 
und Implementation von Umweltqualitätszielen 
durch die Regionalplanung sollte deshalb mit geeig-
neten Kompensationsregelungen, beispielsweise in 
Zusammenhang mit der Umstrukturierung des kom-
munalen Finanzausgleichs (s.a. Kap. 2.6), verknüpft 
werden. 

71. Umweltqualitätsziele für die Regionalplanung 
sollten unter anderem von der Landschaftsrahmen-
planung als sogenannte ökologische Eckwerte be-
reitgestellt werden (vgl. u. a. KIEMSTEDT et al., 
1993). Um diese Aufgabe zu erfüllen, muß sich die 
Landschaftsrahmenplanung verstärkt auf die Regio-
nalplanung beziehungsweise deren Plankategorien 
ausrichten und ihre Daten regionalplanungsadäquat 
aufbereiten, um integrierbare Umweltqualitätsziele 
zu formulieren. Dazu müssen die Zielvorgaben recht-
zeitig festgelegt werden, woraus sich die Forderung  

nach einer zeitlich parallelen Aufstellung von Regio-
nalplan und Landschaftsrahmenplan ableitet (u. a. 
KIEMSTEDT et al., 1993; ARL, 1992). 

2.1.4 Empfehlungen zur Neuorientierung 
der Raumordnungspolitik 

72. Der Bund sollte nach Auffassung des Umweltra-
tes bei der Novellierung des Raumordnungsgesetzes 
ein Leitbild der Raumordnung formulieren, das das 
übergreifende Postulat der dauerhaft-umweltgerech-
ten Landnutzung in räumlicher Hinsicht präzisiert. 
Es muß folgende Elemente enthalten: 

- Neubestimmung des Postulats gleichwertiger Le-
bensbedingungen, das heißt eine Abkehr vom 
Leitbild homogener Regionen mit nivellierten Aus-
prägungen aller Lebensstandardindikatoren zu-
gunsten größerer regionaler Differenzierung be-
ziehungsweise höherer Varianz bei den Indikato-
ren der Lebensqualität; Definition von Mindestan-
forderungen für alle Teilräume, 

- Rückbesinnung auf das Subsidiaritätsprinzip 
durch institutionelle Aufwertung der „Region", 

- stärkere inhaltliche Vernetzung der Raumpoliti-
ken und -konzepte (Städtenetze, Biotopverbund-
systeme u.a.) der Bundesländer, aber auch der 
EU-Staaten und der EU-Nachbarstaaten Deutsch-
lands, 

- Auftrag an die Raumplanung zur Organisation der 
Zusammenarbeit im jeweiligen Bezugsrahmen 
(Region, Land) in Form des Regionalmanage-
ments, der Moderation und anderen, 

- stärkere Implementierung der Koordinierungs-
funktion der Raumordnung gegenüber den Eigen-
verantwortlichkeiten der Fachressorts sowie 

- Einführung von Kompensationsregelungen im 
regionalen Bezugsrahmen und leitbildkonsistente 
Gestaltung der föderalen Finanzierungsordnung. 

73. Ergänzend zur Novellierung des Raumord-
nungsgesetzes sollte der Bund - gemeinsam mit den 
Ländern - Entwicklungsoptionen formulieren, die 
Aussagen und Kriterien zu den Städtenetzen und 
den dazugehörigen Hinterlandregionen, zu den Ver-
kehrsnetzen, zu den Grenzregionen und zu einem 
Freiraumsystem mit abgestuften Schutzgebietskate-
gorien (u.a. Großschutzgebiete) enthalten und die als 
Vorgaben für die Abstimmung der Landes- und 
Regionalplanung in den Bundesländern und für die 
Fachplanungen sowie mit oder zwischen den EU

-

Staaten dienen. 

74. Die Bundesländer sollten ihre Landesplanungs-
gesetze in Folge der empfohlenen Änderungen auf 
Bundesebene ebenfalls modifizieren und dabei ins-
besondere 

- Begriffe und Instrumente der Landes- und Regio-
nalplanung soweit wie möglich harmonisieren, da 
der bisherige terminologische Pluralismus das Ge-
samtaufgabenfeld Landesplanung nicht unerheb-
lich geschwächt hat, 

- die Zusammenarbeit über Landesgrenzen hinweg 
auch rechtlich und faktisch verbessern, 
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- die Organisation der Landesplanung nachhaltig 
verbessern und in der Regionalplanung die Mit-
wirkungsmöglichkeiten der Betroffenen erleich-
tern, 

- durch rechtliche Regelungen eine Neuorientie-
rung der Regionalplanung ermöglichen. 

Im Hinblick auf den weitgehend experimentellen 
Charakter dieser Umorientierung empfehlen sich - 
über  die bundesrechtliche Regelung des neuen Leit-
bildes der Raumordnung hinaus - zunächst Regelun-
gen auf Landesebene; gegebenenfalls kann zu einem 
späteren Zeitpunkt eine bundesrechtliche Verein-
heitlichung erfolgen. 

Die Bundesländer sollten ihre Landesentwicklungs-
politiken stärker als bisher untereinander koordinie-
ren, um ihre Interessen hinsichtlich der Raument-
wicklung auf höheren Ebenen besser wahrnehmen 
zu können. Vorgaben von europäischer und Bundes-
ebene sollten in die Schutzgebietssysteme einbezo-
gen und in die Zielsysteme der Landesplanung auf-
genommen werden. Die Land- beziehungsweise 
Raumnutzungsleitbilder müssen in den Regionen 
konkretisiert werden. Die Implementation dieser 
Leitbilder sollten die Länder mit finanziellen Instru-
menten auch aus anderen Politikbereichen absichern 
(z. B. EU-Strukturpolitik, Agrar- und Naturschutzpo-
litik). 

75. Die Steuerungsmöglichkeiten der Regionalpla-
nung als Raumplanung auf regionaler Ebene sind im 
Hinblick auf das Ziel einer dauerhaft-umweltgerech-
ten Landnutzung bislang eher gering oder werden 
nicht hinreichend genutzt (Abschn. 2.1.3). Die in Po-
litik und Planung erkennbare und von der Gesell-
schaft eingeforderte Verstärkung der Regionalisie-
rung von staatlichen Entscheidungen, die mit einer 
konzeptionellen, methodischen und instrumentellen 
Umorientierung notwendig verbunden ist, kann zu 
einem Potentialgewinn der Regionalplanung führen. 
Der Vorteil einer derartigen Neuorientierung liegt im 
Informationsgewinn für die Planung und einer ge-
steigerten Motivation der beteiligten Akteure bei 
ihrer Umsetzung. 

Nach Auffassung des Umweltrates sollten diese Um-
orientierungen der Regionalplanung beinhalten, daß 

- neben die sogenannten Negativplanungen als 
Schutz- und Verhütungsstrategien, die ihre Rolle 
auch im Rahmen der Ökologisierung der Raum-
planung behalten müssen, zunehmend „positive" 
Entwicklungskonzeptionen treten müssen, die 
aber nur einen beschränkten Geltungsanspruch 
(z. B. Projektbezug, Umweltqualitätsziele) haben 
können; für diese sind entsprechende Handlungs-
instrumente bereitzustellen, 

- die Planung als interaktiver und iterativer Prozeß 
verstanden wird, bei dem Mitarbeit beziehungs-
weise Beteiligung von Betroffenen erwünscht ist 
und 

- ein Wandel von einem einseitig hoheitlichen Han-
deln hin zu einem kooperativen Handeln und zu 
einem Planungs- und Projektmanagement erfol-
gen muß. 

Die Regionalplanung sollte nicht nur in den Verdich-
tungsgebieten, sondern auch in den ländlichen, peri-
pheren Gebieten die Prinzipien der angeführten Pla-
nungskulturen berücksichtigen. Weiche Steuerungs-
instrumente wie Kooperation, Beratung, Moderation 
und Kompensation sollten einen zunehmend höhe-
ren Stellenwert erlangen. Regionalplanung sollte da-
mit tendenziell zum Regionalmanagement bezie-
hungsweise zum regionalen Ressourcenmanagement 
werden. 

2.2 Regionalpolitik der Europäischen Union 
und Förderung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur 

76. Während die raumordnerischen einschließlich 
der regionalplanerischen Aktivitäten im wesent-
lichen darauf abzielen, die Voraussetzungen und 
den Rahmen für regionale Entwicklungsprozesse zu 
schaffen, nimmt die regionale Wi rtschaftspolitik 
direkt Einfluß auf Variablen, die unternehmerische 
Entscheidungsprozesse determinieren. Die Maßnah-
men der regionalen Wirtschaftsförderung richten sich 
vorrangig auf finanzielle Anreize, wie Subventionen, 
Steuererleichterungen, Zinsverbilligungen, öffentli-
che Darlehen. 

Die verschiedenen Maßnahmenbereiche sind auf fast 
allen Ebenen des politischen Systems von der EU- 
bis zur Gemeindeebene angesiedelt. Übergeordnetes 
Ziel all dieser Maßnahmen ist ein Ausgleich von zu 
starken Unterschieden der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der Menschen zwischen den einzelnen 
Regionen. Durch Stützung der regionalen Wi rtschaft 
erfolgt entsprechend eine Stärkung der sozioökono-
mischen Ressourcenausstattung und -verfügbarkeit, 
vorrangig der Infrastrukturausstattung und der un-
ternehmerischen Kapitalverfügbarkeit. Erst neuer-
dings erfolgt auch die pa rtielle Berücksichtigung von 
Umweltaspekten bei den Förderkriterien und eine 
Förderung umweltbezogener Projekte. 

Auch losgelöst von der Frage, ob Umweltaspekte 
einen Programmbestandteil bilden, ist die direkte 
Beeinflussung der regionalen Wirtschaftsstruktur von 
umweltpolitischer Relevanz. Natürlich bedingte 
ungleiche Ressourcenverteilungen bewirken unter-
schiedliche räumliche Problemlagen mit unterschied-
lichen sozioökonomischen Problemen und mit unter-
schiedlichen Umweltbelastungen. Sowohl die zum 
Teil massiven Umweltbelastungen in Verdichtungs-
gebieten als auch die in manchen ländlichen Räumen 
zu verzeichnenden Entleerungs- und Rückzugsten-
denzen stehen nicht im Einklang mit den Vorstellun-
gen einer dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung. 
Deshalb sind strukturpolitische Interventionen mit 
Lenkungs- und Anreizfunktion erforderlich, die ne-
ben den sozioökonomischen Zielen auch Umwelt-
aspekte in die Politikkonzeption einbeziehen. Ge-
rade die unterschiedlichen Problemlagen auf EU

-

Ebene machen differenzie rte Entwicklungsstrategien 
im Bereich der Förderpolitik erforderlich. Aus der 
Sicht des Umweltrates müssen zur Anpassung an die 
verschiedenen Problemlagen die Rahmenbedingun-
gen der EU-Strukturfonds der nationalen, regionalen 
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und kommunalen Verwaltungsebene einen ausrei-
chenden Differenzierungs- und Entscheidungsspiel-
raum lassen. 

2.2.1 EU-Ebene 

77. Neben ihren vorrangigen Aufgaben im Bereich 
Schaffung einheitlicher Wettbewerbsbedingungen 
und Mitgestaltung der Außenhandelsbedingungen 
ist die Europäische Union ebenso bestrebt, direkt 
Einfluß auf die Regionalentwicklung zu nehmen. Seit 
1988 bestehen die sogenannten Europäischen Struk-
turfonds, die sich nach Verabschiedung der revidier-
ten Strukturfonds-Verordnungen im Jahre 1993 nun 
in der zweiten Förderphase befinden. Ein Großteil 
der Mittel für strukturpolitische Gemeinschaftsaktio-
nen wird aus 

- dem Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE), 

- dem Europäischen Sozialfonds (ESF), 

- dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantie-
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung „Ausrich-
tung" (EAGFL) und 

- dem Kohäsionsfonds bereits seit 1988 für die Län-
der Spanien, Portugal, Irland und Griechenland 
sowie seit 1993 mit dem Finanzinstrument für die 
Ausrichtung der Fischerei (FIAF) 

bereitgestellt. 

In Deutschland werden die Fördermaßnahmen nach 
EU-Vorgaben zum Teil innerhalb der Gemeinschafts-
aufgaben zur Verbesserung der regionalen Wi rt

-schaftsstruktur (GRW) und zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK) abge-
wickelt, zum Teil durch Mittel aus den Gemein-
schaftsaufgaben ergänzt, aber auch durchaus unab-
hängig davon angewendet. Im vorliegenden Zusam-
menhang sind vor allem die Fördermaßnahmen nach 
den regionalpolitischen Entwicklungszielen 1 und 5b 
und nach der sogenannten Gemeinschaftsinitiative 
LEADER relevant. 

Die Fonds finanzieren zusammen mit den Mitglied-
staaten Entwicklungsmaßnahmen, indem sie nicht 
rückzahlbare Beihilfen gewähren. Nach dem Prinzip 
der Additionalität sind die Mittel der EU-Struktur-
fonds durch nationale und/oder regionale öffentliche 
Mittel zu ergänzen, um letztere in ihrer Wirkung zu 
verstärken, aber nicht zu ersetzen. Der mit der Re-
form der EU-Strukturfonds (im Detail s. PLEITGEN, 
1994) verbundene Bedeutungszuwachs ist als Reak-
tion auf die Vergrößerung der regionalen Unterschie-
de in der Europäischen Union insbesondere durch 
die Süderweiterung, aber auch durch die deutsche 
Vereinigung, zu erklären. Heute machen die EU

-

Strukturfonds rund ein Drittel des gesamten EU

-

Haushalts aus. Die Osterweiterung der Europäischen 
Union wird - bei Beibehaltung der jetzigen Struktur - 
mittel- bis langfristig mindestens eine weitere Ver-
doppelung erforderlich machen (SCHUBERT, 1994). 

78. Um so wichtiger ist es, dieses Politikinstrument 
auf die Zielsetzung der wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung (Artikel 130 a-e EWG-Vertrag) auszu-
richten und gleichzeitig mit der Zielsetzung Erhal

-

tung der natürlichen Lebensgrundlagen (Arti-
kel 130r-t EWG-Vertrag) in Einklang zu bringen. 
Daß dies bis in die jüngste Vergangenheit nicht der 
Fall war, wurde von Umwelt- und Naturschutzver-
bänden (z. B. WWF), aber auch vom europäischen 
Rechnungshof anhand ausführlich dokumentierter 
Negativbeispiele aufgezeigt (z. B. Staudammprojekt 
am Nestos in Griechenland, Eukalyptusplantagen in 
Spanien und Portugal oder die forstwirtschaftliche 
Erschließung der Pyrenäen; SCHUBERT, 1994). 

Einsatz der EU-Strukturfonds in den 
neuen Bundesländern nach Entwicklungsziel 1 

79. Seit 1994 gelten die neuen Bundesländer ins-
gesamt als Ziel-1-Gebiet, das heißt als Region mit 
Entwicklungsrückstand. Bezogen auf den Flächen- 
und Mittelumfang ist die EU-Strukturförderung in 
den neuen Bundesländern ein wichtiges Instrument 
der Regionalentwicklung (zu den einzelnen Maßnah-
men s. BAUER et al., 1995). Schwellenwert für die 
Förderung von Regionen nach Ziel 1 ist ein Brutto-
inlandsprodukt pro Kopf von weniger als 75 % des 
Gemeinschaftsdurchschnitts in den letzten drei Jah-
ren. 

Anhand einer kritischen Auswertung der Förderpe-
riode von 1991 bis 1993 wurden verschiedene neue 
Ansätze erarbeitet (vgl. BAUER et al., 1995). Die mei-
sten Veränderungen sind auf die sogenannte Flexibi-
litätsklausel im Gemeinschaftlichen Förderkonzept 
zurückzuführen, die den Ländern die Abkopplung 
von der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) ermöglicht. Im 
Vergleich zu den vielfältigen Fördermöglichkeiten, 
vor allem im Sinne eines integrierten Ansatzes, die 
die Europäische Union spätestens seit der Reform der 
Strukturfonds von 1993 bereithält, wirkt die Kofinan-
zierung durch die prioritär wachstumsorientierte Ge-
meinschaftsaufgabe wie ein „Flaschenhals". Den 
Möglichkeiten der Strukturfonds-Verordnungen ent-
sprechend bieten die meisten Länder nunmehr unter 
Verzicht auf die Kofinanzierung aus der GRW eigene, 
auf die besonderen Gegebenheiten und Potentiale 
bezogene Programme an. Der Stellenwert, den dabei 
Umweltbelange einnehmen, wird damit wieder Teil 
föderaler Zuständigkeit. Die Eigeninitiative und 
Lernfähigkeit der Länder ist hierbei - das zeigt der 
Vergleich der inhaltlichen Ausgestaltung der vorheri-
gen und jetzigen Förderperiode - ein konstruktives 
Element und sollte deshalb verstärkt werden. 

Diese Regelung ist allerdings nicht ganz unproble-
matisch, weil sie dem Prinzip der Additionalität 
(Tz. 77) teilweise zuwiderhandelt. Bei der diskutier-
ten Reform der Gemeinschaftsaufgabe muß daher 
eine Erweiterung und Neugestaltung in der Form 
bedacht werden, daß diese weiterhin als wichtigstes 
nationales Strukturförderungsinstrument in Einklang 
mit der EU-Strukturpolitik gebracht wird. Die bishe-
rigen Vorschläge zur Weiterentwicklung der Ge-
meinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur (BMWi, 1995) lassen bisher 
Aussagen zu einer möglichen Integration von Um-
weltbelangen vermissen. Die vom Bund erhoffte 
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Rückbindung der Lander an die Förderung durch 
die Gemeinschaftsaufgaben (vgl. BMWi, 1995, S. 6) 
bleibt deshalb in Frage gestellt. 

Wesentliche Kritikpunkte, wie die teilweise einseitige 
Förderung von Gewerbegebieten und Abwasserklär-
anlagen oder die Vernachlässigung von kleinen und 
mittleren Unternehmen und des Umweltschutzes, 
sind im Gemeinschaftlichen Förderkonzept (GFK) 
für 1994 bis 1999 zumindest theoretisch bedacht wor-
den. Bei der institutionellen Begleitung der Umset-
zung der Fördermaßnahmen konnte inzwischen die 
Mitgliedschaft des Bundesumweltministeriums so-
wie zweier Länderumweltministerien im Begleitaus-
schuß und die Vertretung der Umweltverbände im 
Vorbereitungsausschuß durch den World Wide Fund 
for Nature (WWF) Deutschland erreicht werden. Die 
Tatsache, daß nicht alle Länderregierungen ihren 
Umweltministerien die Mitgliedschaft im Begleitaus-
schuß gewähren, ist allerdings unve rtretbar. Die Be-
wertung der Fördermaßnahmen muß noch als voll-
kommen ungenügend angesehen werden. Bisher 
fehlt ein operationelles Indikatorsystem, welches die 
Wirkung der Strukturinterventionen aus der Sicht 
einer dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung be-
schreiben könnte (vgl. GFK 1994 bis 1999, Tz. 233). 

Einsatz der EU-Strukturfonds 
nach Entwicklungsziel 5 b 

80. In der vergangenen Förderperiode (1989 bis 
1993) umfaßten die deutschen Ziel 5 b-Gebiete (länd-
liche Gebiete mit Entwicklungsrückstand) rund 21 % 
der Fläche Westdeutschlands. Räumliche Schwer-
punkte waren Bayern mit einem Anteil von 46 % an 
der gesamten Förderfläche und Niedersachsen mit 
19 %. Für die neue Förderperiode (1994 bis 1999) 
gelten rund 38 % der Fläche der alten Bundesländer 
als strukturschwache ländliche Gebiete im Sinne 
von Ziel 5 b (vgl. Abb. 2.2). Die räumliche und finan-
zielle Schwerpunktsetzung ist gleich geblieben. Eine 
Förderung im Rahmen von Ziel 5 b kommt in Frage, 
wenn eine Region durch bestimmte wirtschaftliche 
und soziale Parameter gekennzeichnet ist (PLEIT-
GEN, 1994). 

Die Entwicklungspläne für die 5b-Regionen wurden 
unter extremem Zeitdruck erstellt, bei dem Koordi-
nation und Kooperation als Grundbedingungen für 
ein tatsächlich integriertes Programm nur unzurei-
chend stattfinden konnten (von MEYER, 1990, S. 11). 
PLANKL und SCHRADER (1991, S. 32) kritisieren, 
daß auf der Ebene der Ausführungsprogramme (sog. 
operationelle Programme) noch kein geschlossenes 
Zielsystem für die Förderung erkennbar ist, sondern 
über die allgemeinen Ziele der Agrar- und Regional-
politik kaum hinausgehende, breit angelegte Zielfor-
mulierungen vorherrschen. Die finanzielle Schwer-
punktsetzung für die einzelnen Förderschwerpunkte 
variiert recht stark von Bundesland zu Bundesland. 
Abbildung 2.3 zeigt die Verteilung der Gesamtaus-
gaben (in %) für Maßnahmen zur Entwicklung der 
5 b-Gebiete nach Bundesländern und Prioritätenach-
sen im Zeitraum von 1989 bis 1993. Beachtenswert 
ist insbesondere die unterschiedliche Mittelzuwei-
sung für den Umweltbereich. 

Die Intention der Europäischen Union bezüglich der 
5 b-Förderung, die auf den Prinzipien einer eigen-
ständigen, nachhaltigen Regionalentwicklung be-
ruht, wird durch die klassische Ausrichtung bisheri-
ger Förderstrategien in den einzelnen Mitgliedlän-
dern und -regionen erheblich beeinträchtigt und 
steht im Widerspruch zur makroökonomischen Ex-
portbasis-Theorie. Damit zeigt sich die Kehrseite des 
Subsidiaritäts- und Föderalismusprinzips, insbeson-
dere wenn kein geschlossenes Zielsystem in verti-
kaler und horizontaler Hinsicht erkennbar ist und 
zudem eine erhebliche länderspezifische Ungleich-
gewichtung zwischen den einzelnen Förderschwer-
punkten besteht. Eine Vielzahl „weicher" Schwel-
lenwerte bei der Bestimmung der Fördergebiete 
sowie die bestehenden Kausalitäts- und Datenver-
fügbarkeitsprobleme erschweren die Durchführung 
einer effizienten Erfolgskontrolle der geförderten 
Maßnahmen, insbesondere aus ökologischer Sicht. 

Auch bei der 5 b-Förderung spielen Umweltaspekte 
nur eine vergleichsweise geringe Rolle und be-
schränken sich überwiegend auf spezifische Um-
weltmaßnahmen. Notwendig ist aber eine durch-
gängige Berücksichtigung der Umweltwirkungen 
bei allen Fördermaßnahmen, um Projekte mit beson-
deren Beiträgen zum Umweltschutz gezielt fördern 
und Projekte mit besonders negativen Wirkungen 
auf die Umwelt von der Förderung ausschließen zu 
können. 

Gemeinschaftsinitiative LEADER 

81. Neben den strukturpolitischen Interventionen 
im klassischen Sinn kann die Europäische Kommissi-
on Initiativen vorschlagen, die für die Gemeinschaft 
von besonderem Interesse sind und zur Lösung spe-
zieller Probleme beitragen sollen (vgl. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, 1994). Im Be-
reich der Gemeinschaftsinitiativen besteht schon im 
Ansatz eher die Möglichkeit, regionale Projekte im 
Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten Entwick-
lung zu fördern. Mit der LEADER-Initiative (Liaisons 
Entre Actions de Développement de l'Économie 
Rurale), das heißt der 1991 beschlossenen „Ge-
meinschaftsinitiative zur ländlichen Entwickung" 
(Mitteilung (EWG) Nr. 91/C 73/14), will die Europäi-
sche Union innovative, integrative Lösungsansätze 
auf örtlicher und regionaler Ebene fördern, welche 
von exemplarischem Wert für alle ländlichen Ge-
biete mit ähnlichen strukturellen Problemen sein 
können. 

Förderungswürdige Gebiete sind die ländlichen 
Gebiete der Ziel 1- und Ziel 5 b-Regionen sowie in 
Ausnahmefällen daran angrenzende Gebiete. Vor-
aussetzung für die Inanspruchnahme von LEADER

-

Mitteln ist das Vorhandensein lokaler Aktionsgrup-
pen. Diese Gruppen bestehen aus verschiedenen 
Partnern des öffentlichen und privaten Sektors, die 
gemeinsame Strategien und Innovationskonzepte 
zur Entwicklung eines lokal begrenzten Raumes 
haben. Endbegünstigte können des weiteren an-
dere kollektive Aktionsträger (Gemeindeverbände, 
Handwerks- und Landwirtschaftskammern usw.) 
sein, wenn deren stärker thematisch ausgerichtete 
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Abbildung 2.2 

Ziel 1- und Ziel 5b-Gebiete in der Bundesrepublik Deutschland 

Quelle:  BfLR, 1995, schriftliche Mitteilung 
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Abbildung 2.3 

Verteilung der Gesamtausgaben (in %) für Maßnahmen zur Entwicklung 
der ländlichen Gebiete (5 b-Gebiete) im Rahmen der Reform der Strukturfonds nach Bundesländern 

und Prioritätenachsen für 1989 bis 1993 

Erläuterung: 
I = Diversifizierung, Bauausrichtung und Anpassung des landwirtschaftlichen Sektors 
II = Entwicklung und Diversifizierung der außerlandwirtschaftlichen Sektoren 
III = Entwicklung menschlicher Ressourcen 
IV = Umweltschutz, Naturschutz und Landschaftspflege 
Der Kreis signalisiert einen 25 %-Anteil 

Quelle: PLANKL und SCHRADER, 1991, S. 25, verändert 
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Arbeit in das lokale ländliche Entwicklungskon-
zept paßt. Förderungswürdige Maßnahmen nach 
LEADER II (ab 1994) sind der Erwerb von Fachwis-
sen, Programme zur Innovation im ländlichen Raum, 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit und der Auf-
bau eines europäischen Netzes für ländliche Ent-
wicklung. 

Die Erfahrungen aus LEADER I (1991 bis 1993) zei-
gen die Zweckmäßigkeit einer solchen Strategie. 
Entsprechend soll auch LEADER II (1994 bis 1999) 
gewährleisten, daß ausgewählte ländliche Aktions-
träger weiterhin Möglichkeiten entwickeln, das eige-
ne Potential besser zu nutzen, und daß diese Erfah-
rungen interregional ausgetauscht werden. 

Aktueller Handlungsbedarf 
bei der EU-Regionalförderung 

82. Nachdem sich die Europäische Union zu einer 
dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung bekannt 
hat (Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
1994), darf es bei der Verwirklichung dieses Ziels 
nicht nur darum gehen, die ökonomischen und sozia-
len Disparitäten abzubauen, sondern gleichzeitig die 
ökologische und kulturelle Vielfalt weiter auszu-
bauen. Eine integrierte europäische Regionalpolitik 
muß sich daran messen lassen, inwieweit es gelingt, 
ökonomische Effizienz mit Umweltverträglichkeit, 
sozialem Ausgleich und kultureller Identität in 
Einklang zu bringen. Für die weitere Ausgestaltung 
der strukturpolitischen Interventionen empfiehlt der 
Umweltrat, nachfolgende Faktoren als Vorausset-
zung für eine umfassende Integration zu berücksich-
tigen. 

83. Die Europäische Union gibt den globalen Rah-
men für die Strukturfondsinterventionen vor. Sie darf 
es nicht dabei belassen, sich zu einer dauerhaft-um-
weltgerechten Entwicklung zu bekennen und für die 
Durchführung der nicht-umweltbezogenen Maßnah-
men auf die Vereinbarkeit mit den Gemeinschaftsbe-
stimmungen im Umweltbereich zu verweisen. Die 
Anträge sind deshalb stärker als bisher auf ihren tat-
sächlichen Integrationsbeitrag im Umweltbereich zu 
prüfen. 

84. Der Begleitausschuß ist auf nationaler Ebene 
die wichtigste Institution zur Koordinierung und Be-
wertung. In der jetzigen Situation nach der Wieder-
vereinigung der deutschen Staaten sollten insbeson-
dere alle Umweltministerien der neuen Länder als 
Mitglieder in dieser „Schaltstelle" zwischen der Eu-
ropäischen Union, dem Bund, den Ländern sowie 
den Wirtschafts- und Sozialpartnern vertreten sein. 
Formal wird Partnerschaft durch die Vorbereitungs-
treffen mit den verschiedenen Nichtregierungsorga-
nisationen praktiziert. Der Umweltbereich sollte aber 
über den World Wide Fund for Nature hinaus durch 
eine Delegation aus Vertretern aller anerkannten 
Verbände im Vorbereitungsausschuß abgedeckt wer-
den. Die Vielzahl der Anliegen und der Beteiligten 
führt dazu, daß den einzelnen Themen bei diesen 
Treffen nur wenig Platz eingeräumt werden kann. 
Aus diesem Grund wäre es effizienter, Vorberei-
tungsausschüsse zu verschiedenen Sachthemen, vor 
allem zum Umwelt- und Naturschutz, zu bilden. 

Nach bisherigen Erfahrungen gestalten die Länder 
ihre Programme unterschiedlich stark im Sinne eines 
integrierten Politikinstruments aus. Ein guter Ansatz 
zur inhaltlichen und institutionellen Integration, ge-
rade für die Entwicklung der ländlichen Räume, sind 
in diesem Zusammenhang die „Koordinierungsaus-
schüsse" auf Landkreisebene in Sachsen. 

85. Wichtige Voraussetzungen für die Verwirkli-
chung einer ökologischen, ökonomischen und sozia-
len Integration sind Information und Transparenz. 
Entsprechend muß vor allem die Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Ministe rien verbessert 
werden. Auch die Umweltverbände und die betrof-
fene Öffentlichkeit sind rechtzeitig und regelmäßig 
über die geplanten Aktivitäten im Rahmen der Struk-
turfonds in Kenntnis zu setzen. Gemeinschaftliche 
Förderkonzepte und operationelle Programme sind 
den Verbänden aus allen Bereichen rechtzeitig zur 
Stellungnahme zuzuleiten. Außerdem sollte vom Be-
gleitausschuß ein Forum für den Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch der Länder- und regionalen Ko-
ordinierungsausschüsse geschaffen werden. 

86. Die bisherigen Vorschläge zur Reform der Ge-
meinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur reichen nach Auffassung des 
Umweltrates nicht aus, um eine konsistente Regio-
nalstrukturförderung an der Schnittstelle EU/Bund 
zu gewährleisten. Die ersten positiven Ansätze der 
EU-Strukturpolitik im Sinne einer dauerhaft-umwelt-
gerechten Entwicklung dürfen nicht durch unflexible 
Politikinstrumente auf nationaler Ebene in ihrer Ent-
faltung behindert werden. Da die Schaffung einer 
weiteren Gemeinschaftsaufgabe „Natur- und Um-
weltschutz", die von manchen Umweltverbänden 
empfohlen wird, dem Integrationsprinzip der Um-
weltpolitik widerspräche und deshalb abzulehnen 
ist, muß der Bund eine Reform der Gemeinschafts-
aufgabe zur Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur vornehmen (Tz. 96). Die Länder soll-
ten bis zur Durchführung dieser Reform von der 
Flexibilitätsklausel Gebrauch machen (Tz. 79). 

87. Da die Integration von Umweltbelangen in den 
Zielkatalog der Förderprogramme noch nicht aus-
reicht, sollten Maßnahmen zur konkreten Umsetzung 
der Umweltbelange in der Förderung ergriffen wer-
den. Zu denken ist vor allem an eine differenzie rte 
Förderung von Maßnahmen im Bereich der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur, je nachdem ob bei der 
Auslegung dieser Maßnahmen Umweltbelangen in 
besonderem Maße Rechnung getragen wird. Weiter-
gehende Anforderungen auch an die Qualität der ge-
förderten p rivaten Investitionen kann die Europäi-
sche Union für solche Mitgliedstaaten formulieren, in 
denen die Regelwerke für den Umgang mit der Um-
welt noch nicht so weit entwickelt sind, wie es für 
Deutschland und seine westlichen Nachbarstaaten 
der Fall ist. Eine besondere Förderung von umwelt-
entlastenden Vorhaben erscheint - abgesehen von 
extremen regionalen Belastungssituationen - dann 
verzichtbar, wenn sie nur dazu führen würde, daß zu-
sätzlich zu der allgemeinen Förderung des umwelt-
technischen Fortschritts noch eine Förderung im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe erfolgt. 
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88. Die Umweltverträglichkeitsprüfung muß vorge-
schriebener Bestandteil für alle förderfähigen Pro-
gramme und Projekte werden. Abgesehen von der 
heute schon vorgesehenen Prüfung der Umwelt-
verträglichkeit von Großprojekten (vgl. Art . 16 VO 
Nr. 2082/93/EWG) gibt es lediglich den unverbindli-
chen Hinweis, daß die für die Durchführung der Pro-
gramme zuständigen Stellen die Umweltauswirkun-
gen der geplanten Maßnahmen prüfen und die für 
Umweltschutz zuständigen Stellen „in geeigneter 
Weise frühzeitig beteiligen" sollen (GFK 1994 bis 
1999, Tz. 358). Die Einführung einer Programm-UVP 
und die Überprüfung und gegebenfalls Ausdehnung 
der UVP bei bestimmten Projekten ist daher drin-
gend notwendig. 

89. Repräsentative Indikatoren, speziell Umwelt-
indikatoren, mit denen die Wirkungen der Struktur-
fondsinterventionen beurteilt werden können, liegen 
bislang nicht vor. Neben übergeordneten Indikato-
ren, die die Effizienz der Förderungen insgesamt und 
die damit zusammenhängenden Umweltwirkungen 
beschreiben, muß es Indikatoren mit lokalem Bezug 
geben, die insbesondere die Probleme der ländlichen 
Räume im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten 
Entwicklung nachvollziehen. An einem an der dauer-
haft-umweltgerechten Entwicklung ausgerichteten 
Indikatorensystem wird derzeit international gearbei-
tet (vgl. SRU, 1996, Kap. 1 und 1994, Kap. I.2). Der 
WWF hat eine erste Studie zur Integration von Nach-
haltigkeitsindikatoren in die EU-Strukturfonds vor-
gelegt (SCHUBERT, 1995). Um Indikatorensätze zum 
Beispiel auch auf die Strukturfondsinterventionen 
anwenden zu können, besteht aber noch weiterer 
Forschungsbedarf. Solange noch keine geeigneten 
Indikatorensätze vorliegen, sollten die Unteraus-
schüsse der Länder dafür Sorge tragen, daß zumin-
dest nach bestimmten Mindestkriterien qualitative 
Aussagen über den Beitrag der Förderungen zu einer 
dauerhaft-umweltgerechten Entwicklung gemacht 
werden. Darüber hinaus wird empfohlen, Modellpro-
jekte dauerhaft-umweltgerechter Regionalentwick-
lung durchzuführen. 

90. Regionale und lokale Initiativen sind die Hand-
lungsfelder, die am ehesten eine wirkliche Integra-
tion sektoraler Politiken ermöglichen. Kommunika-
tionsfähigkeit, Kooperationsbereitschaft und Selbst-
organisationskraft machen die Fähigkeiten einer 
eigenständigen Regionalentwicklung aus. Förderan-
träge in Form von regionalen Entwicklungskonzep-
ten sind deshalb Einzelprojektförderungen vorzuzie-
hen. Für den ländlichen Raum kann LEADER als 
positiver Ansatz angesehen werden. Da die LEADER

-

Förderung jedoch strikt an die Erfüllung der Merk-
male Innovationswert, Modellcharakter und Über-
tragbarkeit geknüpft ist und damit eher Forschungs- 
und Entwicklungscharakter hat, kann sie nur im 
Ausnahmefall auf einzelne Regionen mit besonderen 
Eigenschaften angewendet werden. Die Unterstüt-
zung regionaler und lokaler Aktionsträger sollte des-
halb von der allgemeinen Strukturpolitik für den 
ländlichen Raum als generelles Postulat aufgenom-
men werden. Das Netzwerk der LEADER-Gruppen 
sollte im übrigen allen kommunalen und regionalen 
Initiativgruppen zur Nutzung, besser noch zur eige-

nen Beteiligung, zur Verfügung stehen. Als Netz für 
ländliche Regionalentwicklung könnte es auch Auf-
gaben im Bereich der Umwelt- und Entwicklungsbe-
ratung übernehmen. 

91. Unabhängig von relativ kurzfristig umsetzbaren 
Verbesserungsmöglichkeiten der derzeitigen EU-Re-
gionalförderung ist fraglich, ob die Einrichtung rela-
tiv kleinräumiger Förderkonzepte auf der sehr hohen 
Aggregationsebene der Europäischen Union mit 
Blick auf das Subsidiaritätsprinzip überhaupt Sinn 
macht (Tz. 63 ff. und 100). Durch den Transfer finan-
zieller Mittel von der nationalen Ebene auf die Ebene 
der Europäischen Union (Aufkommensseite) und die 
anschließende Um- und Rückverteilung auf die regio-
nale Ebene (Verwendung) entstehen erhebliche 
Reibungsverluste und administrative Kosten. Darüber 
hinaus ist zu hinterfragen, inwieweit die Europäische 
Kommission ihre Kontrollfunktion bezüglich des 
Mitteleinsatzes behaupten kann und ob sie eine ent-
sprechende Effizienzkontrolle über das Gesamtgebiet 
der nunmehr erweiterten Europäischen Union sowie 
über die Vielzahl unterschiedlicher Programmanträge 
und lokaler Bedingungen leisten kann. Bereits auf 
nationaler Ebene liegen von seiten der Ministerien 
Beschwerden darüber vor, daß angesichts der Viel-
zahl der Anträge eine tatsächliche inhaltliche Über-
prüfung und Effizienzkontrolle nicht erbracht werden 
kann. Die Gewährung von Fördergeldern wird daher 
derzeit mehr an formale Kriterien gebunden. 

2.2.2 Nationale Ebene 

Bund-Länder-Ebene 

92. Mit Hilfe der Gemeinschaftsinitiativen von 
Bund und Ländern werden bereits seit langem Maß-
nahmen im Bereich der Regionalentwicklung finan-
ziert. Die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW) dient der 
Förderung von Gewerbe- und Industrieansiedlung in 
abgegrenzten strukturschwachen Räumen. Ziel die-
ser Förderungen (im wesentlichen Investitionsbeihil-
fen) ist die Schaffung und Sicherung von Dauerar-
beitsplätzen und die Verbesserung der Einkommens-
situation in den entsprechenden Problemregionen. 
Die Förderung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
orientiert sich dabei in starkem Maße an dem Primär-
effekt, das heißt, es werden vorrangig auf den Fe rn

-absatz orientierte Branchen gefördert, um auf diese 
Weise ein zusätzliches regionales Einkommen zu 
schaffen, das schließlich die regionsinterne Nach-
frage stärkt und so weitere regionsumfassende Multi-
plikatoreffekte auslöst. 

Die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK) dient 
der Förderung der agrarstrukturellen Entwicklung 
und kann quasi als komplementäres Programm zur 
GRW angesehen werden. Die GAK ist eng mit der 
Agrarpolitik verzahnt und wird als ein Teil dieser an-
gesehen. Sie umfaßt sowohl überbetriebliche als 
auch einzelbetriebliche Maßnahmen (vgl. Abschn. 
2.4.3.2). 

93. Bei den genannten Gemeinschaftsaufgaben 
spielen Umweltaspekte bisher allenfalls eine unter- 
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geordnete Rolle. Die gerade angepaßten Grundsätze 
und Kriterien der Agrarstrukturförderung legen das 
Schwergewicht eindeutig auf eine Stärkung der 
Wettbewerbskraft im Rahmen der neuen Bedingun-
gen nach der Agrarreform. Auch im Rahmen der 
regionalen Wirtschaftsförderung werden, über die im 
Umweltrecht bestehenden Vorschriften und Geneh-
migungsverfahren hinaus, keine weiteren Anforde-
rungen an den Umweltschutz geknüpft. Eine unter 
strenger Einbeziehung von Umweltbelangen als För-
derbedingung und Fördertatbestand durchgängige 
Neustrukturierung sowie eine klare Kompetenz- und 
Finanzzuordnung sind nach Ansicht des Umweltra-
tes daher dringend geboten, auch wenn die Realisie-
rungschancen dafür derzeit als gering bezeichnet 
werden müssen. 

Angesichts der formalen und inhaltlichen Ähnlich-
keiten und Überschneidungen mit den EU-Maßnah-
men im Bereich der Regionalpolitik sollte eine Inte-
gration von EU-Belangen in die Bund-Länder-Ebene 
und die Formulierung eines in sich geschlossenen 
Konzeptes verfolgt werden. Aus der Sicht des Um-
weltschutzes besteht daran ein besonderes Interesse, 
weil bei den heutigen Fördersystemen nicht ausge-
schlossen werden kann, daß Bemühungen um eine 
dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung auf der 
regionalen Ebene durch national oder europäisch ge-
förderte Entwicklungsprojekte konterkariert werden. 
Der Umweltrat verkennt allerdings nicht, daß es sich 
hier um eine nur mittel- bis langfristig zu bewältigen-
de Aufgabe handelt. 

Länderebene 

94. Die einzelnen Bundesländer machen ihren Ein-
fluß auf die regionale Wirtschaftspolitik über den 
Umfang der Inanspruchnahme, die Ausgestaltung 
beziehungsweise die Beteiligung an der Finanzie-
rung und die praktische Umsetzung der oben ge-
nannten Programme geltend. Dabei setzen die Län-
der etwa im Bereich der Ziel 5 b-Förderung durchaus 
sehr unterschiedliche Schwerpunkte in der Förder-
ausrichtung (Tz. 80 und Abb. 2.3). Einer der Schwer-
punkte sollte zukünftig der Umweltschutz sein. 

Daneben existiert eine Reihe weiterer Aktivitäten zur 
Wirtschaftsförderung, wie etwa spezifische Beihilfen 
oder gewisse Steuererleichterungen, die aber insge-
samt eine vergleichsweise geringe Bedeutung ha-
ben. Weiterhin spielt auf Länderebene die indirekte 
Förderung über Aus- und Weiterbildung, Informa-
tion, Technologie- und Innovationsförderung sowie 
die Herstellung und Förderung internationaler Kon-
takte für exportorientierte Unternehmen eine beson-
dere Rolle. Der Schwerpunkt liegt aber, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen (z. B. Programm zur ländli-
chen Regionalförderung in Hessen), nicht in der spe-
zifischen Regionalförderung und in der Förderung 
ländlicher Gebiete. 

Kommunale Ebene 

95. Neben dem Instrument der Bauleitplanung kön-
nen die Kommunen die Wirtschaftsentwicklung in 
der Gemeinde durch die kommunale Steuerpolitik  

(Hebesätze für Gewerbe-, Grund- und Grunder-
werbssteuer), durch die Infrastrukturpolitik und das 
Angebot eines attraktiven Wohn- und Freizeitum-
felds sowie eines kulturellen Angebots (sogenannte 
weiche Standortfaktoren) beeinflussen. Daneben be-
stehen gewisse Steuerungsmöglichkeiten durch die 
Gebührenpolitik (z.B. für Wasser, Abwasser, Abfall-
entsorgung) und die Preispolitik für baureife Grund-
stücke. Letzteres betrifft sowohl Wohn- als auch Ge-
werbegebiete, wobei hier große Unterschiede von 
Kommune zu Kommune bestehen (Abschöpfung von 
Gewinnen zwischen dem Aufkaufspreis, den Er-
schließungskosten und dem Grundstücksverkaufs-
pEeis beziehungsweise Subventionierung des Bau-
landpreises), die für stark flächenbeanspruchende 
Wohnsiedlungen und Gewerbeansiedlungen von Be-
deutung sein können. Häufig sind jedoch die fakti-
schen Möglichkeiten durch die gegebene Finanzlage 
der Kommunen begrenzt. Dennoch sind hier durch-
aus Ansatzpunkte für eine Politik zur Reduzierung 
des Flächenverbrauchs und für eine umweltgerechte 
Bebauung gegeben. 

2.2.3 Empfehlungen für eine integrierte 
Regionalpolitik 

96. Der Förderung der regionalen Wi rtschaft sollten 
integrierte regionale Entwicklungskonzepte zugrun-
degelegt werden. Wie die MKRO (1995) hält der Um-
weltrat es für einen wichtigen Beitrag zur Verbesse-
rung der interregionalen und interkommunalen Zu-
sammenarbeit und zur Effektivitätssteigerung beim 
Einsatz von Fördermitteln der GRW, mithin auch der 
EU-Strukturfonds, wenn künftig solche Förderan-
träge Vorrang erhalten, die sich in räumliche Schwer-
punkte regionaler Entwicklungskonzepte einfügen. 
Der Grundsatz der europäischen Strukturpolitik, das 
Entwicklungspotential der Regionen zu stärken, 
sollte generelle Basis für regionale Förderprogramme 
werden und zur Entwicklung einer Strategie beitra-
gen, die auf den spezifischen Gegebenheiten der 
Region basiert und somit einen Prozeß einleitet, der 
nachhaltig mit Hilfe der eigenen Kräfte die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit erhöht. Eine solche Ausrich-
tung unterstreicht, daß die regionale Wirtschaftsför-
derung nur als Hilfe zur Selbsthilfe, als Anreizmecha-
nismus mit regionalen Ausgestaltungsmöglichkeiten, 
verstanden werden darf. Dauersubventionen sollten 
möglichst vermieden werden. 

97. Die regional zuständige Administration muß 
unter diesen Rahmenbedingungen verstärkt Bera-
tungs-, Moderations- und Kontrollfunktionen über-
nehmen. Dazu sind im gesamten Förderwesen ein-
deutige, auch nach außen transparente Zuständig-
keiten zu schaffen. Die Erfolgskontrolle der Förder-
maßnahmen ist auf den verschiedenen Ebenen zu 
vervollständigen und zu operationalisieren. Mit ei-
nem aussagekräftigen Instrumentarium als Arbeits-
grundlage sind die zuständigen staatlichen Stellen 
dazu zu verpflichten, den jeweils übergeordneten 
Institutionen Erfolgskontrollen über den Einsatz der 
finanziellen Zuwendungen vorzulegen. 

98. Im Rahmen der regionalen Wirtschaftsförde-
rung spielen Umweltaspekte bislang nur eine unter- 
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geordnete Rolle. Zwar können je nach Programm 
auch spezifische Umwelt- und Ressourcenschutzpro-
jekte in den Förderkatalog aufgenommen werden, 
aber der Grundsatz der Umweltverträglichkeit stellt 
keine durchgängige Fördervoraussetzung dar. So-
weit nicht umweltrechtliche Vorschriften durchgrei-
fen (z.B. UVP bei Genehmigungsverfahren), kann 
dies dazu führen, daß zunächst die Realisierung von 
erheblich umweltbelastenden Projekten mit Steuer-
mitteln gefördert wird und anschließend die Beseiti-
gung der durch das Projekt bewirkten Umweltschä-
den (z.B. Wasserreinigung, Naturschutzmaßnahmen 
usw.) aus Mitteln der Region durchgeführt werden 
muß. Angesichts der in Deutschland erreichten Um-
weltschutzanforderungen ist diese Gefahr im Rah-
men der deutschen Regionalförderung zwar eher 
fernliegend; sie hat jedoch Bedeutung im EU-Rah-
men. Auch wenn es bei der regionalen Wirtschafts-
förderung vorrangig um die Stärkung der Wirt-
schaftskraft und die Bewältigung von Arbeitsmarkt-
problemen geht, sollten die Regionalförderung und 
die Förderung von Umweltschutzmaßnahmen (Tz. 86) 
zusammengeführt werden, um Umweltbelastungen 
früher entgegentreten zu können. 

99. Der Umweltrat fordert, Umweltaspekte in den 
Katalog von Förderkriterien aufzunehmen. Dies kann 
am besten dadurch geschehen, daß zumindest bei 
Projekten nur solche gefördert werden, die auf ihre 
Umweltverträglichkeit hin geprüft sind. Des weiteren 
sollten die regionalen Förderprogramme als solche 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterzogen 
werden. Schließlich kann dort, wo regional besonde-
re Belastungssituationen bestehen, an eine umwelt-
orientierte Spreizung der Fördersätze gedacht wer-
den. 

Darüber hinaus sind nichtinvestive Maßnahmen, wie 
Beratung, Schulung, Forschung und Entwicklung, 
gerade im Umweltbereich von besonderer Bedeu-
tung. Die Gemeinschaftsaufgaben sollten daher in 
gewissem Umfang - nicht nur im Umweltschutzbe-
reich - für die Förderung von nichtinvestiven Maß-
nahmen geöffnet werden. Gerade aus staatlicher 
Sicht muß ein Interesse daran bestehen, das wirt-
schafts- und regionalpolitische Ziel der Schaffung 
von Arbeitsplätzen mit umweltpolitischen Zielen zu 
verknüpfen, um so eine dauerhaft-umweltgerechte 
Regionalentwicklung und Landnutzung zu errei-
chen. 

100. Im Sinne einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung ist weiter zu fordern, daß die sektora-
len Förderprogramme der Gemeinschaftsaufgabe zur 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur 
und der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes langfristig 
zu einer Gemeinschaftsaufgabe „Regionalentwick-
lung" zusammengefaßt werden. Entsprechend wäre 
dann auf der regionalen beziehungsweise kommuna-
len Ebene zu entscheiden, ob etwa Infrastrukturmaß-
nahmen, Investitionen zur Gewerbeentwicklung 
oder landwirtschaftliche Vorhaben gefördert werden 
sollen. Eine solche Integration erfordert eine stärkere 
Zusammenarbeit zwischen den Fachministerien auf 
Bundes- und Landesebene (Wirtschaft, Landwirt-
schaft, Raumordnung, ländliche Entwicklung, Um

-

welt und Naturschutz) und die Entwicklung einer 
Gesamtkonzeption für den ländlichen Raum. Eine 
solche Neukonzeption muß mit einer Überprüfung 
und Neuausrichtung der föderalen Kompetenz- und 
Finanzzuordnung einhergehen (Tz. 63 ff. u. 91). 

2.3 Raumbezogene Naturschutzpolitik 

2.3.1 Zur aktuellen Situation in Naturschutz 
und Landschaftspflege 

101. Die Naturschutzpolitik muß gemäß dem Bun-
desnaturschutzgesetz (§ 1) sowohl auf die nachhal-
tige Sicherung der Leistungen des Naturhaushaltes 
als auch auf den Erhalt der Vielfalt von Arten und 
Lebensgemeinschaften ausgerichtet sein. Raumbezo-
gener Naturschutz und Landschaftspflege gründen 
sich nach gegenwärtigem Verständnis auf drei Stra-
tegien: 

- Schutzgebietspolitik, das heißt Vorrangflächen für 
den Naturschutz über die Schutzgebietskatego-
rien, 

- Landschaftsplanung auf den verschiedenen Ebe-
nen sowie 

naturschutzfachliche Korrektur von anderen Fach-
planungen und genehmigungsbedürftigen Vor-
haben mittels Eingriffsregelung (verursacherorien-
tiert) und Umweltverträglichkeitsprüfung (vor-
sorgeorientiert). 

102. Die Bilanz der Naturschutzpolitik muß in be-
zug auf die wesentlichen Ziele als wenig erfolgreich 
eingeschätzt werden. Nach wie vor ist ein Rückgang 
von Arten und Lebensräumen sowie ein Verlust der 
Funktionstüchtigkeit von Naturräumen zu verzeich-
nen. Die entscheidenden Rahmenbedingungen und 
der Gestaltungsspielraum der Naturschutzpolitik 
und ihrer Umsetzung werden in starkem Maße von 
gesetzlichen Regelungen in anderen Politikberei-
chen bestimmt. Im politischen Alltagsgeschehen 
wird die Diskussion durch die Problematik der admi-
nistrativen Ausstattung, der (landschafts-)planeri-
schen Detailprobleme und der Probleme der prak-
tischen Umsetzung von Naturschutzaktivitäten be-
herrscht; wenig Beachtung finden die grundsätz-
lichen Probleme sowie die sektor- und politikbe-
reichsübergreifenden Zusammenhänge. 

Naturschutzpolitik ist ein für Politiker unattraktives 
Feld. Der Naturschutz verfügt derzeit über keine 
nennenswerte Interessenvertretung mit politischer 
und gesellschaftlicher Tragweite, ganz im Unter-
schied zu den konkurrierenden Interessen in ande-
ren gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Berei-
chen. Politisches Engagement für den Naturschutz ist 
keinesfalls mehrheitsfähig und wird jedenfalls auf 
Bundesebene als nicht besonders relevant für den 
Machterhalt angesehen. Dem entspricht eine Grund-
haltung im Wirtschafts- und Gesellschaftssystem, die 
bis in die jüngste Zeit Naturschutzbelange als eher 
unproduktives und entwicklungsverhinderndes Ele-
ment abqualifizierte. In kaum einem anderen Politik-
bereich leistet sich der Gesetzgeber ähnliche Zeit-
räume bei der Weiterentwicklung zentraler Gesetzes- 
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grundlagen. In diesem Zusammenhang mahnt der 
Umweltrat nochmals die immer wieder verzögerte 
Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes an 
(SRU, 1996, Abschn. 2.3.1). 

Die Strategien und Instrumente der Naturschutzpoli-
tik basieren vorrangig auf Verboten und Einschrän-
kungen beziehungsweise auf einem sehr weit-
reichenden Verständnis der Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums. Beispiele geben hierbei die Nutzungsbe-
schränkung im Kontext mit Schutzgebietsstrategien 
oder im Rahmen der Eingriffsregelung. Der Umwelt-
rat prüft unter Einbeziehung des vorhandenen, ver-
fügbaren Instrumentariums im weiteren, inwieweit 
anreizorientierte Strategien und eine stärkere Aus-
richtung auf ökonomische Instrumente, wie etwa die 
Honorierung ökologischer Leistungen oder die Er-
weiterung des kommunalen Finanzausgleichs um 
Umweltaspekte, ebenso oder gar stärker zielführend 
sind. 

2.3.2 Zur Schutzgebietspolitik 

103. Unter den vielfältigen Ansätzen zum Flächen-
schutz und zu Schutzgebietskategorien sind die 
nachfolgend dargestellten von besonderem Inter-
esse, weil sich an ihnen das Dilemma des raumbezo-
genen Naturschutzes besonders verdeutlichen läßt. 

FFH-Richtlinie der EU 

104. Die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (Richtlinie 
92/43/EWG, FFH-Richtlinie) vom Mai 1992 ist die 
erste umfassende Rahmenregelung zum Lebens-
raum- und Artenschutz innerhalb der Europäischen 
Union. Mit der Richtlinie wird erstmals eine verbind-
liche Rechtsgrundlage zur Erhaltung und Entwick-
lung des europäischen Naturerbes geschaffen. Damit 
besteht nunmehr eine zentrale Grundlage, um die 
Verpflichtungen aus Artikel 8 des Übereinkommens 
über die biologische Vielfalt zu erfüllen. 

Zur Erhaltung der biologischen Vielfalt (Artikel 2 
Abs. 2) wird die Einrichtung eines kohärenten euro-
päischen Netzes besonderer Schutzgebiete, NATU-
RA 2000, angestrebt, die we rtvolle Lebensraumtypen 
und gemeinschaftsweit seltene und bedrohte Arten 
beherbergen (Artikel 3 Abs. 1). Dies erfordert eine 
übergeordnete Sichtweise und Bewe rtung, womit 
in einer Region schwerpunktmäßig vorkommende 
natürliche, naturnahe aber auch halbnatürliche Bio-
toptypen, die über die „besonders zu schützenden 
Biotope" nach § 20c BNatSchG hinausgehen, eine 
höhere und angemessenere Bedeutung für den 
Naturschutz erlangen, wie etwa in Deutschland die 
Buchenwälder. Dies kommt vor allem in dem beson-
deren Schutz dieser Gebiete gegen Eingriffe zum 
Ausdruck. Hervorzuheben ist auch der integ rierende 
Charakter der Regelungen, die zu einer Standardi-
sierung der vielfältigen internationalen Naturschutz-
regelungen und entsprechenden Schutzkategorien 
innerhalb der Europäischen Union führen. Die Inte-
gration der Vogelschutzrichtlinie und der während 
ihrer Laufzeit ausgewiesenen Schutzgebiete in die 
FFH-Richtlinie ist als erster Schritt in diese Richtung 
zu sehen. 

105. Die für die Umsetzung der FFH-Richtlinie not-
wendige Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
ist bislang nicht erfolgt (SRU, 1996, Abschn. 2.3.1). 
Das Bundesamt für Naturschutz (BfN), das die künfti-
ge Umsetzung der FFH-Richtlinie naturschutzfach-
lich begleitet, schlägt eine Präzisierung der eher all-
gemein gehaltenen Auswahlkriterien wie Repräsen-
tativitätsgrad, relative Flächengröße, Erhaltungsgrad 
usw. vor. Nach SSYMANK (1994) wird das grobe na-
türliche Bezugssystem der fünf biogeographischen 
Regionen für die Phase der nationalen Gebietsbe-
wertung als unzureichend erachtet. Für Deutschland 
wird eine Gliederung in 69 Haupteinheiten vorge-
schlagen. Die Landesämter für Naturschutz haben 
zusammen mit dem Bundesamt für Naturschutz eine 
Flächenvorauswahl getroffen. Danach kommen für 
die einzelnen Bundesländer etwa 50 bis 250 Flächen 
in Betracht, die zwischen 1,5 % und 15 %, in einem 
Fall bis 30 %, der Landesfläche umfassen. Daraus er-
gibt sich die besondere Bedeutung der FFH-Richtli-
nie für eine moderne Schutzgebietskonzeption. 

106. Angesichts des Mangels an vergleichbaren, 
relevanten und belastbaren Daten zur Umwelt in der 
Europäischen Union wurde zwischen 1985 und 1990 
das CORINE-Programm (Coordination de l'Informa-
tion sur l'Environnement) mit der Zielsetzung aufge-
legt, Informationen zu gewinnen, fachliche Initiati-
ven zu koordinieren und Daten zu beschaffen. Das 
CORINE-Biotop-Projekt inventarisiert die aus euro-
päischer Sicht ökologisch wertvollsten Biotope in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Vorausset-
zung für die Aufstellung der CORINE-Biotop-Daten-
bank ist die Vernetzung aller für den Naturschutz 
wichtigen Informationsquellen und fachlich qualifi-
zierten Organe unter einheitlichen Bedingungen 
(vgl. WASCHER, 1993). 

In Deutschland sind die Länder für die Datenbe-
schaffung zuständig. Die Aufgabe der bundesweiten 
Koordinierung und der zusammenfassenden Ge-
bietserhebung fällt in das Aufgabengebiet des Bun-
desamt für Naturschutz. Die bisher etwa 1200 Mel-
dungen umfassen schutzwürdige und geschützte Ge-
biete mit zentral gespeicherten, komplexen und ver-
gleichbaren Gebietsdaten. Diese werden in einer 
Übersichtskarte der schutzwürdigen Landschaften 
und Ökosysteme in Deutschland im Rahmen des 
EU-CORINE-Programms dargestellt. Eine weitere 
Zielsetzung ist die Aufstellung einer offenen Liste für 
die Auswahl der gesamtstaatlich repräsentativen För-
dergebiete (NONNEN et al., 1994). 

107. Der Umweltrat hat bereits mehrfach darauf 
aufmerksam gemacht, daß er den Aufbau einer 
erweiterten integrierenden Umweltbeobachtung 
für unverzichtbar hält (SRU, 1991; SRU, 1994, 
Abschn. 2.2.1 und Tz. 562). Bestehende sektorale 
Beobachtungsnetze müssen dabei vervollständigt, 
harmonisiert und zusammengeführt und durch eine 
ökosystemar orientierte Umweltbeobachtung ergänzt 
werden. Die Ergebnisse der Umweltbeobachtung 
sollten in Umweltinformationssysteme münden und 
als Grundlage für die Umweltberichterstattung die-
nen (vgl. SRU, 1996, Abschn. 2.3.1). 
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Naturschutzgebiete 

108. Bereits 1987 hat der Umweltrat in seinem Um-
weltgutachten (SRU, 1988, Tz. 441 ff.) die begrenzten 
Möglichkeiten des Schutzes von Arten und Lebens-
räumen in Naturschutzgebieten beklagt. Im Umwelt-
gutachten 1994 mußten Kritik und Forderungen 
wiederholt werden (SRU, 1994, Tz. 461 ff.). Den Zu-
stand  der deutschen Naturschutzgebiete analysieren 
HAARMANN und PRETSCHER (1993): 

- Die Größe der meisten Naturschutzgebiete ist völ-
lig unbefriedigend. Kleine Gebiete mit isoliertem 
Insel-Charakter überwiegen, insbesondere bei 
Neuausweisungen. Fast die Hälfte (47 %) ist klei-
ner als 20 ha. 

- Es gibt kaum ein Naturschutzgebiet, in dem 
ein wirklicher Vollschutz gewährleistet wird. Ca. 
80 % der untersuchten Gebiete zeigen deutlich 
sichtbare Spuren anthropogener Eingriffe, allen 
voran Beeinträchtigungen aufgrund von Freizeit- 
und Erholungsnutzung. Naturschutzgebiete zum 
Schutz natürlicher und naturnaher Wälder werden 
durch forstwirtschaftliche Nutzung in starkem 
Maße negativ beeinflußt, wie etwa durch Anpflan-
zung standortfremder, nichtheimischer Baumar-
ten, Holzeinschlag, Wegebau usw. Die Qualität 
der Moor-Naturschutzgebiete nimmt aufgrund von 
Eingriffen in den Wasserhaushalt (Entwässerung 
durch Gräben oder Vorfluter) ständig ab. Neben 
diesen sehr ausgeprägten, direkt sichtbaren Be-
einträchtigungen ist vor allem die schleichende 
Gefahr durch Schadstoff- und Nährstoffeinträge 
lokaler und globaler Herkunft (SRU, 1994, 
Abschn. 2.4.1) hervorzuheben, die im einzelnen 
kaum quantifizierbar sind, in ihrer Summe aber 
einen bedeutenden Beeinträchtigungsfaktor dar-
stellen. 

- Eine mangelhafte oder gar fehlende Pflege gefähr-
det in erster Linie diejenigen Naturschutzgebiete, 
deren Schutzwürdigkeit von traditioneller extensi-
ver Nutzung abhängig ist. Über die Hälfte der un-
tersuchten Gebiete dieses Typs (u. a. artenreiche 
Magerrasen) mußten als nicht ausreichend ge-
pflegt eingestuft werden. 

Der Zustand von rund 20 % der Naturschutzgebiete 
wird als schlecht eingestuft; die Mehrzahl aller 
Naturschutzgebiete ist bereits mäßig beeinträchtigt. 
Die Gewährleistung der erforderlichen Lebensbedin-
gungen für viele der in den Schutzgebieten lebenden 
Tiere und Pflanzen wird immer schwieriger. Bei-
spielsweise sind ausreichend große und stabile Popu-
lationen, Ruhe, Ungestörtheit und notwendige 
Standort- und Lebensraumqualitäten nur noch teil-
weise oder gar nicht mehr vorhanden. Somit ist die 
Verwirklichung der Schutzziele gefährdet; zum Teil 
sind sie bereits kaum mehr zu erfüllen. Der zuneh-
menden Entwe rtung vorhandener deutscher Natur-
schutzgebiete kann auch nicht allein durch die Neu-
ausweisung von durchschnittlich 200 Naturschutzge-
bieten pro Jahr in den alten Bundesländern begegnet 
werden. Letzteres ist vorrangig als quantitativer 
Erfolg zu werten, ist qualitativ aber weitgehend in 
Frage zu stellen. Die Standards für die Größe der Ge-
biete, für Natürlichkeit, Vollständigkeit und Schutz

-

würdigkeit sinken angesichts der allgemein festzu-
stellenden Verarmung und Nivellierung von Natur 
und Landschaft zusehends. 

Die wesentlichen Gründe für den unvollkommenen 
Schutz in Naturschutzgebieten sind in den unzurei-
chenden gesetzlichen, administrativen und politisch

-

konzeptionellen Grundlagen zu sehen. Nutzungsbe-
schränkungen sind nicht immer in erforderlichem 
Umfang, Nutzungsverbote nur in wenigen Fällen 
durchsetzbar. Schädliche Randeinwirkungen sind 
wegen fehlender Pufferzonen und zu kleiner Schutz-
gebiete nicht auszuschließen. In der Praxis haben die 
Naturschutzbelange bei der Abwägung mit anderen 
Nutzungsansprüchen selbst in Naturschutzgebieten 
und in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft oft das 
Nachsehen. 

109. Die Naturschutzverwaltung muß für eine lang-
fristig angelegte, pe riodisch wiederholte und inhalt-
lich umfassend konzipierte Situationsanalyse (Moni-
toring), für eine Effizienzkontrolle zur Wirksamkeit 
der durchgeführten Maßnahmen in den Naturschutz-
gebieten sowie für eine Kontrolle der Schutzanord-
nungen sowohl personell als auch finanziell adäquat 
ausgestattet sein. Besucherlenkung, Naturschutz-
wacht und Öffentlichkeitsarbeit könnten die Akzep-
tanz bei Nutzern und Besuchern für die Schutzziele 
erhöhen. Aus ihrer jetzigen Situation heraus können 
die Naturschutzinstitutionen solche Aufgaben nur 
unzureichend erfüllen. 

110. Naturschutzgebiete sollten nach Ansicht des 
Umweltrates als Kernbereiche des Schutzes der bio-
logischen Vielfalt dienen und in eine umfassende, 
flächendeckende Planung für Natur- und Umwelt-
schutz integriert werden. Dies setzt die Sicherung 
der Naturschutzgebiete als Flächen höchster Schutz-
intensität in einem repräsentativen, integ rierten 
Schutzflächensystem (Biotopverbundsystem) mit der 
Gewährleistung einer ausreichenden Repräsentativi-
tät und Verteilung sowie die kurzfristige Verbesse-
rung der Situation und Qualität jedes einzelnen 
Naturschutzgebietes voraus. Mit der raschen Um-
setzung der FFH-Richtlinie sollte dieses Naturschutz-
ziel verwirklicht werden. 

111. Die verstärkte Ausweisung vieler, eher kleiner 
und geringwertiger Naturschutzgebiete erscheint 
dem Umweltrat als ein - aus der Perspektive ge-
genläufiger Wirtschafts- und Eigentumsinteressen -
„angenehm wirkungsloser" politischer Kunstgriff 
(BAUER et al., 1995). Das Erfordernis des Schutzes 
von Naturhaushalt und Umweltfunktionen in der 
Fläche deckt sich bis heute kaum mit individuellen 
Präferenzen und Zielen von Flächennutzern und Flä-
cheneigentümern. Hierin liegt letztlich die schwache 
politische Durchsetzungskraft und die auffallende 
Zurückhaltung politischer Entscheidungsträger aller 
Ebenen zur politisch-konzeptionellen Einbeziehung 
von Umweltzielen in das Politiksystem begründet. 
Breiten gesellschaftlichen Kreisen, deren Umweltver-
halten sich im wesentlichen auf verbale Bekundun-
gen reduziert, ist die fleißige Ausweisung von 
Schutzgebieten politisch gut zu verkaufen, selbst ge-
genüber Naturschutzinteressenvertretern kann auf 
eine entsprechende „Erfolgsbilanz" verwiesen wer- 
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den. Gleichzeitig kommt dieser Naturschutzpolitik 
aus politisch-strategischer Sicht zugute, daß insge-
samt keine spürbaren, politisch brisanten Auswir-
kungen zu erwarten sind, vor allem im Vergleich zu 
einem flächendeckenden und damit eher schmerz-
haften Ressourcenschutz. In der politischen Ausein-
andersetzung wird diese Ambivalenz - vorzeigbare 
Erfolge bei gleichzeitiger relativer Wirkungslosig-
keit - je nach Klientel entsprechend ausgenutzt. 

Nationalparke 

112. Nationalparke heben sich nach § 14 BNatSchG 
deutlich von anderen Schutzkategorien ab, da sie 
Landschaften fordern, die „sich in einem vom Men-
schen nicht oder wenig beeinflußten Zustand befin-
den". Da kaum noch Naturlandschaften in Deutsch-
land existieren, können die internationalen Stan-
dards (IUCN-Richtwerte) nur schwer erfüllt werden. 
Als Mindeststandards sind daher zu fordern, daß der 
überwiegende Teil der Nationalparke die Voraus-
setzungen eines Naturschutzgebietes erfüllt und 
ein Mindestflächenanteil von 50 % ohne Nutzung 
(Naturentwicklungsgebiet) etabliert wird. Um das 
Umweltqualitätsziel 5 % Naturentwicklungsgebiete 
bezogen auf die Fläche Deutschlands zu realisieren 
(SRU, 1994, Tz. 466), sind weitere Nationalparke aus-
zuweisen. Des weiteren sollten Probleme wie die 
fehlende Bundeskompetenz bei Nationalparken ge-
löst sowie die unbefriedigende Personalausstattung 
behoben werden. 

Biosphärenreservate 

113. Biosphärenreservate sind laut Definition der 
Ständigen Arbeitsgruppe der Biosphärenreservate in 
Deutschland (1995) großflächige, repräsentative Aus-
schnitte von Natur- und Kulturlandschaften, die zum 
überwiegenden Teil ihrer Fläche unter gesetzlichem 
Schutz stehen. Gemeinsam mit den hier lebenden 
und wirtschaftenden Menschen werden beispielhaft 
Konzepte zu Schutz, Pflege und Entwicklung erar-
beitet und umgesetzt. Biosphärenreservate dienen 
auch der Umweltforschung, der Umweltbeobachtung 
und der Umweltbildung. Abgestuft nach dem Einfluß 
menschlicher Tätigkeit gliedern sie sich in eine Kern-
zone, eine Pflegezone und eine Entwicklungszone. 
Seit der Anerkennung der ersten Biosphärenreser-
vate durch die UNESCO im Jahre 1976 haben diese 
einen zentralen, integ rierenden Stellenwert inner-
halb des Programms „Man and the Biosphere" der 
UN-Organisation eingenommen (vgl. ERDMANN 
und NAUBER, 1995). Schwerpunkt ist die Errichtung 
eines globalen Netzes von Biosphärenreservaten, das 
die Ökosystemtypen und die biogeographischen Ein-
heiten der Erde umfaßt, In Deutschland gibt es der-
zeit 12 Biosphärenreservate. Mit einer Gesamtfläche 
von fast 12 000 km2  umfassen sie ca. 3,3 % der Fläche 
Deutschlands (Stand 10. November 1992; ERD-
MANN und NAUBER, 1995). 

Hohe Flächenanteile der Entwicklungszonen in den 
terrestrischen Biosphärenreservaten machen deut-
lich, daß es sich in Deutschland in der Mehrzahl um 
Kulturlandschaften handelt, für deren Schutz, Pflege 
und Entwicklung die Nutzung eine Schlüsselfunk

-

tion einnimmt. Notwendig sind daher Nutzungen, 
die sowohl wirtschaftlich und sozial als auch ökolo-
gisch tragfähig sind. Die konkreten Entwicklungs-
ziele hängen dabei von den naturräumlichen Bedin-
gungen und der sozioökonomischen Situation des 
jeweiligen Biosphärenreservats und seiner Bevölke-
rung ab. Die gleichzeitige Umsetzung von Schutz- 
und Nutzungsinteressen erfordert eine enge Zusam-
menarbeit zwischen einheimischer Bevölkerung, 
Landnutzern, Verwaltung und Entscheidungsträgern 
der öffentlichen Bereiche beim Management des Bio-
sphärenreservats. Nur so können umfassende Kon-
zepte entwickelt und umgesetzt werden, die als 
Modelle auch auf Gebiete außerhalb der Biosphären-
reservate übertragen werden können (Modellfunk-
tion). 

114. Die Ständige Arbeitsgruppe der Biosphären-
reservate in Deutschland (1995) hat entsprechende 
Leitlinien erarbeitet, mit deren Hilfe zukünftig ver-
sucht werden soll, die dargelegten Aufgaben der Bio-
sphärenreservate einheitlich zu regeln. Hiernach ist 
es erforderlich, den deutschen Biosphärenreservaten 
einen gesicherten Rechtsstatus zu verschaffen. Als 
eigenständige Schutzkategorie sind sie bislang nur 
in den Naturschutzgesetzen der fünf neuen Bundes-
länder vertreten. In den Koalitionsvereinbarungen 
der Bundesregierung von 1990 wurde bereits festge-
legt, diese Schutzkategorie für großflächige Natur- 
und Kulturlandschaften in das zur Novellierung an-
stehende Bundesnaturschutzgesetz aufzunehmen, 
doch steht diese Überarbeitung und Rechtsetzung 
weiterhin aus. Ohne eine rechtliche Verankerung im 
Bundesnaturschutzgesetz als Rahmengesetz ist aller-
dings auch der Rechtsstatus selbst derjenigen Bio-
sphärenreservate mit Unsicherheit behaftet, die 
durch Landesnaturschutzgesetze geschützt sind 
(SRU, 1996, Abschn. 2.3.1). 

115. Die bislang fast ausschließlich als Biosphären-
reservate und als Naturparke in den neuen Bundes-
ländern ausgewiesenen Natur- und Kulturlandschaf-
ten sind noch weitgehend intakt und meist von natio-
naler, zum Teil auch von internationaler Bedeutung. 
In solchen Gebieten ist eine ökologisch orientierte 
Regionalwirtschaft verständlicherweise leichter zu 
initiieren, wenn sich diese zu einem Großteil auf den 
Fremdenverkehrssektor im Sinne des sanften Touris-
mus, für den zudem eine zunehmende Nachfrage zu 
verzeichnen ist, als . Wertschöpfungsgrundlage stüt-
zen kann. Um aber auch Modelle für stärker anthro-
pogen geprägte, intensiv genutzte und dicht besie-
delte Räume im Hinblick auf eine dauerhaft-umwelt-
gerechte, ressourcenschonende Entwicklung erpro-
ben zu können, müssen nach Ansicht des Umwelt-
rates unter dem Auswahlkriterium der Repräsentati-
vität künftig auch Gebiete mit diesen Merkmalen 
ausgewiesen werden. Andererseits darf die Auswei-
sung weiterer Biosphärenreservate in bereits reprä-
sentierten Naturräumen nicht zu einer Inflation bei 
dieser Schutzgebietskategorie führen. Damit Bio-
sphärenreservate nicht zum begeh rten Aushänge-
schild ohne entsprechende Verpflichtungen für die 
Verantwortlichen degradie rt  werden, ist es des weite-
ren zweckmäßig, die ausgewiesenen Gebiete zeitlich 
begrenzt anzuerkennen und eine erneute Anerken- 
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nung von einer Evaluierung der bisherigen Maßnah-
men abhängig zu machen. 

116. Rahmenkonzepte als fachliche Planung zu 
Schutz, Pflege und Entwicklung werden zur Zeit in 
allen Biosphärenreservaten ausgearbeitet. Bei der 
Integration in die Landes- und Regionalplanung so-
wie in die kommunale Landschafts- und Flächennut-
zungsplanung bestehen allerdings noch erhebliche 
Defizite. Erforderlich ist die Aufstellung von Land-
schafts- und Flächennutzungsplänen in Abstimmung 
mit den Verwaltungen der Biosphärenreservate, wo-
zu allerdings gleichzeitig die administrativ-rechtliche 
Stellung der Verwaltungen gestärkt (Mitsprache-
recht als Träger öffentlicher Belange) und die Aus-
stattung insgesamt verbessert werden muß. Zur Un-
terstützung sind Beiräte beziehungsweise Kuratorien 
als Interessenvertretung gesellschaftlich relevanter 
Kräfte sowie Fördervereine wichtige Elemente. 

117. Die Durchführung von Forschung und ökologi-
scher Umweltbeobachtung als wichtige Aufgabe von 
Biosphärenreservaten erfordert eine einheitliche, 
harmonisierte Datenbasis auf ökosystemarer Grund-
lage. Nur so ist horizontale (zwischen den einzelnen 
Biosphärenreservaten) und vertikale (zwischen Bio-
sphärenreservaten und anderen Programmen wie 
CORINE, LANIS, GRID) Vernetzung möglich. Mit 
dem Aufbau eines bundesweiten Geographischen 
Informationssystems (GIS) in fast allen Biosphären-
reservaten steht zukünftig ein Hilfsmittel für die Ver-
arbeitung und kartographische Darstellung flächen-
bezogener Daten zur Verfügung, das auch deren Ab-
ruf, Verknüpfung, Überlagerung und Aktualisierung 
erleichtert. Die Kartierung der Ökosysteme aus CIR

-

Luftbildern liegt bislang nur für wenige Biosphären-
reservate flächendeckend vor. Die Erhebung und 
Digitalisierung der Daten verläuft schleppend und 
beschränkt sich auf Teilbereiche. Der Grund dafür ist 
in der unzureichenden personellen Ausstattung der 
Biosphärenreservate im Aufgabenbereich Forschung 
und ökologische Umweltbeobachtung zu suchen. 
Aus dem gleichen Grund sind bis jetzt auch erhebli-
che Handlungsdefizite in den Aufgabenbereichen 
Umweltbildung, Öffentlichkeitsarbeit und internatio-
nale Zusammenarbeit festzustellen. 

Diese Defizite gilt es zu beheben, um den Erfolg von 
Biosphärenreservaten sicherzustellen und die Akzep-
tanz für diese neue Schutzgebietskategorie zu stär-
ken. Erst dann kann tatsächlich von einer Modell-
funktion gesprochen werden. Wertvolle Naturschutz-
flächen liegen nicht isoliert in der Landschaft, wo sie 
unmittelbar von negativen Randeffekten beeinträch-
tigt werden, sondern müssen durch Pufferzonen ab-
geschirmt werden. Schutz, Pflege und wirtschaftliche 
Entwicklung stehen über einen Nutzungsgradienten 
miteinander in Verbindung. Der wirtschaftende 
Mensch wird bewußt und aktiv gefordert, an der Ge-
staltung seiner Umwelt im Sinne einer dauerhaft-um-
weltgerechten Entwicklung mitzuarbeiten. Biosphä-
renreservate sind deshalb nicht nur Großschutzge-
biete des Naturschutzes, sondern auch Instrumente 
einer dauerhaft-umweltgerechten Regionalentwick-
lung (vgl. KAETHER, 1994). Eine solche komplexe 
Konzeption wurde bisher in größerem Rahmen- noch 
nicht erprobt. Insofern fehlen noch Untersuchungen 

und Ergebnisse über die wi rtschaftlichen und so-
zialen Wirkungen und über deren gleichzeitige 
Relevanz für den Naturschutz und die Regionalent-
wicklung sowie die tatsächliche Übertragbarkeit auf 
andere Räume. 

Landschaftsschutzgebiete 

118. Die Schutzkategorie Landschaftsschutzgebiet 
soll gestärkt und ihrem ursprünglichen Inhalt ent-
sprechend auf den großräumigen Schutz und die 
Entwicklung von Kulturlandschaften ausgerichtet 
werden. Hiermit bieten sich Schutzmöglichkeiten, 
wie sie von keiner anderen Schutzkategorie über-
nommen werden können; allerdings müssen die er-
heblichen Vollzugsdefizite im praktischen Umgang 
mit Landschaftsschutzgebieten beseitigt werden. Dif-
ferenzierte Schutzzweckformulierungen und Be-
schreibungen des Gebietscharakters in aktuellen 
Schutzgebietsverordnungen sind wesentliche Vor-
aussetzung für einen wirksamen Landschaftsschutz; 
dies schließt auch die auf den Schutzzweck bezoge-
nen Verbote, Erlaubnisvorbehalte oder zulässigen 
Handlungen ein. Mit dem Instrument des Land-
schaftschutzgebietes kann die künftige Pflege und 
Entwicklung von Landschaften sowie die Erhaltung 
und Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes und auch die dauerhaft-umweltge-
rechte Nutzung von Landschaften angemessen be-
rücksichtigt werden. Die betroffene Bevölkerung ist 
künftig in den Entscheidungsprozeß einzubeziehen. 
Um alle Nutzungen von Natur und Landschaft glei-
chermaßen zu erfassen, ist die Berücksichtigung der 
Erholungs- und Freizeitnutzung bei der Schutz-
zweckformulierung erforderlich. Einer zu undifferen-
zierten Ausweisung der großflächigen Gebiete sollte 
durch Zonierungskonzepte mit teilflächenbezogener 
Formulierung von Schutzzwecken, Verboten und Er-
laubnisvorbehalten entgegengesteuert werden. Ein 
solchermaßen weiterentwickeltes Landschaftsschutz-
gebiet vermag die traditionelle Trennung von Schutz-
gebieten und intensiv genutzten Gebieten zu über-
winden und dient damit einem flächendeckenden 
Naturschutz. 

Naturparke 

119. Naturparke sollen gemäß dem Bundesnatur-
schutzgesetz vornehmlich der Erholung dienen und 
erfüllen damit nicht die Erfordernisse eines zeitgemä-
ßen Naturschutzes. Auch die verschiedenen vorlie-
genden Reformentwürfe geben bisher keine wesent-
lich verbesserte Neubestimmung dieser Schutzge-
bietskategorie vor. Der Verbleib der Schutzkategorie 
Naturpark im Bundesnaturschutzgesetz ist nur dann 
zielführend, wenn Naturschutzaufgaben ausdrück-
lich verankert werden. Die Naturparke der ost-
deutschen Bundesländer beziehen weitgehend 
Schutz, Pflege, Entwicklung und Wiederherstellung 
von Kulturlandschaften mit reichem Natur- und Kul-
turerbe ein; Naturschutzziele und Erholungsvorsorge 
sind hier mit einer umwelt- und naturverträglichen 
Landnutzung und einer dauerhaft-umweltgerechten 
Wirtschaftsentwicklung verbunden. Der Umweltrat 
hebt daher die Naturparke Ostdeutschlands, die 
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auch als „Naturparke neuer Prägung" bezeichnet 
werden, als Modell für die Weiterentwicklung des 
raumbezogenen Natur- und Landschaftsschutzes 
hervor. Allerdings hat der Umweltrat geprüft, inwie-
weit Naturparke „neuer Prägung" als qualifiziertes 
Landschaftsschutzgebiet mit entsprechender Schutz-
gebietsverordnung auszuweisen sind (SRU, 1996, 
Tz. 249). Da die „Naturparke neuer Prägung" weit-
gehend in den Naturschutzgesetzen der neuen Bun-
desländer rechtlich verankert und beispielhaft für die 
Weiterentwicklung einer Umsetzung integrierter 
Konzepte von Nutzung und Schutz der Landschaft 
unter einheitlicher Leitung sind, empfiehlt der Um-
weltrat, im Rahmen der Novellierung des Bundes-
naturschutzgesetzes eine stärkere auf Naturschutz-
inhalte ausgerichtete Inhaltsbestimmung der Natur-
parke durchzusetzen. 

Erhaltung der biologischen Vielfalt 
und Flächenforderung des Naturschutzes 

120. Bei der Erhaltung der biologischen Vielfalt 
sind Schutzanstrengungen auf prioritäre Gebiete 
nach FFH-Richtlinie zu konzentrieren. Der dann aber 
immer noch verbleibende Mangel beim Erhalt der 
biologischen Vielfalt muß durch besonderen Schutz, 
zum Beispiel nach § 20 c BNatSchG, durch die Ein-
richtung eines Biotopverbundsystems, durch ergän-
zenden Teilschutz zum Beispiel in Trinkwasser-
schutzgebieten, durch Verringerung der Eingriffs-
und Nutzungsintensität, das heißt durch Begrenzung 
der Stoff- und Energieeinträge, sowie durch klein-
räumige Nutzungsdifferenzierung auf einem mög-
lichst großen Teil der Gesamtfläche ausgeglichen 
werden. Eine systematische Erfassung regionsspezi-
fischer Unterschiede des Potentials der biologischen 
Vielfalt (s. z. B. für Österreich ELLMAUER, 1994/95) 
ist erforderlich und sollte als Basis qualitativer und 
quantitativer Naturschutzforderungen in Form von 
regionalen Mindeststandards dienen, auch um eine 
Zentrierung von Maßnahmen und Ausgleichsleistun-
gen in Regionen hoher biologischer Vielfalt sicherzu-
stellen (vgl. Kap. 5.2). 

121. Bereits in seinem Landwirtschaftsgutachten 
1985 hat der Umweltrat die Einrichtung eines durch-
gängigen Biotopverbundsystems gefordert (SRU, 
1985, Abschn. 5.2.2) und in diesem Zusammenhang 
die Flächenforderungen des Naturschutzes für den 
agrarischen Bereich konkretisiert. Unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Zuständigkeiten von Bund und 
Ländern kann dies allerdings keine auf Bundesebe-
ne zu erfüllende raumordnerische Aufgabe sein. 
Vielmehr können Biotopverbundsysteme nur von 
den Ländern und dann letztlich nur aus den Regio-
nen heraus aufgebaut werden. Die Vorrangflächen 
des Naturschutzes in überwiegend landwirtschaftlich 
genutzten Räumen sollen 20 % der landwirtschaftli-
chen Nutzfläche beziehungsweise 10 % der Gesamt-
fläche Deutschlands einnehmen. Der Umweltrat hat 
diese pauschale Forderung als Mindestanforderung 
bezeichnet und nach Landschaftsräumen und Natur-
ausstattung weiter differenziert: „Diese 10 % sind ein 
Durchschnitt, der in den verschiedenen Natur-
räumen und Agrargebieten variiert und von 5 % bis 
über 20 % schwanken kann" (SRU, 1985, Tz. 1218). 

Die weitere Differenzierung der Flächenforderung 
sollte sich an dem regional vorhandenen Potential der 
Vielfalt von Arten und Lebensräumen orientieren. 

Eine vergleichbare Flächenforderung sieht für den 
forstlich genutzten Bereich ein Waldbiotopverbund-
system vor, bestehend aus 5 % Totalreservaten, 10 % 
naturnahen Naturschutz-Vorrangflächen und 2 bis 
4 % naturnahen Waldrändern (bezogen auf die Wald-
fläche) (BFANL, 1989). Der Umweltrat schließt sich 
dieser Forderung an. 

122. Innerhalb eines integrierten Umwelt- und 
Naturschutzkonzeptes gilt es, neben dem Erhalt der 
Kulturlandschaft Flächen auch völlig von anthro-
pogenen Einflüssen freizuhalten, auch wenn dies bei 
einer nahezu flächendeckenden Nutzung nur be-
grenzt möglich ist. Solche Naturentwicklungsgebiete 
dienen der eigenen Entwicklungsdynamik der Natur 
sowie dem Ressourcen- und Prozeßschutz. Dabei 
sind sowohl die letzten Reste von Landschaft, die 
weitestgehend ohne menschliche Nutzung geblie

-

ben sind, zu schützen als auch ausgewählte Räume 
der natürlichen Sukzession zu überlassen, zum Bei-
spiel ehemalige Truppenübungsplätze oder alte, bis-
her nicht rekultivierte Bergbaufolgelandschaften. 
Etwa 5 % der Landesfläche sollte als Naturentwick-
lungsgebiet geschützt werden (SRU, 1994, Tz. 466), 
wobei der Flächenanteil in besonders schutzwür-
digen Regionen auch deutlich höher sein sollte 
(z. B. Wattenmeer, Alpen, Flußökosysteme, natur-
nahe Wälder). 

2.3.3 Zur Landschaftsplanung 

123. Bezüglich der Wirksamkeit und Effizienz der 
Landschaftsplanung besteht trotz gradueller Unter-
schiede in den einzelnen Fachpositionen allgemeiner 
Konsens darüber, daß Ansprüche und Erwartungen 
gegenüber der Landschaftsplanung einerseits und 
Wirklichkeit der Landschafts- und Naturentwicklung 
andererseits stark auseinanderklaffen (vgl. HÜBLER, 
1988; SRU, 1988, Abschn. 2.1.4). Allerdings treten 
wegen der unterschiedlichen Ausformungen in den 
einzelnen Bundesländern, wie bei der Regionalpla-
nung, Probleme bei der Bewe rtung der Landschafts-
planung auf. „Die" Landschaftsplanung gibt es nicht. 
Folglich werden Begriffe, Ziele und Instrumente 
(z. B. Pläne oder Planzeichen) unterschiedlich ver-
wendet. Auch die operativen Ziele unterscheiden sich 
je nach den institutionellen Bedingungen in den Län-
dern (z. B. Zuständigkeiten) wesentlich (MERIAN 
und WINKELBRANDT, 1993; HÜBLER, 1988). 

124. Die Landschaftsplanung hat im wesentlichen 
Aufgaben bei der Beschaffung und Bereitstellung 
von Informationen über den Zustand von Natur und 
Landschaft und ihrer Nutzungsfähigkeit sowie bei 
der Formulierung landschaftsbezogener Entwick-
lungsziele und der Darstellung notwendiger Maß-
nahmen zu erfüllen (vgl. KIEMSTEDT, 1992; KIEM-
STEDT et al., 1990). Zur Umsetzung von landschafts-
planerischen Zielen, Erfordernissen und Maßnahmen 
kommen Pläne, Satzungen und Schutzgebietsaus-
weisungen (sog. „harte" Instrumente) sowie Förder-
programme (sog. „weiche" Instrumente) in Betracht. 
Das naturschutzrechtliche Instrumentarium allein 
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reicht nicht aus und muß deshalb um Instrumenta-
rien aus anderen Fachplanungsbereichen (z.B. Ver-
kehr, Landwirtschaft und Bauleitplanung) ergänzt 
werden. Entscheidend für die Umsetzung von Land-
schaftsplänen ist, ob, in welcher A rt  und in welchem 
Umfang überhaupt landschaftsplanerische Aussagen 
bei anderen Planungen und Stellungnahmen über-
nommen und berücksichtigt werden. 

125. Ungenügende personelle, finanzielle und 
sachliche Ausstattung der für die Landschaftspla-
nung zuständigen Bundes-, Landes- und Kommunal-
behörden und eine nicht den neuen Anforderungen 
und Notwendigkeiten angepaßte Honorarordnung 
der freiberuflichen Landschaftsplaner sind Gründe 
für die ungenügende Wirksamkeit der Landschafts-
planung. Hinzu kommt, daß die Landschaftsplanung 
den relevanten Entscheidungsträgern in den Korn-
munen und den Fachplanungen politisch nur schwer 
vermittelbar ist. Mit mangelnder Akzeptanz und 
Transparenz der Landschaftsplanung fehlt häufig 
auch der politische Wille, die in der Diskussion be-
findlichen Ziele und Maßnahmen umzusetzen. Poli-
tische Einflüsse, lokaler Interessendruck sowie die 
gesetzliche Vorrangstellung anderer Fachplanungs-
behörden und die Konfliktvermeidung mit anderen 
öffentlichen Planungsabsichten schränken des wei-
teren die Anwendung ein (BARTELHEIMER und 
COPAK, 1989). Landschaftsplanung ist in ihrer Aus-
führung und Umsetzung wesentlich auf argumenta-
tive Überzeugungskraft, Kooperationsbereitschaft 
und Akzeptanz der politischen Gremien, anderer 
Fachbehörden und der Planungsbetroffenen ange-
wiesen. Der Rückzug der Landschaftsplanung auf 
die Arten- und Biotopschutzplanung und teilweise 
auf die Erholungsplanung zu Lasten der Quer-
schnittsorientierung ist unter anderem eine Folge der 
verwaltungsstrukturellen Kompetenzaufteilung und 
des Bestrebens, Konflikte mit anderen Kompetenz-
trägern zu vermeiden (HOPPENSTEDT, 1994 a). 

126. Eine Reihe der auf die Landschaft einwirken-
den Gesetze (z. B. Baugesetzbuch, Flurbereinigungs-
gesetz, Bundesfernstraßengesetz) werden weitge-
hend bundeseinheitlich vollzogen, die Fachplanun-
gen sind deshalb in einer stärkeren institutionellen 
Stellung und erschweren - ähnlich wie bei der Regio-
nalplanung - in erheblichem Maße die Implementa-
tion der Landschaftspläne. 

127. Steuerungs- und Umsetzungsdefizite der 
Landschaftsplanung zeigen sich schon im Rahmen 
der Planaufstellung. Bei der Aufstellung der Land-
schaftspläne wird ein zu großes Augenmerk auf die 
Analyse und Bewertung der Landschaft in Form von 
umfangreichen Bestandserhebungen, Kartierungen 
und Biotoperfassungen gelegt. Dabei bleiben für die 
eigentliche Planung, insbesondere bezüglich Zieldis-
kussion, und Umsetzung, kaum Zeit und Ressourcen 
verfügbar. Auch wenn der Schwerpunkt bei der Be-
standsaufnahme liegt, werden hierbei methodische 
Defizite festgestellt. Während das Naturschutzpoten-
tial im engeren Sinne vertieft erfaßt wird, werden die 
Ermittlung und ökologische Bewe rtung der Land-
schaftspotentiale im Hinblick auf das nachfolgende 
Aufzeigen der Nutzungsfähigkeit und der Grenzen 
der Belastbarkeit der natürlichen Ressourcen eines 

Gebietes häufig nur ungenügend bearbeitet. Die 
Sicherung der Regenerationsfähigkeit und Regula-
tionsfähigkeit der abiotischen Faktoren des Natur-
haushaltes - Boden, Wasser, Luft und Klima - als 
Fachaufgabe der Landschaftsplanung wird dadurch 
nur unzureichend gewährleistet. Gründe für die 
unvollständige Ermittlung der Landschaftspotentiale 
und des ungenügenden Aufzeigens der Belastungs-
fähigkeit des Naturhaushaltes liegen darin, daß die 
Bewertungsverfahren zu zeit- und kostenaufwendig 
sind (LASCHKOLLNIGG, 1990). 

128. Ökologische Belange beziehungsweise die 
Anliegen der Landschaftsplanung werden in sozialen 
und nicht in ökologischen Systemen umgesetzt, wo-
bei aber soziale beziehungsweise sozioökonomische 
Belange bislang, wenn überhaupt, in landschaftspla-
nerischen Konzepten und in Verfahren der Planauf-
stellung nur am Rande behandelt werden. Die Ein-
bindung sozialer und verhaltensrelevanter Gesichts-
punkte wird zukünftig entscheidend für die Akzep-
tanz und damit die Umsetzung von landschaftspla-
nerischen Konzepten in Kulturlandschaften sein 
(LUZ, 1994). 

Umsetzungserfolge von landschaftsplanerischen Kon-
zepten im Landwirtschaftsbereich beruhen häufig 
auf dem Einsatz freier Büros für Agrarberatung, von 
denen Ziele und Inhalte der Landschaftsplanung in 
die Sprache der Landnutzer übersetzt und die not-
wendige Sammlung einzelbetrieblicher Informatio-
nen vorgenommen werden (LUZ, 1994). Auch wer-
den in der Flurbereinigungsplanung immer häufi-
ger landschaftsplanerische Maßnahmen umgesetzt 
(HOFMANN-LOB, 1994). 

129. In den Landschaftsplänen findet selten eine 
problemorientierte beziehungsweise konfliktorien-
tierte Auseinandersetzung mit anderen Raum-
nutzungsansprüchen statt. Die Landschaftsplanung 
stellt weitgehend eine reaktive Planung dar und 
reagiert auf landschaftsökologische Defizite als Folge 
anderer Raumnutzungen (z. B. Flurbereinigung, Ab-
grabungen, Verkehr usw.), im wesentlichen mit nach 
den entsprechenden Gesetzen möglichen Festset-
zungen (LUZ, 1994). Planungsvorgaben der anderen 
Fachplanungen werden überwiegend ohne Ein-
schränkungen akzeptiert, womit sich die Land-
schaftsplanung bereits auf der Ebene der Zielsetzung 
entscheidender Freiheitsgrade selbst beraubt. 

130. Eine umfassende Beteiligung betroffener und 
interessierter Bürger beziehungsweise Verbände und 
Vereine am Planungsprozeß ist nur in Ausnahmefäl-
len gegeben. In dieser Hinsicht steht das Planungs-
verständnis und die Planungsmethodik der Land-
schaftsplanung hinter anderen Planungen erheblich 
zurück (vgl. z. B. Dorf- und Regionalentwicklung). 
Die konkreten Pläne sind darüber hinaus in ihrer 
Form und Aufmachung oft nicht genügend allge-
meinverständlich. Partizipation kann aber nur durch 
verständliche und erfaßbare fachliche Aussagen der 
Planer erreicht werden. 

131. Die praktische Landschaftsplanung ist darüber 
hinaus in der Regel durch eine zu lange Aufstel-
lungsdauer der Pläne und damit verbunden durch ihr 
rasches inhaltliches Veralten gekennzeichnet (HÜB- 
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LER, 1988). Es mangelt an einer kontinuierlichen und 
obligatorischen Fortschreibung. 

132. Ein weiteres Defizit der Landschaftsplanung 
ist das Fehlen von geeigneten eigenständigen Im-
plementierungsinstrumenten. Entsprechend wird 
kein enger Ziel-Mittel-(Instrumenten-)Bezug herge-
stellt, und die Landschaftspläne werden meist nicht 
ergebnisorientiert aufgestellt. Es fehlen Angaben 
über die Fortschreibung der Pläne, die Adressaten 
beziehungsweise mögliche Träger von Maßnahmen, 
den Realisierungszeitraum sowie über die Kosten 
und möglichen Finanzierungsquellen (LASCHKOLL-
NIGG, 1990; BARTELHEIMER und COPAK, 1989; 
HÜBLER, 1988). Konsequenz dieser Defizite ist, daß 
viele Pläne zwar den wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügen, aber wenig Aussicht auf Realisierung 
und auf Akzeptanz durch die Planungsbetroffenen 
haben. Dazu ist jedoch anzumerken, daß vor allem in 
der Vergangenheit oft die realen Möglichkeiten zur 
Umsetzung fehlten, weil den Kommunen entweder 
keine Mittel zur Verfügung standen oder sie diese 
nicht bereitstellen wollten und zudem erst in jüngster 
Zeit finanzielle Anreize der Länder in Form von För-
derprogrammen (z. B. Landschaftspflegeprogramme) 
verstärkt angeboten werden. 

133. Die Landschaftsplanung hat keine spezifische 
Klientel, die von ihren Maßnahmen ökonomisch pro-
fitiert, und im Prinzip dieselben Adressaten (Körper-
schaften, Grundstückseigentümer) wie die Raumpla-
nung. Deshalb ist sie auch ähnlichen Umsetzungs-
defiziten ausgesetzt wie die Raumplanung (HÜBLER, 
1994). Landschaftsplanerische Anforderungen wer-
den auf kommunaler Ebene häufig als „Verhinde-
rungsplanung" bewertet. Einschränkungen bei der 
Siedlungsentwicklung und Gewerbeansiedlung kön-
nen eine Verminderung von kommunalen Einnah-
men zur Folge haben, das heißt, gegebenenfalls mit 
nachhaltigen Verzichtskosten verbunden sein. Dar-
über hinaus ist die Umsetzung von landschaftspla-
nerischen Maßnahmenvorschlägen selbst mit Kosten 
verbunden und mit den angestrebten Ergebnissen 
sind, mit Ausnahme von Gemeinden mit Erholungs-
oder Tourismusschwerpunkt, keine Einnahmen zu 
erzielen. Dieser Zusammenhang muß als wesent-
licher Bestimmungsgrund für die mangelnde Um-
setzung und Wirksamkeit von Landschaftsplanung 
angesehen werden. In der fachlichen Auseinander-
setzung um die Wirksamkeit der Landschaftspla-
nung wird er allenfalls am Rande aufgegriffen, wäh-
rend die Probleme der verschiedenen Integrations-
strategien der Landschaftsplanung in die räumliche 
Gesamtplanung und die verschiedenen Formen der 
Verbindlichkeit meist im Vordergrund stehen. 

Nicht überall findet eine selbständige örtliche Land-
schaftsplanung statt. Zum Beispiel wird der Land-
schaftsplan in Bayern und Rheinland-Pfalz im Rah-
men der Bauleitplanung erstellt (sog. Primärintegrati-
on) und zwar als eigenständiger Bestandteil. Diese 
Konstruktion wird vielfach kritisiert (RAMSAUER, 
1993), weil die Gefahr besteht, daß nicht die Stär-
kung der Belange von Natur und Landschaft in den 
Mittelpunkt des Landschaftsplanes rückt. Es wird be-
fürchtet, daß die Inhalte des Landschaftsplanes nur 
im Hinblick auf landschaftsplanerisches Abwä

-

gungsmaterial für die Bauleitplanung gesammelt 
werden. Demgegenüber wird in anderen Bundeslän-
dern ein selbständiger Landschaftsplan erarbeitet, 
dessen Inhalte vollständig (z.B. Hessen, Schleswig

-

Holstein) oder zum Teil (z.B. Baden-Württemberg, 
Saarland) in die Bauleitplanung einfließen (sog. 
Sekundärintegration). Verbindlichkeit erlangen die 
Darstellungen von Landschaftsplänen durch die 
förmliche Aufnahme im Rahmen der Aufstellung 
und/oder Änderung eines Bauleitplanes. Schließlich 
findet sich in Nordrhein-Westfalen das Modell einer 
völligen Verselbständigung der Landschaftsplanung, 
die nicht in die Bauleitplanung integ riert  ist. Diese 
Modelle werden wegen der Eigenständigkeit bei der 
Ermittlung der Planinhalte der sogenannten Primär-
integration im allgemeinen vorgezogen. 

134. Die Ansicht, daß in Landschaftsplänen, die 
keine eigene Verbindlichkeit haben oder die erst 
über Bauleitpläne Verbindlichkeit erlangen, keine 
durchsetzungsfähigen Handlungsanweisungen ge-
troffen werden können, muß relativiert werden. Auch 
verbindliche Vorgaben gewährleisten nicht zwin-
gend eine zielerfüllende Umsetzung. Immer wieder 
werden Strategien entwickelt, um den formal-recht-
lichen Anforderungen zu genügen, ohne tatsächlich 
Maßnahmen, die zur Wirksamkeit eines Landschafts-
planes beitragen, ergreifen zu müssen. Des weiteren 
wird Landschaftsplanung unter den erläuterten Rah-
menbedingungen immer ein konfliktreiches und 
damit unbequemes Unterfangen bleiben. Solange 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Ge-
meinden einer ergebnisorientierten Landschaftspla-
nung entgegenstehen, wird allein über den Druck 
mit restriktiven Rechtsmitteln keine Verbesserung zu 
erreichen sein. 

Inwiefern mit der eigenen Rechtsverbindlichkeit der 
Landschaftspläne in Nordrhein-Westfalen und in den 
Stadtstaaten bessere Ergebnisse erzielt wurden, 
kann ohne eine systematische Durchführung von 
Wirksamkeitsanalysen in der Landschaftsplanung 
nicht ausreichend beurteilt werden. Bisher liegen 
auch keine allgemeinen Hinweise vor, die auf eine 
wirksamere Landschaftsplanung in den betreffenden 
Bundesländern schließen lassen. 

Eine Modifikation des gesetzlichen Stellenwertes 
und weiterer Ausdifferenzierungen der Regelungen 
zur Landschaftsplanung allein wird voraussichtlich 
weder bei den politischen Entscheidungsträgern 
noch bei den privaten Grundstückseigentümern eine 
bessere Umsetzung von landschaftsplanerischen 
Aussagen bewirken. Neben der Verbesserung der 
rechtlichen Zugriffsmöglichkeiten von Landschafts-
planung auf umweltrelevante Nutzungen müssen die 
Bemühungen vor allem auf die Akzeptanz und 
Attraktivität der landschaftsplanerischen Maßnah-
menvorschläge gerichtet sein. Für den Nutzungskon-
flikt Naturschutz und Landwirtschaft sind bereits 
entsprechende Handlungsansätze in der Praxis gete-
stet worden (vgl. KAULE et al., 1994). 

135. Weitere Schwachpunkte der Landschaftspla-
nung sind die mangelnde Anwendung von Wir-
kungsprognosen, der Verzicht auf die Erarbeitung 
von alternativen Lösungsvarianten zur Konfliktmini- 
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mierung sowie die bisher fehlenden systematischen 
Wirkungskontrollen. 

136. Von Freizeit und Erholung induzierte Bela-
stungen von Natur und Landschaft werden zuneh-
mend größer (z. B. vermehrte Störungen durch hohe 
Besucherdichte, erhöhte Flächeninanspruchnahme 
durch flächengebundene Freizeitaktivitäten), so daß 
teilweise sogar der Charakter der jeweiligen Erho-
lungslandschaften selbst beeinträchtigt wird. Ursa-
chen für die Steuerungsdefizite im Bereich der land-
schaftsbezogenen Erholung sind unter anderem 
Lücken in der Gesetzgebung und Defizite im Pla-
nungssystem. Beispielsweise gibt es für den Bereich 
„Freizeit und Erholung" keine eigene fachspezifi-
sche planerische Grundlage außerhalb der Land-
schaftsplanung. Dadurch sind innerfachliche Kon-
flikte, die die Landschaftsplanung gegenüber ande-
ren Planungen schwächen, vorprogrammiert. 

137. Die örtliche Landschaftsplanung steht im um-
weltpolitischen Instrumentenkontext einigen neuen, 
allerdings bezogen auf Inhalte und Arbeitsschritte im 
wesentlichen deckungsgleichen Planungsinstrumen-
ten gegenüber (u. a. Umweltverträglichkeitsprüfung, 
kommunale Umweltqualitätszielkonzepte). Die in-
haltlichen Überschneidungen ergeben sich vor allem 
aus dem gleichen Bezugsobjekt der Planungen, ob-
schon die Zielsetzungen sehr verschieden sein kön-
nen. Länderadministrationen, Mittelbehörden und 
einzelne Kommunalverwaltungen arbeiten unter-
schiedlich koordiniert und intensiv an diesen Pla-
nungsinstrumenten. 

Zum Beispiel ergeben sich zwischen den Arbeits-
schritten der örtlichen Landschaftsplanung und der 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) partielle Über-
schneidungen. Nach HOPPENSTEDT (1994 b) ent-
spricht eine UVP zur Bauleitplanung weitgehend 
dem inhaltlichen und methodischen Konzept einer 
querschnittsorientierten Landschaftsplanung. In der 
Praxis geht aber die planbezogene UVP inhaltlich - 
wie etwa in den Bereichen Luftreinhaltung und 
Lärmminderung - über die Landschaftsplanung hin-
aus. 

Daneben fällt in der kommunalen Umweltpolitik be-
sonders die enge Verwandtschaft der Landschafts-
planung zur sogenannten kommunalen UVP auf 
(vgl. RATH, 1992), insbesondere, weil die Haupt-
gegenstände der kommunalen UVP die Flächen-
nutzungs- und Bebauungspläne sind (vgl. BÜCKER 
und SCHARF, 1994; KISTENMACHER, 1994). Bei ei-
ner Standortbestimmung dieser Instrumente wäre 
grundsätzlich eine Koordinierung beider Planungen 
angeraten, und zwar bevor sie sich zu sehr ver-
selbständigt haben. Die Gefahren, die bei der Primär-
integration in den Bebauungsplan drohen, scheinen 
bei einer Integration des Landschaftsplans in die 
UVP nicht so gravierend, da die Planungen hinsicht-
lich der Zielsetzung vielfach deckungsgleich sind. 
Gleichwohl sollte die Selbständigkeit der Land-
schaftsplanung erhalten bleiben. Landschaftspla-
nung ist im vorliegenden Kontext zwar „nur" eine 
Fachplanung neben anderen Fachplanungen; den-
noch birgt sie wegen ihres Aufgabenspektrums und 
ihres Raumbezugs Merkmale einer integrierten Ge

-

samtplanung in sich. Sie dient. der Ermittlung des Ist

-

Zustandes von Natur und Landschaft, der Bestim-
mung der Entwicklungsziele und der Festlegung von 
geeigneten Maßnahmen zum Erreichen dieser Ziele. 
Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist als die früh-
zeitige, systematische, umfassende Ermittlung, Be-
schreibung und Bewertung der Auswirkungen von 
Maßnahmen und Planungen der kommunalen Ver-
waltung allerdings das umfassendere Instrument 
(vgl. Praxisbeispiele der kommunalen UVP in 
WÄCHTLER, 1992). 

Auch bei der Definition von Zielen sind verschiedene 
Praxisentwicklungen neben der Landschaftsplanung 
zu erkennen. Durch die Einführung der UVP hat bei-
spielsweise die Diskussion um die Formulierung von 
Umweltqualitätszielen und Umweltqualitätsstandards 
(Tz. 68 ff.) eine starke Dynamik erhalten (vgl. FÜRST, 
1994). Diese Tendenz äußert sich derzeit in den zu-
nehmenden Bestrebungen, kommunale Umweltqua-
litätszielkonzepte zu erstellen (vgl. DU BOIS, 1994). 
Die Steuerungsfunktion der Landschaftsplanung in 
der Kommunalpolitik wird dabei durch ein eigenes 
kommunales Umweltplanungssystem ersetzt. 

138. Auch im Bereich der Fachplanungen sind mit 
der Landschaftsplanung verwandte Instrumente vor-
handen. Ein wichtiger Bereich ist beispielsweise die 
zunehmende „Ökologisierung" der Flurbereini-
gungsplanung. Planungsmethodik und Planungs-
ziele sind bei beiden Instrumenten oftmals dek-
kungsgleich. Der spezifische Vorteil der Flurbereini-
gung ist in ihren deutlich besseren Umsetzungsmit-
teln zu sehen, da ihr ein Zugriff auf die Eigentumsflä-
chen beziehungsweise eine Neuverteilung der Ei-
gentumsverhältnisse in der Fläche möglich ist. Eine 
umweltgerechte Nutzung und Pflege der Landschaft 
kann durch das Instrumentarium der Flurbereini-
gung allerdings ebensowenig sichergestellt werden 
wie durch die Landschaftsplanung. 

139. Des weiteren greift die Raumordnung in Auf-
gaben- und Zuständigkeitsfelder der Landschaftspla-
nung ein. Ein Beispiel dafür ist die „Entschließung" 
der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) 
über den „Aufbau eines ökologischen Verbundsy-
stems in der räumlichen Planung". Dabei soll im 
regionalen Bezugsrahmen das anzustrebende Land-
schaftsstruktursystem bestimmt werden, wobei de 
facto Vorgaben für die Landschaftsrahmenplanung 
gemacht werden und die Aufgaben der Landschafts-
planung quasi auf die inhaltliche Ausgestaltung der 
Biotopverbundsysteme reduziert wird. Die MKRO 
fordert gar die Fachressorts auf, ihren Beitrag zum 
Aufbau des Biotopverbundes und dessen Realisie-
rung zu leisten, und engt damit das Aufgabenfeld 
der Landschaftsplanung drastisch ein (HÜBLER, 
1994, S. 34). 

140. Der grobe Abriß zu den Verflechtungen von 
Landschaftsplanung und verwandten Instrumenten 
soll vor allem die vielfältigen Praxisentwicklungen 
zusätzlich zu den „klassischen" Naturschutzinstru-
menten aufzeigen. Neben den unbestreitbar innova-
tiven Potentialen dieser Systemvielfalt darf die da-
durch bedingte Gefahr der „Marginalisierung" der 
politischen Durchsetzungskraft des Naturschutzes 
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nicht übersehen werden. Die teilweise verwirrende 
Vielfalt und mangelnde funktionale Ordnung der 
instrumentellen Ansätze in Naturschutz und Landes

-

pflege zu im Grundsatz sehr ähnlichen Problemstel-
lungen führt bei politischen Entscheidungsträgern, 
„fachfremden" Behörden und Organisationen sowie 
den betroffenen Bürgern zunehmend zu Unverständ-
nis. 

141. Neben diesen allgemeinen Aspekten kann 
eine Tendenz hin zu fachplanungs- beziehungsweise 
projektbezogenen Instrumenten der Naturschutz-
politik nicht übersehen werden. Diese Entwicklung 
schwächt die dem Ansatz nach auf den Gesamtraum 
bezogene Landschaftsplanung. Beurteilt nach dem 
Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten Land-
nutzung bedeutet diese Entwicklung lediglich eine 
additive Betrachtung einzelner Umweltmedien sowie 
einzelner Auswirkungen von Umweltnutzungen, der 
räumlich-integrative beziehungsweise regionale 
Aspekt geht eher verloren. Dadurch wird die Beurtei-
lung der Umweltverträglichkeit und Dauerhaftigkeit 
der Landnutzung schwieriger beziehungsweise all-
gemein undurchsichtiger. 

142. Mit Blick auf die Ausgestaltung eines mög-
lichst effektiven Instrumentariums für die Natur-
schutzpolitik erscheint eine kurzfristige Weiterent-
wicklung der Landschaftsplanung möglich. Voraus-
setzung für die bessere Umsetzung der Ziele der 
Landschaftsplanung ist nicht der bessere Plan, son-
dern eine stärkere Nutzerorientierung, Kooperation 
sowie Projektbezogenheit. Das „Managen" von Na-
tur und Landschaft (Organisation, Finanzierung und 
Durchführung von Landschaftspflege, Kompensation 
von Naturverbrauch) muß künftig gegenüber der 
Planaufstellung an Bedeutung gewinnen. Um eine 
erhöhte Akzeptanz landschaftsplanerischer Maßnah-
men zu erreichen und damit die Durchsetzungschan-
cen zu erhöhen, müssen landschaftsplanerische Kon-
zepte durch eine konsequente Einbeziehung sozio-
ökonomischer Kriterien in den Planungsprozeß und 
durch Übernahme von Projektsteuerung und Um-
setzungskoordination instrumentell ergänzt werden. 
Planungsbetroffene, vor allem private Landnutzer, 
sollten verstärkt entscheidungsprozeßbegleitend be-
teiligt werden. Ansatzpunkte für die akzeptanzför-
dernde Umsetzung im Bereich der Landwirtschaft als 
einen der wichtigsten Adressaten sind zum Beispiel: 

- die frühzeitige Beteiligung der Adressaten an den 
Entscheidungen, die Betreuung durch spezielle 
Berater bei den Agrarverwaltungen oder den 
Landrats- und Gemeindeverwaltungen sowie er-
höhte materielle Anreize (LUZ, 1994, S. 63 f.), 

- die Erweiterung der herkömmlichen Planungs-
und Umsetzungsschritte durch eine Phase, in der 
kommunikative Bündelungsinstrumente wie zum 
Beispiel „Runde Tische" zur Projektsteuerung mit 
allen lokalen Akteuren eingerichtet werden, sowie 

- die Mediation kooperativer Umsetzungsprozesse 
auf kommunaler Ebene. 

Der Einsatz solcher Instrumente stellt eine zusätz-
liche Leistung dar, die in die Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure aufgenommen und an-
gemessen vergütet werden sollte (s. a. Tz. 125). 

Voraussetzung für eine effektivere Umsetzung der 
Landschaftspläne ist weiterhin eine eindeutige Ziel-
hierarchie und ein klarer Ziel-Mittel-Bezug. In den 
Landschaftsplänen sind Umsetzungsinstrumente dar-
zustellen sowie Adressaten beziehungsweise Träger 
von Erfordernissen und Maßnahmen zu benennen. 
Die Landschaftsplanung sollte sich also neben der 
räumlichen Verortung der Maßnahmen um die mög-
lichen Instrumente für die Umsetzung und die Finan-
zierung beziehungsweise den Realisierungszeitraum 
kümmern (vgl. HOFMANN-LOB,  1994). 

143. Der methodische und inhaltliche Gegenstand 
der Landschaftsplanung sollte aus der verengten 
Betrachtungsweise des traditionellen Naturschutzes 
(Arten- und Biotopschutz) auf einen Naturhaushalts-
schutz (gleichwe rtige Behandlung biotischer und ab-
iotischer Schutzgüter und Berücksichtigung der 
Wechselwirkungen) erweitert werden. Der Land-
schaftsplan in seiner fachgutachterlichen Funktion 
sollte möglichst flexibel gehalten werden, das heißt, 
Bestandsaufnahme, Zustandsbeschreibung und -be-
wertung, Ziel- und Maßnahmenformulierung für 
konkrete Landschaften und Ökosysteme müssen als 
notwendige Grundlageninformationen der kommu-
nalen Naturschutzpolitik aktuell vorliegen und ver-
ständlich vermittelt werden. 

144. Die Aufstellungsdauer der Landschaftspläne 
sollte zugunsten der Erhöhung der Flexibilität der 
Landschaftsplanung verkürzt werden. Eine Standar-
disierung und Qualitätskontrolle der Landschaftspla-
nung und ihrer Planinhalte könnte zu einer Akzep-
tanzsteigerung bei anderen Planungsträgern und 
einer vereinfachten Integration und Übernahme 
durch die gesamträumliche Planung führen (vgl. u. a. 
ARL, 1994 c). 

Auch müssen die Planungsverfahren insgesamt flexi-
bilisiert werden, um sich ändernde Rahmenbedin-
gungen in den laufenden Verfahren berücksichtigen 
zu können und die Planungsprozesse zu „öffnen". 
Dazu könnten Verwaltungsvorschriften, die die Ober-
prüfung und Änderung von bereits genehmigten Pla-
nungen erleichtern, erlassen werden. Darüber hinaus 
kann eine vermehrte Durchführung von Wirksam-
keitskontrollen dazu dienen, Maßnahmen zur Effek-
tivierung der Landschaftsplanung zu entwickeln. Zur 
Beurteilung der Wirksamkeit kommunaler Land-
schaftsplanung liegen bereits erste methodische An-
sätze vor (KIEMSTEDT et al., 1994). Entsprechende 
Ansätze sind auch auf anderen Ebenen der Land-
schaftsplanung zu entwickeln, systematisch anzu-
wenden und auszuwerten, zum Beispiel unter Rück-
griff auf das Verzeichnis der Landschaftspläne und 
Landschaftsrahmenpläne in Deutschland beim Bun-
desamt für Naturschutz. 

145. Landschaftsplanung und mit ihr in Teilberei-
chen verwandte Instrumente sollten durch einheit-
liche Rahmenvorgaben des Bundes konsistent ausge-
staltet werden und auf den unteren Entscheidungs-
und Planungsebenen (Region, Kommune) möglichst 
flexibel kombinierbar sein. Übergeordnete Ziele und 
Mindestinhalte sowie Gestaltungsmöglichkeiten und 
-prinzipien und vor allem Qualitätskriterien einer 
Planung sollen zentral und einheitlich vorgegeben 
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werden. Gleichzeitig sollten dezentrale Handlungs-
spielräume erweitert werden. 

Die Landschaftsplanung muß von ihren Aufgaben 
her praktisch immer eine auf den ersten Blick restrik-
tive Funktion einnehmen. Eine erhöhte Akzeptanz 
könnte sie erreichen, wenn sie verstärkt auf die zu er-
wartende Einengung beziehungsweise Entwertung 
der Handlungsspielräume einginge, die durch Um-
weltbeeinträchtigungen verursacht werden. Dazu 
sollte sie ihre Prognosefähigkeit verbessern, sich stär-
ker als gesellschaftliche Planung begreifen und sich 
durch Beiträge zur Untersuchung der Umweltver-
träglichkeit von Gesamtplanungen (z. B. Bauleit-
pläne) und von Fachplanungen stärker auf eine 
grundsätzliche Beeinflussung der Raumnutzungen 
konzentrieren. Dazu sind von der örtlichen Land-
schaftsplanung beispielsweise die Aussagen zur 
Bewertung und Lösung von Umwelt- beziehungs-
weise Nutzungskonflikten so zu gestalten, daß sie 
in die Umweltverträglichkeitsprüfung auf kommu-
naler Ebene für den Bereich Natur und Landschaft 
integriert werden können. Darüber hinaus sollte an-
gestrebt werden, daß die Landschaftsplanung für 
den Bereich Natur und Landschaft künftig hand-
habbare Bewertungsmaßstäbe (Umweltqualitätsziele 
und ökologische Eckwerte) für plan- und vorhaben-
bezogene Umweltverträglichkeitsprüfungen bereit-
stellt. 

146. Alles in allem führt das neue, umsetzungs- be-
ziehungsweise nutzerorientierte Planungsverständ-
nis der Landschaftsplanung und anderer räumlicher 
Planungen dazu, daß parallel zur Aufstellung der for-
malen Pläne zunehmend Konzepte entwickelt wer-
den, die die ökonomischen Bedürfnisse der Betroffe-
nen (in den meisten Fällen Landwirte) mit den ökolo-
gischen Anforderungen der Landschaftsplanung 
sinnvoll verknüpfen. So können zum Beispiel flankie-
rende Vermarktungskonzepte und -strategien ent-
wickelt werden, die als Anreiz zur Extensivierung 
beziehungsweise Umstellung von Bet rieben oder als 
Grundlage für Zusammenschlüsse ökologisch wirt-
schaftender Bet riebe dienen können. Tourismuskon-
zepte können Kooperationen zwischen Landwirt-
schaft, Fremdenverkehr und Landschaftsplanung 
fördern, bei denen der Fremdenverkehr Bemühun-
gen der Landwirte unterstützt, durch Bewirtschaf-
tung die Kulturlandschaft als abwechslungsreiche 
Urlaubslandschaft zu erhalten (vgl. LUZ, 1994; POPP, 
1993; SCHEMEL und UFER, 1993). Diese Strategie 
wird beispielsweise zunehmend in den Großschutz-
gebieten (s. Abschn. 2.3.2) verfolgt. Auch wird eine 
problembezogene Zusammenarbeit beziehungswei-
se Kooperation und Koordination zwischen Land-
schaftsplanung und Fremdenverkehrsplanung zur 
Erreichung eines landschafts- und umweltverträg-
lichen Tourismus vermehrt angestrebt (BEHRENS-
EGGE, 1993). 

2.3.4 Probleme der Eingriffsregelung 

147. Nach dem Bundesnaturschutzgesetz stellt die 
Eingriffsregelung von ihrem Anspruch her das we-
sentliche Instrument für einen auf die Gesamtfläche 
bezogenen Schutz von Natur und Landschaft dar. 

Diesem Anspruch wird die Eingriffsregelung aber 
nur in sehr begrenztem Umfang gerecht. Die Privile-
gierung der Landwirtschaft durch die sogenannte 
Landwirtschaftsklausel schränkt die Reichweite der 
Eingriffsregelung erheblich ein (s. a. Abschn. 2.4.3.3). 
Die räumliche Abstimmung von Eingriffen und Aus-
gleichs- beziehungsweise Ersatzmaßnahmen ist bis-
her unzureichend. In verdichtungsnahen Standorten 
wird eine ökologisch sinnvolle Abstimmung der Er-
satzmaßnahmen aufgrund von Flächenknappheit zu-
dem schwieriger. Mehrere unabhängig voneinander 
betrachtete Eingriffe können in ihrem kumulativen 
Zusammenwirken zu Umweltbelastungen führen, 
die in der projektgebundenen Betrachtungsebene 
nicht zutreffend bewe rtet werden (HOPPENSTEDT, 
1994). 

Die Wirksamkeit der Eingriffsregelung wird auch da-
durch beeinträchtigt, daß deren ökonomische Impli-
kationen konterkarierende Wirkung haben können. 
Flächen mit Artenreichtum und Biotopvielfalt verlie-
ren aus der Sicht potentieller Nutzer beziehungswei-
se der Eigentümer (in der Hauptsache also Landwirte 
oder Kommunen) an We rt . Dies führt in der Praxis zu 
erheblicher Inkonsistenz mit den Zielen des Natur-
schutzes. Das Bestreben, auf Flächen keine schutz-
würdigen Biotope entstehen zu lassen, ist unter Um-
ständen groß. Bereits im Vorfeld einer möglichen 
Baugebietsausweisung wäre es ganz im Sinne von 
Flächeneigentümern, eine ökologisch wenig wertvoll 
eingestufte Nutzung anzustreben und im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten Strukturelemente und Land-
schaftsbestandteile zu beseitigen, um wertvolles 
Bauland mit geringen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen anbieten zu können. So sehr diese konterka-
rierende Wirkung der Eingriffsregelung auch auf der 
Hand liegt, darf man - nach bisherigen Erfahrungen - 
deren Ausmaß aber nicht überschätzen. 

148. Ein grundsätzliches über die Eingriffsregelung 
nicht erfaßbares Problem ergibt sich aus der Entwick-
lungsdauer von Lebensräumen und deren regionalen 
Verteilung. Bei anhaltendem Nutzungsdruck und 
damit Eingriffsdruck über die Zeit findet eine 
schleichende Verschlechterung des G esamtbestan-
des  statt. Dies wird zusätzlich verschärft durch den 
Umstand, daß im Zeitraum der Wiederherstellung 
von Biotopstrukturen an einem Standort auch eine 
entsprechende naturschützerische Geringwertigkeit 
vorliegt. Diese Geringwertigkeit geht mit einer ent-
sprechenden höheren Wertigkeit aus ökonomischer 
Nutzerbetrachtung einher. Entsprechend ist eine 
kontinuierliche Verschlechterung der Lebensräume 
besonders in Verdichtungsräumen mit vielfachem 
und eingriffsintensivem Nutzungsdruck auf die 
Fläche zu befürchten. 

Auch können Eingriffe vielfach selbst mit aufwendi-
ger Technik nicht rückgängig gemacht werden, und 
ein ökologischer Ausgleich ist oft nur begrenzt mög-
lich. Der Umweltrat hält deshalb an der klaren Rang-
folge Vermeidung vor Ausgleich vor Ersatz fest; eine 
Ausgleichsabgabe darf nur als „ultima ratio " zur 
Anwendung kommen, wenn sich andere Maßnah-
men als unmöglich erweisen (vgl. auch SRU, 1994, 
Tz. 821). 
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149. Die Defizite bei der Erfolgskontrolle, der tech-
nischen Umsetzung und der ökologischen Wirksam-
keit deuten auf einen erheblichen administrativen 
Aufwand hin (JEDICKE 1995). Nach PLACHTER 
(1995) liegen zur technischen Umsetzung und zur 
ökologischen Wirksamkeit von behördlicher Seite 
keine aussagekräftigen Informationen vor. Auch sind 
in der Praxis kaum Ansätze zur Erfolgskontrolle be-
kannt. 

150. In einigen Bundesländern (Rheinland-Pfalz, 
Hessen) soll der Vollzug der Eingriffregelung in der 
Bauleitplanung durch ein sogenanntes Öko-Konto 
verbessert werden. Hiernach sollen Kommunen zu-
künftig Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Vor-
griff auf zu erwartende Eingriffe durchführen und 
mittels eines entsprechenden Öko-Kontos dokumen-
tieren können. Bisher ist nicht absehbar, inwieweit 
eine Flexibilisierung notwendigerweise zu besseren 
Ergebnissen der Eingriffsregelung für Naturschutz 
und Landschaftspflege führt. Ebenso könnten sich 
die neuen Ansätze als Möglichkeit zur leichteren 
Überwindung der entwicklungshemmenden Seite 
dieses Naturschutzinstrumentes erweisen. Den Kom-
munen könnte hierdurch ein flexiblerer Weg zur Rea-
lisierung von Eingriffen eröffnet werden. Beim Öko-
Konto-Konzept kommt es wesentlich darauf an, Ver-
fahren, Inhalte und Methoden hinreichend konkret 
vorzugeben, um den angesprochenen Problemen zu 
begegnen (vgl. BITZ et al., 1994). Eine intensive wis-
senschaftliche Begleitforschung sollte die ersten Pra-
xisanwendungen überprüfen. Insgesamt ergeben 
sich bei den methodisch-inhaltlichen Fragestellun-
gen erhebliche Überschneidungen mit der Ausge-
staltung finanzieller Anreizinstrumente. Die Frage, 
welche Maßnahmen, Aktivitäten und Ergebnisse auf 
einem Öko-Konto gutgeschrieben werden sollen, 
überschneidet sich zum Beispiel mit der Indikation 
der Umweltleistungen, die durch finanzielle Anreiz-
programme gefördert werden. Auch die Problematik 
der notwendigen planerischen Vorbereitung (Land-
schaftsrahmenplan, Landschaftsplan) zur räumlichen 
Koordination stellt sich beim Öko-Konto und bei Ho-
norierungskonzepten in vergleichbarer Weise. Auf-
grund dieser Unwägbarkeiten und Probleme bleibt 
abzuwarten, ob von der Öko-Konto-Erweiterung 
überhaupt eine Verbesserung für Naturschutz und 
Landschaftspflege in den Kommunen zu erwarten ist. 
Die Problematik der politischen Attraktivität und der 
Nimbus der „Verhinderungsplanung" wird durch 
diesen Ansatz jedenfalls nicht überwunden. 

2.3.5 Empfehlungen zur Neuorientierung 
der raumbezogenen Naturschutzpolitik 

151. Die bisherige Erfahrung lehrt, daß eine Natur-
schutzplanung, die sich ausschließlich auf eine Repa-
ratur von Naturschäden konzentriert und marktwirt-
schaftliche Anreizstrukturen nicht für sich nutzbar 
macht, auf die Dauer geringen Einfluß hat. Erfolg-
reiche Naturschutzpolitik muß versuchen, die Rah-
menbedingungen für privates Wirtschaften durch 
systematischen Einbau angemessener Anreize und 
Abschreckungen so zu verändern, daß die Ergeb-
nisse des Wirtschaftsprozesses weniger umwelt- und  

naturschädigend sind und damit eine nachsorgende 
Naturschutzpolitik weitestgehend überflüssig wird. 

152. Bisherige Aufgabenverteilungen über die ver-
schiedenen Planungsebenen bleiben auch bei Ein-
führung marktlicher Instrumente notwendig. Die 
Vorstellung, daß sich Kommunen als „politische 
Unternehmen" zukünftig aus einem allgemeinen 
Katalog finanziell honorierter Umweltleistungen 
einen spezifischen Satz von Naturschutzinitiativen 
auswählen, läßt zwar eine höhere Effizienz für die 
einzelnen Maßnahmen gegenüber rein planerischer 
Sicherung erwarten, sie führt aber nicht zu der erfor-
derlichen räumlichen Verteilung beziehungsweise 
Verzahnung der einzelnen kommunalen Natur-
schutzinitiativen. Der Biotopverbund oder er-
wünschte besondere Umweltqualitäten müssen zum 
Beispiel weiterhin über höhere Planungsebenen vor-
gezeichnet und räumlich koordiniert werden; Schutz-
gebiete sind dann entsprechend der naturräumlichen 
Vorgaben einzurichten. 

153. Mit den Vorschlägen zur Einführung markt-
licher Instrumente ist nach Ansicht des Umweltrates 
keine vollständige Substitution des Planungssystems 
und des ordnungsrechtlich geprägten Naturschutz-
instrumentariums verbunden. Diese in  der Fachdis-
kussion häufig anzutreffende Polarisierung zwischen 
beiden Strategien würde die konzeptionelle Weiter-
entwicklung der praktischen Naturschutzpolitik er-
heblich behindern. Das umweltplanerische Instru-
mentarium wird bei einer Umsetzung der vorgeschla-
genen Anreizinstrumente keinen Bedeutungsverlust 
erfahren. Vielmehr können die verschiedenen Pla-
nungsinstrumente damit ihre Wirksamkeit besser 
entfalten. Auch sind ordnungsrechtliche Vorgaben 
des Bundesnaturschutzgesetzes, zum Beispiel beim 
Gebietsschutz (Abschn. 2.3.2), weiterhin wesentliche 
Grundlage zur Umsetzung der Naturschutzpolitik. 

Aufgrund der finanziellen Anreize eines ökologisch 
erweiterten Finanzausgleiches (s. Kap. 2.6) ist zu er-
warten, daß sich die Haltung der kommunalen Ent-
scheidungsträger gegenüber Belangen und Planun-
gen von Naturschutz und Landschaftspflege grund-
legend ändert. Die bislang schwache Stellung der 
Naturschutzbelange als zentraler Bestimmungsgrund 
mangelnder Umsetzung würde entfallen. Wenn die 
Sicherung und Entwicklung der Umweltqualität auf 
der Fläche den Kommunen finanziell entlohnt wird, 
kann davon ausgegangen werden, daß die Gemein-
den Landschaftspläne mit großem Eigeninteresse för-
dern werden. Gerade in ländlichen Gemeinden mit 
hohen Freiflächenanteilen und noch günstiger Aus-
stattung mit natürlichen Ressourcen könnten eigen-
ständige Aktivitäten zur Planung und Sicherung die-
ser Qualitäten einen ähnlich hohen Stellenwert er-
langen wie derzeit etwa die Planung und Auswei-
sung von Gewerbe- und Wohngebieten. Eine solche 
Entwicklung wäre für die Naturschutzplanung unbe-
streitbar als Bedeutungszuwachs einzuschätzen. Der 
vielfach beklagte Ziel-Mittel-Bezug in der Land-
schaftsplanung und die geforderte Umsetzungsorien-
tierung mit Hilfe des ökologischen Finanzausgleichs 
würden entscheidend verbessert. In diesem Zusam-
menhang erscheint es nach Auffassung des Um-
weltrates empfehlenswert, den Landschaftsplan als 
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Zuweisungsgrundsatz beziehungsweise -bedingung 
vorzusehen. Eine Integration der kommunalen Land-
schaftsplanung müßte hierbei durch konkrete Vorga-
ben zu Untersuchungsumfang und -qualität begleitet 
werden. 

154. Neben dem dargestellten Bedeutungszuwachs 
erscheint für die Landschaftsplanung auch eine 
Akzentverschiebung sinnvoll. Die fachgutachter-
lichen Aufgaben der Landschaftspläne auf örtlicher 
Ebene sollten an Bedeutung gewinnen, wohingegen 
der Aspekt der Akzeptanzförderung und Überzeu-
gungsarbeit als „Anwaltschaft für Natur und Land-
schaft" auf der kommunalen Ebene weitgehend ent-
fallen kann, weil mit einem ökologisch orientierten 
kommunalen Finanzausgleich und der Honorierung 
ökologischer Leistungen ausreichende Anreizstruk-
turen für aktiven Naturschutz bestehen. Anstoß, 
Finanzierung und Qualitätsstreben in der Natur-
schutzplanung können bei diesem Ansatz aus der 
politischen Führung der Gemeinde beziehungsweise 
aus dem unternehmerischen Kalkül der p rivaten Flä-
chennutzer heraus erwartet werden. Landschaftspla-
ner können diesen Prozeß mit fachlich fundierter und 
qualitativ hochwertiger Information und Beratung, 
das heißt gutachterlicher Dienstleistung, begleiten. 
Der bislang notwendige und im Tagesgeschäft der 
Planer wichtige Teil, den Planungsprozeß als grund-
legende Überzeugungsarbeit zu betreiben, wäre im 
bisherigen Umfang somit nicht mehr notwendig. 

155. Eine weitere Akzentverschiebung für die 
Landschaftsplanung wäre es, auf allen Ebenen einen 
stärkeren Leistungs- beziehungsweise Ergebnisbe-
zug herzustellen. Sowohl für den Finanzausgleich als 
auch für die ökologisch sinnvolle Lenkung einer 
Honorierung ökologischer Leistungen bedarf es 
eines Systems von Indikatoren zur Darstellung der 
Leistungen der Flächenbewirtschafter, die finanziell 
gefördert werden sollen. Neben der räumlichen Ko-
ordinierung kann im System der Landschaftsplanung 
auch eine stufenweise Konkretisierung beziehungs-
weise Verfeinerung und damit Regionalisierung der 
Förderkriterien implementiert werden. Hierbei müs-
sen sowohl die unterschiedlichen natürlichen Vor-
aussetzungen und die standörtliche Ökosystemviel-
falt einfließen, als auch die Knappheitsgrade einzel-
ner Umweltmedien beziehungsweise Umweltfunk-
tionen Berücksichtigung finden. Die Erfassung und 
Dokumentation der Knappheitsgrade entspricht 
einer Erfolgskontrolle zur Wirksamkeit finanzieller 
Anreize. Würde man zum Beispiel bestimmte Biotop-
typen besonders honorieren, müßte bei Wirksamkeit 
des Instrumentes die Gefährdung dieser Biotoptypen 
zurückgehen. Im Sinne möglichst hoher Effizienz der 
Mittelverwendung könnten in mittelfristigen Zeitab-
ständen innerhalb der überörtlichen Landschafts-
pläne die biotischen Anreizschwerpunkte verlagert 
werden. Eine einseitige Entwicklung von „Mode-
biotopen", zum Beispiel Streuobstwiesen und Klein-
gewässer, könnte so vermieden werden. 

156. Durch die Neuorientierung der Landschafts-
planung wird diese kommunalpolitisch zu einem 
wichtigen Handlungsfeld. Es ist zu erwarten, daß der 
Naturschutz zum Entwicklungsimpuls für die Kom-
munen wird und den Nimbus der Verhinderungspla-

nung verliert. Die Erfassung, Bewe rtung und Ent-
wicklung von Natur und Landschaft, das heißt die 
Kenntnis und Information zum Naturhaushalt, wer-
den stärker als bisher zur notwendigen Führungsin-
formation in politischen und behördlichen Entschei-
dungen. 

157. In Verbindung mit der Frage nach den zu 
honorierenden Umweltzuständen und Umweltlei-
stungen ist eine starke Dynamik bei gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen mit den Wertmaßstäben 
im Naturschutz und den allgemeinen Umweltquali-
tätszielen zu erwarten. Die Bereitstellung bezie-
hungsweise Verausgabung von Steuermitteln für die 
angestrebten Umweltziele wird eine intensivere Aus-
einandersetzung hervorrufen als das bislang im Rah-
men von Genehmigungstatbeständen oder planeri-
schen Vorgaben ohne Umsetzungsmittel der Fall ist. 

Diese Tendenz scheint insofern begrüßenswert, als 
damit eine allgemein verständliche politische Aus-
einandersetzung gefördert wird und die Kosten des 
Naturschutzes, die bislang in Form von Opportuni-
tätskosten einzelner Flächennutzer (Privateigentü-
mer, Kommunen) weitgehend im Dunkeln blieben, 
offen Gegenstand der politischen Diskussion wür-
den. Offengelegt würden auch die externen Kosten 
einer Agrarpolitik, die bislang weitgehend abgekop-
pelt von Zielen des Naturschutzes und der Erhaltung 
der Kulturlandschaft fast ausschließlich die Erwerbs-
interessen landwirtschaftlicher Erzeuger im Blick 
hatte. Naturschutz wäre dann nicht mehr exklusives 
Handlungsfeld einer relativ kleinen Gruppe von 
Experten, sondern würde stärker Gegenstand der 
Politik auf breiter Ebene. 

158. Vorschläge und Politikkonzepte für die kom-
munale Ebene müssen differenziert formuliert und 
als langfristige Handlungsoptionen eingeordnet wer-
den. Die Spannweite von Flächenausstattung, Größe 
(nach Einwohnerzahl und Steuerkraft) und Verwal-
tungsapparat ist erheblich. Für die kommunale 
Naturschutzpolitik ist insbesondere die Ausstattung 
der entsprechenden Fachverwaltungen von Bedeu-
tung. 

Wenn ländliche Regionen mit hoher natürlicher Res-
sourcenausstattung ökologische Funktionen für Ver-
dichtungsräume übernehmen, so kann es kaum sinn-
voll erscheinen, die entsprechenden Kapazitäten der 
Umweltfachverwaltung in ländlich strukturierten 
Regionen in der gegenwärtigen Unterausstattung zu 
belassen. Aus überörtlichen Interessen heraus (im 
wesentlichen der Landesebéne) kann also eine aus-
reichende Ausstattung mit entsprechenden Fach-
kräften auch mit dem Erhalt und der Entwicklung 
ökologischer Leistungen zusätzlich begründet wer-
den. Gleichfalls könnte durch Serviceleistungen 
überörtlicher Ebenen der kommunale Bereich unter-
stützt werden. 

159. Der endgültige Charakter von Plänen als 
Handlungsanleitungen für den Naturschutz ent-
spricht nicht mehr den vorhandenen planungstechni-
schen Potentialen (Geographische Informations-
systeme, Umwelt- bzw. Landschaftsinformations-
systeme) und entsprach sachlich nur bedingt den 
dynamischen Strukturen der Natur- und Kulturland- 
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schaften beziehungsweise der Dynamik im politisch

-

administrativen Bereich. Eine Entwicklung von Pla-
nung zu Management bedarf einer stärkeren Veran-
kerung und Institutionalisierung dynamischer Pla-
nungsinstrumente. Es kann nach Ansicht des Um-
weltrates jedoch nicht um weitere zusätzliche Instru-
mente gehen, sondern vielmehr um einen sachlich 
begründeten „Generationswechsel" der Steuerungs-
instrumente in der Naturschutzpolitik. Eine wesent-
liche Voraussetzung für eine Stärkung der Land-
schaftsplanung, insbesondere im Hinblick auf deren 
Neuorientierung, ist ein kontinuierliches Umwelt

-

monitoring (SRU, 1991 und 1996, Abschn. 2.3.1), um 
die Datenverfügbarkeit und Datenqualität als zen-
trales Problem aller ökologischen Planungen zu 
verbessern. Ausreichende Informationen über den 
Zustand der Umwelt sind eine unverzichtbare 
Voraussetzung für ein strategisches Naturschutz-
management. Erst auf dieser Grundlage sind aus-
sagefähige Wirkungsanalysen, Erfolgskontrollen und 
Prognosen möglich. 

160. Ein operatives Naturschutzmanagement muß 
eine fachlich fundierte und transparente Steuerung 
dynamischer Nutzungsstrukturen ermöglichen. Un-
ter „operativ" sind die kurzfristigen und situations-
bezogenen Entscheidungsbereiche mit Bedeutung 
für den Naturschutz zu verstehen. Neue Nutzungs-
typen und Änderungen der Nutzungsstrukturen 
am Standort müssen projektbezogen naturschutz-
fachlich begleitet werden. Die drei Hauptaufgaben 
Vorsorge/Vermeidung, Projektgestaltung/Alternati-
venbetrachtung und Ausgleich von Naturverbrauch 
stehen hierbei im Vordergrund und müssen für die 
politischen Entscheidungsgremien aufbereitet wer-
den. Diese Aufgaben werden derzeit weitgehend 
von der Umweltverträglichkeitsprüfung übernom-
men; diese erstreckt sich auch auf Eingriffe in Natur 
und Landschaft einschließlich der Ausgleichsmaß-
nahmen (§ 6 Abs. 3, 4 UVPG; Anhang 1 Nr. 1.1 
UVPVwV). 

161. Wesentliche Rahmenbedingung des Natur-
schutzes sind die Eigentumsverhältnisse. Tragfähiges 
und konsequent an den erwartbaren Ergebnissen 
orientiertes Naturschutzmanagement benötigt daher 
Gestaltungsspielraum für eine aktive Steuerung der 
Flächenbesitzverhältnisse. Die Flurbereinigung im 
herkömmlichen Sinne beinhaltet bereits alle notwen-
digen Voraussetzungen einer aktiven Flächenpolitik 
für künftige Naturschutzanforderungen. In ihrer 
aktuellen Form scheint sie aber immer noch zu stark 
an der ursprünglichen Aufgabe der Flurneuordnung 
nach den Belangen landwirtschaftlicher Produktions-
bedingungen orientiert. Zukünftig stellt sich mit wei-
ter abnehmender Bedeutung agrarstruktureller Auf-
gaben die Frage nach der Entwicklung der Flurberei-
nigung und vor allem ihrer immer noch erheblichen 
sachlichen Ressourcen (Mittel und Fachpersonal). 
Der Umweltrat schlägt erneut deutlich flexiblere Ge-
staltungsmöglichkeiten von Flurbereinigungsverfah

-

ren vor (s. a. SRU, 1985). Notwendig sind situations

-

angepaßte, kurzfristige und vor allem wenig zeitauf-
wendige Verfahren zur Entflechtung von Natur-
schutzkonflikten durch Flächenbesitzverhältnisse. 
Erste Ansätze hierzu bietet die Erweiterung des An

-

wendungsbereichs bestimmter Verfahrenstypen der 
Flurbereinigung (Gesetz zur Änderung des Flurbe-
reinigungsgesetzes vom 23. August 1994), um zum 
Beispiel Nutzungskonflikte zwischen Naturschutz 
und Landwirtschaft zu entflechten und den Land-
tausch für Naturschutzzwecke zu erleichtern (Abschn. 
2.4.3.3). Mit einem Gesamtvolumen von knapp 400 
Millionen DM stehen dafür vergleichsweise umfang-
reiche Mittel zur Verfügung. Die Bedeutung dieser 
Gesetzesänderung wird durch den erhöhten Anteil 
der durchgeführten vereinfachten Flurbereinigungs-
verfahren an allen Verfahrensarten (ca. 13 % im Jahr 
1993) deutlich. Diese sich abzeichnende Umorientie-
rung der Flurbereinigung wirft allerdings auch Pro-
bleme auf. Die materiellen und Verfahrensregelun-
gen des Flurbereinigungsrechts sind auf die Grund-
stückseigentümer beziehungsweise deren vitale öko-
nomische Interessen an einer entsprechenden Neu-
ordnung bezogen. Eine Flurneuordnung als Teil des 
Naturschutzmanagements kann mit einer entspre-
chenden Teilnehmergemeinschaft als aktive Größe 
im Konzept herkömmlicher Verfahren nicht unbe-
dingt rechnen. Deshalb sind neue Anreizmodelle für 
die Grundstückseigentümer zur Teilnahme an modi-
fizierten Verfahren notwendig. Vorstellbar sind fi-
nanzielle Anreize etwa in Umkehrung der derzeit üb-
lichen Beteiligungskosten am Bereinigungsverfahren 
nach Flächenanteil. Flurneuordnung kann immer nur 
mit der Akzeptanz und Beteiligung der Grundstücks-
eigentümer erfolgen. Diese Akzeptanz auch unter 
geänderten Zielsetzungen und Rahmenbedingungen 
zu erwirken, müßte zukünftig von der Flurbereini-
gung als neue Herausforderung erkannt und aktiv 
für ein Naturschutzmanagement genutzt werden. Er-
forderlich wird auch eine juristisch tragfähige Rege

-

lung des Interessenausgleichs zwischen den beteilig-
ten Grundstückseigentümern (Wertermittlung und 
Neuzuweisung im Abgleich mit den ökologischen 
Zielsetzungen der Verfahren). 

162. Der zweite große aktive Bereich ist das Mana-
gement der fortlaufend anfallenden Pflege- und Er-
haltungsmaßnahmen bei aus ökologischen Gründen 
zu pflegenden Flächen. Der Annahme folgend, daß 
der Naturschutz seine heutigen Wertmaßstäbe beibe-
hält - eher noch anspruchsvoller gestaltet - ist zu er-
warten, daß die Aufwendungen zur Pflege der Kul-
turlandschaft noch zunehmen werden. Auf der 
Grundlage qualifizierter Pflegepläne können die 
Pflegemaßnahmen vornehmlich für öffentliche Flä-
chen ausgeschrieben und mit mittelfristigen vertrag-
lichen Vereinbarungen zwischen dem zuständigen 
Träger öffentlicher Verwaltung und Landschaftspfle-
geunternehmern festgelegt werden. Hierbei muß 
nicht die Förderung der örtlichen Landwirtschaft im 
Vordergrund stehen, wenngleich zu erwarten ist, daß 
landwirtschaftliche Betriebe für die nachgefragten 
Arbeiten besonders geeignet und in einem freien 
Wettbewerb an einem kommunalen Landschaftspfle-
gemarkt auch konkurrenzfähig sind. 

163. Um Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege in die Praxis umzusetzen, haben sich 
Landschaftspflegeverbände als eine effektive Orga-
nisationsform erwiesen. Nachdem 1986 in Mittelfran-
ken der erste deutsche Landschaftspflegeverband 
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gegründet wurde, bestehen mittlerweile über 70 die-
ser Verbände in elf Bundesländern. Sie betreuen 
einen bestimmten Naturraum oder ein Kreis- bezie-
hungsweise Gemeindegebiet. Landschaftspflegever-
bände sind eingetragene gemeinnützige Vereine, 
deren Vorstand sich aus Vertretern der Landwirt-
schaft, der Kommunalpolitik und des Naturschutzes 
zusammensetzt. Die Integration aller betroffenen 
Gruppierungen erwies sich als ein erfolgreicher Weg, 
die Akzeptanz zu fördern und den Erfahrungsschatz 
aller Beteiligten zu nutzen; insofern sind von Land-
schaftspflegeverbänden angestrebte Lösungen zu 
präferieren, bei denen die Pflege der Landschaft den 
einzelnen Grundeigentümern und von ihnen vertrag-
lich Beauftragten überlassen wird. Als Aufgaben und 
Ziele der Landschaftspflegeverbände können ge-
nannt werden: 

- Erhaltung und Sanierung typischer Kulturland-
schaften, 

- Planung, Organisation und Durchführung von 
Maßnahmen zur Erhaltung und Pflege von ökolo-
gisch wertvollen Flächen, 

- Schaffung geeigneter Biotopverbundsysteme, 

- Steuerung eines umweltverträglichen Tourismus 
in Zusammenarbeit mit den Kommunen, 

- Information und Beratung der Mitglieder sowie 

- Aufklärung der Öffentlichkeit in den Bereichen 
Natur und Umweltschutz. 

Der Umweltrat empfiehlt, Landschaftspflegever-
bände für die Umsetzung regionaler Landnutzungs-
konzepte sowie der kommunalen Landschaftspla-
nung zu institutionalisieren und zu fördern. 

164. Die Verbindung Landschaft-Landwirtschaft 
ist ein wichtiger Anknüpfungspunkt für die Diskussi-
on um die Honorierung ökologischer Leistungen der 
Landwirtschaft (Kap. 2.5). Pflege und Entwicklung 
der Landschaft kann nicht auf Flächen in kommuna-
ler Hand beschränkt werden, sondern muß möglichst 
flächendeckend ansetzen. Daher ist die Einbindung 
der örtlichen Land- und Forstwirtschaft in Natur-
schutzaktivitäten unumgänglich. 

165. Langfristig sollten die Handlungsoptionen für 
eine Weiterentwicklung der Naturschutzpolitik an 
den Vorschlägen zur Einführung dezentraler Gestal-
tungsmuster und marktwirtschaftlicher Anreizinstru-
mente orientiert sein. Bei den Planungsinstrumenten 
würde dies eine Aufgabenverschiebung vom direk-
ten Lenkungsanspruch zur informellen Entschei-
dungsvorbereitung auf den entsprechenden Ent-
scheidungsebenen (Kommunen und p rivate Ent-
scheidungsträger) zur Folge haben. Die überörtli-
chen Planungsebenen würden in einem reduzierten 
Maße Vorgaben tätigen. Die unteren Ebenen würden 
weniger stark durch die überörtlichen Naturschutz-
planungen reglementiert, sondern könnten auf der 
fachlichen Grundlage flexibler Naturschutzinstru-
mente entsprechende Naturschutzleistungen erbrin-
gen (kommunales Naturschutzmanagement). Lang-
fristig müßten für eine solche Naturschutzpolitik der 
Kommunen allerdings auch andere Fachgesetze an-
gepaßt werden. 

166. Die Eingriffsregelung beziehungsweise die 
landschaftspflegerische Begleitplanung ist als verur-
sacherorientiertes Instrument heute unumgänglicher 
Bestandteil für öffentliche und p rivate Vorhaben. 
Dennoch sind sie für eine aktive Naturschutzpolitik 
eher als ergänzende Instrumente einzuschätzen. 
Eine echte Alternativenprüfung bei Nutzungen be-
ziehungsweise eine gleichrangige Beachtung ökolo-
gischer Belange im Sinne einer dauerhaft-umweltge-
rechten Landnutzung kann mit ihnen alleine auch 
zukünftig kaum erreicht werden. Öffentliche und pri-
vate Entscheidungen mit wi rtschaftlichen Zielsetzun-
gen werden nicht substantiell beeinflußt. 

167. Naturschutzpolitik muß im Hinblick auf neue 
Instrumente die Bereitstellung fehlender fundierter 
empirischer Analysen und Effizienzuntersuchungen 
veranlassen. Problemanalysen und neuen Vorschlä-
gen haftet immer ein spekulativer Anstrich an, ein 
Mißstand, der aus der Sicht der Naturschutzpolitik 
nicht verschwiegen oder verdrängt werden kann. In 
den Auseinandersetzungen mit anderen Fachpoliti-
ken und bei finanziellen Verteilungskämpfen wird 
der Mangel an harten Daten immer zu Nachteilen für 
die Belange von Natur und Landschaft führen. Eine 
wesentliche übergreifende Anforderung zielt daher 
auf systematische Wirkungs- und Effizienzanalysen 
der bisherigen Naturschutzpolitik ab. Sie sind im 
Sinne von Effizienzkontrollen durch Kostenanalysen 
(Grundkosten, Opportunitätskosten, Transaktionsko-
sten) zu ergänzen. Ähnliche Anstrengungen müssen 
in Zukunft auch für Instrumente wie die Landschafts-
planung, die Eingriffsregelung und die Umweltver-
träglichkeitsprüfung systematisch vorgenommen 
werden. Das Bundesamt für Naturschutz sollte eine 
solche Evaluierung zur tatsächlichen Wirksamkeit 
der Naturschutzpolitik sicherstellen. Erste Ansätze 
sind mit der Evaluierung von Landschaftsplänen ge-
macht. 

2.4 Agrarpolitik 

2.4.1 Bedeutungs- und Strukturwandel 
der Landwirtschaft 

168. Der aktuellen Agrarpolitik mangelt es an einer 
klaren und langfristigen Perspektive für eine öko-
nomische und ökologische Konzeption zukünftiger 
Landbewirtschaftung (SRU, 1994, Tz. 942). Schwer-
punkt der derzeitigen Diskussion ist der landwirt-
schaftliche Strukturwandel sowie die künftige gesell-
schaftliche Bedeutung der Landwirtschaft, insbeson-
dere für die Regionalentwicklung, sowie die damit 
verbundenen Zielsetzungen und Funktionszuwei-
sungen (SRU, 1994, Tz. 887 f., 943). Im Zusammen-
hang mit der Neuausrichtung der Agrar- und Um-
weltpolitik auf das Ziel einer dauerhaft-umweltge-
rechten Landnutzung ist vor allem das verfügbare 
agrar- und umweltpolitische Instrumentarium zu un-
tersuchen und zu bewerten. Eine Analyse der ökolo-
gischen Auswirkungen der landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung und der ihnen zugrundeliegenden öko-
nomischen Bestimmungsfaktoren ist bereits im Land-
wirtschaftsgutachten des Umweltrates zu finden 
(SRU, 1985), aktuell bei BAUER et al. (1995). 
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Die langfristigen Entwicklungstendenzen im Agrar-
sektor werden in besonders starkem Maße durch ge-
samtwirtschaftliche Faktoren geprägt. Ein phasen-
weises Gegensteuern, wie es durch die bisherige Po-
litik immer wieder versucht wurde, führt in späteren 
Zeitperioden erfahrungsgemäß zu um so schmerz-
licheren Anpassungserfordernissen. Um so wichtiger 
ist es, die Grundtendenzen und wesentlichen Ein-
flußkräfte auf den sektoralen und regionalen Struk-
turwandel in die Überlegungen zu einer dauerhaft

-

umweltgerechten Landnutzung und Entwicklung 
ländlicher Räume von vornherein mit einzubeziehen. 

169. Während in der Nachkriegszeit allein in West-
deutschland noch etwa 30 % der Arbeitskräfte in der 
Landwirtschaft beschäftigt waren, beträgt der Anteil 
heute unter 3 %, trotz der vergleichsweise noch ho-
hen Bedeutung der Landwirtschaft in den neuen 
Bundesländern. Der Wertschöpfungsanteil der Land-
wirtschaft (Anteil am Bruttoinlandsprodukt) bewegt 
sich mit abnehmender Tendenz auf die 1 %-Marke 
zu. 

Der anhaltende gesamt- und regionalwirtschaftliche 
Bedeutungsverlust des Agrarsektors, zumindest der 
Nahrungsmittelproduktion, ist ein wichtiger Aspekt 
bei der Beurteilung von Wirkungen agrarpolitischer 
Maßnahmen auf den ländlichen Raum. 

Als Hauptursachen für den Bedeutungsverlust der 
Landwirtschaft sind vor allem der Rückgang des An-
teils der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten 
Konsumausgaben, der technische Fortschritt und da-
durch hohe Ertrags- und Effizienzsteigerungen, die 
zunehmende Auslagerung von Funktionen aus der 
Landwirtschaft in spezialisierte gewerbliche Unter-
nehmen und wachsende Importe zu nennen. Nach 
der Uruguay-Runde des GATT im Ap ril 1994 und 
dem Inkrafttreten der Beschlüsse ab 1. Januar 1995 
zeichnet sich eine weitere Beschleunigung des 
Strukturwandels ab, da sich die Europäische Union 
neben der deutlichen Reduzierung der Preisstützun-
gen auch zu einer teifgreifenden Liberalisierung des 
weltweiten Agrarhandels verpflichtet hat. 

In Ergänzung zur Agrarreform von 1992 hat der 
EU-Ministerrat eine Agrar-Umwelt-Verordnung (VO 
Nr. 2078/92/EWG) erlassen, auch mit dem Ziel, den 
Strukturwandel in bestimmte Bahnen zu lenken. Die 
Verordnung soll zur Verknüpfung landwirtschafts-
und umweltpolitischer Zielsetzungen beitragen, die 
Veränderungen des Agrarmarktes mitbegleiten und 
gewährleisten, daß den Landwirten ein angemes-
senes Einkommen sicher ist. Die Verordnung war 
Ansatzpunkt für eine detaillierte Analyse der der-
zeitigen Landbewirtschaftung durch den Umwelt-
rat in seinem Umweltgutachten 1994 (s. SRU, 1994, 
Kap. III.2, Tz. 887 ff.) . 

Auch der ökologische Landbau wird letztlich durch 
den hier skizzierten Strukturwandel zu Anpassungen 
gezwungen. Der Rückgang des Preisniveaus für kon-
ventionell erzeugte Agrarprodukte wird voraussicht-
lich auch eine Preissenkung bei ökologisch erzeug-
ten Produkten nach sich ziehen; damit erlangen letz-
tere größere Marktanteile. Gleichzeitig erfordert der 
ökologische Landbau aber wegen der extensiveren 

Wirtschaftsweise eine eher größere Flächenausstat-
tung als der konventionelle Landbau. 

Auswirkungen der bisherigen Agrarpolitik 
auf die räumliche Verteilung 
der landwirtschaftlichen Nutzung 

170. Unter freien Marktbedingungen fände eine 
weitgehende Konzentration der landwirtschaftlichen 
Bodennutzung an den Standorten mit natürlichen 
komparativen Vorteilen statt. Dies gilt zumindest un-
ter der Voraussetzung, daß die von der Landwirt-
schaft ausgehenden sozialen Kosten und Nutzen 
nicht internalisiert würden. Eine völlige Liberalisie-
rung des Agrarsektors bei gleichzeitiger Verengung 
der Bedeutung der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung auf die Nahrungsmittelproduktion würde vor-
aussichtlich zum Rückzug der Landwirtschaft auf 
vergleichsweise wenige Regionen mit natürlichen 
(Bodenqualität, Klima) oder räumlichen (Hafennähe, 
Nähe zu Absatzmärkten) Standortvorteilen führen. 
Nach dem Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten 
Landnutzung wird aber unter anderem eine weit-
gehend flächendeckende Landbewirtschaftung mit 
Ausnahme ausgewählter Naturentwicklungsgebiete 
angestrebt (vgl. auch SRU, 1994, Tz. 466, 893 ff.). 

Im Hinblick auf die räumliche Verteilung landwirt-
schaftlicher Nutzung gilt es, die wichtigsten agrarpo-
litischen Instrumente in ihrer Wirkung darzustellen: 

(1) Preissenkungen für Agrarprodukte führen - un-
ter der Annahme, daß die Flächenbeihilfen einge-
stellt werden - zum Ausscheiden der Grenzanbieter. 
Da diese überwiegend in den Gebieten mit ungünsti-
geren Standortvoraussetzungen zu finden sind, un-
terstützt dieses Instrument eine Konzentration der 
Agrarproduktion auf die ertragreichen Standorte. Al-
lerdings ist zu bedenken, daß die bisherige mengen-
bezogene Hochpreispolitik der Europäischen Union 
im wesentlichen den ertragsstarken Regionen zugute 
kam. Eine generelle Preissenkung würde deshalb 
ausreichend finanzielle Mittel freisetzen, die (zumin-
dest in Teilen) für die spezifische Förderung gefähr-
deter Räume mit Grenzertragsstandorten umgewid-
met werden könnten. 

(2) Die Flächenstillegung bewirkt in der gegenwär-
tigen Form eine Verringerung des Angebots auch 
aus den landwirtschaftlichen Gunstlagen. Daher stei-
gen die Marktchancen der Bet riebe auf weniger er-
tragreichen Standorten, einen gewissen Anteil am 
Nahrungsmittelmarkt zu behalten. Somit wirkt die 
Flächenstillegung tendenziell in Richtung auf eine 
flächendeckende Landbewirtschaftung. 

(3) Die Flächenbeihilfe verteuert einerseits den 
Faktor Fläche für alternative Nutzungen, anderer-
seits begünstigt sie ertragsschwächere Bet riebe in-
nerhalb einer Region durch einen einheitlichen Bei-
hilfesatz; in den meisten Bundesländern wurde die 
Gesamtfläche des Bundeslandes als eine Region fest-
gelegt. Beides wirkt einer Aufgabe der landwirt-
schaftlichen Nutzung auf Grenzertragsstandorten 
entgegen und somit dekonzentrierend. 

(4) Die Kontingentierung von Agrarprodukten 
durch regional gebundene Quoten begrenzt den ma-
ximalen Marktanteil einer Region unabhängig von 
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ihrem Ertragspotential. Über die regionalen Vertei-
lungs- und Konzentrationswirkungen der Kontingen-
tierung von Agrarprodukten lassen sich keine gene-
rellen Aussagen machen. Sie hängen von der Aus-
gangsverteilung der Quoten im Vergleich zum räum-
lichen Marktgleichgewicht und von politischen Ein-
flußfaktoren wie der Preispolitik und der Frage der 
Handelbarkeit der Quoten ab. Im Bereich Milch 
dürfte die Kontingentregelung eher benachteiligte 
Gebiete stärken, aber nur, wenn die Milchpreise 
vergleichsweise hoch gehalten werden. Die freie 
Handelbarkeit von Milchkontingenten wiederum 
schwächt die benachteiligten Gebiete. 

(5) Die Ausgleichszulage unterstützt die Land-
wirtschaft in benachteiligten Gebieten. Dieses In-
strument hat am eindeutigsten den Zweck, die 
landwirtschaftliche Nutzung auf den Grenzertrags-
standorten zu erhalten. Allerdings dürfte die bis-
herige Vergabepraxis zu erheblichen Streuverlusten 
führen, weil derzeit über 50 % der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche den benachteiligten Gebieten 
zugeordnet wird und damit förderungsfähig ist. 

(6) Die Extensivierungsprogramme, der Vertrags-
naturschutz und sonstige Programme mit der Land-
wirtschaft zur Verwirklichung von Naturschutzzielen 
bieten Landwirten alternative Erwerbsquellen zur 
Nahrungsmittelproduktion, wenn auch nur in be-
schränktem Umfang. Es ist davon auszugehen, daß 
die Landwirtschaft in den Regionen mit ungünstigen 
Standortverhältnissen komparative Vorteile bei der 
Erbringung ökologischer Leistungen und der Steige-
rung beziehungsweise Erhaltung des Erholungs-
werts der Landschaft besitzt. Die derzeitigen Pro-
gramme, einschließlich der flankierenden Maßnah-
men, werden vorrangig in benachteiligten Gebieten 
bei ohnehin vergleichsweise extensiver Nutzung 
nachgefragt, da hier die Opportunitätskosten niedri-
ger sind. Insofern kann das Extensivierungspro-
gramm als eine de facto Honorierung für die Auf-
rechterhaltung der landwirtschaftlichen Nutzung an-
gesehen werden. Insgesamt wirken diese Instru-
mente daher in Richtung einer flächendeckenden 
Bewirtschaftung. 

(7) Die einzelbetriebliche Investitionsförderung hat 
den Betriebsgrößenstrukturwandel und tendenziell 
auch die räumliche Konzentration der Agrarproduk-
tion unterstützt. In den alten Bundesländern ent-
fallen - laut Agrarstrukturbericht des Bundesland-
wirtschaftsministeriums (BML, 1993, S. 77) - über 
90 % beziehungsweise 60 % der Anzahl der Förder-
fälle auf landwirtschaftliche Betriebe mit einem Stan-
dardbetriebseinkommen über 50 000 DM bezie-
hungsweise 80 000 DM. In den letzten Jahren ist le-
diglich die Anzahl der Förderungen in der Gruppe 
über 80 000 DM angestiegen, während immer weni-
ger mittlere und kleinere Betriebe gefördert worden 
sind. In regionaler Hinsicht lag der Schwerpunkt der 
Förderung an günstigen Agrarstandorten mit ver-. 
gleichsweise größeren landwirtschaftlichen Betrie-
ben. Mit der Anhebung der Förderobergrenzen und 
Prosperitätsgrenzen (z. B. von 50 auf 80 Milchkühe, 
VO Nr. 2328/91/EWG) soll eine Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen und auch 
deutschen Landwirtschaft erreicht werden. Ein akti-

ver Beitrag zur Aufrechterhaltung der Landwirtschaft 
in benachteiligten Gebieten wird dadurch nicht ge-
leistet. Im Gegenteil, die einzelbetriebliche Investiti-
onsförderung vermindert die interregionale Wettbe-
werbsfähigkeit der Landwirtschaft in benachteiligten 
Gebieten gegenüber agrarischen Gunststandorten. 

(8) Die Auswirkungen der EU-Strukturförderung 
auf den Agrarsektor sind nicht eindeutig zu beurtei-
len. Einerseits richtet sich ein Teil der Maßnahmen 
direkt an die Landwirtschaft in strukturschwachen 
Gebieten, andererseits ist die Förderung darauf aus-
gerichtet, alternative Erwerbs- und Entwicklungs-
möglichkeiten außerhalb des Agrarsektors zu schaf-
fen und zu fördern (s. a. Abschn. 2.2.1). 

171. Grundsätzlich ist der überwiegende Teil der 
derzeit eingesetzten agrarpolitischen Instrumente 
darauf ausgerichtet, eine weitgehend flächendek-
kende Landbewirtschaftung in Deutschland zu erhal-
ten. Entgegengesetzte Wirkung entfalten die Preis-
senkungen der EG-Agrarreform von 1992 für ver-
schiedene Agrarprodukte. Zum jetzigen Zeitpunkt 
wird der Effekt der Preissenkungen auf die räum-
liche Verteilung landwirtschaftlicher Bodennutzung 
ansatzweise durch die Flächenbeihilfe kompensiert. 
Unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen wird 
sich der landwirtschaftliche Strukturwandel in unver-
änderter Geschwindigkeit und mit der gleichen 
Grundausrichtung fortsetzen. 

Für 1997 steht eine erste grundsätzliche Überprüfung 
der verabschiedeten Reform an (vgl. u. a. DIW, 1995; 
MANEGOLD, 1995; Europäische Kommission, 1994). 
Inwieweit dann noch eine dauerhafte Präsenz der 
Landwirtschaft in Grenzregionen gewährleistet wer-
den kann, bleibt abzuwarten. Auch die Betonung des 
Zieles einer leistungs- und wettbewerbsfähigen so-
wie marktorientierten (Markt im Sinne der Nah-
rungsmittelerzeugung) Landwirtschaft im Agrarbe-
richt des Bundeslandwirtschaftsministeriums von 
1995 läßt dies vermuten. Nach einer Studie der Euro-
päischen Kommission (1994) soll das Ziel verfolgt 
werden, die Nahrungsmittelproduktion auf den 
Standorten mit komparativen Vorteilen zu konzen-
trieren, den damit verbundenen Strukturwandel 
während einer Übergangsphase sozial zu flankieren 
und, soweit dies möglich ist, durch eine aktive Regio-
nalpolitik Kapazitäten, die durch den schrumpfenden 
Agrarsektor frei werden, in anderen Bereichen zu 
binden. In die gleiche Richtung gehen die Bemühun-
gen der Bundesregierung, die Bestimmungen für die 
Flächenstillegung und die Quoten im Bereich der 
Tierhaltung zu lockern, so daß die räumliche Vertei-
lungswirkung dieser Instrumente weitgehend aufge-
hoben wird. Auch die Anhebung der einzelbetriebli-
chen Grenzen für die Gewährung von Fördergeldern 
hat ähnliche Auswirkungen (BML, 1995). 

172. Im Vergleich zu diesen Bestrebungen und 
Maßnahmen spielen Konzepte zum Einsatz markt-
wirtschaftlicher Instrumente, das heißt zur Verteue-
rung umweltbelastender Betriebsmittel und zur Ho-
norierung von Leistungen der Landwirtschaft als Bei-
trag zum abiotischen, biotischen und ästhetischen 
Ressourcenschutz gegenwärtig auf der politischen 
Ebene keine Rolle. Die Bedeutung der Landwirt- 
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schaft bleibt weiter auf die Nahrungsmittelproduk-
tion verengt. Die Versorgung mit Nahrungsmitteln 
soll unter diesem Blickwinkel volkswirtschaftlich 
möglichst kostengünstig gewährleistet werden. 
Landwirtschaftlich bedingten Umweltbelastungen 
wird bislang überwiegend durch das Ordnungsrecht 
begegnet. Gleichzeitig gibt es nur wenige, und 
schon gar keine langfristigen Ansätze für eine Hono-
rierung der vom Markt nicht entgoltenen Leistungen 
der Landwirtschaft für den Umwelt- und Naturschutz 
sowie den Erholungswert der Landschaft, um eine 
landwirtschaftliche Nutzung auch in benachteiligten 
Regionen aufrechtzuerhalten. 

Regionale Konsequenzen 
des Agrarstrukturwandels 

173. Aus den genannten Entwicklungstendenzen 
ergeben . sich im einzelnen jedoch regional unter-
schiedliche Konsequenzen. Der Beitrag der Land-
wirtschaft zur Stabilisierung ländlicher Problemge-
biete wird weiter abnehmen. Je nach Ausgangslage 
(natürliche und agrarstrukturelle Bedingungen, Lage 
zu Zentren, Infrastrukturausstattung und Industriali-
sierungsgrad) ist jedoch von unterschiedlichen An-
passungsverläufen mit verschiedenartigen Rück-
kopplungen auf die ländlichen Räume auszugehen. 

Im einzelnen ergeben sich regionenabhängig folgen-
de Konsequenzen: 

(1) In stark landwirtschaftlich geprägten Regionen 
mit günstigen Standortvoraussetzungen ist eine wei-
tere Aufgabe kleiner und mittlerer Betriebe mit voll-
ständiger Abwanderung aus der Landwirtschaft und 
auch aus der Region wahrscheinlich. Dies schafft die 
Voraussetzung dafür, daß die verbleibenden Betriebe 
weiter wachsen und so ihre Existenzfähigkeit sichern 
können. Als Beispiel für diesen Typ ländlicher Regio-
nen gelten große Teile Schleswig-Holsteins, Nieder-
sachsens sowie die Regionen mit guten Böden in den 
neuen Bundesländern. Aufgrund der meist auf gro-
ßen Schlägen und intensiv betriebenen Landwirt-
schaft kann in diesen Gebieten die A rt  der Bewirt-
schaftung mit den ökologischen Erfordernissen in 
Konflikt geraten. 

(2) Ein anderer Typ ländlicher Gebiete zeichnet 
sich durch einen höheren Anteil des Gewerbe- und 
Dienstleistungssektors aus (z. B. Regionen Baden

-

Württembergs, Bayerns, Hessens). Hier vollzieht sich 
der agrarstrukturelle Wandel durch einen Übergang 
zu Neben- und Zuerwerbsbetrieben und zur Mehr-
fachbeschäftigung, wobei sich die wirtschaftliche 
Existenzsicherung der vormals ausschließlich in der 
Landwirtschaft tätigen Familienarbeitskräfte zuneh-
mend auf außerlandwirtschaftliche Erwerbseinkom-
men gründet. Allerdings bestehen in einem Teil die-
ser Regionen (z. B. Schwarzwald, Allgäu) unter Um-
weltschutz- sowie Freizeit- und Erholungsgesichts-
punkten höhere Ansprüche an die Landwirtschaft. 
Diese Ansprüche bieten auch neue Beschäftigungs- 
und Einkommensmöglichkeiten (z. B. Reitpferdehal-
tung, Ferien auf dem Bauernhof, bestimmte, auch 
kommunale Dienstleistungen, ökologischer Landbau 
und Direktvermarktung landwirtschaftlicher Pro-
dukte). 

(3) Ländliche Gebiete im Umfeld von Verdich-
tungsregionen (z. B. Rhein-Main-Gebiet, Ruhrgebiet, 
Stuttgarter Raum, Berlin, Raum Leipzig-Halle) sind 
besonders stark dem Druck der Siedlungsgebiete 
ausgesetzt, der sich vor allem in den Bereichen Woh-
nen und Naherholung,. in der zunehmenden Bedeu-
tung der Abfallverwertung in der Fläche (Kompost, 
Klärschlamm) und auch im Hinblick auf ökologische 
Ausgleichsfunktionen bemerkbar macht. Das bedeu-
tet, daß diese ländlichen Gebiete und insbesondere 
die Landwirtschaft in diesen Regionen zunehmend 
den negativen Umweltbelastungen von Ballungsge-
bieten (stoffliche und strukturelle Belastungen) aus-
gesetzt sind. Aus dem regionalen Blickwinkel von 
Ballungs- und Umlandgebieten ist die unmittelbare 
wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft hinge-
gen gering. 

(4) Ganz anders stellt sich die Problemsituation in 
peripheren, kaum industrialisierten Regionen mit un-
günstigen natürlichen Standortbedingungen dar. In 
diesen Gebieten sind weder komparative Vorteile für 
eine landwirtschaftliche noch für eine gewerbliche 
Entwicklung gegeben. Diese Konstellationen sind 
unter anderem besonders ausgeprägt in Teilen Hes-
sens, in der Eifel, im Bayerischen Wald sowie in Tei-
len Mecklenburg-Vorpommerns und Brandenburgs. 
Da manche dieser Gebiete in den alten Bundeslän-
dern gleichzeitig eine ungünstige Agrarstruktur ha-
ben, sind unter den gegebenen Bedingungen auch 
besondere Formen der Landbewirtschaftung mit ho-
hem Flächenanspruch (z. B. Ranching) kaum wirt-
schaftlich tragbar. Der Rückzug der Landwirtschaft 
ist hier häufig mit einem Brachfallen der Flächen ver-
bunden. Es ist zu erwarten, daß schützenswerte Bio-
tope, die sich im Verbund mit landwirtschaftlicher 
Nutzung entwickelt haben, ohne Gegenmaßnahmen 
der natürlichen Sukzession anheimfallen werden. 

174. Rückzugstendenzen der Landwirtschaft kön-
nen sich in dem Maße zu einer Krise für bestimmte 
Regionen ausweiten, wie die dortige Wirtschafts-
struktur einseitig auf den Agrarbereich ausgerichtet 
ist und alternative Erwerbsquellen in Zahl und Qua-
lität (Entlohnung) nicht adäquat zur Verfügung ste-
hen beziehungsweise erreichbar sind. In ohnehin 
schwach besiedelten Gebieten führt eine weitere 
Entleerung schnell so weit, daß eine den Mindest-
standards entsprechende Versorgungsstruktur kaum 
mehr garantiert werden kann. 

Entsprechend kristallisieren sich als Folge der ab-
nehmenden Bedeutung des Agrarsektors aus sozio-
ökonomischer Sicht Gebiete mit spezifischen, unter 
Umständen sehr hartnäckigen Strukturproblemen 
heraus. Zum Beispiel müssen landwirtschaftlich ge-
prägte Gebiete Brandenburgs und Mecklenburg

-

Vorpommerns infolge des Agrarstrukturwandels ei-
nen substantiellen Verlust des Arbeitsplatzangebots 
und der Wirtschaftskraft hinnehmen, wenn nicht Ent-
wicklungsalternativen, wie zum Beispiel Naturparke 
„neuer Prägung" (Tz. 67 und 119), geschaffen wer-
den. Auch in peripheren ländlichen Gebieten Nie-
dersachsens, die zu einem großen Anteil durch Be-
wirtschaftung von Grünland gekennzeichnet sind 
und schon heute eine vergleichsweise geringe Be-
siedlungsdichte aufweisen, besteht die Gefahr, daß 
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bei einem Rückzug der Landwirtschaft die Versor-
gungsinfrastruktur in Frage gestellt wird (z. B. Ems

-

land) . 

Die ökologischen Folgen eines Rückzugs der Land-
wirtschaft aus der Fläche lassen sich nicht unbedingt 
regional in derselben Weise eingrenzen; gleichwohl 
zeichnen sich bestimmte Problemgebiete ab. Gerade 
in Gebieten, in denen die Landwirtschaft schon jetzt 
geringe Bedeutung hat und auch vergleichsweise ge-
ringe Flächenanteile nutzt, kann die weitere Aufgabe 
von Nutzflächen zum Verlust seltener Lebensräume 
in der Kulturlandschaft führen. Die Folgen des Agrar-
strukturwandels müssen sowohl aus bundes- und 
landesweiter als auch aus regionaler Sicht (Wert-
schätzung durch die regionale Bevölkerung) beurteilt 
werden. 

2.4.2 Zur Diskussion über die Neuorientierung 
der Agrarpolitik 

175. Im Gegensatz zur abnehmenden volkswirt-
schaftlichen Bedeutung des Agrarsektors in seiner 
traditionellen Produktionsfunktion steht die relativ 
konstante, teilweise sogar zunehmende Wertschät-
zung durch die Gesellschaft. Daß eine land- und 
forstwirtschaftliche Bodennutzung zumindest in ei-
nem gewissen Maße aufrechterhalten bleiben soll, ist 
weitgehend gesellschaftlicher Konsens beziehungs-
weise mehrheitsfähig (Deutsche Landwirtschafts-
gesellschaft, 1995; ISERMEYER und HAGEDORN, 
1994). Diese positive Grundausrichtung beruht aber 
immer weniger auf der klassischen Erzeugung tieri-
scher und pflanzlicher Produkte als vielmehr auf den 
damit verbundenen Sekundär- und Koppelproduk-
ten, wie insbesondere 

- positiver Einfluß auf das Landschaftsbild und den 
Erholungswert der Landschaft, 

- Erhaltung und Pflege einer Kulturlandschaft mit 
großer Vielfalt an Lebensräumen und Arten, 

- Erhalt der Kulturlandschaft als Arbeitsmarkt für 
naturverbundene Berufe, 

- Beitrag zur Erhaltung beziehungsweise Schaffung 
einer regionalen Identität und spezifischen Regio-
nalkultur [z. B. Prägung der umgebenden Kultur-
landschaft, des Dorfbildes und eines ortsnahen 
Handels (Direktvermarktung)] sowie 

- standortspezifische ökologische Leistungen (vgl. 
Abschn. 2.5.1). 

Die Bereitstellung dieser aus gesellschaftlicher Sicht 
positiven Leistungen der Landwirtschaft für den 
ländlichen Raum selbst und insbesondere für die Be-
wohner in Verdichtungsgebieten ist aber an spezifi-
sche Formen der landwirtschaftlichen Bodennutzung 
gebunden, die unter den gegenwärtigen ökonomi-
schen Rahmenbedingungen, wie sie die Agrarpolitik 
vorgibt, im Konflikt mit dem Einkommensziel der 
Landwirte stehen. Das heißt, daß unter der aktuellen 
Ausrichtung der Agrarpolitik eine Bereitstellung der 
gesellschaftlich erwünschten Leistungen als Beitrag 
zur Lebensqualität ländlicher Räume nicht in ausrei-
chendem Maße zu erwarten ist. 

176. Die Auseinanderentwicklung von volkswirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Bedeutung des 
Agrarsektors macht eine Neuausrichtung der Agrar-
politik dringend notwendig, wenn jene nicht mittel- 
und langfristig auf Bundes- und Länderebene ihre 
Rechtfertigung als eigenständiger Politikbereich 
(häufig mit Zuständigkeiten in den Bereichen Natur-
schutz und Regionalentwicklung) verlieren will. Der 
Mittelansatz des Agrarhaushaltes von 12,4 Mrd. DM 
oder 2,5 % des Bundeshaushaltes (Bundeshaushalt

-

plan vom 22. 6. 1995, BGBl. I, S. 819) - ohne Berück-
sichtigung von Steuererleichterungen und finanziel-
len Transfers im Rahmen der EU-Agrarpolitik - läßt 
sich nicht länger allein mit der Sicherstellung der 
Nahrungsmittelversorgung begründen. In den Län-
dern Hessen, Saarland und Rheinland-Pfalz wurden 
die Landwirtschaftsministerien bereits aufgelöst und 
die Kompetenzen auf andere Resso rts verteilt. Hes-
sen hat schon vor einigen Jahren einen konsequen-
ten Schritt vollzogen und die Landwirtschaftsverwal-
tung auf neue Bereiche, wie die Entwicklung ländli-
cher Räume und Umweltaufgaben, ausgedehnt und 
Ämter für Regionalentwicklung, Landschaftspflege 
und Landwirtschaft eingerichtet. 

Auch auf Bundesebene wird die Bedeutung der 
Landwirtschaft etwa für die Lebensqualität im ländli-
chen Raum und die Erzeugung nachwachsender 
Rohstoffe als Beitrag zu einer umweltverträglichen 
Ressourcennutzung zunehmend erkannt. Die Er-
kenntnis, daß die traditionelle Agrarpolitik auf Dauer 
in die Sackgasse führen muß, spiegelt sich auch in 
der Erweiterung des Einkommensziels der Agrarpoli-
tik um die Verbesserung der Lebensverhältnisse im 
ländlichen Raum (Agrarbericht 1995, Tz. 145) und im 
konzeptionellen Ansatz zur Agrarstrukturpolitik wi-
der. 

Für die Agrarstrukturpolitik wird ein Zusammen-
wirken mit anderen Politikbereichen wie der regio-
nalen Wirtschaftsförderung (Gemeinschaftsaufgabe 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur), der Arbeitsmarktpolitik und der EU-Strukturpo-
litik gefordert (Agrarbericht 1995, Tz. 219). Die ge-
meinschaftlichen Förderkonzepte der Europäischen 
Union für die Ziel 1-Gebiete und Ziel 5 b-Gebiete so-
wie für Gebiete im Rahmen der Gemeinschaftsinitia-
tive LEADER sollen die Basis für eine übergreifende 
Strukturpolitik in ländlichen Räumen sein. Dies deu-
tet darauf hin, daß sich die Agrarpolitik des Bundes 
unter Umständen aus der Strukturpolitik für länd-
liche Räume künftig zurückzieht und diese der Euro-
päischen Union sowie den Ländern und Gemeinden 
überläßt. 

177. Es bedarf der Analyse, inwieweit die gegen-
wärtige und zukünftige Agrarpolitik den skizzierten 
Bedeutungswandel nachvollzieht, also den zukünfti-
gen Anforderungen, die an sie gestellt werden, ge-
recht wird. Aus Sicht des Umweltrates ist zu prüfen, 
ob die Mittelverteilung im Agrarhaushalt, die Maß-
nahmen im Bereich der Markt- und Preispolitik, der 
Agrarstrukturpolitik und der Agrarumweltpolitik der 
geänderten Zielsetzung einer dauerhaft-umweltge-
rechten Landnutzung entsprechen und konsistent 
sind. 
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2.4.3 Defizite und Verbesserungsmöglichkeiten 
in den einzelnen Bereichen der Agrarpolitik 

2.4.3.1 Markt- und Preispolitik 

178. In der Markt- und Preispolitik vollzog sich mit 
der EG-Agrarreform von 1992 einerseits eine Abkehr 
von der bisherigen Politik. Unter dem Schlagwort 
„Liberalisierung des Agrarmarkts" wurden für Ge-
treide, Öl- und Eiweißfrüchte sowie Rindfleisch dra-
stische Preissenkungen mit dem Ziel der Erreichung 
des Weltmarktpreisniveaus beschlossen. Anderer-
seits haben die bisherigen Interventionsintrumenta-
rien weiterhin Bestand; der EU-Dirigismus wurde so-
gar auf eine Reihe weiterer Bereiche (z. B. Flächen-
stillegung, massive Direkttransfers ohne Leistungs-
oder Sozialbezug) ausgedehnt. Das weiterhin be-
stehende Quoten- und Kontingentierungssystem für 
Milch, Zuckerrüben und andere Erzeugnisse wurde 
sogar noch durch die Einführung von nationalen Er-
zeugungsquoten für Marktordnungskulturen im Zu-
sammenhang mit dem neuen Instrument der kon-
junkturellen Flächenstillegung ausgebaut. Wichtige 
Erzeugnisse, wie zum Beispiel Zucker, Obst, Gemüse 
und Wein, wurden nicht in die EG-Agrarreform mit 
einbezogen, obwohl sie einen bedeutenden Teil der 
landwirtschaftlichen Produktion ausmachen. Die 
Subventionierung der Landwirte wurde somit ledig-
lich umverteilt; statt der Bindung der Einkommens-
stützung an die Produktion erfolgt jetzt bei einigen 
Erzeugnissen die Bindung an die Fläche. 

Die Beschränkung der EU-Agrarmarktordnung auf 
bestimmte Produkte verursacht weiterhin innerland-
wirtschaftliche und innerregionale Wettbewerbsver-
zerrungen. Zudem konnte bei den einbezogenen 
Produkten der Subventionsbedarf nicht gesenkt wer-
den. Insgesamt wird der EU-Agrarhaushalt 1996 gar 
10 % mehr Mittel beanspruchen als 1995 (DIW, 
1995). 

Die in bezug auf den Betriebsmitteleinsatz (Dünger, 
Pflanzenschutzmittel u. a.) intensitätsmindernde Wir-
kung der Preissenkungen wird durch die entgegen-
gesetzte Wirkung der Flächenstillegung (Substitution 
von Boden durch Betriebsmitteleinsatz), durch die 
flächengebundenen Transferzahlungen und durch 
die verschiedenen flankierenden Maßnahmen abge-
schwächt. Immerhin wirkt die Bindung der Flächen-
beihilfen an regionale Durchschnittserträge eher 
konzentrationsmindernd und einer weiteren Produk-
tionsintensivierung entgegen. 

179. Die langfristige Zielsetzung der Agrarpolitik 
scheint eine weitergehende Liberalisierung des 
Agrarmarktes - verknüpft mit dem Abbau von Garan-
tiepreisen, Kontingenten, Flächenbeihilfen und der 
Flächenstillegung - zu sein (Tz. 170). Damit verbunden 
sind - neben einer ökologisch vorteilhaften Intensi-
tätsminderung auf der gesamten Fläche - mit Blick 
auf das Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechte Ent-
wicklung positive Verteilungseffekte zugunsten ein-
kommensschwacher Bevölkerungsgruppen, die auf-
grund ihres relativ hohen Nahrungsmittelausgaben-
anteils von der traditionellen Hochpreispolitik der 
Europäischen Union besonders betroffen sind. Ande-
rerseits würde ein derartiger Paradigmenwechsel in 
der Agrarpolitik nicht notwendig den in Textziffer 175  

dargestellten gesellschaftlichen Präferenzen in be-
zug auf die Bedeutung landwirtschaftlicher Flächen-
nutzung für die Sicherung der Funktionstüchtigkeit 
des Naturhaushalts und die Bewahrung des Land-
schaftsbildes und der Kulturlandschaft gerecht. Sie 
ist auch nicht mit dem Leitbild einer dauerhaft-um-
weltgerechten Landnutzung vereinbar. Ohne flan-
kierende Maßnahmen, zum Beispiel die Umwid-
mung von Mitteln für die Honorierung spezifischer 
ökologischer Leistungen, wird eine weitere Liberali-
sierung des Agrarmarktes zu einem Rückzug in land-
wirtschaftliche Gunstgebiete, verbunden mit weite-
rer Konzentration der Tierhaltung, Spezialisierung 
und künftig zunehmender Intensivierung auf diesen 
Standorten führen. 

180. Der Bundesagrarhaushalt von 1995 besteht 
überwiegend aus nichtleistungsbezogenen Subven-
tionen (Gasölbeihilfe, Einkommensausgleich, Aus-
gleichszulage, einzelbetriebliche Förderung) und 
Mitteln für die Sozialpolitik. Von 12,4 Mrd. DM sind 
lediglich 0,7 bis 0,8 Mrd. DM (ca. 6 %) für zukunfts-
weisende Bereiche oder im Sinne einer Politik zur 
Förderung der ländlichen Räume vorgesehen [z. B. 
Maßnahmen im Bereich Vermarktung, Energie-
einsparung, nachwachsende Rohstoffe, umweltbezo-
gene Forschung, umweltverträgliche Produktions-
verfahren, überbetriebliche Förderung (agrarstruk-
turelle Vorplanung, Flurbereinigung, Dorferneue-
rung)]. Allein die Finanzierung der Sozialpolitik im 
Agrarbereich durch den Bund nimmt mehr als die 
Hälfte aller Haushaltsmittel (56 %) in Anspruch. Da-
mit besteht ein Mißverhältnis zwischen gestaltender 
Politik und passiver Absicherung von individuellen 
Notlagen. Komparative Vorteile ländlicher Räume für 
die Bereitstellung ökologischer und gesellschaftli-
cher Leistungen kommen so nicht zum Tragen und 
können somit auch nicht die Basis landwirtschaftli-
cher Erwerbsmöglichkeiten erweitern. 

2.4.3.2 Agrarstrukturpolitik 

181. Zentrales Instrument der Agrarstrukturpolitik 
ist die im Grundgesetz (Art. 91a GG) verankerte Ge-
meinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes (GAK). Die bishe-
rige Zielsetzung der GAK ist auch nach der Ände-
rung des Gesetzes über die GAK zugunsten einer 
partiellen Umsetzung der flankierenden Maßnahmen 
(2. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die GAK 
vom 11. November 1993, BGBl. I, Nr. 60, S. 1865ff.) 
primär auf die Verbesserung der Produktions- und 
Arbeitsbedingungen der Land- und Forstwirtschaft 
sowie der Markt- und Absatzstrukturen gerichtet 
(vgl. Tab. 2.1). 

182. Hauptziel der einzelbetrieblichen Investitions-
förderung ist die Stärkung der Leistungs- und Wett-
bewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Betriebe 
auf dem EU-Markt und die Verbesserung der land-
wirtschaftlichen Einkommen. Die einzelbetriebliche 
Investitionsförderung wurde seit ihrem Bestehen kri-
tisch betrachtet, weil sie einerseits Landwirte zu auf-
wendigen Investitionen in Bereichen anregte, welche 
langfristig, teils auch mittelfristig, nicht mit den er- 
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Tabelle 2.1 

Fördermaßnahmen und Ausgaben des Bundes im Bereich Agrarstrukturpolitik 
(Ausgaben 1993; Ist-Angaben) 

Maßnahme 
Bundesmittel in Mio. DM 
(60% der GAK-Mittel) 

Anteil in Prozent 

Bereich der GAK: 	  2 577,6 58,3 

Ausgleichszulage 	  624,2 14,1 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 535,1 12,1 

Einzelbetriebliche Förderung (ohne Ausgleichszulage) 	 507,8 11,5 

(davon Energieeinsparung und -umstellung) 	  (16,5 = 3,2%) 

Dorferneuerung 	  230,6 5,2 

Flurbereinigung 	  203,2 4,6 

Verbesserung der Marktstruktur 	  

(davon Vermarktung von nach besonderen Regeln 
erzeugten landwirtschaftlichen Produkten; 
u.a. Produkte des ökologischen Landbaus) 	  

189,7 

(2,5 = 1,3%) 

4,3 

Küstenschutz 	  136,5 3,1 

Forstwirtschaftliche Maßnahmen 	  96,6 2,2 

Markt- und standortangepaßte Landwirtschaft *) 
(Umsetzung der VO(EWG) 2078/92) 	  40,6 0,9 

Agrarstrukturelle Vorplanung 	  11,6 0,3 

Sonstige 	  1,9 <0,1 

Anpassungshilfen an die Marktentwicklung 
(Sonderrahmenplan der GAK) 	  455,7 10,3 

Außerhalb der GAK: 	  1389,2 31,4 

Gasölverbilligung 	  840,5 19,0 

Nationale Marktordnungsausgaben 
(incl. Messen u. Ausstellungen) 	  423,0 9,6 

Forschung 	  95,1 2,1 

Sonstiges 	  30,6 0,7 

Gesamte Förderung 	  4 422,5 100,0 

GAK: Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 

*) Soll-Angabe; im Rahmenplan für 1994 sind dafür 89,6 Mio. DM vorgesehen (agra-europe 21/95 vom 22. Mai 1995) 

Quelle : Agrarbericht 1995, verändert 

warteten Markt- und Absatzmöglichkeiten in Ein-
klang standen und andererseits, weil der Staat in ein-
zelwirtschaftliche Entscheidungen eingreift, die nach 
allen Erfahrungen durch Marktmechanismen we-
sentlich effizienter gesteuert werden können. Diese 
mit Steuermitteln geförderten Investitionen haben 
darüber hinaus nicht selten ökologisch negative Fol-
gewirkungen durch die Landwirtschaft (mit-)verur-
sacht oder erheblich verschärft, wie etwa die Intensi-
vierung der Tierhaltung mit den bekannten Proble-
men. 

Aus ökologischer Sicht kann die einzelbetriebliche 
Investitionsförderung in ihrer derzeitigen Ausgestal-
tung keinen substantiellen Beitrag zur Erreichung 
einer dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung lei-
sten. Die unterschiedlichen Maßnahmen innerhalb 

der einzelbetrieblichen Investitionsförderung sind 
überwiegend auf Rationalisierung und Kosten-
senkung ausgerichtet. Durch die Verbesserung der 
Ausbringungstechnik für Mineraldünger, Pflanzen-
schutzmittel und Flüssigmist können zwar gewisse 
Umweltbelastungen auf Grund von Ineffizienzen 
beim Einsatz dieser Betriebsmittel abgebaut werden, 
aber die Förderung verfolgt nicht das Ziel, die Inten-
sität des Einsatzes zu begrenzen. Im Bereich der Tier-
haltung werden in der Regel Neubau- und Moderni-
sierungsmaßnahmen gefördert. Lediglich in der Be-
grenzung des Viehbestandes auf 2,5 Großvieheinhei-
ten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche 
(mit Ausnahmen) und die Bindung der Rindfleischer-
zeugung an die Futterfläche sind wesentliche um-
weltrelevante Bestimmungen der Förderung zu er-
kennen. 
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Bei der Gewährung von Hilfen zur Umstrukturierung 
landwirtschaftlicher Unternehmen bestehen außer-
dem noch Bestimmungen zur Lagerkapazität von 
Flüssigmist sowie zur Rind- und Schweinefleischer-
zeugung. Die anderen investiven einzelbetrieblichen 
Förderprogramme bieten keine darüber hinausrei-
chenden Umweltvorschriften. Insgesamt spielen bei 
einem weitaus überwiegenden Teil der investiven 
einzelbetrieblichen Fördermittel Umweltschutzziele 
nur insoweit eine Rolle, wie die primäre Zielorientie-
rung, das heißt Rationalisierung und Kostensenkung, 
nicht negativ tangiert wird. Mit einem Anteil von 
3,2 % an den Ausgaben für einzelbetriebliche Förder-
maßnahmen muß das Programm zur Energieeinspa-
rung und Energieträgerumstellung als ein ökologi-
sches Trostpflaster bezeichnet werden (vgl. Tab. 2.1). 

183. Die investive einzelbetriebliche Förderung 
sollte daher aus Sicht des Umweltrates reduziert und 
auf im Einzelfall zu begründende Notwendigkeiten 
ausgerichtet werden. Im Regelfall ist es Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Unternehmer, Strukturanpas-
sungen an die Marktbedingungen eigenverantwort-
lich, ohne staatliche Subventionen, vorzunehmen. 
Besondere Notwendigkeiten für eine staatliche Un-
terstützung bestehen aktuell für die Umstellung und 
Strukturanpassung der Betriebe in den neuen Bun-
desländern aufgrund von Kapitalmangel. Aus agrar- 
und umweltpolitischer Sicht lassen sich weiter Inve-
stitionsbeihilfen zur Umstellung auf ökologischen 
Landbau und für spezielle umweltgerechte Investi-
tionen (z. B. Bau von Güllelagern) begründen. Soweit 
künftig öffentliche Investitionsbeihilfen gewährt wer-
den, sollte grundsätzlich ein Nachweis über die Um-
weltverträglichkeit der Investitionsmaßnahme zur 
Auflage gemacht werden. Diese kurzfristige Maß-
nahme scheint dringend geboten, wenn der derzeit 
massive Widerspruch behoben werden soll, daß ei-
nerseits in Folge staatlicher Investitionsförderung 
Umweltprobleme hervorgerufen beziehungsweise 
verstärkt und andererseits öffentliche Mittel für eine 
umweltgerechte Landwirtschaft ausgegeben werden. 

184. Die Ausgleichszulage in landwirtschaftlich be-
nachteiligten Gebieten gilt als ein zentrales Instru-
ment zur Stabilisierung der Einkommenssituation 
und damit der Aufrechterhaltung der landwirtschaft-
lichen Nutzung in benachteiligten Gebieten. Als be-
nachteiligte Gebiete sind derzeit in Deutschland über 
50 % (1994) der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
ausgewiesen. Die Förderung orientiert sich an dem 
Viehbestand und der pflanzlichen Produktionsfläche 
(außer Weizen, Zuckerrüben und Intensivkulturen). 
Dabei ist die Gewährung der Zulage auf maximal 
eine Großvieheinheit je Hektar Futterfläche be-
schränkt. Die Ausgleichszulage steht in einem kras-
sen Zielkonflikt mit den von der EU-Agrarpolitik ge-
förderten, kostenaufwendigen Programmen zur Flä-
chenstillegung, Extensivierung und Umwidmung von 
Ackerflächen (Aufforstung). Die Ausgleichszulage 
wirkt zwar tendenziell einem Brachfallen der Flächen 
in benachteiligten Gebieten entgegen. Eine Aufrecht-
erhaltung der Produktion mit Hilfe staatlicher Sub-
ventionen ist nach Auffassung des Umweltrates je-
doch nur dann zu rechtfertigen, wenn sich daraus die 
angestrebten positiven Umwelteffekte ergeben. 

Schon der Vergleich der Mittel für die Ausgleichszu-
lage im Rahmenplan der GAK für 1994 (ca. 940 Mio. 
DM) mit den Mitteln für die markt- und standortan-
gepaßte Landbewirtschaftung (ca. 90 Mio. DM) (Um-
setzung der Förderung umweltgerechter Produk-
tionsverfahren, VO Nr. 2078/92/EWG) zeigt, daß im 
Agrarhaushalt Mittel vorhanden wären, die ökologi-
schen Komponenten ohne zusätzliche Ausgaben 
deutlich zu verstärken. Da die Ausgleichszulage 
auch durch die positiven Effekte einer vergleichswei-
se extensiven Landbewirtschaftung in den benach-
teiligten Gebieten und deren Bedeutung für die 
Landschaftsästhetik und den Erholungswert begrün-
det wird, wäre es sinnvoll, von einer leistungsunab-
hängigen Subvention abzugehen und die Zahlung 
an eben jene positiven externen Effekte der Landnut-
zung zu .,binden. Nur eine auch an ökologischen 
Grundsätzen vorgenommene Gebietsabgrenzung 
kann als Basis für weitere Förderungsleistungen im 
regionalen Bereich gelten. In Zukunft sollten damit 
Kriterien, die sich auf die Umweltfunktionen der 
Landwirtschaft beziehen (SRU, 1985), unmittelbar als 
Maßstab für die Abgrenzung der Fördergebiete und 
-leistungen dienen. Die oft ins Feld geführten wirt-
schaftlichen Standortnachteile und die daraus resul-
tierenden sozialen Probleme können nicht aus-
schließlich zur Rechtfertigung der derzeitigen Aus-
gleichszulage herangezogen werden. Hier sollte zu-
sätzlich eine sektorübergreifende Politik für ländli-
che Räume und eine an individuellen Kriterien orien-
tierte Sozialpolitik ansetzen. Finanzielle Mittel, die 
bisher mit negativen ökologischen Nebenwirkungen 
und hohen Streuverlusten hinsichtlich der sozialpoli-
tischen Zielsetzung im Rahmen der Agrarpreisstüt-
zung gebunden waren, könnten entsprechend kon-
struktiv umgewidmet werden. 

185. Die bisher noch unbefriedigende Umsetzung 
der flankierenden Maßnahmen der EG-Agrarreform 
von 1992, die insbesondere die Förderung umweltge-
rechter Produktionsverfahren (VO Nr. 2078/92/EWG) 
und die Aufforstung (VO Nr. 2080/92/EWG) vorsieht, 
wird in diesem Gutachten nicht erneut erörtert; es 
wird auf die Analyse und die Verbesserungsempfeh-
lungen im Umweltgutachten 1994 verwiesen (SRU, 
1994, Tz. 910 ff.). 

186. Durch die Gasölverbilligung nach dem Land-
wirtschafts-Gasölverwendungsgesetz (LwGVG) wur-
de die Landwirtschaft 1994 mit 853 Mio. DM geför-
dert (Agrarbericht 1995). Im Agrarhaushalt 1994 bil-
dete die Gasölbeihilfe den größten Einzelposten mit 
einem Anteil von 7 % am gesamten Agrarhaushalt. 
Die Gasölbeihilfe trägt zu ca. 4 bis 8 % zum Jahres-
einkommen eines Durchschnittsbetriebs bei (BML, 
pers. Mitt.). Zielsetzung dieser Subvention war bei 
ihrer Einführung die Förderung der Motorisierung 
und der Rationalisierung in der Landwirtschaft. Zur 
Rechtfertigung ihres Fortbestehens wird heute an-
geführt, daß die Dieselsubventionierung in der 
Land- und Forstwirtschaft zum Ausgleich von EU

-

Wettbewerbsnachteilen diene, weil jeder Mitglied-
staat den Kraftstoffeinsatz auf unterschiedlichen 
Wegen subventioniere. Zum Beispiel darf der Land-
wirt in Frankreich Heizöl als Dieselkraftstoff verwen-
den. 
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Durch die Verbilligung des Energieeinsatzes in der 
Landwirtschaft wird nicht nur die Luftbelastung, son-
dern auch die stoffliche Belastung von Böden und 
Gewässern und die mechanische Belastung des Bo

-

dens mit der Folge zunehmender Bodenverdichtung, 
Gefügezerstörung und Störung des Wasserhaushalts 
erhöht; gleichzeitig werden fortschrittliche Entwick-
lungen zur Kraftstoffeinsparung und von emissions-
ärmeren Antriebsarten behindert. Die Wirkungen 
der relativen Verbilligung des Faktors Energie - der-
zeit um etwa ein Drittel des Tankstellenpreises von 
rund 1,20 DM/L (fixer Subventionssatz von DM 41,15 
pro 100 L) - können im Detail allerdings nur unter 
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der EU

-

Agrarmarktordnung betrachtet werden, weil sich die 
entstehenden Effekte nicht voneinander isolieren las-
sen. 

Mögliche Folge bei Wegfall der Gasölbeihilfe könnte 
die Stillegung ökologisch wertvoller Grenzertrags-
standorte sein. Die Flächenstillegung vollzieht sich 
aber auch unabhängig von der Abschaffung der Gas-
ölbeihilfe und wird zukünftig einen hohen Anteil der 
in Deutschland nutzbaren Agrarstandorte einneh-
men. Nach Abschaffung der Gasölbeihilfe wird die 
Flächenstillegung gerade hofferne Flächen betreffen. 
In starker Abhängigkeit vom Standort, der Art des 
Betriebes (z. B. Marktfrucht oder Veredelung, Voller-
werb oder Nebenerwerb) und der Bewirtschaftung 
(konventionell, ökologisch) sowie den Fruchtfolgen 
und Kulturen wird die Bewirtschaftungsintensität be-
ziehungsweise die Bodenbearbeitungsintensität re-
duziert. Beispielsweise könnten in konventionell 
wirtschaftenden Betrieben die Anzahl der Überfahr-
ten sowie der Einsatz energieintensiver Geräte (be-
stimmte Zapfwellengeräte und Pflugvarianten) ein-
geschränkt werden. Gleichzeitig wird jedoch ein ge-
wisser Anreiz zu verstärktem Pflanzenschutzmittel-
einsatz bei reduzierter Bodenbearbeitung und zu we-
niger termingerechtem Mineraldünger- und Gülle-
einsatz gegeben. Dieses Problem ist nur durch 
gleichzeitige Maßnahmen zur Beschränkung der In-
tensität des Dünger- und Pflanzenschutzmitteleinsat-
zes zu lösen. Es erscheint dem Umweltrat als unreali-
stisch, daß durch die Abschaffung der Gasölverbilli-
gung eine Extensivierung und eine Verlangsamung 
des Brachfallens von Flächen ausgelöst wird. Der 
Umweltrat erwartet jedoch, daß als Folge der von 
ihm befürworteten Umorientierung der landwirt-
schaftlichen Subventionen die möglichen negativen 
Nebenwirkungen kompensiert werden können. 

187. Auch durchaus ökologisch erwünschte Formen 
der Landwirtschaft, zum Beispiel die Substitution von 
Pflanzenschutzmitteln durch mechanische Behand-
lungsverfahren, können mit entsprechend höherem 
Energieverbrauch einhergehen, so daß die Ver-
teuerung des Kraftstoffeinsatzes ökologisch uner-
wünschte Anreize setzt. Durch eine parallel zur Ab-
schaffung der Gasölverbilligung einzuführende 
Energiebesteuerung würde jedoch der ökologische 
Landbau im Vergleich zum konventionellen Landbau 
relativ stärker belastet (OBERHEITMANN, 1995). 
Betriebe mit reduzierter Bodenbearbeitung (über 
„Minimalbodenbearbeitung" bis hin zur Direktsaat) 
würden unter Umständen verstärkt auf chemische 

Maßnahmen ausweichen. Auch das Konzept des in-
tegrierten Pflanzenbaus, bei dem der Wachstums-
phase entsprechend gedüngt wird und möglichst se-
lektive und kurzfristig wirksame Pflanzenschutzmit-
tel ausgebracht werden, wäre möglicherweise ge-
fährdet, und langzeit- und breitenwirksame Pflanzen-
schutzmittel könnten verstärkt eingesetzt werden. 

188. Die Ausweitung des Rapsanbaus für die ener-
getische Verwendung wird von der Landwirtschaft 
als zukünftig bedeutsamer Beitrag zur Aufrechterhal-
tung der landwirtschaftlichen Nutzung angesehen. 
Der Umweltrat bezweifelt jedoch, daß mit einer För-
derung von Biodiesel eine ökologisch wünschens-
werte, vielseitige Bewirtschaftung zu erreichen ist 
(SRU, 1994, Tz. 906ff.). Eine drastische Ausweitung 
des Rapsanbaus und eine damit wohl vielfach ver-
bundene enge Fruchtfolge sowie hoher Dünger- und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz ist problematisch. 

189. Bei der Flurbereinigung werden die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege erst in 
jüngster Zeit und nur zögerlich in den Abwägungs-
prozeß einbezogen, obwohl die Pflicht zur Berück-
sichtigung dieser Belange bereits 1976 im Flurberei-
nigungsgesetz verankert wurde. Entsprechend dem 
Gesetz sind Umweltverträglichkeitsprüfungen für 
bestimmte Verfahren der Flurbereinigung erforder-
lich. Neuerdings werden vermehrt sogenannte ver-
einfachte Flurbereinigungsverfahren zu Zwecken 
des Naturschutzes eingesetzt, um zum Beispiel Nut-
zungskonflikte zwischen Naturschutz und Landwirt-
schaft zu entflechten. Tendenziell wird der Anteil der 
vereinfachten Flurbereinigungsverfahren aufgrund 
der Änderung des Flurbereinigungsgesetzes steigen, 
so daß beispielsweise die Sicherstellung von Aus-
gleichs- und Erholungsfunktionen ländlicher Räume 
in den Vordergrund rückt. Gleichzeitig bieten die 
Verfahren ein Instrument, um Nutzungskonflikte, 
insbesondere zwischen Naturschutz, Landwirtschaft 
und Siedlung, zu lösen (§ 86 FlurbG in der Fassung 
des Änderungsgesetzes vom 23. August 1994). 

190. Mit dem Instrument der Dorferneuerung soll 
der Gefahr der Erosion ländlicher Räume, insbeson-
dere peripherer, strukturschwacher Gebiete, entge-
gengewirkt werden. Die Dorferneuerung innerhalb 
der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Kü-
stenschutz (GAK) muß im Zusammenhang mit der 
Regionalförderung der Länder und der Strukturför-
derung der Europäischen Union gesehen werden, 
weil sich die Zielsetzungen in bedeutenden Punkten 
überschneiden. Im Vergleich zu der Strukturförde-
rung der Europäischen Union (vgl. Kap. 2.3) sind die 
Mittel der GAK bedeutend stringenter an die Bun-
des- und Landesvorgaben gebunden, so daß der 
Spielraum der Kommunen stärker eingeengt wird. 
Gerade mit dem Ziel einer aktiven Sanierung ländli-
cher Räume sollten die EU- und GAK-Mittel gebün-
delt und die Kompetenz über die A rt  und Weise der 
Verwendung stärker auf die kommunale Ebene ver-
lagert werden. Unter dem Gesichtspunkt der zuneh-
menden Gefahr einer passiven Sanierung ländlicher 
Regionen durch Abwanderung ist der Ansatz, die 
Präferenzen und Vorstellungen der Betroffenen im 
politischen Entscheidungsprozeß so weit wie möglich 
zur Geltung zu bringen, folgerichtig. 
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191. Die derzeitige Förderung der Marktstruktur-
verbesserung ist überwiegend an den traditionellen 
Absatzstrukturen landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
ausgerichtet. Beispielsweise macht die Förderung 
der Vermarktung von nach besonderen Regeln er-
zeugten landwirtschaftlichen Produkten nur 1,3 % 
der gesamten Fördermittel für die Marktstrukturver-
besserung im Rahmen der GAK aus (Tab. 2.1). Diese 
beinhaltet auch die Förderung des Absatzes von Pro-
dukten des ökologischen Landbaus. Ansätze, die auf 
eine Stärkung der Direktvermarktung von in der Re-
gion erzeugten landwirtschaftlichen Produkten set-
zen, sind in der GAK nicht vorhanden. Auch eine 
Förderung mit der Möglichkeit, gewisse Bereiche der 
Veredlung landwirtschaftlicher Produkte wieder auf 
die landwirtschaftlichen Bet riebe zu verlagern, ist 
nicht Bestandteil der Marktstrukturverbesserung. 
Dagegen sind solche Elemente in der Strukturför-
derung der Europäischen Union (Kap. 2.3) und in 
einigen Länderförderprogrammen enthalten. Solche 
Maßnahmen hätten wahrscheinlich einen größeren 
positiven Effekt auf die Einkommen der Landwirte 
als die bisherige Ausrichtung auf die Zentralisierung 
von Verarbeitungs- und Vermarktungseinrichtungen. 

Aus Sicht des Umweltrates sollten für einen Über-
gangszeitraum Prioritäten bezüglich der Entwick-
lung von Markt- und Marketingstrategien im öko-
logischen Landbau gesetzt werden (SRU, 1994, 
Tz. 921 ff.). Die Verbesserung der Marktmacht der 
Landwirte sollte durch Verbundorganisationen (re-
gionale Vertriebsgenossenschaften, regionale Mar-
kenzeichen) sowie durch die Förderung der Direkt-
vermarktung ausgebaut werden. Dazu gehört bei-
spielsweise auch die Förderung des Erwerbszweiges 
„Ferien auf dem Bauernhof". Weiterhin ist die Wie-
dereinrichtung dezentraler Verarbeitungsstrukturen 
anzustreben, damit kostenaufwendige und umwelt-
belastende lange Transportwege vermieden werden. 
Durch verbrauchernahe Strukturen können in ver-
schiedenen Regionen Verarbeitungs- und Direktver-
marktungsaktivitäten ausgebaut und dadurch orts-
nahe Arbeitsplätze geschaffen werden (regionale Be-
schäftigungseffekte), was einen Beitrag zur Stabili-
sierung ländlicher Räume bedeuten kann. 

192. Wenn wie hier erneut die Kritik auf die Agrar-
strukturpolitik gerichtet wird (vgl. SRU, 1994, Tz. 910 ff. ) 
und Handlungsempfehlungen bei Maßnahmen an-
setzen, die damit im Grunde die Sonderrolle der 
Landwirtschaft bestätigen, so ist dies vor allem mit 
Blick auf die gestiegene gesellschaftliche Bedeutung 
der Landwirtschaft für ökologische Leistungen zu 
rechtfertigen. Die Berücksichtigung der „ökologi-
schen Sonderrolle" in der Diskussion um das be-
stehende agrarstrukturpolitische Instrumentarium 
reicht allerdings nicht aus. Vielmehr müssen nach 
Auffassung des Umweltrates zur Berücksichtigung 
der positiven Umwelteffekte der Landwirtschaft ge-
zielt Mittel bereitgestellt werden und negative Um-
welteffekte ökonomisch sanktionie rt  werden. Eine 
zusätzliche Verschärfung des Ordnungsrechts kann 
innerhalb dieses Konzepts nur noch begrenzt vorge-
nommen werden, wenn nicht die Landwirtschaft in 
ihrem Gestaltungsspielraum allzusehr eingeengt 
werden soll.  

2.4.3.3 Agrarumweltpolitik 

193. Das Umweltrecht stellt zur Zeit das wichtigste 
Steuerungsinstrument der Agrarumweltpolitik dar. 
Der Einsatz umweltrechtlicher Instrumente steht im-
mer im Konflikt zwischen ökologischer Effizienz und 
fiskalischer Belastung der öffentlichen Haushalte 
durch administrative Kosten. Die generellen Vor- und 
Nachteile ordnungsrechtlicher Instrumente in bezug 
auf ökologische und ökonomische Effizienz sind an 
anderer Stelle vom Umweltrat diskutiert worden 
(SRU, 1994, Abschn. I.3.1); an dieser Stelle soll ledig-
lich der Aspekt der ökologischen Zielerreichung auf-
gegriffen werden. 

Der ökologische Zielerreichungsgrad ordnungsrecht-
licher Instrumente kann nur anhand der praktischen 
Umsetzung jedes einzelnen Instruments beurteilt 
werden. In den Rechtsvorschriften formulierte Ziele 
und Grundsätze, wie etwa „gute fachliche Praxis" 
oder „ordnungsgemäße Landwirtschaft", erlangen 
nur dann praktische Bedeutung, wenn sie mit durch-
setzungsfähigen Instrumenten verknüpft sind. 

Zum Einsatz von Düngemitteln 

194. Die Bundesregierung setzt, wie die Antwort 
auf eine Große Anfrage zum Klimaschutz (agra-euro-
pe Nr. 35/94) zeigt, in der Agrarumweltpolitik vorran-
gig auf den ordnungsrechtlichen Ansatz mit umwelt-
bezogenen Auflagen. Im Zusammenhang mit dem 
Klimaschutz wird unter anderem auf die geplante 
Düngeverordnung und die darin enthaltene Festset-
zung von Obergrenzen für die Ausbringung von 
Wirtschaftsdüngern verwiesen. 

Das Düngemittelgesetz legt in § la  ohne nähere Kon-
kretisierung fest, daß Düngemittel nach guter fachli-
cher Praxis einzusetzen sind. 1995 hat das Bundes-
landwirtschaftsministerium den Entwurf einer Ver-
ordnung vorgelegt, die die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis näher bestimmen soll (Entwurf zur 
Düngeverordnung, Stand 1. Juni 1995). Kernpunkte 
des Entwurfs sind die Grundsätze der Düngebedarfs-
ermittlung und der Anwendung von Düngemitteln 
einschließlich Wirtschaftsdüngern tierischer Her-
kunft, die Begrenzung des Einsatzes von Wirtschafts-
düngern sowie die Aufzeichnungspflicht in Form 
einer bet rieblichen Nährstoffbilanz. Mit dieser Ver-
ordnung sollen Teile der sogenannten Nitrat-Richt-
linie (91/676/EWG vom 12. Dezember 1991) in na-
tionales Recht umgesetzt werden. Die Verordnung 
soll außerdem dazu beitragen, die Nährstoffeinträge 
in Nord- und Ostsee bis 1995 (Basis 1985) zu halbie-
ren. Abschätzungen vom März 1994 zeigen, daß die-
ses Reduktionsziel insbesondere von der Landwirt-
schaft keinesfalls erreicht wird (vgl. SRU, 1996, 
Abschn. 2.3.3; UBA, 1994 a, S. 473). Bezogen auf 
diese Verpflichtungen wird die Düngeverordnung zu 
spät vorgelegt. 

195. Der nunmehr vorliegende Entwurf zur Dünge-
verordnung kann nur als ein erster Schritt zur Sen-
kung der Nährstoffemissionen bezeichnet werden, 
der die Klima- und Gewässerbelastungen durch 
Nährstoffe nicht hinreichend berücksichtigt. 
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Entsprechend den Vorgaben des § la des Düngemit-
telgesetzes wird die Düngebedarfsermittlung (§ 4 des 
Entwurfs zur Düngeverordnung) allein auf den Pflan-
zenbedarf, also auf die Interessen der landwirtschaft-
lichen Produktion ausgerichtet. Örtliche Erforder-
nisse des Umweltschutzes finden dabei keine Be-
rücksichtigung. Die Grundsätze der Düngemittelan-
wendung, insbesondere zur Vermeidung von gasför-
migen Stickstoffverlusten bei Lagerung (§ 4 Abs. 5) 
und Ausbringung (§ 2 Abs. 1), entsprechen weder 
dem ökologisch Notwendigen noch dem technisch 
Möglichen. Verglichen mit den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik sind die eingeräumten unver-
meidlichen Stickstoffverluste zu hoch angesetzt (vgl. 
FELDWISCH und FREDE, 1995). Auch mangelt es 
trotz entsprechender Vorgaben der Nitrat-Richtlinie 
an Vorschriften für die Güllelagerung und für befri-
stete Düngeverbote in den Wintermonaten. 

Die mit Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft aus-
gebrachten Mengen an Gesamtstickstoff dürfen auf 
Grünland und Ackerland 210 kg/ha • a (ab Juli 1997 
auf Ackerland 170 kg/ha • a) nicht überschreiten (§ 3 
Abs. 6). Diese Obergrenzen für das Ausbringen von 
Stickstoff aus Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft 
werden nicht ausreichen, um dem international ver-
pflichtenden Reduktionsziel zum Schutz der Meere 
deutlich näherzukommen. Strengeren Zielsetzungen, 
wie etwa der Einhaltung des Nitratgrenzwertes der 
Trinkwasserverordnung, dem Schutz von Oberflä-
chengewässern oder der Berücksichtigung kritischer 
Eintragsraten für Stickstoff in naturnahe Ökosy-
steme, wird die Düngeverordnung auf keinen Fall 
gerecht (vgl. ISERMANN und ISERMANN, 1995; 
SRU, 1994, Tz. 183). Einige der auf Grundlage des 
Abfallgesetzes (§ 15 Abs. 1 bis 3) bestehenden Län-
der-Gülleverordnungen beziehungweise -erlasse be-
grenzen schon jetzt die jährliche Ausbringungsmen-
ge stärker als die Düngeverordnung (z. B. 160 kg/ 
ha • a Stickstoff in Hamburg, Bremen und Schleswig-
Holstein sowie 200 kg/ha • a in Niedersachsen gegen-
über 210 kg/ha • a im Entwurf zur Düngeverordnung). 
Verbesserungen gegenüber den Gülleverordnungen 
ergeben sich lediglich dadurch, daß die Düngever-
ordnung eine bet riebliche Nährstoffbilanz vor-
schreibt und daß die Mineraldüngung in die Dünge-
bedarfsermittlung und die Anwendungsgrundsätze 
einbezogen wird. Eine flächenbezogene Begrenzung 
des Einsatzes weiterer Nährstoffträger wie etwa an-
derer Wirtschaftsdünger (z. B. Biokompost) und vor 
allem Mineraldünger wird allerdings nicht vorge-
nommen. 

Auch ist im Unterschied zu einem früheren Verord-
nungsentwurf von 1992 keine Begrenzung der mit 
tierischen Wirtschaftsdüngern ausgebrachten Phos-
phormenge vorgeschrieben, obwohl Phosphor als 
Schlüsselfaktor für die Eutrophierung von Oberflä-
chengewässern gilt. Die im wesentlichen zur Eigen-
kontrolle des Düngereinsatzes geforderte betrieb-
liche Nährstoffbilanz (§ 5 Abs. 1) kann nicht verhin-
dern, daß innerbetriebliche „Lastflächen" entstehen. 
Vor allem Betriebe mit hohem Viehbesatz überdün-
gen häufig hofnahe Flächen erheblich mit dem anfal-
lenden Wirtschaftsdünger. Außerdem ist zu erwäh-
nen, daß die EG-Nitrat-Richtlinie die Ausweisung 

besonders gefährdeter oder sensibler Gebiete vor-
schreibt und damit fordert , bei der Reduzierung der 
Nährstoffbelastung räumliche Schwerpunkte zu set-
zen. Von der Möglichkeit der räumlichen Differenzie-
rung wird im vorliegenden Entwurf zur Düngever-
ordnung kein Gebrauch gemacht. Es liegt zur Zeit 
auch keine andere Verordnung vor, die gefährdete 
Gebiete im Sinne der EG-Nitrat-Richtlinie ausweist. 

196. Die aufgezeigten Lücken und Mängel lassen 
zahlreiche Ansätze zur Verbesserung der ordnungs-
rechtlichen Maßnahmen im Bereich des Düngemit-
teleinsatzes offen. 

Die Zielbestimmung des Düngemittelgesetzes ist 
dringend um die Belange des Umweltschutzes, ins-
besondere des Klima- und Gewässerschutzes, zu er-
weitern. Neben der Begrenzung des Stickstoffeinsat-
zes sind auch flächenbezogene Obergrenzen für 
Phosphor, der mit Wirtschaftsdüngern tierischer Her-
kunft ausgebracht wird, festzulegen. Die Höhe der 
Nährstoffmengenbegrenzung sollte sich zusammen 
mit anderen Maßnahmen zumindest an der Ver-
pflichtung Deutschlands zur Halbierung der Nähr-
stoffeinträge in Nord- und Ostsee orientieren (SRU, 
1994, Tz. 211). Um viehstarke Bet riebe nicht übermä-
ßig durch eine wesentlich strengere Begrenzung des 
Nährstoffeinsatzes aus Wirtschaftsdüngern zu bela-
sten, ist den Bet rieben die Möglichkeit einzuräumen, 
ihren Dünger an andere Betriebe abzugeben. Vor-
aussetzung einer solchen Regelung ist allerdings, 
daß die Betriebe langfristige Abnahmeverträge nach-
weisen. 

Wegen der erheblichen Umsetzungs- und Kontroll-
probleme eines schlagspezifischen Bilanzierungs-
ansatzes hält der Umweltrat an dem Vorschlag ei-
ner betrieblichen Nährstoffbilanzierung fest. DOLU-
SCHITZ et al. (1992) stellen einen praktikablen An-
satz für die betriebliche Bilanzierung mit Hilfe der 
laufenden Buchführung vor. Allerdings ist einzuräu-
men, daß ein erheblicher Anteil der Bet riebe kein 
Buch führt. Die Sekundärnutzung für ökologische 
Zwecke könnte aber ein Anreiz beziehungsweise 
eine Verpflichtung zur Buchführung sein, unter Um-
ständen sogar den Einstieg in eine ökologisch orien-
tierte Buchführung bedeuten. 

Die vorgesehene Düngebilanz dient laut Entwurf 
nicht nur der Eigenkontrolle des Landwirts, sondern 
auch dem Nachweis über die Einhaltung der guten 
fachlichen Praxis. Darüber hinaus sollte nach Ansicht 
des Umweltrates die Düngebilanz dazu genutzt wer-
den, auf Betriebsebene überhöhte Nährstoffeinträge 
zu ermitteln und höhere Anforderungen an die 
Düngungspraxis zu stellen. Hierzu sollte in der 
Düngeverordnung eine Generalklausel eingefügt 
werden, die bei Überschreitung der zulässigen Nähr-
stoffobergrenzen erlaubt, einen Wert für maximal 
tolerierbare Stickstoffbilanzüberschüsse nach dem 
Konzept der kritischen Eintragsraten für naturnahe 
Ökosysteme festzulegen und zur besseren Kontrolle 
schlagspezifische Aufzeichnungen zu verlangen. 
Eine Orientierung am Konzept der kritischen Ein-
tragsraten würde eine wesentlich strengere Begren-
zung des Düngemitteleinsatzes, als im gegenwärti-
gen Entwurf zur Düngeverordnung vorgesehen, be- 
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deuten. Die anrechenbaren unvermeidlichen Stick-
stoffverluste bei der Lagerung und Ausbringung von 
Stickstoff sind am aktuellen Stand der Technik zu 
orientieren. Des weiteren sind ausreichende Lager-
kapazitäten für Gülle zu fordern und die Ausbrin-
gung in den Wintermonaten ist zu verbieten. 

Häufig wird argumentiert, daß die bestehenden Schutz-
gebietsausweisungen zur Begrenzung des Dünge-
mitteleinsatzes bereits genügten und daß somit kein 
Anlaß bestehe, besonders gefährdete Gebiete auszu-
weisen. Jedoch knüpfen die vorhandenen Wasser-
schutz- und Naturschutzgebiete nicht an die be-
stehende Belastungssituation an, wie es die EG-Ni-
trat-Richtlinie verlangt. Für die Vorauswahl gefähr-
deter Gebiete nach der Höhe der Nitratbelastung 
bietet sich der Atlas der Nitratbelastung von WEND-
LAND et al. (1993) an. In diesem Zusammenhang er-
innert der Umweltrat auch an seine Ausführungen zu 
den kritischen Eintragsraten für Stickstoff im Um-
weltgutachten 1994 (SRU, 1994, Abschn. I.2.4.1). In-
nerhalb der als gefährdet erkannten Gebiete sollten 
von vornherein verschärfte Anforderungen an die 
Düngebilanz gestellt werden. 

197. Als Alternativen zu ordnungsrechtlichen Maß-
nahmen werden häufig Abgabenlösungen zur Redu-
zierung des Nährstoffeinsatzes in der Landwirtschaft 
vorgeschlagen. Neben der ordnungsrechtlichen Be-
grenzung des Wirtschaftsdüngereinsatzes kommt 
zum Beispiel die Einführung einer Gülleabgabe in 
Betracht. Aus technischen Gründen müßte eine Gül-
leabgabe allerdings beim einzelnen Landwirt anset-
zen, was zu unüberwindbaren organisatorischen Pro-
blemen und hohen Umsetzungskosten führen würde. 
Entsprechend wird dieser Lösungsansatz für unprak-
tikabel gehalten und deshalb nicht weiter verfolgt. 

Zur Reduzierung des Nährstoffeintrags aus mine-
ralischer Düngung wird vom Umweltrat seit Jahren 
die Einführung einer Stickstoffabgabe und eine len-
kungswirksame Rückverteilung der Einnahmen an 
die Landwirtschaft gefordert (SRU, 1985, Abschn. 
5.7.4, 1994, Tz. 944). Die Forderung wurde inzwi-
schen von vielen Autoren und Institutionen aufge-
griffen (u. a. FELDWISCH und FREDE, 1995; En-
quête-Kommission „Schutz der Erdatmosphäre", 
1994, S. 268 ff.; UBA, 1994 b; MEYER et al., 1993; 
Wissenschaftlicher Beirat beim BML, 1993; STREIT et 
al., 1989). Die Ausgestaltung der Besteuerung und 
Rückerstattung variiert von Konzept zu Konzept sehr 
stark. Zwei wesentliche Forderungen lassen sich je-
doch in allen Konzepten ausmachen: 

- Der Preis des mineralischen Stickstoffs (bzw. des 
Mineraldüngers insgesamt) muß steigen, um auf 
eine effiziente Weise die Nährstoffemissionen zu 
reduzieren. 

- Die Besteuerung darf, bezogen auf den gesamten 
Agrarsektor, für die Landwirtschaft keine zusätz-
liche finanzielle Belastung bewirken. 

An dieser Stelle kann es nicht um die Darstellung der 
jahrelangen Diskussion über die Vor- und Nachteile 
einer Stickstoffabgabe gehen. Unbestreitbare Vor-
teile gegenüber ordnungsrechtlichen Instrumenten 
sind der einfachere Vollzug und die zwar von Stand-
ort zu Standort variierende, aber doch insgesamt 

weitgehend flächendeckende Senkung des Nähr-
stoffeinsatzes. Kontrollprobleme wie bei der Durch-
setzung von Düngemittel-Anwendungsvorschriften, 
insbesondere von Nährstoffobergrenzen, treten nicht 
auf. Gleichwohl ist zu befürchten, daß die Stickstoff-
abgabe in Gebieten mit Sonderkulturanbau, Futter-
bau und Veredlungsbetrieben wegen des niedrigen 
Kostenanteils von Düngern beziehungsweise wegen 
des anfallenden Wirtschaftsdüngers nur einge-
schränkt wirksam wäre. Deshalb wird die Stickstoff-
abgabe stets in Kombination mit dem Ordnungsrecht 
diskutiert. Zur Reduzierung verbleibender regio-
naler oder betriebstypenspezifischer Belastungs-
spitzen wird die Verschärfung des Düngemittelrechts 
(Tz. 196) empfohlen. Um spezifische Schutzziele zu 
erreichen, wird weiterhin die Ausweisung von 
Schutzgebieten und die Honorierung ökologischer 
Leistungen befürwortet. Zur lokalen Feinsteuerung 
von Umweltkonflikten ist das Ordnungsrecht auch 
wegen der im allgemeinen vorhandenen Kontrollpro-
bleme nicht ausreichend in der Lage. Hierfür kom-
men nach Auffassung des Umweltrates am ehesten 
Verhandlungslösungen zwischen den Konfliktpart-
nern in Betracht (Tz. 213 ff.), weil diese auf spezifi-
sche Standortbedingungen Rücksicht nehmen kön-
nen. Ob Kompromisse mit gewerblichen Tierhaltern 
überhaupt möglich sind, ist allerdings fraglich. Die 
Besteuerung des mineralischen Stickstoffs soll ledig-
lich die Basis für die Verwirklichung spezifischer 
Umweltschutzziele schaffen. Den zu erwartenden 
Wettbewerbsvorteilen von viehstarken Betrieben ge-
genüber Ackerbau- beziehungsweise Marktfrucht

-

betrieben kann durch die Begrenzung der Wirt-
schaftsdüngermenge und - damit indirekt - des 
Viehbesatzes entgegengewirkt werden. 

Angesichts des gesunkenen Einsatzes von minerali-
schen Stickstoffdüngern (SRU, 1996, Tz. 268) und der 
gestiegenen Effizienz bei der Düngemittelanwen-
dung könnte sich die Frage erheben, ob zukünftig 
noch Bedarf nach einer Abgabe auf mineralischen 
Stickstoffdünger besteht. Zwar ist der durchschnitt-
liche jährliche Stickstoffbilanzüberschuß von 167 kg/ 
ha landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) (1985/86) 
auf 113 kg/ha LF (1991/92) zurückgegangen (ISER-
MANN, 1991, zit. nach Wissenschaftlicher Beirat 
beim BML, 1993). Jedoch liegen vergleichbare jün-
gere Nährstoffbilanzen nicht vor, und die Daten zur 
Belastungssituation der naturnahen Ökosysteme, der 
Wälder, der Oberflächengewässer einschließlich der 
Meere sowie des Grundwassers steigen weiter an 
(SRU, 1994; UBA, 1994 a). Aufgrund der mangelhaf-
ten Datenlage und fehlender Wirksamkeitsanalysen 
läßt sich nicht beweisen, daß bisher ergriffene Maß-
nahmen (z. B. Preissenkungen bei Agrarprodukten 
im Rahmen der Agrarreform 1992) ausreichen, um 
die noch immer vorhandenen Belastungen nachhal-
tig zu reduzieren. Besseren Aufschluß über die (po-
tentielle) Nährstoffbelastung können regelmäßig auf-
gestellte Nährstoffbilanzen geben - und zwar für 
Stickstoff und Phosphor. Dabei sind alle Verursacher-
bereiche, nicht nur die Landwirtschaft, zu berück-
sichtigen. Bereits bestehende Ansätze, wie der 
Nitratatlas für den Bereich Landwirtschaft (WEND-
LAND et al., 1993), sollten deshalb unbedingt fortge-
führt werden. 
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Der Umweltrat hält eine Stickstoffabgabe tatsächlich 
dann für entbehrlich, wenn das Ordnungsrecht stren-
gere Maßstäbe anlegte und in der Düngeverordnung 
zum Beispiel am Konzept der kritischen Eintragsra-
ten orientierte maximale Nährstoffbilanzüberschüsse 
festlegte und deren Einhaltung auf effiziente Weise 
kontrolliert werden könnte. 

198. Die vor der Agrarreform angestellten Unter-
suchungen zur Preiselastizität der Düngemittelnach-
frage kamen überwiegend zu dem Ergebnis, daß die 
Wirkung einer Stickstoffverteuerung auf die optimale 
spezielle Intensität gering ist (zusammenfassend: 
FELDWISCH und FREDE, 1995; von URFF, 1992). 
Neuere Untersuchungen deuten auf Preiselastizitä-
ten der Düngemittelnachfrage zwischen -0,28 und 
-0,5 und damit auf eine erhebliche Wirksamkeit 
einer Lenkungsabgabe hin (DUBBERKE und 
SCHMITZ, 1993; BECKER, 1992; STROTMANN, 
1992). WEINGARTEN et al. (1995) simulieren bei ei-
nem Gesamtkonzept von Abgaben auf Mineraldün-
ger und Gülleüberschüsse (jeweils 1 DM/kg N bzw. 
Gülle-N), bei gleichzeitigem Verbot von Pflanzen-
schutzmitteln mit Wasserschutz-Auflage und von 
Grünlandumbruch sowie einer Rückverteilung je ha 
Landfläche, den Abbau der Stickstoffüberschüsse in 
fast sämtlichen Regionen bis zum Jahr 2005. 

199. Eine Begrenzung oder Verringerung der Fut-
termittelimporte zur Senkung der Stickstoffüber-
schüsse in der Viehwirtschaft, wie sie beispielsweise 
die Enquête-Kommission „Schutz der Erdatmosphä-
re" (1994) gefordert hat, gerät grundsätzlich in Kon-
flikt mit den 1995 in Kraft getretenen GATT-Regelun-
gen zum Abbau von Handelshemmnissen. 

200. Die aufgezeigten Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Düngeverordnung sollten nach Ansicht des 
Umweltrates unverzüglich umgesetzt werden. Da 
das Reduktionsziel einer Halbierung der Nährstoff-
einträge in die Nord- und Ostsee von 1985 bis 1995 
nicht erreicht wird (Tz. 194) und auch durch die vor-
gesehenen Obergrenzen im Entwurf zur Düngever-
ordnung keine flächendeckende und ausreichende 
Reduzierung der Nährstoffeinträge aus der Landwirt-
schaft zu erwarten ist, schlägt der Umweltrat parallel 
zum Erlaß der Düngeverordnung die Einführung ei-
ner Abgabe auf mineralischem Stickstoffdünger vor. 
Hiermit soll sichergestellt werden, daß sich die Dün-
gung flächendeckend auf einem standortangepaß-
ten, niedrigeren Niveau einstellt und damit auch die 
Umweltbelastungen verringert werden. 

Zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

201. Pflanzenschutzmittel bedürfen gemäß § 11 
Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) einer behördlichen 
Zulassung. Bei der Anwendung sind neben den be-
hördlichen Anwendungsbestimmungen die Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis zu beachten und 
Gefahren für die Gesundheit, das Grundwasser und 
den Naturhaushalt zu vermeiden (§ 6 PflSchG). Der 
Anwender muß eine Qualifikation nachweisen, die 
ihn zum sachgerechten Einsatz befähigt (§ 10 Abs. 3 
PflSchG). Nach der Pflanzenschutz-Anwendungsver-

ordnung kann der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
vor allem innerhalb von Naturschutzgebieten, Wasser-
schutz- und Grundwassereinzugsgebieten verboten 
oder eingeschränkt werden (§ 1 bis 4 Pf1SchAnwendV). 

Besonders problematisch ist die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln in der Fläche außerhalb von 
Schutzgebieten und eine damit verbundene Verdrif-
tung, Auswaschung oder ein Abtrag von der Boden-
oberfläche. Die Zulassungs- und Anwendungsrege-
lungen des Pflanzenschutzgesetzes (§ 15 Abs. 1 Nr. 3 
Buchst. b, § 6 Abs. 1 Satz 2 PflSchG) berücksichtigen 
zwar die Gefahren für das Grundwasser sowie den 
Naturhaushalt. Auch Anwendungsverbote oder -be-
schränkungen zur Gefahrenabwehr nach § 7 PflSchG 
können zum Schutz des Grundwassers und des 
Naturhaushalts erlassen werden. In der Zulassungs-
praxis überwiegt jedoch - trotz Überprüfung des Ver-
sickerungsverhaltens und Erweiterung des ökologi-
schen Prüfprogramms durch die Pflanzenschutzmit-
telverordnung von 1987 - der Gesundheitsschutz. 
Des weiteren fehlt ein ausreichendes Instrumentari-
um, um die Aufwandsmengen einmal zugelassener 
Mittel möglichst gering zu halten und eine Akkumu-
lation in Umweltkompartimenten, zum Beispiel Bo-
den, Flüssen, Meeren, Grundwasser, zu verhindern. 
Nach § 6 Abs. 1 PflSchG sind die Grundsätze des 
integrierten Pflanzenschutzes zu berücksichtigen. 
Allerdings findet sich im Gesetz keine Konkretisie-
rungsermächtigung. Die Liste der Anwendungsbe-
schränkungen nach der Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung bezieht sich neben dem im Vorder-
grund stehenden Gesundheitsschutz ledigliçh auf 
Schutzgebiete nach dem Bundesnaturschutzgesetz, 
Wasser- und Heilquellenschutzgebiete sowie den 
allgemeinen Gewässerschutz gegen Abdriften. Im 
Grundsatz besteht ein Konflikt zwischen räumlich 
begrenzten Anwendungsbeschränkungen in Schutz-
gebieten und einem Defizit an flächendeckend wir-
kenden Instrumenten. Als Folge dieses Ungleichge-
wichts können sogar die Ergebnisse von Anstrengun-
gen innerhalb von Schutzgebieten durch negative 
Randeffekte von außen geschmälert werden. Eine 
lückenlose Kontrolle in der Fläche erscheint aller-
dings kaum möglich. 

202. Der Entwurf zur Änderung des Pflanzen-
schutzgesetzes vom 17. Juli 1995 soll insbesondere 
der Umsetzung der EG-Richtlinie über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (91/414/ 
EWG) dienen. Überwiegend wird das Zulassungsver-
fahren des geltenden Rechts beibehalten, jedoch 
dürfen entsprechend der Richtlinie grundsätzlich nur 
Pflanzenschutzmittel zugelassen werden, die in der 
EU-Wirkstoffliste aufgenommen sind. Zulassungen 
anderer Mitgliedstaaten (sowie EWR-Staaten) sind 
anzuerkennen, wenn die für die Anwendung des 
Pflanzenschutzmittels im Inland bedeutsamen Ver-
hältnisse, insbesondere hinsichtlich der Belange der 
Landwirtschaft, der Auswirkungen auf die Gesund-
heit und das Grundwasser sowie der Auswirkungen 
auf den Naturhaushalt, denen des betreffenden aus-
ländischen Staates entsprechen. Schließlich dürfen 
künftig Pflanzenschutzmittel nur noch in den Berei-
chen angewendet werden, für die sie zugelassen 
sind (sog. Indikationszulassung). 
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Die EG-Bewertungs-Richtlinie (94/43/EG) enthält 
klare Vorschriften darüber, unter welchen Vorausset-
zungen eine Zulassung zu versagen ist, weil die Per-
sistenz des Pflanzenschutzmittels beziehungsweise 
seiner (öko)toxikologisch relevanten Abbauprodukte 
zu nicht vertretbaren Wirkungen führt (Anhang VI B 
Ziff. 2.5.1, C Ziff. 2.5.1). In bezug auf den Grundwas-
serschutz unterscheidet die Bewertungsrichtlinie 
zwischen Grundwasser, das der Trinkwassergewin-
nung dient und sonstigem Grundwasser. Für Grund-
wasser, das der Trinkwassergewinnung dient, bilden 
grundsätzlich die Werte der EG-Trinkwasserrichtlinie 
(80/738/EWG) den Bewertungsmaßstab. Soweit die 
Kommission bei Aufnahme eines Stoffes in die 
Wirkstoffliste weniger strenge Werte festlegt, kann, 
wenn nur die Einhaltung dieser Werte zu erwarten 
ist, eine bef ristete („beobachtete") Zulassung erteilt 
werden, jedoch braucht kein Mitgliedstaat dera rtige 
ausländische Zulassungen anzuerkennen und sie 
auch nicht in das nationale Recht einzuführen (An-
hang VI C Ziff. 2.5.2). Der Schutz nicht bewirtschaf-
teten Grundwassers entspricht - entgegen dem Man-
dat der Grundrichtlinie 414/91/EWG - lediglich dem 
Schutz des Naturhaushaltes („unannehmbare” Wir-
kungen). Bei der Bewertung sind stets auch die ku-
mulativen Wirkungen von Pflanzenschutzmitteln zu 
erfassen. Die in § 15 PflSchG normierten Zulassungs-
voraussetzungen schließen das zwar nicht aus, die 
Berücksichtigung kumulativer Wirkungen entspricht 
aber nicht gegenwärtiger Praxis. Die Novelle des 
Pflanzenschutzmittelgesetzes wird diese EU-Vorga-
ben zu berücksichtigen haben. 

203. Trotz bestehender Verschärfungsmöglichkei-
ten im Zulassungs- und Anwendungsrecht stellt sich 
auch im Bereich des Pflanzenschutzes die Frage, ob 
das Ordnungsrecht eine Mindestqualität der bioti-
schen und abiotischen Ressourcen sichern kann, 
oder ob es dazu nicht der Ergänzung durch weitere 
Instrumente bedarf. Besonders in Landschaftsräu-
men mit guten natürlichen Standortbedingungen, in 
denen sich regionale Konzentrationen von Markt

-

fruchtbetrieben herausgebildet haben (z. B. Börde-
landschaften, Köln-Aachener Bucht, Wetterau), wer-
den hohe Intensitäten des Pflanzenschutzmittelein-
satzes bestehen bleiben. Angesichts der zunehmen-
den Funde von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen und 
-metaboliten in Grundwässern und der Belastung 
von Bächen, Flüssen und der Meere durch einge-
schwemmte Wirkstoffe hält es der Umweltrat für er-
forderlich, den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln flä-
chendeckend auf ein umweltverträgliches Maß zu 
beschränken. 

Entscheidend für die Umweltbelastungen, die aus 
dem Einsatz von Pflanzenschutzmitteln herrühren, 
sind neben der Ausbringungsmenge auch die chemi-
sche Zusammensetzung der Wirkstoffe, ihre Giftig-
keit und Persistenz sowie die Sorgfalt und Kenntnis 
des Anwenders. Dabei wird die Ausbringungsmenge 
nicht allein von der Anzahl der Anwendungen und 
den Eigenarten der Behandlungsfläche bestimmt, 
sondern ebenso von der Ausbringungstechnik. Das 
Know how des Anwenders beeinflußt, inwieweit an-
gesetzte und ausgebrachte Pflanzenschutzmittel

-

menge übereinstimmen, und somit die Restmenge, 

die entsorgt werden muß. Gerade die Beseitigung 
überschüssiger Restmengen sowie Fehler bei Lage-
rung, Transport und der sonstigen Handhabung von 
Pflanzenschutzmitteln führen oft zu schwerwiegen-
deren Umweltbelastungen als bei der Ausbringung 
selbst. Verschiedene Einflußfaktoren bestimmen den 
Grad der Umweltbelastung; diese ist deshalb auch 
nur durch ein Instrumentenbündel zu verbessern. 

204. Als zusätzlicher Schutz wäre die Einführung 
einer Haftungsregelung bei Pflanzenschutzmitteln in 
Betracht zu ziehen. Dafür bestehen bisher keine aus-
reichenden Rechtsgrundlagen. Das Umwelthaftungs-
gesetz (UmweltHG) begründet lediglich eine Anla-
genhaftung. Allerdings sieht § 22 Abs. 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) eine Handlungshaftung 
für gezielte Einwirkungen auf Gewässer vor, deren 
Grundgedanke ausgeweitet werden könnte. Die Ein-
führung einer Haftung für das Ausbringen von Pflan-
zenschutzmitteln würde aber zu einer Systemverän-
derung führen, die nicht isoliert nur für Pflanzen-
schutzmittel durchgesetzt werden könnte. Um wirk-
sam zu sein, müßte entgegen den Regelungen der 
§§, 6, 7 Umwelthaftungsgesetz auch das Kausalitäts-
modell des § 22 Abs. 1 Satz 2 WHG übernommen 
werden, wonach bei ungeklärter Verursachung jeder 
gesamtschuldnerisch haftet, dessen Handlung nur 
geeignet war, im Zusammenwirken mit anderen Ein-
wirkungen auf das Gewässer den Schaden zu verur-
sachen, sofern er sich nicht entlastet. Diese Beweis-
regel ist aber rechtspolitisch problematisch, we il  sie 
zu einer Verdachtshaftung führt. Überdies wäre sie 
noch nicht einmal ausreichend, da bei Ausbringen 
von Pflanzenschutzmitteln vielfach schon die Eig-
nung zur Mitverursachung zweifelhaft sein und 
schon der Beweis einer Ausbringung zu einem be-
stimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort nicht 
immer möglich sein wird. Schließlich müßte, um 
wirksam zu sein, der Interessenschutz der Haftung 
auch auf Gewässer ausgedehnt werden, die gegen-
wärtig keiner Nutzung unterliegen und deren Schä-
digung nach herkömmlichem Verständnis nicht zu 
einem Vermögensschaden führt. 

Eine Herstellerhaftung im Bereich der Pflanzen-
schutzmittel steht vor den gleichen grundsätzlichen 
Problemen. Nach geltendem Recht greift die Gefähr-
dungshaftung nach dem Produkthaftungsgesetz 
nicht, da sie auf fehlerhafte oder mangels aus-
reichender Instruktionen gefährliche Produkte be-
schränkt ist und nur Verbraucherschäden erfaßt. Es 
bedürfte also auch hier einer grundlegenden Ände-
rung der maßgeblichen Rechtsgrundlagen, die nach 
der Produkthaftungsrichtlinie zwar nicht ausge-
schlossen ist, aber wegen ihrer grundsätzlichen 
Bedeutung politisch schwierig durchsetzbar wäre. 
Insgesamt erscheint das Haftpflichtrecht wenig pro-
blemangemessen. 

205. Für eine flächendeckende Begrenzung des 
Pflanzenschutzmitteleinsatzes kann auch die Ein-
führung einer Pflanzenschutzmittelabgabe erwogen 
werden. Ein solches ökonomisches Steuerungsinstru-
ment wird aber bei Pflanzenschutzmitteln, deren Ein-
satz allein der Sicherung eines standort- und sorten-
bedingten Ertragsniveaus dient und nicht wie beim 
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Stickstoff der Ertragssteigerung, erst bei einer Ver-
vielfachung des Preises eine Wirkung entfalten, da 
als Alternative zu ihrem Einsatz vom Landwirt das Ri-
siko eines völligen Ertragsausfalls einkalkuliert wer-
den muß. Auch wären für eine solche Abgabe die 
Pflanzenschutzmittel in Gefährlichkeitsklassen ein-
zuteilen, um eine ausreichend präzise Bemessungs-
grundlage im Sinne des Abgabenrechts zu erhalten 
(SRU, 1985, Tz. 1302). Eine solche genaue Kategori-
sierung ist schwierig, da zum Beispiel Aspekte des 
Gesundheitsschutzes, des Gewässerschutzes, des Ar-
ten- und Biotopschutzes sowie der Persistenz in der 
Umwelt gleichermaßen berücksichtigt beziehungs-
weise Vor- und Nachteile für den einen oder anderen 
Schutzzweck gegeneinander abgewogen werden 
müßten. Vor dem Hintergrund dieser Schwierigkei-
ten kann der Umweltrat eine Pflanzenschutzmittel-
abgabe nicht empfehlen. 

206. Vielmehr sollte in einem Maßnahmenbündel 
das Ordnungsrecht konkretisiert und die Offizialbe-
ratung weiter verbessert und effizienter gestaltet 
werden. Darüber hinaus sollte durch verstärkte Ver-
braucheraufklärung verdeutlicht werden, daß makel-
lose äußerliche Qualität vielfach durch erhöhten 
Pflanzenschutzmittel- und Düngemitteleinsatz er-
kauft wird. 

Zur Tierhaltung 

207. Im Bereich der Tierhaltung werden die Um-
weltbelastungen, die aufgrund von gasförmigen 
Emissionen (i. w. Methan, Ammoniak) entstehen, 
durch das Umweltrecht unzureichend erfaßt. Erst bei 
der Errichtung von großen Anlagen zur Haltung von 
Schweinen und Geflügel greift die Genehmigungs-
pflicht nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) ein (Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen - 4. BImSchV). Der Anwendungs-
bereich des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes 
(UVPG) ist noch enger begrenzt. Im Bereich der 
Milch- und Rindviehhaltung, der derzeit für den 
weitaus größten Anteil an den gesamten Methan-
emissionen aus der Tierhaltung verantwortlich ist 
(über 93 %; HAAS und KÖPKE, 1994), existiert nur ei-
ne indirekte Regelungswirkung über Vorschriften zur 
Flächenbindung der Tierhaltung in Förderrichtlinien 
(Tz. 182) und Länder-Gülleverordnungen (Tz. 195). 

Da eine Umweltverträglichkeitsprüfung erst bei sehr 
großen Stallkapazitäten (vgl. Nr. 24 des Anhangs zu 
Nummer 1 der Anlage zu § 3 UVPG) durchgeführt 
werden muß, hat sie in den alten Bundesländern bis-
lang kaum eine Rolle gespielt. Wegen der dortigen 
größeren Stallbauten liegt der Anwendungsschwer-
punkt in den neuen Bundesländern. Betriebe mit 
kleineren Stallkapazitäten beziehungsweise Be-
standsgrößen werden allerdings auch bei absolut 
umweltunverträglichen Bestandsdichten nicht vom 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz erfaßt. Dage-
gen dürfte die Genehmigungspflicht nach dem Bun-
des-Immissionschutzgesetz in der landwirtschaftli-
chen Praxis vergleichsweise häufig zur Anwendung 
kommen. Allerdings sind die Auflagen zur Emis-
sionsminderung nicht an die Emissionsmengen, son-
dern an den Stand der Technik geknüpft (§ 5 Abs. 2 

BImSchG). Ammoniakemissionen, die bei der Lage-
rung außerhalb von Stallanlagen und bei der Aus-
bringung von tierischen Wirtschaftsdüngern entste-
hen, werden vom Bundes-Immissionsschutzgesetz 
nicht erfaßt und sind somit genehmigungsrechtlich 
nicht begrenzt. Im Problembereich Methanemissio-
nen gibt es noch keine angepaßten Verfahren zur 
Emissionserfassung. 

208. Aufgrund der erheblichen Regelungsdefizite 
hat Niedersachsen bereits 1994 einen Entwurf für ein 
Bundesgesetz zur Begrenzung der Konzentration 
und zur Sicherung der Flächenbindung der Tierhal-
tung vorgelegt. Der Gesetzentwurf soll neben ökolo-
gischen auch regionalpolitischen und seuchenhygie-
nischen Zielen dienen (agra-europe, Nr. 52/94, Son-
derbeilage). Es soll unter anderem dadurch erreicht 
werden, daß 

- flächenunabhängig produzierende Tierhaltungs-
betriebe von bestehenden steuerlichen Vorteilen 
und staatlichen Förderungen ausgeschlossen und 

- die in bestimmten Gesetzen enthaltene Sonder-
regelungen zugunsten der Landwirtschaft (Bauge-
setzbuch - insbesondere § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 zum 
Bauen im Außenbereich -, Landpacht- und Grund-
stücksverkehrsgesetz, Bewertungs- und Einkommen-
steuergesetz, Landwirtschafts-Gasölverwendungs-
gesetz) eingeschränkt werden. 

Die Definition beziehungsweise Abgrenzung der flä-
chengebundenen Tierhaltung soll über das Kriterium 
„Umfang des in der Tierhaltung anfallenden Dungs, 
der pro Flächeneinheit umweltverträglich zu ver-
werten ist", gemessen in Dungeinheiten pro Hektar 
(DE/ha), erfolgen. Der Umweltrat befürwortet diese 
Gesetzesinitiative zur konsistenten Durchsetzung der 
Flächenbindung in allen bislang die Konzentration 
der Tierhaltung privilegierenden Ordnungsgesetzen. 
Die Begrenzung des Viehbesatzes sollte sich dabei 
an den Grundsätzen und Maßstäben der guten fach-
lichen Praxis, die in der künftigen Düngeverordnung 
in der empfohlenen Weise näher zu bestimmen sind 
(Tz. 196), orientieren. 

Zum Bodenschutz 

209. Da die Verabschiedung des Bundes-Boden-
schutzgesetzes einschließlich untergesetzlicher Re-
gelungen nach wie vor aussteht, werden Aspekte des 
Bodenschutzes bislang im Bundesnaturschutzgesetz, 
im Baugesetzbuch und in der Klärschlammverord-
nung behandelt. Die allgemeinen Schutzvorschriften 
zum Boden und der unbestimmte Grundsatz der 
„ordnungsgemäßen Landwirtschaft" verfügen über 
nahezu keine praktische Durchsetzungskraft. Von 
der Klärschlammverordnung ist immerhin eine tat-
sächliche Reduzierung der Schwermetalleinträge bei 
der Ausbringung von Klärschlämmen auf landwirt-
schaftlich genutzte Böden zu erwarten. Inwieweit die 
gesetzten Grenzwerte ausreichend sind, kann noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Grundsätzlich 
ist die Klärschlammverordnung aber aufgrund der 
rechtsverbindlich festgelegten Grenzwerte und Kon-
trollen (Proben von Klärschlamm und Boden) ein ge-
eignetes Instrument, um Schwermetall- und organi-
sche Belastungen des Bodens sowie Einträge ver- 
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schiedener organischer Schadstoffe durch die Aus-
bringung von Klärschlämmen zu vermindern. Daß 
mit diesem Instrument nur ein kleiner Teilbereich 
des Bodenschutzes im Verursacherbereich Landwirt-
schaft und Gartenbau und auch innerhalb der Pro-
blematik von Schwermetallen und organischen Stof-
fen wiederum nur ein Teilbereich abgedeckt ist, steht 
außer Frage. 

Auch der aktuelle Entwurf zum Bundes-Boden-
schutzgesetz (E.-BBodSchG vom 18. August 1995) 
sieht lediglich die Formulierung allgemeiner Grund-
sätze zum Bodenschutz und den Verweis auf die 
gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft (§ 22 
E.-BBodSchG) vor. Nach der Entwurfsbegründung 
soll § 22 nur die bodenphysikalischen Voraussetzun-
gen festlegen, das heißt, bestimmte Nutzungen an un-
geeigneten Standorten unterbinden oder einschrän-
ken. Die Problematik der umweltgefährdenden Stoffe 
beziehungsweise Stoffmengen durch Dünger und 
Pflanzenschutzmittel wird den einschlägigen Spezial-
gesetzen überlassen. Diese Abgrenzung erfordert 
aber, daß die bodenschützenden Aspekte des Dünge- 
und Pflanzenschutzmittelrechts (z. B. § 6 PflSchG) ex-
plizit genannt werden und um die Pflicht ergänzt wer-
den, Anreicherungen umweltgefährdender Stoffe in 
landwirtschaftlich genutzten Böden mit Blick auf die 
Gesamtbelastung und die komplexen Auswirkungen 
auf die Bodenfunktionen zu vermeiden, unbeschadet 
der sich ansonsten aus dem Stoffrecht ergebenden 
Pflichten (SRU, 1996, Abschn. 2.3.2). 

Auch im Bereich Bodenschutz kann das Ordnungs-
recht - wie in anderen umweltpolitischen Regelungs-
bereichen auch - nur bedingt alle Anforderungen er-
füllen. Da der Boden einen äußerst wichtigen, nicht 
erneuerbaren Produktionsfaktor der Agrarproduk-
tion darstellt, besteht aber ein vergleichsweise großes 
wirtschaftliches Eigeninteresse der Landwirte, das 
Ertragspotential dieses Faktors zu erhalten. Es sind 
also gute Voraussetzungen gegeben, über eine inten-
sive Beratung und Aufklärung der Landwirte ein hö-
heres Maß an Bodenschutz zu erreichen als durch 
nicht standortgerechte Verordnungen, erlassen auf 
einer problemfernen Entscheidungsebene. Gerade 
weil im Bereich des Bodenschutzes große Über-
schneidungsbereiche zwischen ökonomischen Inter-
essen und ökologischen Zielen vorhanden sind, liegt 
der Ansatzpunkt zur Verringerung von Umweltbela-
stungen nach Auffassung des Umweltrates vor allem 
in der Stärkung und Verbesserung der landwirt-
schaftlichen Beratung. 

Schutz der Oberflächengewässer 
und des Grundwassers 

210. Wie die Auswertung umweltbezogener Daten 
(UBA, 1994a) zeigt, haben Rechtsvorschriften zum 
Wasserschutz im Verursacherbereich Landwirtschaft 
(Wasserhaushaltsgesetz, Pflanzenschutzrecht, Dün-
gemittelrecht) bis jetzt keinen ausreichenden Schutz 
der Oberflächengewässer und des Grundwassers vor 
Nährstoff- und Pflanzenschutzmitteleinträgen ge-
währleistet. Die Möglichkeit, in Wasserschutzgebie-
ten weitergehende Bestimmungen zum Trinkwasser-
schutz zu erlassen (§ 19 WHG und § 3 Abs. 2 

Pf1SchAnwendV) führt zwar innerhalb von Schutzge-
bieten zu geringeren Umweltbelastungen als außer-
halb, kann aber nach bisheriger Datenlage den Was-
serschutz offensichtlich nur unvollständig sichern. 

Anforderungen, die die ordnungsgemäße landwirt-
schaftliche Bodennutzung in Wasserschutzgebieten 
einschränken, müssen finanziell ausgeglichen wer-
den (§ 19 Abs. 4 WHG). § 1 a WHG bestimmt, daß das 
Grundeigentum nicht das Recht auf Gewässerbenut-
zung einschließt (diese Regelung entspricht verfas-
sungrechtlichen Grundsätzen [BVerfGE 58, 300 - 
Naßauskiesung; BVerwG, NVwZ-RR 1994, S. 494]). 
Der Landwirtschaft werden für eine Einschränkung 
der landwirtschaftlichen Betriebsführung in § 19 
Abs. 4 WHG Ausgleichszahlungen auch unterhalb 
der Schwelle der verfassungswidrigen Inhaltsbestim-
mung des Eigentums eingeräumt. Stoffliche Einträge 
aus dem Einsatz von Betriebsmitteln können unter 
bestimmten, im einzelnen streitigen Voraussetzun-
gen Gewässerbenutzungen sein (vgl. MÖKER, 1993, 
S. 114ff.; LINDEN, 1993, S. 109ff.). Der Umweltrat 
kritisiert die Privilegierung, die mit der Entschädi-
gungspflicht für über die ordnungsgemäße Landwirt-
schaft hinausgehende Nutzungsbeschränkungen ver-
bunden ist, solange der Begriff der Ordnungsmäßig-
keit ausschließlich agrarökonomisch verstanden wird. 
Der Umweltrat weist erneut darauf hin, daß eine 
agrarökonomisch ordnungsgemäße Düngung unter 
Umständen einen Gefährdungstatbestand darstellen 
kann, der im Rahmen des Wasserhaushaltsgesetzes 
erlaubnispflichtig sein sollte (SRU, 1985, Tz. 1280 f.). 

Insgesamt ergibt sich, daß das Wasserhaushaltsge-
setz vom Gesetzgeber als ein Instrument gedacht ist, 
innerhalb von Wasserschutzgebieten unter anderem 
die landwirtschaftliche Nutzung zu beschränken, so-
weit dies zur Einhaltung der Trinkwasserverordnung 
auch unter dem Gesichtspunkt der Vorsorge notwen-
dig ist. Es dient aber nicht primär dazu, einen flä-
chendeckenden Schutz des Grundwassers bezie-
hungsweise der Oberflächengewässer vor Nährstoff-
und Pflanzenschutzmitteleinträgen zu gewährleisten. 
§ 3 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes hat nur einen 
eng begrenzten Anwendungsbereich und ist als flä-
chendeckendes Instrument nicht geeignet. Derzeit 
stehen weder ordnungsrechtliche noch andere In-
strumente zur Verfügung, um flächendeckend eine 
deutliche und nachhaltige Verminderung der Ge-
wässerbelastungen aus dem Verursacherbereich 
Landwirtschaft zu erreichen. Deshalb sind nach wie 
vor Maßnahmen geboten, die auf der gesamten land-
wirtschaftlich genutzten Fläche ansetzen (Tz. 200). 

Schutz von Natur und Landschaft 

211. Das Bundesnaturschutzgesetz billigt der „ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft" in § 1 Abs. 3 eine 
„zentrale Bedeutung für die Erhaltung der Kultur- 
und Erholungslandschaft" zu. Diese Zuschreibung 
soll das sogenannte Agrarprivileg rechtfertigen, 
demzufolge die ordnungsgemäße land- und forstwirt-
schaftliche Bodennutzung nicht als Eingriff in Natur 
und Landschaft anzusehen (§ 8 Abs. 7 BNatSchG) 
und damit von den Regelungen ausgenommen ist, 
die solche Eingriffe verhindern oder ausgleichen sol- 
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len. Der Begriff der ordnungsgemäßen Landwirt-
schaft und folglich die Reichweite der Privilegierung 
ist umstritten. Ein Ansatz zur Konkretisierung ist die 
Empfehlung des Umweltrates, die Landwirtschafts-
klauseln des Bundesnaturschutzgesetzes und der 
entsprechenden Ländergesetze aufzuheben und statt 
dessen in diesen Gesetzen zum Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen Betreiberpflichten für die 
Landwirte einzuführen. Zur genaueren Bestimmung 
des Inhalts der Betreiberpflichten sollen Regeln um-
weltschonender Landwirtschaft erarbeitet und in ei-
nem Regelwerk zusammengefaßt werden (SRU, 
1985, Kap. 5.6). Der Umweltrat erwartet, daß diesen 
damaligen Empfehlungen im Rahmen der anstehen-
den Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 
Rechnung getragen wird. 

Soweit eine solche Konkretisierung Nutzungsrege-
lungen, insbesondere -beschränkungen für be-
stimmte Standorte, beinhalten müßte, wäre sie nicht 
notwendigerweise mit einer Entschädigungspflicht 
verbunden. Die neuere Rechtsprechung (BVerwGE 
94, 1) hat klargestellt, daß Regelungen, die die Nut-
zung von Grundstücken aus Gründen des Natur- und 
Landschaftsschutzes beschränken, grundsätzlich kei-
ne Enteignungen darstellen, sondern sich im Rahmen 
der nach Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 GG dem Gesetz-
geber zustehenden und vom Eigentümer hinzuneh-
menden Bestimmung von Inhalt und Schranken des 
Eigentums halten. Wie in anderen Wirtschaftszwei-
gen auch rechtfertigt die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums ohne weiteres Nutzungsregelungen für die 
Landwirtschaft. Diese Regelungen müssen selbstver-
ständlich den rechtsstaatlichen Anforderungen an 
die Bestimmtheit standhalten, woraus ein weiteres 
Argument für eine Konkretisierung der Regeln ord-
nungsgemäßer Landwirtschaft folgt. 

Auch als Ansatzpunkt für die Honorierung ökologi-
scher Leistungen hält der Umweltrat die Konkretisie-
rung der Regeln ordnungsgemäßer Landwirtschaft in 
Form von Mindestanforderungen für erforderlich 
(vgl. Tz. 236 ff.). 

Beratung 

212. Ergänzend zum Ordnungsrecht wird immer 
wieder die wichtige Rolle der landwirtschaftlichen 
Beratung hervorgehoben, die gegenwärtig in den 
Bundesländern sehr unterschiedlich praktiziert wird. 
Im Bereich der amtlichen Beratung besteht im allge-
meinen die Gefahr, daß durch das Ordnungsrecht 
das Vertrauensverhältnis zwischen Landwirten und 
Beratern beeinträchtigt wird. Verordnungen bürden 
der Agrarverwaltung immer neue Kontroll- und Ad-
ministrationsaufgaben auf, so daß eine sinnvolle Be-
ratung kaum mehr möglich ist. Angesichts des anste-
henden Generationenwechsels in der Landwirtschaft 
(die Mehrzahl der Betriebsleiter ist älter als 55 Jahre), 
des zunehmenden Umweltbewußtseins und der Neu-
orientierung vieler jüngerer Landwirte ist es drin-
gend erforderlich, die amtliche landwirtschaftliche 
Beratung zu verbessern und zu stärken, um einer-
seits das Risikopotential für Bet riebe und Umwelt zu 
verdeutlichen, und um andererseits das Integrations-
potential zwischen ökonomischen Interessen und 

Umweltschutzzielen zur Reduktion der Umweltbela-
stungen voll ausschöpfen zu können. Dabei ist auf 
eine strenge Trennung der Beratung von Kontroll-
und Administrationsaufgaben zu achten. Auch wenn 
effektive Umwelt- und Agrarberatung zunächst den 
Wunsch nach Beratung voraussetzt und Einsichten 
und Erkenntnisse vom Landwirt erst aktiv gewonnen 
werden müssen, erscheint dieses Instrument unver-
zichtbar. Neben der amtlichen Beratung wird in Zu-
kunft auch die privat organisierte, umweltorientierte 
Betriebsberatung sowie die Beratung durch Verbände 
(z. B. Verbände der Arbeitsgemeinschaft Ökologi-
scher Landbau) zunehmend an Bedeutung gewinnen. 

Verhandlungslösungen 

213. Verhandlungslösungen kommen primär dann 
zur Anwendung, wenn einerseits die Eigentumsfrage 
geklärt ist und sich andererseits der Kreis der Betei-
ligten eindeutig begrenzen läßt. Verhandlungs- oder 
Kooperationslösungen sind bisher vor allem im Kon-
fliktbereich zwischen land- und wasserwirtschaftli-
cher Nutzung in Nordrhein-Westfalen zur Anwen-
dung gekommen (MATENA, 1995; FOKKEN und 
WOLF, 1994; SCHERER, 1994). In diesem Nutzungs-
konflikt sind die Voraussetzungen für eine Verhand-
lungslösung gegeben: Die Interessenten lassen sich 
eindeutig bestimmen, nämlich die Landwirte auf der 
einen und die Wasserwerke als Interessensvertre-
tung der Grundwassernutzer auf der anderen Seite. 
Durch die verteilungspolitisch motivierte Einführung 
des § 19 Abs. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
wurde die Kernbestimmung des § 1 a WHG, nach der 
das Grundeigentumsrecht gerade nicht das Recht 
auf Grundwasserbenutzung und dadurch bedingt 
Grundwasserbeeinträchtigung einschließt, für den 
Bereich der landwirtschaftlichen Nutzung aufgeho-
ben und den Landwirten innerhalb der Grenzen der 
agrarökonomisch ordnungsgemäßen Landwirtschaft 
das Nutzungs- beziehungsweise exakter das Ver-
schmutzungsrecht an der Ressource Grundwasser 
zugestanden. Ein Vorteil von Verhandlungslösungen 
besteht darin, daß Land- und Wasserwirtschaft einen 
Anreiz erhalten, ihre Funktion als Anbieter und 
Nachfrager bestimmter ökologischer Leistungen 
wahrzunehmen und gemeinsam einen tragfähigen 
Kompromiß zu finden. Ein weiterer Vorteil von Ver-
handlungslösungen liegt in der Problemnähe vor Ort. 
Es ist zu erwarten, daß die direkt Beteiligten auf dem 
Verhandlungsweg eine billigere Lösung herbeifüh-
ren als es staatlichen Stellen durch Wasserschutzge-
bietsverordnungen mit Ausgleichszahlungen mög-
lich ist. Die Aufgabe des Gesetzgebers und der Ad-
ministration beschränkt sich auf die Vorgabe des not-
wendigen rechtlichen Rahmens für derartige Koope-
rationen und auf Unterstützungsleistungen zur Sen-
kung der Transaktions- und Konsensfindungskosten. 

Wegen ihrer geringen Eingriffsintensität stoßen Ko-
operationsvereinbarungen nach den Erfahrungen in 
Nordrhein-Westfalen vor allem in Gebieten mit hoher 
Auswaschungsgefährdung und sehr hoher Nutzungs-
intensität an ihre Leistungsgrenzen (MATENA, 
1994). Dort sind übergeordnete Maßnahmen notwen-
dig. Konkrete Ansätze zum flächendeckenden Ge-
wässerschutz mit Hilfe von Verhandlungslösungen 
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liegen nicht vor. Verhandlungslösungen sind als lo-
kale, in Einzelfällen auch regionale Ergänzung zum 
Ordnungsrecht und zur Beratung aufzufassen. Oft-
mals ermöglichen Kooperationen erst eine akzep-
tanzfördernde und effiziente Umsetzung von ord-
nungsrechtlichen Vorgaben und Beratungsinhalten. 

Der Umweltrat empfiehlt, mit Erfolgskontrollen bei 
bestehenden Kooperationsmodellen fortzufahren und 
die Übertragbarkeit dieses kleinräumigen Ansatzes 
auf größere Gebiete (z. B. mehrere zusammenhän-
gende Wasserschutz- bzw. Wassereinzugsgebiete) 
und zur Vorsorge auch auf Vorbehaltsflächen des 
Trinkwasserschutzes zu prüfen. 

214. Langfristig denkbar ist die Anwendung dieses 
Instruments auch zur Lösung von Nutzungskonflik-
ten im Bereich der Erhaltung von Freiflächen für die 
Naherholung. Allerdings dürften sich als Verhand-
lungspartner Kommunen beziehungsweise Stadt und 
Umlandgemeinden gegenüberstehen. Hiervon kön-
nen Landwirte indirekt profitieren, wenn die zuge-
sagten Leistungen der Kommune eng an eine be-
stimmte Bewirtschaftungsweise, die dem Landwirt 
als Eigentümer der Fläche honoriert werden sollte, 
geknüpft werden. 

2.4.4 Empfehlungen zur Neuorientierung 
der Agrarpolitik 

Überblick über die Möglichkeiten 
einer Neuorientierung der Agrarpolitik 

215. Der derzeitige umweltrechtliche Rahmen kann 
nur in begrenztem Umfang zur Entwicklung einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung beitragen. 
Angesichts der Besonderheiten landwirtschaftlicher 
Bodennutzung kann das Umweltrecht nicht das al-
lein ausreichende Instrument zur flächendeckenden 
Umsetzung der Ziele und Grundsätze einer dauer-
haft-umweltgerechten Landnutzung sein. 

Die Umweltbelastungen landwirtschaftlicher Nut-
zung hängen in besonderem Maße von den natür-
lichen Standortfaktoren ab. Daher unterliegt das Um-
weltrecht dem unlösbaren Konflikt zwischen der 
standortgerechten Ausgestaltung und der admini-
strativen Handhabbarkeit sowie der Möglichkeit zur 
Kontrolle. Der Ausweg, die ökologisch notwendigen 
Einschränkungen für den hinsichtlich der Umweltge-
fährdung am meisten problematischen Standort flä-
chendeckend festzuschreiben, führt zu einer hohen 
ökonomischen Ineffizienz. Umgekehrt ergibt sich bei 
einer Orientierung am Standort mit geringstem Um-
weltgefährdungspotential für empfindliche Standorte 
eine hohe ökologische Ineffizienz. 

Umweltbelastende Emissionen landwirtschaftlicher 
Nutzung treten häufig diffus auf und sind nur mit 
sehr großem Aufwand meßbar. Die Durchsetzung 
von Grenzwerten für Emissionsmengen oder Emis-
sionskonzentrationen analog dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz beziehungsweise den technischen 
Anleitungen in anderen Verursacherbereichen schei-
det deshalb in der Regel in der Landwirtschaft aus. 
Die Durchsetzung von Immissionsgrenzwerten schei-
tert in der Landwirtschaft an den oft großen Zeitab

-

ständen zwischen Emission und Immission, zum Bei-
spiel bei Belastung des Grundwassers. Umweltschutz 
mittels Gesetzen und Verordnungen setzt eine wirk-
same Kontrolle ihrer Einhaltung voraus. Aufgrund 
der großflächigen Ausdehnung landwirtschaftlicher 
Nutzung und der komplexen, vielfältig vernetzten 
Produktionsprozesse sowie der nach wie vor ver-
gleichsweise großen Zahl von Einzelunternehmen 
sind Auflagen aber nur bedingt und mit unverhält-
nismäßig hohem Aufwand kontrollierbar. 

216. Eine Agrarpolitik, die den Anforderungen ei-
ner dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung ge-
recht wird und somit die landwirtschaftliche Nutzung 
und den Erhalt einer ökologisch wertvollen Land-
schaft miteinander verbindet, basiert im wesentli-
chen auf folgenden Maßnahmen: 

- schrittweise Liberalisierung der Agrarmärkte, 

- Schaffung von gezielten Anreizen zur Verminde-
rung der Umweltbelastungen der Landwirtschaft 
durch 

- schrittweisen Abbau der Subventionierung von 
fossilen Energieträgern und Einbeziehung des 
Agrarsektors in die Reform der Mineralölsteuer 
als Beitrag zu einer umweltgerechten Finanzre-
form (SRU, 1996, Abschn. 5.4.2.1), 

- Verteuerung des Düngemitteleinsatzes durch 
Einführung einer Stickstoffabgabe, 

- Verschärfung des Ordnungsrechts durch 

- Erweiterung der Zweckbestimmung des Dün-
gemittelrechts um ökologische Erfordernisse 
und Verschärfung der Umweltanforderungen in 
der Düngeverordnung, 

- durchgängige Begrenzung des Viehbesatzes, 
das heißt Durchsetzung der Flächenbindung 
und Festschreibung der Grundsätze und Maß-
stäbe der guten fachlichen Praxis, 

- Verschärfung der Zulassungs- und Anwen

-

dungsbestimmungen für Pflanzenschutzmittel, 

- Abbau der Privilegierung der Landwirtschaft im 
Naturschutzrecht, 

- Eröffnung neuer Produktions- und Erwerbsmög-
lichkeiten für die Landwirtschaft außerhalb der 
traditionellen Nahrungsmittelproduktion durch 

- die Honorierung ökologischer Leistungen (In-
ternalisierung positiver Umwelteffekte der 
Agrarproduktion), 

- die Schaffung von Möglichkeiten für Erwerbs-
kombinationen im Rahmen einer aktiven Struk-
turpolitik für den ländlichen Raum. 

Weitere Maßnahmen müssen diese Handlungsfelder 
flankieren, um die Wirkung der marktwirtschaftli-
chen Instrumente voll zur Geltung zu bringen und 
den initiierten ökologisch ausgerichteten Struktur-
wandel sozial abzusichern: 

- Intensivierung und Verbesserung von Information, 
Beratung und Aufklärung sowohl auf der Seite der 
Landwirte als auch der Verbraucher, 

- gezielte, an ökologischen Kriterien ausgerichtete 
Investitions- und Forschungsförderung zur be- 
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schleunigten Einführung von Innovationen und 
für den Ausbau der Umweltbeobachtung zur Er-
folgskontrolle der eingesetzten Instrumente sowie 

- Sicherung von Mindesteinkommen und sozialer 
Infrastruktur in ländlichen Räumen durch die 
Agrarsozialpolitik. 

Liberalisierung der Agrarmärkte 

217. Aus umweltpolitischer Sicht weisen die in der 
EG-Agrarreform von  1992 enthaltenen Ansätze zur 
Liberalisierung des Agrarsektors im Prinzip in die 
richtige Richtung (SRU, 1994, Tz. 899). Die Senkung 
der künstlich hochgehaltenen Agrarpreise führt die 
landwirtschaftliche Produktion zurück und baut so 
einen Teil der negativen Umweltauswirkungen ab  - 
und  zwar den Teil, der durch die Überschußproduk-
tion bedingt ist (NICKLIS, 1992). Mit dem Abbau der 
bisherigen Preisstützung verbunden ist ein Rückgang 
der Betriebsmittelintensität und damit des Einsatzes 
von Pflanzenschutz- und Düngemitteln. Gleichzeitig 
steigt im Pflanzenbau die Wettbewerbsfähigkeit bis-
her nicht geförderter Früchte, was Anreize im Hin-
blick auf eine vielseitige Anbaustruktur setzt. Zudem 
werden finanzielle Mittel frei, die - zumindest in Tei-
len - für die Honorierung spezifischer ökologischer 
Leistungen der Landwirtschaft umgewidmet werden 
könnten. 

Die Agrarreform ist jedoch schon in den Ansätzen 
zur Liberalisierung des Agrarmarktes steckengeblie-
ben. So werden sowohl Interventionspreise als auch 
Importquoten beibehalten und die Kontingentierung 
von Zucker und Milch nicht angetastet. Vielmehr 
wurde mit der quasi zwangsweisen Stillegung von 
Ackerflächen ein neues dirigistisches Instrument ein-
geführt, das die positiven ökonomischen und ökolo-
gischen Effekte der Preissenkungen zum Teil konter-
kariert. 

218. Eine schrittweise Liberalisierung des Agrar-
marktes kann nur in Verbindung mit den anderen 
Elementen des Gesamtkonzeptes eine ökologisch 
positive Wirkung entfalten, soll nicht die landwirt-
schaftliche Nutzung unter marktwirtschaftlichen 
Wettbewerbsbedingungen sich auf wenige Regionen 
konzentrieren und gänzlich auf die Nahrungsmittel-
produktion beschränkt sein. Die Erzeugung von ge-
sellschaftlich erwünschten Umweltgütern fände ge-
nauso wenig statt wie eine ausreichende Rückfüh-
rung der Umweltbelastungen. Da die Liberalisierung 
allein nicht die durch fehlende Internalisierung von 
Umweltkosten verursachte Fehlallokation von Pro-
duktionsfaktoren beseitigt, wird ergänzend der Ein-
satz spezifischer umweltpolitischer Instrumente, wie 
zum Beispiel die Besteuerung von Betriebsmitteln, 
notwendig. Gleichzeitig müssen die Nutzen von posi-
tiven ökologischen Leistungen stärker honoriert wer-
den als dies durch die schrittweise Freigabe von Men-
gen und Preisen sowie den Abbau von Subventionen 
erreichbar wäre. Da ökonomische Anreize nur auf 
funktionierenden Märkten ihre volle Wirkung entfal-
ten können, ist die Liberalisierung des Agrarsektors 
ein notwendiges, aber nicht hinreichendes Element 
einer Neuorientierung der Agrarpolitik im Sinne einer 
dauerhaft- umweltgerechten Landnutzung. 

Schaffung von Anreizen zur Verringerung 
der Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft 

219. Die bisherige Agrarumweltpolitik arbeitet fast 
ausschließlich mit ordnungsrechtlichen Instrumen-
ten, die aus ökologischer Sicht zum Teil abgebaut, 
zum Teil aber auch verschärft werden müssen, um 
dem Leitbild einer dauerhaft-umweltgerechten Land-
nutzung gerecht zu werden. Darüber hinaus wird 
seit langem gefordert, den Schutz der Umwelt in ei-
nem marktwirtschaftlich orientierten (Agrar-)System 
auch mit ökonomischen Instrumenten zu sichern 
(SRU, 1994 und 1985; Agrarsoziale Gesellschaft, 
1992; BAUER, 1992; STREIT et al., 1989). Auf der Ba-
sis von ökonomischen Rahmenbedingungen bei der 
Nutzung der Umwelt, wie sie zum Beispiel durch 
Lenkungsabgaben oder Lizenzen geschaffen werden 
können, sind allgemeine, sektor- und standortüber-
greifende Ziele im Bereich des Natur- und Umwelt-
schutzes bedeutend kostengünstiger zu verwirk-
lichen als unter den gegenwärtigen Bedingungen. 

220. Für den Einstieg in eine umweltgerechte Fi-
nanzreform empfiehlt der Umweltrat die Erhebung 
einer CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe (SRU, 
1996, Kap. 5). Die Abgabe sollte nach Vorstellung 
des Umweltrates auf die Mineralölsteuer anrechen-
bar sein. Eine Steuerbefreiung oder -begrenzung der 
Landwirtschaft, wie etwa in Form der heutigen Gas-
ölbeihilfe, erscheint mittelfristig nicht gerechtfertigt, 
zumal der Einsatz des Dieselkraftstoffs durch die 
Landwirte für den p rivaten Straßenverkehr ohnehin 
nicht zu verhindern ist, und durch die Gasölverbilli-
gung erheblicher administrativer Aufwand entsteht. 
Trotz der schwer einzuschätzenden ökologischen Ef-
fekte empfiehlt der Umweltrat jedoch, die Subventio-
nierung des Dieseleinsatzes in der Landwirtschaft 
schrittweise abzubauen. 

Soll die Abschaffung der Gasölverbilligung für die 
Landwirte akzeptabel sein, muß der Ausfall eines 
wesentlichen Einkommensanteils mit entsprechen-
den Kompensationen verbunden sein. Der Umweltrat 
empfiehlt daher an ökologische Leistungen gekop-
pelte Transferzahlungen (Kap. 2.5). Allerdings kann 
eingewendet werden, daß die Höhe der ökologisch 
und sozialpolitisch motivierten Transferzahlungen 
durch die Abschaffung der Gasölverbilligung be-
trächtlich steigen muß; andererseits wäre es aber in-
akzeptabel, zur Senkung der erforderlichen Transfer-
zahlungen ausgerechnet die zum Teil umweltbeein-
trächtigenden Betriebsmittel steuerlich zu entlasten. 
Flankierend könnten Investitionshilfen zur Förde-
rung des Einsatzes leichter Geräte mit niedrigem 
Diesel- oder Erd-/Biogasverbrauch geleistet werden. 
Da die umweltpolitisch unerwünschten Effekte der 
Abschaffung der Gasölverbilligung nicht exakt zu 
bestimmen sind (Tz. 186 f.), sollten zum Beispiel flan-
kierende Instrumente zur Beschränkung des Dünge-
mittel- und Pflanzenschutzmitteleintrags eingesetzt 
werden (Tz. 222 f.). 

221. Eine Analyse der relativen Wirkungen einer 
bei dem direkten Einsatz von Energieträgern anset-
zenden, im Zeitablauf progressiv steigenden Ener-
giebesteuerung der Landwirtschaft zeigt, daß das ge-
samte Betriebsergebnis eines konventionell wirt- 
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schaftenden Landwirts stärker belastet werden wür-
de als das eines ökologisch wirtschaftenden. Aller-
dings sind die durch die Steuer induzierten relativen 
Kostensteigerungen in der ökologischen Landwirt-
schaft größer als im konventionellen Landbau. Dies 
erklärt sich aus der unterschiedlichen Aufteilung von 
direkten und indirekten Energieverbräuchen, wobei 
der Anteil der direkten Energieverbräuche in der 
ökologischen Landwirtschaft deutlich über dem in 
der konventionellen Landwirtschaft liegt. Während 
nun aber die Erzeuger von Trägern indirekter Ener-
gie die Preissteigerungen ihrer Erzeugnisse durch 
Importe von Vorleistungen aus Ländern, in denen 
entsprechende Energieabgaben nicht erhoben wer-
den, unter dem durchschnittlichen Energiesteuersatz 
halten können, müssen die zusätzlichen Kosten di-
rekter Energieverbräuche in voller Höhe von den 
Landwirten getragen werden. Da der konventionelle 
Landbau bei den Deckungsbeiträgen einen niedrige-
ren absoluten Ausgangswert hat, ihre absoluten Ko-
stensteigerungen aber eine größere Dimension ha-
ben, wird sich im Verhältnis zum Referenzjahr der 
Deckungsbeitrag und bei konstanten Fixkosten das 
Betriebsergebnis im Vergleich zum ökologischen 
Landbau stärker vermindern (OBERHEITMANN, 
1995). 

Eine Verminderung des Energieeinsatzes bezie-
hungsweise der CO2-Emissionen wäre bei einer EU

-

weiten Energieverteuerung durch Abgaben weitaus 
wahrscheinlicher, weil dann sowohl das Preisniveau 
der inländisch erzeugten Energieträger als auch das 
der aus der Europäischen Union importierten Vor-
leistungen (z. B. Düngemittel, Pflanzenschutzmittel, 
chemische Zwischenprodukte, Futtermittel) steigen 
würde und die konventionellen Betriebe wegen des 
höheren Anteils an indirekten Energieeinsätzen stär-
ker belastet werden würden (OBERHEITMANN, 1995). 

Der Vorschlag des Umweltrates zu einer umweltge-
rechten Finanzreform sieht weiterhin vor, die fixen 
Wegekosten vollständig über die Kraftfahrzeugsteuer 
beziehungsweise Regional- und Fernverkehrsvignet-
ten anzulasten, wobei die Regionalvignette als 
Zwangsbeitrag zu erheben wäre (vgl. SRU, 1996, 
Abschn. 5.4.2.2). Alle selbstfahrenden Landmaschi-
nen sollten entsprechend der Empfehlung von der 
Kraftfahrzeugsteuer beziehungsweise der Vignetten-
pflicht ausgenommen werden, nicht aber die von der 
Landwirtschaft genutzten Personen- und Lastkraft-
wagen. 

222. Als Anreiz zur Reduzierung des Nährstoffein-
trags aus mineralischer Düngung empfiehlt der Um-
weltrat - unter Abwägen der aktuellen Rahmenbe-
dingungen - nach wie vor die Einführung einer Stick-
stoffabgabe mit einer lenkungswirksamen Rücker-
stattung der Einnahmen an die Landwirtschaft. Eine 
der Voraussetzungen für die Rückerstattung der 
Abgabe muß der Nachweis einer ausgeglichenen 
Düngebilanz sein. Der Umweltrat hielte eine Stick-
stoffabgabe tatsächlich dann nicht mehr für erfor-
derlich, wenn das Ordnungsrecht strengere Maßstä-
be anlegte und in der Düngeverordnung zum Bei-
spiel am Konzept der kritischen Eintragsraten orien-
tierte Grenzwerte für maximale Nährstoffbilanzüber-
schüsse festlegte und deren Einhaltung auf effiziente 
Weise kontrolliert werden könnte. Da das Reduk

-

tionsziel einer Halbierung der Nährstoffeinträge in 
die Nord- und Ostsee von 1985 bis 1995 aber nicht 
erreicht wird (Tz. 194) und nach derzeitigem Stand 
durch die Düngeverordnung keine flächendeckende 
und ausreichende Reduzierung bei den Nährstoffein-
trägen aus der Landwirtschaft zu erwarten ist, 
schlägt der Umweltrat parallel zum Erlaß der Dünge-
verordnung die Einführung einer Abgabe auf mine-
ralischen Stickstoffdünger vor (Tz. 200). Hiermit soll 
sichergestellt werden, daß sich die Düngung flächen-
deckend auf einem standortangepaßten, niedrigeren 
Niveau einstellt und damit auch die Umweltbelastun-
gen verringert werden. 

Bei der Bestimmung der Abgabenhöhe muß beachtet 
werden, daß bei Einführung einer CO2-Abgabe (vgl. 
Tz. 220) bereits die Herstellung und die Ausbringung 
von Düngemitteln verteuert werden. Die Abgaben-
höhe für die Besteuerung des Mineraldüngers muß 
also im Rahmen des Gesamtpaketes einer umweltge-
rechten Finanzreform bestimmt werden und sich zu-
mindest am Ziel der Halbierung der Nährstoffeinträ-
ge in Nord- und Ostsee orientieren. Als langfristige 
Zielsetzung im Sinne einer dauerhaft-umweltgerech-
ten Landnutzung ist die Einhaltung der kritischen 
Eintragsraten für Stickstoff in naturnahe Ökosysteme 
(Tz. 195) anzustreben. Die Verwirklichung dieser 
Zielsetzung erfordert eine erheblich stärkere Redu-
zierung des Nährstoffeintrags - nicht nur aus der 
Landwirtschaft. Solange das Konzept der kritischen 
Eintragsraten jedoch nicht flächendeckend zur Ver-
fügung steht, empfiehlt der Umweltrat als politisches 
Minimalziel, die Maßnahmen zur Reduzierung des 
Düngemitteleinsatzes an der internationalen Ver-
pflichtung zur Reduzierung der Nährstoffeinträge in 
Nord- und Ostsee auszurichten. 

223. Die ordnungsrechtlichen Vorgaben zum Pflan-
zenschutzmitteleinsatz sind im Vergleich zum Dün-
gemitteleinsatz von einer anderen inhaltlichen Qua-
lität. Die Zulassungsbestimmungen vermögen nur 
eine schwache Steuerung im Hinblick auf den 
Schutz des Grundwassers und des Naturhaushaltes 
zu gewährleisten, jedoch ist die Eingriffsintensität 
in räumlich abgegrenzten Schutzgebieten ver-
gleichsweise hoch. Insbesondere fehlt ein flächen-
deckendes Instrumentarium zur Senkung des Pflan-
zenschutzmitteleinsatzes. Das Zulassungs- und An-
wendungsrecht muß daher im Zuge der Änderung 
des Pflanzenschutzgesetzes und untergesetzlicher 
Regelungen verschärft werden, soweit dies gemein-
schaftsrechtlich möglich ist. Ergänzend hierzu soll 
die landwirtschaftliche Offizialberatung (Tz. 212) 
und die Verbraucherberatung verbessert werden. 

Eröffnung neuer Erwerbsmöglichkeiten 

224. Die vorgeschlagenen ökonomischen Instru-
mente sollen die Einkommensmöglichkeiten land-
wirtschaftlicher Betriebe erweitern und eine Alloka-
tion der Ressourcen in umweltverträglichere Bahnen 
lenken. Der Schwerpunkt liegt auf der Behebung 
von Marktdefiziten, die auf fehlenden Preisen für die 
Erbringung positiver Umweltleistungen beruhen. 
Für diesen Schwerpunkt bietet sich als Instrument 
die Honorierung ökologischer Leistungen an 
(Kap. 2.5). Im Rahmen der Honorierung ökologi- 
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scher Leistungen tritt die öffentliche Hand do rt  als 
Nachfrager nach Umweltqualität auf, wo sich pri-
vatwirtschaftliche Märkte nicht effizient bilden las-
sen. 

225. Für die Landwirte wird es angesichts des fort-
schreitenden Strukturwandels in vielen ländlichen 
Gebieten verstärkt darauf ankommen, die Möglich-
keiten der Erwerbskombination beziehungsweise 
Mehrfachbeschäftigung konsequent zu nutzen. Dazu 
bieten sich unter anderem an: 

- Aufnahme von Nebenerwerbstätigkeiten in ländli

-

chen Gewerbe- und Dienstleistungsbereichen, 

- Übergang zum ökologischen Landbau, wenn die 
entsprechenden Voraussetzungen (Absatz, Ver-
marktungseinrichtungen, ausreichendes Arbeits-
potential) gegeben sind, 

- Übernahme von Verarbeitungsaktivitäten und Di-
rektabsatz der erzeugten Produkte für Betriebe in 
der Nähe von Zentren (z. B. Bauernbrot, F risch-
fleisch, Gemüse), 

- Übernahme von Naturschutz- und Landschafts-
pflegearbeiten (bessere Auslastung vorhandener 
Maschinen- und Arbeitskapazitäten, Kenntnisse 
der örtlichen Natur- und Landschaftsbestandteile), 

- Übernahme weiterer kommunaler Dienstleistun-
gen, wie zum Beispiel Winterdienste, Betreuung 
von Infrastruktureinrichtungen, lokale Transport-
arbeiten, 

- Tätigkeiten im Bereich Naherholung und Frem-
denverkehr (Reitpferdehaltung, Urlaub auf dem 
Bauernhof, zum Teil in Kombination mit der Ver-
marktung eigener Produkte), 

- Nutzung und Ausbau vorhandener, nicht mehr be-
nötigter Wirtschaftsgebäude, zum Beispiel für 
Wohnzwecke oder zur Vermietung als Wohnwa-
genstellplatz. 

Die Mehrfachbeschäftigung von Landwirten soll zum 
einen zur Stabilisierung ihrer Einkommen und zum 
anderen zur Versorgung von ländlichen Gebieten mit 
Dienstleistungen und Infrastruktur beitragen. Die 
aufgezeigten Möglichkeiten können nicht als Patent-
rezepte für alle ländlichen Regionen aufgefaßt wer-
den. Vielmehr sind im konkreten Fall die Möglich-
keiten und Grenzen genau zu prüfen. Insbesondere 
wird es darauf ankommen, die regionalen Ange-
botspotentiale (z. B. touristische Attraktionen, spezi-
fische Managementvoraussetzungen) und die Nach-
frage- und Absatzsituation realistisch einzuschätzen. 
Der Umweltrat empfiehlt, die Möglichkeiten zur Er-
werbskombination von Landwirten gezielt mit Mit-
teln der nationalen und der EU-Strukturförderung 
für einen Übergangszeitraum zu unterstützen und zu 
prüfen, inwiefern rechtliche Umsetzungshindernisse 
aus dem Weg geräumt werden können (z. B. Erweite-
rung der Grenzen der Gewerblichkeit von landwirt-
schaftlichen Betrieben). 

Flankierende Instrumente 

226. Die vorzeitige Information und Aufklärung der 
am Marktgeschehen Beteiligten ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Wirksamkeit von marktwirt

-

schaftlichen Steuerungsmechanismen. Dies bedeu-
tet, daß den Landwirten eine verläßliche Einschät-
zung über die zukünftige Entwicklung der Agrarpoli-
tik gegeben werden muß. Wenn landwirtschaftliche 
Unternehmer nicht von dem Fortbestehen der hier 
vorgeschlagenen Maßnahmen, zum Beispiel von ei-
ner Besteuerung der Betriebsmittel oder der Honorie-
rung ihrer ökologischen Leistungen überzeugt sind, 
werden sie auch keine entsprechenden Anpassun-
gen vollziehen. Vor allem werden investive Maßnah-
men unterbleiben, wie zum Beispiel die Anschaffung 
neuer umweltschonender Geräte. 

227. Die staatliche Agrarforschungsförderung sollte 
sich stärker als bisher auf Forschungsschwerpunkte 
des Agrar-Umwelt-Bereichs konzentrieren. Ein in 
Zukunft wichtiger Schwerpunkt stellt die Finanzie-
rung von Pilotprojekten - gerade auch in gemeinsa-
mer Durchführung mit landwirtschaftlichen Behör-
den - dar, um die praktische Umsetzbarkeit und öko-
nomische Effizienz von Honorierungskonzepten zu 
prüfen. Die Notwendigkeit einer staatlichen For-
schungsförderung im Agrarbereich wird durch die 
Schaffung umweltorientierter ökonomischer Rah-
menbedingungen automatisch reduziert, weil durch 
das Anpassungsverhalten entsprechende p rivate 
Forschung angeregt wird. 

228. Der überwiegende Teil der heutigen einzelbe-
trieblichen Investitionsförderung löst entweder keine 
umweltpolitisch erwünschten Effekte oder allenfalls 
Begleiteffekte aus. Innerhalb der einzelbetrieblichen 
Förderung liegt ein Schwerpunkt auf der Rationali-
sierung, die aber häufig den Ersatz von Arbeit durch 
Energie bedeutet. Um die Einführung umweltscho-
nender Techniken zu beschleunigen, kann es sinn-
voll sein, von staatlicher Seite gezielte Subventionen 
für solche Techniken zu gewähren, deren positive 
Umwelteffekte über diejenigen üblicher Verfahren 
hinausgehen. Auch sind Verfahrensänderungen, 
selbst wenn sie sich unter geänderten Rahmenbedin-
gungen langfristig rentieren, oft mit hohen Investi-
tionskosten verbunden, die ohne eine Investitionsför-
derung erst nach vollständiger Abschreibung der Alt-
anlagen getätigt würden. 

229. Die Agrarsozialpolitik ist ein Schwerpunkt der 
Agrarpolitik auf Bundesebene und wird auch weiter-
hin seine spezielle Bedeutung behalten. Die Agrarso-
zialpolitik muß, wie in anderen Wirtschaftsbereichen 
auch, die individuellen Folgen eines wirtschaftlichen 
Strukturwandels sozialverträglich gestalten. Dies be-
deutet, daß auf der Ebene der landwirtschaftlichen 
Familienarbeitskräfte eine Absicherung von Min-
desteinkommen gewährleistet sein muß. Die fakti-
sche Bedeutung der agrarsozial bestimmten Trans-
ferzahlungen wird zukünftig entscheidend von der 
Höhe und Verteilung der leistungsbezogenen Ein-
kommen aus Agrarproduktion und der Bereitstellung 
von ökologischen Leistungen abhängen. Unter dem 
Gesichtspunkt der organisatorischen Zweckmäßig-
keit sollte geklärt werden, ob auch zukünftig eine 
eigenständige Agrarsozialpolitik aufrechterhalten 
oder, wofür einiges spricht, ob die agrarsoziale Exi-
stenzsicherung in das allgemeine System der sozia-
len Absicherung integriert werden soll. 
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2.5 Honorierung ökologischer Leistungen 
der Land- und Forstwirtschaft 

2.5.1 Grundüberlegungen 

230. Land- und Forstwirtschaft unterscheiden sich 
von vielen anderen Wirtschaftszweigen dadurch, daß 
sie in einem besonders engen wechselseitigen Wir-
kungsverhältnis zu Natur und Landschaft stehen. 

Bisher wurde durch die Landwirtschaft insbesondere 
das biotische Ertragspotential und somit einseitig das 
Produktionsziel gefördert. Die ökologischen Wohl-
fahrtsfunktionen wurden dadurch erheblich vernach-
lässigt (vgl. SRU, 1985). Land- und Forstwirtschaft 
können je nach Standort und sonstigen Umständen 
folgende ökologische Leistungen erbringen: 

- Erhaltung der Vielfalt von Flora und Fauna, 

- Sicherung und Entwicklung der Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit der (insbesondere historischen) 
Kulturlandschaf ten,  

- Sicherung der Erholungs- und Erlebnisfunktion 
der Landschaft, 

- Gewährleistung der Schutz-, Filter-, Retentions- 
und Reinigungsfunktionen von Wasser, Boden und 
Luft, 

- Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Wasser-
haushalts, insbesondere hinsichtlich der Grund-
wasserneubildung, des Oberflächenabflusses und 
der Wasserqualität, 

- klimatischer Ausgleich, 

- Erosionsschutz durch Grünlandbewirtschaftung 
oder Bewaldung sowie 

- CO2-Senkenfunktion durch Anreicherung organi-
scher Substanz und Biomassezuwachs. 

231. Die historische Landnutzung hat diese Leistun-
gen stets als Koppelprodukt, das heißt ohne Entloh-
nung, erbracht. Im Zuge der wirtschaftlichen Ent-
wicklung hat sich jedoch zunehmend eine Konkur-
renzsituation zwischen der Herstellung von entlohn-
ten, marktfähigen Agrarprodukten und von nicht 
marktfähigen ökologischen Leistungen herausgebil-
det. Es konnte daher im Laufe der letzten Jahrzehnte 
- auch wegen des zunehmenden wi rtschaftlichen 
Drucks - nicht ausbleiben, daß die unentgeltliche Be-
reitstellung dieser Leistungen zurückging. 

232. Die Ursache für die fehlende Bereitstellung 
von ökologischen Leistungen durch die Landwirt-
schaft ist in mangelnden finanziellen Anreizen für 
das Angebot von Umweltgütern zu sehen. Obwohl 
ökologische Werte der Agrarlandschaft, wie vielfäl-
tige Kulturlandschaft oder Artenreichtum, extrem 
knapp sind und eine latente Nachfrage zumindest 
vermutet werden muß, bildet sich dafür kein Markt. 
In diesem Fall kann der Preismechanismus seine 
Steuerungsfunktion im Hinblick auf die Koordination 
von Nachfrage und Angebot bei Umweltgütern nicht 
wahrnehmen. Solange die Nachfrage nicht wir-
kungsvoll organisiert wird, besteht für den Landwirt 
bei einem Marktpreis von Null kein Anreiz, ökologi-
sche Leistungen überhaupt anzubieten. Bei verän-
derten Preisverhältnissen ist von einer Anpassung 

der Produktionsstruktur auszugehen. Daraus ergibt 
sich die Forderung, daß entweder durch veränderte 
institutionelle Rahmensetzungen die bislang fehlen-
den Märkte zu organisieren sind oder, sofern dies 
nicht gelingt, daß der Staat ersatzweise über einen 
politisch gesetzten Preis eine Nachfrage induziert 
und somit Anreize für die Bereitstellung von Umwelt-
gütern in der Agrarlandschaft setzt. Mit gewissen 
Modifikationen (Abschn. 2.5.3) gelten diese Überle-
gungen auch für die Forstwirtschaft. 

233. Zahlreiche Befragungen im In- und Ausland 
(von ALVENSLEBEN und SCHLEYERBACH 1994; 
CORELL, 1994; JUNG, 1994; KAMMERER, 1994; 
ZIMMER, 1994; Zusammenstellungen in HAMPICKE 
und SCHAFER, 1993, NAVRUD, 1992 sowie BARDE 
und PEARCE, 1991) bestätigen eine breite Akzep-
tanz von ökologischen Zielsetzungen in der Bevölke-
rung, insbesondere auch hinsichtlich der Extensivie-
rung in der Landwirtschaft und der Wiederherstel-
lung einer vielfältigen Kulturlandschaft. Wenn auch 
die ermittelten Zahlungsbereitschaften für diese 
Ziele immer Unsicherheiten enthalten, sind sie zu-
mindest so zu interpretieren, daß die Befragten ge-
wisse, persönlich geringe, in der Summe jedoch er-
hebliche Finanzbeiträge zu leisten bereit wären. Als 
Indiz kann unter anderem die manifeste Zahlungsbe-
reitschaft für die Anreise in landschaftlich attraktive 
(und in der Regel auch ökologisch we rtvolle) Gebiete 
zu Erholungszwecken gelten. Unzweifelhaft ist fer-
ner die breite Zustimmung in der Bevölkerung zu der 
Forderung, bereits verfügbare und in der Regel 
durch Steuern erhobene staatliche Finanzressourcen 
zur Förderung ökologischer Zielsetzungen umzulen-
ken. 

234. Des weiteren kommt den politischen Parteien 
wesentliche Bedeutung für die Umsetzung eines Ho-
norierungssystems im Rahmen der Agrarumweltpoli-
tik zu. Eine Analyse der Wahlprogramme läßt erken-
nen, daß bei den Parteien ein breiter Konsens für die 
Honorierung von Umweltleistungen besteht. Die Ko-
alitionsparteien sehen zum Beispiel „im Rahmen der 
verfassungsrechtlichen Zuständigkeiten einen finan-
ziellen Ausgleich als Rechtsanspruch für ökologische 
und landschaftspflegerische Leistungen" vor (Koali-
tionsvereinbarung für die 13. Legislaturpe riode des 
Deutschen Bundestages). Die Opposition möchte die 
im Landwirtschaftshaushalt bereitgestellten Förder-
mittel an ökologische und soziale Kriterien binden 
(agra-europe Nr. 51/94). 

Seitens der landwirtschaftlichen Berufsvertretung 
forde rt  der Deutsche Bauernverband, Umweltleistun-
gen der Landwirtschaft durch „entsprechende Preis-
entscheidungen oder aber durch einen Direktaus-
gleich" zu honorieren (agra-europe Nr. 47/94). 

Von wissenschaftlicher Seite wird von vielen Autoren 
die Honorierung von Umweltleistungen als agrarum-
weltpolitische Strategie empfohlen (BAUER, 1994; 
GANZERT, 1994; SRU, 1994; HEIßENHUBER und 
HOFMANN, 1992; PFADENHAUER und GANZERT, 
1992; KNAUER, 1989; STREIT et al., 1989). Das Deut-
sche Institut für Wi rtschaftsforschung (Wochenbe-
richt 4/95, S. 110) vertritt die Ansicht, daß Umwelt-
subventionen bei weitem nicht den ihnen gebühren- 
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den Stellenwert im Bereich der Agrarumweltpolitik 
besitzen. 

235. Die sich tendenziell abzeichnende Umwid-
mung von Agrarfördermitteln zugunsten umweltpoli-
tischer Ziele ist im Ansatz positiv zu bewerten. Aller-
dings sind die flankierenden Maßnahmen (VO 
Nr. 2078/92/EWG) zur Förderung von Naturschutz 
und Landespflege mit nur etwa 1 % der Mittel des 
EU-Agrarhaushaltes zu gering ausgestattet. Mit die-
sen ersten Umwidmungen wurden viele landwirt-
schaftliche Förderprogramme mit umweltgerechter 
Zielsetzung auf den Weg gebracht (vgl. Übersicht bei 
PLANKL, 1995). Diese können sowohl positive Wir-
kungen auf die Umwelt wie auch auf die Einkom-
menssicherung der Landwirte haben (BML, 1992). 
Auch wenn Umwelt- und Einkommenszielen unter 
Umständen simultan entsprochen werden kann, 
sollte jedoch der unterschiedliche Charakter beider 
Ziele nicht verkannt werden. Einkommensverbesse-
rungen ohne Gegenleistungen sind als Subvention, 
Entgelte für definierte ökologische Dienste hingegen 
als Leistungseinkommen zu kennzeichnen. Um zu ei-
ner besseren gesamtwirtschaftlichen Allokation und 
einer tendenziell leistungsgerechteren Verteilung öf-
fentlicher Mittel zu gelangen als bei den gegenwärti-
gen pauschalen Transferzahlungen (z. B. konjunktu-
relle Flächenstillegung) und den lediglich hand-
lungsorientierten Extensivierungs- und Landschafts-
pflegemaßnahmen (u. a. Maßnahmen nach VO 
Nr. 2078/92/EWG), sollte eine stärker ergebnis- und 
leistungsbezogen organisierte Honorierung von Um-
weltleistungen der Land- und Forstwirtschaft erfol-
gen. 

Abgrenzung von Umweltleistungen 
und ökonomische Bewertung 

236. Bei der Definition von Umweltleistungen der 
Landnutzung kann an das Bundesnaturschutzgesetz 
angeknüpft werden. Danach wird eine Umweltlei-
stung von einem Landnutzer erbracht, wenn aus der 
Nutzung ein positiver Beitrag zur Realisierung eines 
oder mehrerer Naturschutzziele resultiert. Die Natur-
schutzziele können aus § 1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes abgeleitet werden, nach dem Natur und 
Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Be-
reich so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln 
sind, daß 

- die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

- die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

- die Pflanzen- und Tierwelt sowie 

- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft 

als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraus-
setzung für seine Erholung in Natur und Landschaft 
nachhaltig gesichert sind. 

Da sowohl die Bedürfnisse der Bevölkerung als auch 
die naturräumlichen Gegebenheiten zwischen den 
Regionen sehr unterschiedlich sind, kann die kon-
krete Umweltleistung der Landwirtschaft nur über 
regionale Leitbilder (vgl. Kap. 1.2; SRU, 1994, Tz. 893; 
FINCK et al., 1993) definiert werden. 

237. Eine Abgrenzung von bezahlten und unbe-
zahlten Leistungen setzt eine Zuweisung und Spezi-
fizierung von Verfügungsrechten (in der ökonomi-
schen Theorie: property rights) an den Ressourcen 
voraus. Unter Verfügungsrechten ist ein weites Spek-
trum von Nutzungsrechten zu verstehen, das von der 
gewohnheitsmäßigen oder formalen Überlassung 
von Nutzungsbefugnissen bis hin zu exklusiven 
Eigentumsrechten reicht. 

Die Definition und gegenseitige Abgrenzung der 
Verfügungsrechte ist ein normativer und evolutiver, 
auf Konsensbildung ausgerichteter Prozeß, bei dem 
eine Interessenabwägung zwischen Gesellschaft und 
betroffenen Gruppen stattfindet und gelegentlich 
Klärungen zuvor vager Verhältnisse vorgenommen 
werden. Daß Abgrenzungen in der historischen Ent-
wicklung präzisierungsbedürftig oder gar wandelbar 
sind, beweist am deutlichsten das Naßauskiesungs-
urteil des Bundesverfassungsgerichtes von 1981 
(BVerfGE 58, 300), welches die Eigentumsrechte an 
der Ressource Grundwasser klar definiert. Danach 
berechtigt Grundstückseigentum nicht dazu, auf das 
Grundwasser einzuwirken. Nutzungsbeschränkende 
Maßnahmen sind im Prinzip als entschädigungslose 
Inhaltsbestimmung des Eigentums hinzunehmen, 
wenngleich der Gesetzgeber mit § 19 Abs. 4 Wasser-
haushaltsgesetz für bestimmte Nutzungsbeschrän-
kungen Ausgleichsmöglichkeiten geschaffen hat. Im 
Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge gilt seit langem der Grundsatz, daß Nutzungsbe-
schränkungen, die Ausdruck einer durch den Situa-
tionsbezug des Grundstücks vorgeprägten Gestaltung 
sind, grundsätzlich eine zulässige Inhaltsbestim-
mung des Eigentums darstellen; allerdings kann bei 
im Einzelfall unzumutbarer Belastung der Eingriff 
nur gegen Entschädigung zulässig sein (BGHZ 125, 
242; BVerwGE 94, 1; HÖTZEL, 1994; KIMMINICH, 
1994). Somit sind nutzungsbeschränkende Maßnah-
men zugunsten des Naturschutzes regelmäßig eben-
falls ohne Entschädigung zulässig (vgl. Tz. 211). 

238. In der Diskussion um die Abgeltung ökologi-
scher Leistungen herrscht landläufig die Meinung, 
daß Beiträge zur nachhaltigen Sicherung der Boden-
funktionen zu selbstverständlichen, nicht zu ent-
geltenden Pflichten der Landnutzer gehörten, wäh-
rend der Schutz biotischer und ästhetischer Ressour-
cen, wie Artenvielfalt, Landschaftsschönheit und an-
dere, keine Selbstverständlichkeiten und dement-
sprechend entgeltungswürdig seien. Jede Grenzzie-
hung beruht auf einem Werturteil. Demnach kann 
der oben angeführte Zusammenhang auch genauso 
umgekehrt verstanden werden. Auf objektive natur-
wissenschaftliche und ökonomische Wertmaßstäbe 
kann hier nicht zurückgegriffen werden. Allerdings 
bedarf es hier einer verbindlichen, nachvollziehba-
ren Festlegung mit breiter gesellschaftlicher Akzep-
tanz. 

239. Ein naheliegender Weg, Nutzungsrechte in 
der Agrarlandschaft zu definieren, ist die Anlehnung 
an die Begriffe „ordnungsgemäße Landbewirtschaf-
tung" beziehungsweise „gute fachliche Praxis". In 
der Regel werden beide synonym verwendet. Derzeit 
dienen sie bereits als Maßstab zur Ableitung von 
Kompensationszahlungen (vgl. § 19 Abs. 4 WHG). Es 
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handelt sich um unbestimmte Rechtsbegriffe, die in 
mehreren Fachgesetzen verwendet und zum Teil in 
Verordnungen sowie in der EG-Nitrat-Richtlinie kon-
kretisiert werden. Hiernach stellt die Einhaltung der 
„guten fachlichen Praxis" eine Pflicht des Landwirts 
dar, und nur die Erfüllung darüber hinausgehender 
Anforderungen kann als entlohnungswürdige Lei-
stung angesehen werden. Nach der Property rights

-

Theorie würde die Gesellschaft dem Landwirt zum 
Beispiel sein Recht zur Ausbringung von ertragsstei-
gernden und ertragssichernden Betriebsmitteln, ent-
sprechend der „guten fachlichen Praxis", abkaufen 
müssen, wenn ökologische Anforderungen einen 
Verzicht auf sie gebieten. Schwierigkeiten ergeben 
sich dadurch, daß die Begriffe „gute fachliche Praxis" 
wie auch „ordnungsgemäße Landbewirtschaftung" 
inhaltlich bisher nicht verbindlich festgeschrieben 
sind und daß insbesondere Unklarheit darüber 
herrscht, inwieweit die Einhaltung ökologischer Min-
destanforderungen bereits zur guten fachlichen Pra-
xis gehört (vgl. dazu Agrarminister der Länder, 1993). 
Ansätze beziehungsweise Methoden für ihre Opera-
tionalisierung finden sich unter anderem in den Ar-
beiten der Thüringer Landesanstalt für Landwirt-
schaft (1994, S. 32 ff.). 

Aus umweltpolitischer Sicht sollten zumindest fol-
gende Grundsätze in den Begriff „ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung" aufgenommen werden: 

- ausgeglichene flächen- oder betriebsbezogene 
Nährstoff- und Humusbilanzen auf Grundlage ei-
nes entsprechenden Bodenkatasters, 

- standortangepaßte Ausbringung von Pflanzen-
schutzmitteln, 

- Vermeidung von Bodenverdichtung und -abträgen 
sowie 

- Flächenbindung der Tierhaltung. 

Grundlage für die Honorierungswürdigkeit einer Lei-
stung muß sein, daß sie über die „ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung" hinausgeht und dabei anhand 
klar definierter Kriterien operationalisierbar und ins-
besondere kontrollierbar ist. Der Umweltrat emp-
fiehlt, Positivlisten beziehungsweise Kataloge zu ent-
wickeln, die die zu erreichenden Umweltqualitätszie-
le aufzeigen und entlohnungswürdige Leistungen 
darstellen. Die zu erbringenden ökologischen Lei-
stungen der Landnutzung können nur auf regionaler 
Ebene festgelegt werden, da nur hier letztlich genü-
gend Detailkenntnisse über die jeweiligen natur-
räumlichen Potentiale und Landnutzungsansprüche 
vorliegen (s. a. Kap. 1.2; SRU, 1994, Tz. 946). 

Methoden zur Honorierung 
ökologischer Leistungen 

240. Neben der Entscheidung, ob überhaupt und 
für welche Ziele zu honorieren ist, sind insbesondere 
im Hinblick auf die Höhe der Honorierungen Bemes-
sungskriterien festzulegen. Eine Honorierung kann 
handlungsorientiert oder leistungsorientiert bemes-
sen werden. 

241. Die handlungsorientierte Honorierung basiert 
auf dem Kostenprinzip. Hier werden der Aufwand 
für Produktionsfaktoren (Faktorkosten) oder der ent-

gangene Nutzen durch Bewirtschaftungsauflagen 
(Kompensationskosten) berechnet. Diese Vorgehens-
weise ermöglicht eine nachvollziehbare Kalkulation 
der Honorare, was ihre Praktikabilität fördert und sie 
zur Grundlage der meisten heutigen Umwelt- und 
Naturschutzprogramme unter Beteiligung der Land-
wirtschaft gemacht hat. 

Diese Praxis kann jedoch sowohl ökologisch als auch 
ökonomisch falsche Anreize setzen. Der tatsächliche 
gesellschaftliche Wert der Umweltgüter wird ver-
nachlässigt; er definiert sich nur durch den Nutzen-
verzicht auf eine marktfähige Alternativnutzung. Die 
Folge ist, daß wertvolle Biotope, in der Regel an pro-
duktionsschwachen Standorten, nur geringe Prämien 
erhalten, ertragsstarke Standorte mit geringerem 
ökologischem Wert dagegen hohe Beträge. Nach der 
ökonomischen Theorie könnte der Landwirt sogar 
aus strategischen Gründen daran interessie rt  sein, 
ein ökologisch ungünstiges Niveau zu schaffen be-
ziehungsweise beizubehalten, um möglichst hohe 
Ausgleichszahlungen zu erhalten. Des weiteren er-
folgt die Bemessung der Prämienhöhe an den Faktor-
kosten, so daß der Landwirt keineswegs zur Kosten-
minimierung bei der Erstellung ökologischer Leistun-
gen gezwungen ist. 

In der Literatur wird vorgeschlagen, diesen Nachtei-
len durch Ausschreibungsverfahren zu begegnen 
(vgl. LATACZ-LOHMANN, 1993). Trotz sich abzeich-
nender Hindernisse, wie mangelnde Kontinuität, 
Orts- und ökologische Detailkenntnis der Bewerber 
sowie Preisabsprachen, sollte dieser Ansatz näher 
geprüft werden. Grundsätzlich ist eine handlungs-
orientierte Honorierung immer noch besser als nichts 
zu tun, sie wird aus pragmatischen Gründen auch ei-
nen Platz im Honorierungssystem behalten. Eine Ent-
wicklung weitergehender Konzepte ist aus ökonomi-
scher Sicht aber dringlich geboten; diese wären in 
Entwicklungsvorhaben zu testen. 

242. Bei der leistungsorientierten Honorierung 
steht der Wert der Leistung im Mittelpunkt. Eine be-
sonders geschätzte ökologische Leistung, wie etwa 
die Bewahrung zuvor vom Aussterben bedrohter Ar-
ten in lebensfähigen Populationen, kann grundsätz-
lich auch dann hoch honoriert werden, wenn bei ih-
ren Erbringern nur geringe Kosten anfallen. Ihr Spe-
zifikum ist daher, daß sie die Erzielung von Renten-
einkommen gestattet - eine Orchideenwiese kann 
eine Wertanlage sein wie ein Grundstück in guter La-
ge. Ökonomisch-theoretisch spricht nahezu alles für 
die leistungsorientierte Honorierung, da sie die 
Grundlage des marktwirtschaftlichen Systems in al-
len anderen Bereichen darstellt und insbesondere 
mit effizienten Anreizwirkungen verbunden ist. Gro-
ße Probleme bestehen demgegenüber bei der Ermitt-
lung des Wertes der Leistungen und damit der Höhe 
der Honorierungen. Drei Wege bieten sich an: 

- Am ehesten systemkonform ist die Errichtung 
funktionsfähiger Märkte, auf denen die Nachfrage 
nach ökologischen Leistungen unmittelbar wirkt. 
Daß sich solche nicht von selbst herausgebildet ha-
ben, liegt an dem schon beschriebenen, ausge-
prägten Öffentlichkeitsgrad der meisten Umwelt-
güter. Dennoch erscheinen erhebliche Fortschritte 
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möglich, wie auf den Gebieten des Sponsoring, der 
Mitwirkung von Naturschutzverbänden, bei de-
zentralen Aktivitäten insbesondere in Erholungs-
landschaften und anderen. Für einen umfassenden 
Schutz aller ökologischen Werte respektive der 
hinreichenden Erbringung von Umweltleistungen, 
dürfte dies jedoch nicht ausreichen. 

- Soweit die Nachfrage nach ökologischen Leistun-
gen durch die Bevölkerung nicht auf Märkten arti-
kuliert und damit allokationswirksam wird, kann 
sie aber dennoch durch wissenschaftliche Metho-
den ermittelt werden. Diese Methoden, wie insbe-
sondere die Präferenzerfassung durch Befragung 
(contingent valuation), besitzen eine zunehmend 
höhere Aussagekraft. Geeignete Institutionen 
könnten die dort ermittelte Zahlungsbereitschaft 
abschöpfen und als Nachfrage nach ökologischen 
Leistungen aktivieren. Neben zahlreichen prakti-
schen Problemen bestehen hier zwei grundsätzli-
che Hindernisse. Zum einen sind die Ergebnisse 
der Präferenzerfassung als Absichtserklärung auf-
zufassen und nicht als reales Konsumverhalten. 
Könnte die Zahlungsbereitschaft fehlerfrei erhoben 
werden, so wäre immer noch die Frage zu ent-
scheiden, welcher Anteil davon den Anbietern als 
Leistungseinkommen zufließen und wie hoch der 
Rest sein soll, der den Nachfragern als Konsumen-
tenrente verbleibt. Die volle Abschöpfung durch 
die Anbieter käme den Verhältnissen eines Ange-
botsmonopols mit vollkommener Preisdiskriminie-
rung gleich, was unter Verteilungsgesichtspunkten 
kaum akzeptiert würde. Solange Märkte nicht au-
tomatisch für die Aufteilung in Produzenten- und 
Konsumentenrente sorgen, kann darüber nur auf 
Basis eines politischen Werturteils entschieden 
werden. Befürchtungen, nach denen sich die Zah-
lungsbereitschaft der Bevölkerung selektiv nur auf 
bestimmte, beliebte Tier- und Pflanzenarten richte, 
andere Aspekte aber vernachlässige und somit als 
Triebkraft für den Naturerhalt allein unzureichend 
und durch Expertenurteile zu ergänzen sei, bedür-
fen der Überprüfung. 

- Im politischen Raum werden Umweltstandards ge-
setzt und für die Honorierung ihrer Erfüllung Ent-
gelte festgelegt. Dieser Ansatz nach BAUMOL und 
OATES (1971) wird zwar in der Umweltökonomie 
meist mit umgekehrtem Vorzeichen diskutiert, in-
dem der Staat eine Abgabe in der Höhe erhebt, die 
geeignet ist die Überschreitung der als ökologisch 
maximal zulässig erachteten Belastung zu verhin-
dern. Die Entgeltung ökologischer Leistungen in 
politisch bestimmter Höhe ist jedoch eine folge-
richtige Verallgemeinerung des von den genann-
ten Autoren vorgeschlagenen Standard-Preis-An-
satzes. Das Hauptproblem besteht in der Eröffnung 
eines breiten Spielraums für willkürliche staatliche 
Bewertungen, so daß ein hohes Maß an politischer 
Konsensfähigkeit und -willigkeit sowie Bewer-
tungskompetenz der verantwortlichen Instanzen 
vorausgesetzt werden muß. Auch kann damit ge-
rechnet werden, daß sich die Instanzen bei der Be-
messung der Honorierungen vom jeweiligen Ko-
stenhintergrund nicht freimachen können, so daß 
einer verschleierten handlungsorientierten Hono

-

rierung Vorschub geleistet wird. In dem Maße, wie 
die letztgenannte Befürchtung ausgeräumt werden 
kann, besitzt das Prinzip jedoch unstrittig den Vor-
teil der Anreizwirksamkeit. 

Eine leistungsorientierte Honorierung ist aus theore-
tisch-marktwirtschaftlichen Überlegungen grund-
sätzlich der handlungsorientierten vorzuziehen. Eine 
Umsetzung in reiner Form, bei der die Endnachfra-
ger, das heißt die gesamte Bevölkerung, die Höhe 
der Honorierung bestimmt - analog dem Preisbil-
dungsvorgang auf funktionierenden Märkten -, er-
scheint derzeit aber unrealistisch. Zur Quantifizie-
rung der jeweiligen Honorare kann daher vorerst auf 
politische Vorgaben nicht verzichtet werden, ohne 
damit aber die Möglichkeiten einer marktanalogen 
Bewertung auf Dauer verbauen zu wollen. Von bis-
herigen, zu stark handlungsorientierten Honorierun-
gen sollte zur gezielten Setzung ökonomischer Anrei-
ze und damit im Interesse der Effizienzsteigerung 
schrittweise abgegangen werden. 

2.5.2 Umsetzungsinstrumentarium 

Gegebene Rahmenbedingungen 

243. Die Umsetzung der EG-Verordnung über um-
weltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfah-
ren (VO Nr. 2078/92/EWG) erfolgt derzeit über die 
Länderebene. Im Rahmen der Gemeinschaftsaufga-
be „ Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" werden Maßnahmen zur Extensivierung 
als Basisangebot durch Bundesmittel (60 %) und Lan-
desmittel (40 %) anteilig gefördert. 

Darüber hinaus bieten die Länder eigene Umwelt- 
und Naturschutzprogramme für die Landwirtschaft 
an, die sich durch eine Vielzahl unterschiedlicher 
Maßnahmen auszeichnen (vgl. PLANKL, 1995). Die 
Europäische Union beteiligt sich an der Mitfinanzie-
rung dieser Maßnahmen mit 50 % in den alten und 
75 % in den neuen Bundesländern. 

244. Untersuchungen der bestehenden Umwelt- 
und Naturschutzprogramme haben folgende Defizite 
ergeben (SRU, 1994, Tz. 935; Arbeitsgruppe der 
für Naturschutz und Landespflege zuständigen Bun-
des- und Landesanstalten, 1991; von HAAREN und 
MÜLLER-BARTUSCH, 1991): 

- geringe finanzielle Ausstattung respektive unzu-
reichende Anreize, mangelnde Akzeptanz bei den 
Landwirten und geringer Flächenumfang, 

- unübersichtliche Programmvielfalt, unterschiedli-
che Zuständigkeiten, hoher administrativer Auf-
wand, 

- mangelhafte Orientierung der Nutzungsaufgaben 
an naturschutzfachlichen Zielen, zum Teil sogar 
konterkarierende Wirkung der Nutzungsauflagen, 

- unzureichende Beratung und Kontrolle der Land-
wirte, 

- unzureichende Ausrichtung der Gebiets- und Flä-
chenauswahl anhand von ökologischen Kriterien 
(z. B. Naturraumpotential) und naturschutzfachli- 
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chen Plänen (z.B. Landschaftsplan, Biotopverbund-
plan) sowie 

- zu kurze Vertragsdauer sowie fehlende ökologi-
sche und ökonomische Perspektiven für die Fol-
genutzung. 

Trotz aller Kritik waren die bisherigen Maßnahmen 
mitunter durchaus wirkungsvoll und zum Teil sogar 
sehr erfolgreich. Dennoch stellen der hohe Bürokrati-
sierungsgrad und Verwaltungsaufwand, die oft zu 
vordergründige Verquickung mit Einkommenszielen 
und vor allem das Fehlen der von den Geldgebern 
nicht hinreichend zusicherbaren Kontinuität eine er-
hebliche Belastung dar. 

Strategien zur Honorierung von Umweltleistungen 

245. Alle bisherigen Maßnahmen lassen sich nach 
handlungs- oder leistungsorientierten Ansätzen ein-
ordnen. Von vereinzelten Ansätzen rein marktlicher 
Lösungen abgesehen (Finanzierung durch Sponso-
ren oder durch Eintrittsgelder für besondere Bioto-
pe), sind die - bis dato seltenen - leistungsorientier-
ten Ansätze dem Standard-Preis-Ansatz zuzurech-
nen, bei dem das Leistungsentgelt nicht über den 
Markt, sondern politisch bestimmt wird. 

246. Charakteristische handlungsorientierte Ansät-
ze betreffen etwa: 

- Bewirtschaftungs- beziehungsweise Pflegemaß-
nahmen bei der Bodennutzung, 

- die Veränderung der Bodennutzung, 

- den Verzicht auf bisher praktizierte Bodennutzung 
und 

- die Ein- oder Fortführung naturschutzgerechter, 
aber unrentabler Bodennutzung. 

Kennzeichnend ist, daß hierbei das Ergreifen oder 
Unterlassen von Maßnahmen zum primären Ziel er-
klärt wird und entsprechend ihrer korrekten Umset-
zung die Honorierung erfolgt. Dabei wird voraus-
gesetzt, daß eine Umsetzung der Maßnahmen die 
Herbeiführung gewünschter ökologischer Zustände 
zwingend oder zumindest tendenziell nach sich 
zieht, wie etwa die Förderung bestimmter gefährde-
ter Arten oder Lebensgemeinschaften. So wird bei-
spielsweise erwartet, daß bei Einhaltung später 
Schnittermine auf Grünland in bestimmten Regionen 
verbreitete wiesenbrütende Vögel ungestört ihre 
Jungen aufziehen können. Diese sowohl im Rahmen 
des hoheitlichen Naturschutzes wie auch in vielfälti-
gen Formen des Vertragsnaturschutzes praktizierten 
Formen stoßen auf viel Kritik, wobei die jeweiligen 
Einwände jedoch unterschiedliches Gewicht haben: 

- Gewisse Auflagen sind ökologisch und betriebs-
wirtschaftlich mangelhaft konzipiert, so daß sie zu 
teils vorhersagbaren Schwierigkeiten führen. In In-
tensivgrünland führt zum Beispiel die Auflage, von 
einem Jahr zum anderen spät zu mähen, dazu, daß 
minderwertiges Futter geerntet und der meist er-
wünschte Nährstoffentzug behindert wird. Diese 
Fälle begründen keine Kritik am handlungsorien-
tierten Prinzip als solchem, sondern nur an verfehl-
ten Durchführungen im Einzelfall. 

- Der oft für zwingend gehaltene und sogar kurzfri-
stig erwartete ökologische Effekt einer Maßnahme 
bleibt aus. Ein typisches Beispiel ist die Grünland-
extensivierung, bei der keineswegs über Nacht 
blütenreiche Wiesen wiederentstehen. So weisen 
PFADENHAUER und GANZERT (1992) darauf hin, 
daß hierfür sowie in ähnlich gelagerten Fällen so-
wohl das Samenpotential als auch die Einwande-
rungsmöglichkeiten von Arten und insbesondere 
der Zeitfaktor entscheidend sind. Sind Wiederher-
stellungen ökologischer Werte zeitaufwendiger als 
früher angenommen, so müssen deshalb jedoch 
nicht unbedingt die getroffenen Maßnahmen, son-
dern eher die unrealistischen Erwartungen kriti-
siert werden. 

- Die oft langen Reaktionszeiten verschärfen aller-
dings das Problem, daß identische Maßnahmen auf 
unterschiedlichen Standorten in sehr verschiede-
nem Maße erfolgreich sein können; dies ist oft erst 
nach Jahren zu erkennen. 

- Ein ökonomisch substanzieller Einwand gegen die 
handlungsorientierte Strategie - neben den oben 
schon im theoretischen Zusammenhang genann-
ten - ist, daß sich die gesetzten Anreize nicht auf 
das eigentliche ökologische Ergebnis beziehen. 
Der Landwirt erfüllt seine Pflicht, wenn er die ihm 
aufgetragene und honorierte Maßnahme erfüllt. 
Ob sie dem Ziel dient, betrifft ihn (außer wenn er 
sich persönlich damit identifiziert) nicht. Weder be-
sitzt er einen Anreiz, die Zieladäquanz laufend zu 
prüfen, obwohl er dies durch seine standörtliche 
Verbundenheit sehr gut könnte, noch gehört es zu 
seinen Interessen, zielwidrige Einflüsse von dritter 
Seite auszuschalten. Nimmt er zum Beispiel bei der 
Düngung die erforderliche Rücksicht auf einen 
Bach, nicht jedoch sein Nachbar, so nimmt er hin, 
daß der Erfolg seiner Bemühungen unterlaufen 
wird. 

- Die Anreizstruktur ist schließlich dadurch gekenn-
zeichnet, daß der Betreffende die ihm auferlegten 
Maßnahmen möglichst minimal erfüllt und wenig 
Anlaß verspürt, darüber hinausgehende, unter 
Umständen innovative Aktivitäten zu entfalten. 

- Die Kontrollierbarkeit der Einhaltung ist außeror-
dentlich unterschiedlich. In der Regel sind verein-
barte Maßnahmen gut zu kontrollieren, wie etwa 
Schnittermine, Pflegemaßnahmen usw., verein-
barte Unterlassungen, wie überhöhte Gülleaus-
bringungen und ähnliches, jedoch sehr viel 
schwieriger. 

247. Praktische Anwendungen der umweltquali-
tätsorientierten Strategie finden sich derzeit kaum. 
Methodische Ansätze zur Bewertung von ökologi-
schen Leistungen unter den Aspekten des Arten- 
und Biotopschutzes werden jedoch eingehend disku-
tiert, wie etwa die neunstufigen Bewertungsskalen 
von KAULE (1991) und das Ökopunkte-Modell von 
KNAUER (1989) mit strukturellen, vielfaltbezogenen 
und stofflichen Qualitätskriterien und einer Gewich-
tung nach räumlichen Entwicklungszielen und ge-
gebenen Naturraumpotentialen. Auch Ziel- bezie-
hungsweise Leitartenkonzepte (MÜHLENBERG und 
HOVESTADT, 1991; PIRKL et al., 1991; RECK et al., 
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1991) können für diese Strategie herangezogen wer-
den. 

248. Die Vorteile des umweltqualitätsorientierten 
Ansatzes liegen insbesondere in seiner hohen An-
reizwirksamkeit (s. Tz. 242). In der Regel dürfte auch 
eine Kontrolle der Ergebnisse eher leichter als bei 
der handlungsorientierten Strategie sein. Wegen der 
fehlenden Praxiserfahrungen können über sich mög-
licherweise einstellende Hindernisse nur Vermutun-
gen angestellt werden. Folgende Punkte sind zu be-
denken: 

- Sind ökologische Zielsetzungen graduell meßbar, 
so kann die Vorgabe eines bestimmten Zielerrei-
chungsgrades willkürlich anmuten. Ist zum Bei-
spiel Grünland zu extensivieren, so ist es jedoch 
schwierig exakt festzulegen, bis zu welchem Grade 
dies zu fordern ist. 

- Die Aufstellung von Indikatoren kann im Einzelfall 
willkürlich sein und dadurch zu Ungerechtigkeiten 
und Akzeptanzmängeln führen. Im allgemeinen 
bietet sich die Wiedereinstellung von an extensive 
Wirtschaftsweise angepaßten Arten als Erfolgs-
kennzeichen an. Viele von ihnen sind auch leicht 
zu beobachten, wie zum Beispiel der Schachbrett -

falter (Melanargia galathea) in extensivem Grün-
land oder Prachtlibellen (Calopteryx splendens 
und virgo) an naturnahen Bächen. Im Einzelfall 
können sie jedoch ausbleiben, obwohl das Extensi-
vierungsniveau, welches sie indizieren sollen, vor-
liegt. Die Knüpfung der Honorierung an ihre An-
wesenheit ist dann fragwürdig. 

- Ein bedeutendes Erschwernis ist der vielfach hohe 
Zeitbedarf bis zur Einstellung des ökologischen Er-
gebnisses. Deutliche Anzeichen des Extensivie-
rungserfolges beim Grünland können mitunter 
fünf bis zehn Jahre erfordern, und es erscheint we-
nig anreizwirksam, Honorierungen ebensolange 
hinauszuzögern. Vielmehr sollten hier bereits Zwi-
schenerfolge entgolten werden. 

- Vorstellbar sind noch größere Schwierigkeiten als 
bei der handlungsorientierten Honorierung in Fäl-
len gepachteten Landes. Die schon unter heute ge-
gebenen Verhältnissen zuweilen problematische 
Aufteilung von flächengebundenen Zahlungen 
zwischen Eigentümern und Pächtern ist jedoch 
eine Frage, die der generellen Klärung har rt . 

- Zahlreiche ökologische Zielsetzungen sind so spe-
ziell definiert, daß nur ein bestimmtes Maßnah-
menbündel für ihre Realisierung in Frage kommt. 
Eine Schafhutung auf Kalkmagerrasen erfordert 
eben die Schafbeweidung; alle anderen Maßnah-
men, wie etwa die künstliche Offenhaltung, sind 
nur vorübergehende Notbehelfe. Ist die Koppelung 
zwischen Maßnahmen und ökologischem Ergebnis 
so strikt wie hier, so schwindet der Unterschied 
zwischen handlungs- und umweltqualitätsorien-
tierter Honorierung. Der Vorteil, daß es bei der 
zweitgenannten dem Ausführenden freigestellt ist, 
auf welchen Wegen er höhere Effizienz erzielt und 
innovativ tätig wird, kommt nicht zum Tragen. 

- Die durch die ergebnisorientierte Honorierung er-
öffnete Möglichkeit der Erzielung von Rentenein

-

kommen ist voraussichtlich gewöhnungsbedürftig. 
Der Allgemeinheit dürfte es zunächst schwerfallen 
anzuerkennen, daß der Eigentümer einer Orchi-
deenwiese, die ihn allenfalls geringe Pflegemaß-
nahmen kostet, hohe Zahlungen erhalten kann 
- obschon das gleiche Prinzip in allen anderen 
Wirtschaftsbereichen gilt. 

249. Trotz der aufgelisteten praktischen Einwände 
bleibt die prinzipielle Überlegenheit der ergebnis-
orientierten Honorierung unbenommen. Der Um-
weltrat empfiehlt, in Pilotprojekten zu prüfen, welche 
Bedeutung die genannten Einwände in der Realität 
besitzen. 

Schlußfolgerungen 

250. Die bisherige Praxis der Honorierung ökologi-
scher Leistungen leidet vor allem unter ihrem ungün-
stigen Erscheinungsbild bei den Adressaten. Land- 
und Forstwirte konnten im allgemeinen noch nicht 
davon überzeugt werden, daß die Erbringung ökolo-
gischer Leistungen eine gleichwertige Aufgabe ne-
ben der Produkterzeugung ist und ein ebenso faires 
und berechenbares Einkommen verdient. Noch im-
mer werden fast ausschließlich Erträge aus dem Pro-
duktverkauf als das „eigentliche" Einkommen ange-
sehen, auf welches man sich (entgegen aller Erfah-
rung bei der politischen Festsetzung von Agrarprei-
sen) verlassen können müßte, während es sich bei 
der Honorierung ökologischer Leistungen um ein zu-
sätzliches Einkommen handelt, welches möglichst 
geschickt in Anspruch genommen wird, bevor es 
wieder versiegt. Um dem entgegenzutreten, regt der 
Umweltrat an: 

- Entbürokratisierung: Das Antragswesen ist grund-
sätzlich zu vereinfachen. Einmal gefaßte Regelun-
gen müssen, wenn sie sich bewährt haben, Be-
stand haben und dürfen nicht fortwährend und in 
jedem Bundesland wiederum anders verordnet 
werden. 

- Beständigkeit: Es liegt im Wesen ökologischer 
Zielsetzungen, daß sie in der Regel langfristig defi-
niert sind. Schon dies gebietet Kontinuität. Auch in 
ökonomischer Sicht ist diese jedoch geboten, da 
die Betriebe insbesondere bei durchgreifenden 
und großflächigen Extensivierungsmaßnahmen 
langfristig bindende Investitionsentscheidungen 
treffen müssen. Die Kurzfristigkeit bisheriger Ver-
träge und die Koppelung ihrer Erneuerung an die 
Haushaltslage der zuständigen Behörden kann 
nicht länger hingenommen werden. 

- Betriebliche Orientierung: Wegen der genannten, 
tiefgreifenden Einflüsse auf den gesamten Betrieb 
sollten einige bislang ausschließlich flächengebun-
den definie rte Honorierungen stärker betriebsbe-
zogen bestimmt werden. Dabei sind auch neue 
Zahlungsarten zu erproben, etwa verstärkte Fi-
nanzhilfen für ökologisch erwünschte Investitio-
nen, wie zum Beispiel Stallbauten mit entspre-
chenden Haltungsauflagen, welche den Bet rieben 
eine langfristige Planung ermöglichen. 

- Leistungsbezogenheit: Nach der obigen Diskus-
sion ist für ein „gemäßigtes Leistungsprinzip" zu 
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plädieren, welches die Probleme der Leistungsbe-
zogenheit nicht ignoriert. Bei der Bemessung der 
Höhe des Honorierungsentgeltes sollten als Richt-
schnur langfristig die Präferenzen der Bevölkerung 
maßgeblich sein; auf absehbare Zeit werden je-
doch politisch-konsensual festgelegte Sätze unver-
zichtbar sein. Wo unter anderem wegen des hohen 
Zeitbedarfs bis zum ökologischen Erfolg eine rein 
ergebnisorientierte Honorierung ausscheidet, soll-
ten in die handlungsorientierten Maßnahmen zu-
mindest Anreizelemente eingebaut werden, wel-
che das Interesse der Ausführenden am Erfolg stär-
ken. Geeignete, in der Literatur vorgeschlagene 
„Ökopunkte"-Modelle sollten ebenso wie Honorie-
rungen für den Nachweis von Wiederansiedlungen 
charakteristischer Arten mit hohem Indikations-
wert regional getestet werden. 

- Mehrstufigkeit der Förderebenen: Gegenwärtig 
kommen die überwiegenden Impulse aus der Euro-
päischen Union und werden in Deutschland von 
den Ländern umgesetzt. Dies verleiht dem System 
ein zentralistisches Gepräge und läßt regionalen 
und lokalen Initiativen zu wenig Raum. Kommu-
nen, Landkreise, Wasser- und Bodenverbände, 
Landschaftspflegeverbände und Naturschutzorga-
nisationen sind an Planung und Durchführung 
stärker zu beteiligen; die Finanzschlüsselung ist 
entsprechend anzupassen. 

- Verknüpfung mit Planungsinstrumenten: Alle öko-
logischen Zielsetzungen besitzen einen räumlichen 
Bezug; die Bewahrung und vor allem Wiederher-
stellung anspruchsvoller biotischer und abiotischer 
Ressourcenausstattungen gelingt nie ohne räumli-
che Planung. Es kommt nicht allein darauf an, daß 
in einer Region 1 000 ha Wiesen extensiviert wer-
den, sondern vor allem auch, welche Flächen dafür 
vorgesehen sind und wie sie miteinander vernetzt 
werden. Dazu ist allerdings das betreffende pla-
nerische Instrumentarium, insbesondere die Land-
schaftsplanung und die agrarstrukturelle Vorpla-
nung weiterzuentwickeln. 

2.5.3 Besonderheiten der Forstwirtschaft 

251. Die voranstehenden Ausführungen sind über-
wiegend auf die Landwirtschaft zugeschnitten, je-
doch besteht weder ein ökologischer noch ein ökono-
mischer Grund, die Forstwirtschaft aus den Cherle-
gungen auszuschließen. Auch sie erstellt ökologische 
Leistungen und könnte dies bei einer Umorientie-
rung noch verstärken. Schon aus Gründen der 
Gleichbehandlung wäre es schwer verständlich, 
diese Leistungen in der Landwirtschaft zu honorie-
ren, in der Forstwirtschaft jedoch nicht. 

Zwar werden in der bisherigen Praxis ökologische 
Leistungen der Forstwirtschaft nur in vereinzelten 
Vereinbarungen im Rahmen des Vertragsnaturschut-
zes honoriert; die Diskussion über die Leistungen un-
ter anderem auf den Gebieten des Boden- und Lawi-
nenschutzes, des Wasserhaushalts, der CO2-Festle-
gung, des Erholungswertes sowie der Förderung der 
Arten- und Biotopvielfalt wird jedoch, häufig kontro-
vers, schon seit langem geführt (vgl. u. a. JUHOB et 
al., 1990; STEINLIN, 1989; SCHELBERT-SYFRIG und 

ZIMMERMANN, 1988; PRODAN, 1969). Zahlreiche 
Studien über den Erholungswert von Biotopen auf 
Basis der Reisekostenmethode als ein Ansatz zur Prä-
ferenzmessung widmen sich Wäldern. Schließlich hat 
auch die Debatte über Pflichten von Grundeigentü-
mern nach Artikel 14 Abs. 2 des Grundgesetzes und 
der Begründung von Entgeltansprüchen im forstli-
chen Bereich eine längere Tradition (NIESSLEIN, 
1980). Ebenso wie in der Landwirtschaft ist auch im 
Forst die häufig prekäre Einkommenssituation ein 
Grund, über die Entgeltung ökologischer Leistungen 
nachzudenken. 

252. Aus den Besonderheiten der forstlichen Erzeu-
gung könnten sich freilich Gründe ableiten, die Ho-
norierung ökologischer Leistungen in anderer Weise 
als in der Landwirtschaft vorzunehmen oder gar ge-
wisse Instrumente für nicht anwendbar anzusehen. 
Zu den Besonderheiten zählen: 

- Das öffentliche Eigentum spielt im Forst mit etwa 
44 % Staatswald und etwa 21 % Körperschaftswald 
eine weit größere Rolle als in der Landwirtschaft. 
Es könnte eingewendet werden, daß im Hinblick 
auf die Anreizwirkungen im öffentlichen Wald-
eigentum ökologische Leistungen auch durch 
direkte Weisung anstatt mit Zahlungsangeboten 
eingefordert werden könnten. 

- Die Produktionszyklen liegen mit mindestens 
30 Jahren bei Pappeln und über 200 Jahren bei 
manchen Furniereichen weit über denen der Land-
wirtschaft. Viele Entscheidungen haben äußerst 
langfristige Konsequenzen und reichen in eine un-
gewisse Zukunft. Gewisse ökologische Zielsetzun-
gen, etwa die Baumartenwahl betreffend, können 
nur langfristig verfolgt werden. 

- Die Auswirkungen bisher weniger erprobter Wirt-
schaftsmethoden und Eingriffe, die unter Umstän-
den eine verstärkte Ausrichtung an ökologischen 
Zielsetzungen erforderlich machen würde, können 
nicht nur erst mit großer Zeitverzögerung sichtbar 
werden, sondern darüber hinaus ungewiß sein. 
Der Akzeptanz der Honorierung ist nicht dienlich, 
wenn nicht ausgeschlossen wird, daß sie mögli-
cherweise noch mehr gravierende und negative 
ökonomische Auswirkungen zur Folge haben wer-
den als zunächst angenommen. 

- Bestimmte Zielsetzungen des Naturschutzes, wie 
die langfristige Entwicklung völlig unbewirtschaf-
teter „Urwälder", verlangen raumplanerische und 
politische Grundsatzentscheidungen und sind al-
lein mit den wesensmäßig inkrementellen Instru-
menten der ökonomischen Anreizweckung nicht 
zu realisieren. 

- Die ökonomische Analyse der forstlichen Erzeu-
gung ist wegen der langen Zeiträume an sich we-
sentlich schwieriger als in der Landwirtschaft, zu 
denken ist allein an die kontroverse Rolle des Kal-
kulationszinssatzes. Auch eine Einigung über die 
erforderliche Höhe von Honorierungen für ökologi-
sche Leistungen dürfte sich hierdurch weiter er-
schweren. 

Eine Analyse (HAMPICKE, 1995) zeigt, daß diese 
Punkte gewiß Aufmerksamkeit beanspruchen dürfen 
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und den optimalen Instrumenteneinsatz beeinflus-
sen, daß sie jedoch weder einzeln noch im Zusam-
menwirken gravierend genug sind, um die Honorie-
rung ökologischer Leistungen in der Forstwirtschaft 
abzulehnen. Dies wird durch Erfahrungen in be-
stehenden Projekten des Vertragsnaturschutzes be-
stätigt. 

253. Wichtige Probleme zeigen sich im Forst in ähn-
licher Weise wie im Offenland, wie zum Beispiel die 
der Alternativen der handlungs- und der leistungsbe-
zogenen Abgeltung. Neben den oben angestellten 
grundsätzlichen Überlegungen (Tz. 240ff.) sind hier 
im einzelnen zu erwähnen: 

- Neuartige Waldschäden: Hier leistet die Forstwirt-
schaft keinen Dienst, sondern erfährt einen Scha-
den, der als erstattungswürdig angesehen werden 
kann. Wegen der immer noch nicht eindeutig ge-
klärten Ursache-Wirkungs-Beziehungen, der Un-
bezifferbarkeit des monetären Schadens und der 
schwierigen Identifizierbarkeit der Kreise von 
Betroffenen (etwa bei ästhetischen Schäden) er-
scheint ein zielgerichteter Einsatz umweltökonomi-
scher Instrumente im Sinne des Schadenersatzes 
unmöglich. Hier bedarf es vielmehr einer vorsorge-
orientierten Minderung potentieller Schadstoff-
emissionen. 

- Lawinenschutz, Erosionsschutz, Filterung luftgän-
giger Schadstoffe: Diese Leistungen sind unter-
schiedlich zu beurteilen. Der Lawinenschutz ist in 
Deutschland nur regional bedeutsam und dürfte lo-
kalen Regelungen zugänglich sein. Beim Erosions-
schutz dürfte, vorbehaltlich einer fachjuristischen 
Klärung, am ehesten die Auffassung überzeugen, 
daß er Bestandteil „guter fachlicher Praxis" und 
daher nicht entgeltfähig ist. Bei der Filterung luft-
gängiger Schadstoffe gestattet, ähnlich den neuar-
tigen Waldschäden, die Komplexität der physika-
lisch-chemischen Zusammenhänge keine Anwen-
dung umweltökonomischer Instrumente. 

- Wasserhaushalt: Insbesondere bei Fortdauer der 
sommerlichen Trockenperioden der letzten Jahre 
werden beispielsweise in den östlichen Teilen 
Deutschlands großräumige wassermengenwirt-
schaftliche Planungen unabweisbar werden. 
Grundwasser ist dann mit allen Konsequenzen als 
knappe Ressource zu bewirtschaften, was Auswir-
kungen auf die Landnutzung haben wird. 

- CO2-Absorption: Die Forstwirtschaft ist in ein ge-
samtwirtschaftliches System von Abgaben und 
Vergütungen, welches CO2-Ausstoß finanziell be-
straft und CO2-Absorption belohnt, einzubinden, 
um unter diesen Umständen aus der genannten 
Leistung ein Einkommen beziehen zu können. 

- Erholungsdienstleistungen: Da diese weniger forst-
spezifisch sind als die bisher genannten Wohl-
fahrtswirkungen, sind Probleme der Verallgemei-
nerbarkeit, insbesondere der Gleichbehandlung 
nicht forstlich genutzter Flächen, besonders wich-
tig. Vorbehaltlich ihrer Lösung ist durchaus daran 
zu denken, die Erholungsfunktion des Waldes 
nicht allein in Gestalt der Erstattung dafür von den 
Betrieben aufgewandter Kosten zu entgelten, son-
dern auch Anreizwirkungen darüber hinaus zu 

bieten. Angaben über die Zahlungsbereitschaft 
von Waldbesuchern liegen in größerem Umfang 
vor. Ein biotopindividuelles Eintrittsgeld ist nur in 
besonderen Fällen, vor allem in Nationalparken, zu 
erwägen. Über die schwierig zu beziffernde Höhe 
der Abgeltung sind weitere Forschungen anzustel-
len und Diskussionen zu führen. 

- Naturschutz: Eine von Fachleuten des Naturschut-
zes als zentral angesehene, wenn auch durchaus 
kontrovers diskutierte Forderung, die Entwicklung 
großer unbewirtschafteter Wälder, läßt sich weni-
ger mit ökonomischen Anreizinstrumenten als viel-
mehr auf der Basis verbindlicher Planungen reali-
sieren. Für alle übrigen, größeren und kleineren 
Umorientierungen der Forstwirtschaft im Interesse 
der Arten- und Biotopvielfalt, insbesondere des 
Schutzes gefährdeter Arten, dürften aber ähnliche 
Maßnahmen wie in der Landwirtschaft geeignet 
sein. 

2.5.4 Finanzierungsinstrumentarium 

254. Die Frage der Finanzierung von zu honorieren-
den Umweltleistungen ist ein entscheidender An-
satzpunkt für die dauerhafte Bereitstellung von öko-
logischen Leistungen. Von der Finanzierung wird im 
wesentlichen die Akzeptanz dieses Instrumentariums 
durch die Land- und Forstwirte abhängen. Investitio-
nen im Naturschutzbereich verlangen bindende be-
triebliche Entscheidungen, die langfristige Planungs-
sicherheit voraussetzen. Eine langfristige und verläß-
liche Finanzierung sollte jedoch nicht nur unter Ak-
zeptanzaspekten gewährleistet sein, sondern auch 
unter Berücksichtigung der langsam ablaufenden 
Prozesse in Ökosystemen. 

Finanzierung über die Neuorientierung 
des agrarpolitischen Subventionssystems 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft (EAGFL) 

255. Als zentrales Finanzierungsinstrument für die 
Honorierung von Umweltleistungen der Landwirt-
schaft kommt insbesondere der Europäische Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) in Frage. Im Jahre 1993 beliefen sich die 
Marktordnungsausgaben der Europäischen Union in 
Deutschland auf 12,7 Mrd. DM (Statistisches Jahr-
buch über ELF, 1994, Tab. 203). Die gezielte Umwid-
mung eines Teils dieser Mittel verspräche neben der 
Förderung positiver Umwelteffekte auch marktentla-
stende Wirkung. Einwänden, daß die gezielte Um-
widmung wegen der Zentralität und Unflexibilität 
der EU-Agrarverwaltung wenig erfolgversprechend 
sei, ist mit dem Argument zu begegnen, daß durch-
aus eine Dezentralisierung gewisser Funktionen der 
EU-Agrarpolitik, darunter der Einkommenssiche-
rung und der regionalen Umwelt- und Naturschutz-
politik, angedacht ist. Gerade mit Blick auf die Ost

-

Erweiterung der Europäischen Union steht kurz- bis 
mittelfristig die Weiterentwicklung sowie quantitati-
ve Ausdehnung und Dezentralisierung der bisheri-
gen „flankierenden Maßnahmen" (Tz. 185; SRU, 
1994, Abschn. III.2.3.2) vorne an, bis sie nicht mehr 
nur flankierend zu nennen sind, sondern einen 
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gleichwertigen und integralen Bestandteil der Agrar-
politik darstellen. 

Neuausrichtung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" (GAK) 

256. Eine adäquate Umsetzung der EG-Verordnung 
zur Förderung von umweltgerechten Produktionsver-
fahren (VO Nr. 2078/92/EWG) wird durch eine enge 
Auslegung des Begriffs „Agrarstruktur" im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" behindert. 
Dies ist darauf zurückzuführen, daß sich ein sich 
wandelndes Verständnis des Begriffs „Agrarstruk-
tur" noch nicht durchsetzen konnte. Der neue Förder-
grundsatz „markt- und standortangepaßte Landwirt-
schaft" wird dem Anspruch der Verordnung und dem 
Anliegen des Umwelt- und Naturschutzes noch nicht 
gerecht (SRU, 1994, Tz. 913), so daß eine Neuausrich-
tung erforderlich ist. 

257. In der Literatur wird eine originäre Förderung 
von Maßnahmen des Natur- und Landschaftsschut-
zes nach Artikel 91 a des Grundgesetzes überwie-
gend für unzulässig gehalten. Die Berücksichtigung 
und damit verbunden die Förderung natur- und land-
schaftsschützender Maßnahmen im Rahmen der Ver-
besserung der Agrarstruktur ist demgegenüber zu-
lässig. Der Beg riff der „Verbesserung der Agrarstruk-
tur" wird weit gefaßt und ermöglicht, daß im Zuge 
einer Ökologisierung der Agrarwirtschaft (angelegt 
in § 2 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes") die Gewichte zugunsten des Naturschut-
zes verschoben werden. Grundsätzlich sollte zwar 
stets die Verbesserung der Agrarstruktur Anlaß für 
eine Förderung sein; der Beg riff der Agrarstruktur 
kann aber wegen seiner Unbestimmtheit letztlich 
nicht als Abgrenzungskriterium dienen. Die Über-
gänge zwischen originären und abgeleiteten Maß-
nahmen des Naturschutzes sind so fließend, daß die 
Entscheidung, ob eine bestimmte Maßnahme nicht in 
den Rahmen des Artikel 91 a Grundgesetz paßt, im 
Einzelfall zu treffen ist. 

258. Nach Auffassung des Umweltrates ist es not-
wendig, die sektorale Sichtweise beziehungsweise 
die bisherige Einengung des Begriffs „Agrarstruk-
tur" aufzugeben und ihn durch eine stärker raumbe-
zogene Förderkonzeption beziehungsweise agrar-
ökologische Orientierung zu ersetzen. Diese Erweite-
rung der Begriffsdefinition kann der multifunktionel-
len Ausrichtung der Landbewirtschaftung besser ge-
recht werden, wobei der Begriff auch die A rt  und Ge-
staltung der Landschaftselemente und der Elemente 
der natürlichen und kultürlichen Umwelt in ländli-
chen Räumen einzubeziehen hat. Die klassische De-
finition von Agrarstruktur, das heißt das „Verhältnis 
zwischen den im Agrarbereich eingesetzten Produk-
tionsverfahren - insbesondere Boden, Arbeit und Ka-
pital -, zwischen den erzeugten Produkten sowie 
zwischen Produktionsfaktoren und Produkten", ist 
zu eng und sektoral auf Produktions- und Absatzbe-
dingungen in der Landwirtschaft ausgerichtet. Ob-
wohl 1973 formal auch das „Umweltziel" in die deut-
sche Agrarpolitik aufgenommen wurde, stützt sich in 
der Praxis das Zielsystem überwiegend noch auf den  

herkömmlichen Ansatz das Einkommen, die Ver-
braucher und die Effizienz betreffend. 

259. Bei einer umweltpolitischen Neuorientierung 
der GAK sollten zunächst einmal die geförderten 
Maßnahmen auf ihre Konsistenz zu umweltpoliti-
schen Zielen überprüft und Inkonsistenzen abgebaut 
werden (Abschn. 2.4.3.2). Des weiteren sollten Maß-
nahmen neu aufgenommen werden, die der multi-
funktionellen Ausrichtung der Landbewirtschaftung 
gerecht werden. Hierzu gehört eine Agrarumweltpo-
litik, die auch Naturschutz und Landschaftspflege 
einbezieht. In diesem Zusammenhang ist insbeson-
dere die Ausgleichszulage und die einzelbetriebliche 
Förderung zu überprüfen. So könnte beispielsweise 
die Ausgleichszulage, die nach BAUER (1994) und 
KARL (1993) marktentlastenden und umweltpoliti-
schen Zielen entgegensteht, abgeschafft und durch 
ein Honorierungssystem für ökologische Leistungen 
ersetzt werden. Die einzelbetriebliche Förderung 
sollte auf ökologische Aspekte ausgerichtet werden. 
Besondere Bedeutung kommt der Förderung von In-
vestitionen für Landschaftspflege und Naturschutz 
zu. Insbesondere bauliche Anlagen (Ställe) und Ma-
schinen sollten gefördert werden, wenn sie dazu bei-
tragen, eine ökologisch beziehungsweise kulturhisto-
risch notwendige Landnutzung aufrechtzuerhalten. 

Weiterentwicklung von Marktstrategien 

260. Bisherige Vorschläge zur Finanzierung ökolo-
gischer Leistungen basieren auf der Umwidmung be-
reits vorhandener staatlicher Mittel, insbesondere 
der Lenkung von Marktordnungs- und Strukturmit-
teln in umweltgerechtere Verwendungen. Derartige 
Umwidmungsspielräume auszuschöpfen, ist gegen-
über der Einführung neuer Abgaben der pragmati-
schere Weg. Grundsätzlich ist aber die Forderung 
nicht unbegründet, die überaus hohen Marktord-
nungs- und Strukturmittel überhaupt „gesundzu-
schrumpfen", womit sich allerdings auch der Umwid-
mungsspielraum verengen würde. Die ökonomisch 
fundierteste und langfristig zu verfolgende Strategie 
besteht darin, durch Reduzierung der übermäßigen 
Staatsinterventionen die Allgemeinheit zunächst zu 
entlasten, um sie zur Finanzierung der Güter „Um-
welt- und Landschaftsqualität", „Artenvielfalt" und 
dergleichen nach Maßgabe ihrer (gegebenenfalls um 
Expertenurteile korrigierten) Zahlungsbereitschaft 
direkt heranzuziehen. 

Aus Zahlungsbereitschaftsbefragungen ist bekannt, 
daß die Bevölkerung zu gewissen, wenn auch den 
einzelnen nur mäßig treffenden finanziellen Beiträ-
gen für Naturschutz und Landschaftspflege bereit ist. 
Der Direktfinanzierung ökologischer Werte nach 
Maßgabe der Präferenzen der Allgemeinheit stehen 
jedoch noch große praktische Hindernisse im Wege. 
Allerdings bestehen auch heute schon im kleineren 
Rahmen durchaus Möglichkeiten, die Zahlungsbe-
reitschaft für Landschaftsqualität, entweder in direk-
ter Koppelung mit dem Landschaftsgenuß (bei kur-
taxenähnlichen Abgaben in Urlaubsregionen) oder 
stärker noch in Kombination mit dem Konsum um-
weltverträglich erzeugter Produkte über deren Preise 
abzuschöpfen. Teilweise ist aber vor der Umsetzung 
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noch die rechtliche Zulässigkeit, wie etwa von kur-
taxenanalogen Abgaben, zu klären. Grundsätzlich 
sollten zu diesem Ansatz zunächst in kleinem Rah-
men Erfahrungen gesammelt werden. Auch ist die 
Ausweitung des Ansatzes dadurch begrenzt, daß die 
jeweiligen Marktnischen nicht beliebig vergrößert 
werden können. 

2.5.5 Empfehlungen zur Honorierung ökologischer 
Leistungen 

261. Für eine Umsetzung des Instrumentes der Ho-
norierung ökologischer Leistungen im Sinne einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung empfiehlt 
der Umweltrat folgendes Maßnahmenpaket: 

- Für eine verläßliche und umsetzbare Grenzzie-
hung zwischen unentgeltlich einzufordernder 
Rücksichtnahme der Landnutzer auf natürliche 
Ressourcen und entgeltwürdigen ökologischen 
Leistungen müssen Kriterien entwickelt werden, 
zum Beispiel in Form möglichst spezifischer Posi-
tiv- und Negativlisten. 

- Kurzfristige Verträge müssen aus ökologischen 
und betriebswirtschaftlichen Gründen durch lang-
fristige Vereinbarungen ersetzt werden, die den 
Betrieben Planungssicherheit geben. 

- Die handlungsorientierte Entgeltung ökologischer 
Leistungen sollte schrittweise durch die leistungs-
orientierte Bezahlung ersetzt werden. Durch die 
Möglichkeit zur Erzielung von Renteneinkommen 
aus der Erbringung ökologischer Leistungen wer-
den dabei Anreize gesetzt. 

- Bei der Festlegung von Honorierungstatbeständen 
müssen einserseits regionale und örtliche Instan-
zen und Vereinigungen, wie zum Beispiel Land-
schaftspflegeverbände, einbezogen werden, um 
Ortskenntnisse verfügbar zu machen. Andererseits 
gilt es, übergeordnete Honorierungstatbestände 
auf EU- und Bundesebene festzulegen. 

- Die Abgeltung ökologischer Leistungen muß mit 
räumlichen Planungsinstrumenten auf regionaler 
und örtlicher Ebene, wie Landschaftsplänen, agrar-
strukturellen Vorplanungen, informellen Landnut-
zungskonzeptionen der Agrarverwaltung, ver-
knüpft werden. 

- Zumindest ein Teil der bestehenden Agrarförder-
mittel auf EU- und nationaler Ebene sollte kurz-
bis mittelfristig in Entgelte für ökologische Leistun-
gen umgewidmet werden. Langfristig sind ökologi-
sche Leistungen durch direkte Inanspruchnahme 
der Zahlungsbereitschaft auf unterschiedlichen 
Wegen zu finanzieren. 

- Auch in der Forstwirtschaft müssen ökologische 
und Erholungsleistungen entgolten werden. 

262. Der Umweltrat ist sich der vielen noch offenen 
Fragen zur Honorierung ökologischer Leistungen be-
wußt und sieht vordringlich Forschungsbedarf in fol-
genden Feldern: 

- Entwicklung von Indikatoren zur Erfassung von 
Umweltqualität beziehungsweise von Umweltlei-
stungen, 

- Vergleich von ökonomischer Effizienz und ökologi-
scher Wirksamkeit verschiedener Anreizinstru-
mente zur Honorierung von Umweltleistungen der 
Landwirtschaft (u. a. bei Naturschutzprogrammen 
auf zentraler (Bund/Länder) und auf dezentraler 
Ebene sowie bei Umsetzung über regionale Land-
nutzungskonzepte und über Ökopunkte-Modelle), 

- Vergleich von ökonomischer Effizienz und ökologi-
scher Wirksamkeit verschiedener institutioneller 
Bereitstellungsformen auf regionaler Ebene (Land-
schaftspflegeverbände, Naturschutzverbände, Kom-
munen/Landkreise (Naturschutzbehörden), Reser-
vatsverwaltungen, p rivate Umweltplanungs- und 
Beratungsbüros), 

- Zusammenwirken der Instrumentenkombinatio-
nen, insbesondere umweltrelevante Abgaben/Ho-
norierung ökologischer Leistungen sowie 

- Entwicklung von Methoden und Verfahren zur Er-
folgskontrolle. 

2.6 Ökologischer Finanzausgleich 

2.6.1 Grundelemente des Finanzausgleichs 

263. Unter den Begriff des Finanzausgleichs fallen 
Regelungen über die Ausgaben- und Einnahmenver-
teilung und im Vorfeld über die Aufgabenverteilung 
zwischen den einzelnen Gebietskörperschaften in-
nerhalb eines föderativen Staatssystems. Über den 
Ausgleich der Steuerkraft sollen Mißverhältnisse ab-
gefedert werden, die aus der Aufgabenverteilung 
zwischen den einzelnen Gebietskörperschaften und 
den damit verbundenen Ausgaben sowie den Mög-
lichkeiten zur Einnahmeerzielung resultieren. Dabei 
werden bislang ausschließlich die sozioökonomi-
schen Funktionen zentraler städtischer Regionen für 
ihr Umland berücksichtigt, das heißt, positive interre-
gionale Effekte entgolten, die aus der Bereitstellung 
zentraler Einrichtungen - zum Beispiel Krankenhäu-
ser, Rechtsprechungs- und Verwaltungseinheiten so-
wie Stätten des Kulturbetriebs - resultieren. Die öko-
logischen Ausgleichsfunktionen ländlicher Gebiete 
für urbane Regionen begründen im Rahmen der ge-
genwärtigen Finanzordnung keinen Ausgleichsan-
spruch. 

264. Der kommunale Finanzausgleich regelt die Fi-
nanzbeziehungen zwischen den Bundesländern und 
ihren Kommunen sowie den Kommunen untereinan-
der (ausführlich zum kommunalen Finanzausgleich 
insbes. ZIMMERMANN, 1988). Verfassungsrechtli-
che Grundlage für den kommunalen Finanzaus-
gleich ist Artikel 106 Abs. 7 des Grundgesetzes, dem 
zufolge der Anteil an den Gemeinschaftssteuern so-
wie an den Landessteuern, der den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden zufällt, in der Landesgesetzge-
bung zu bestimmen ist. Damit erhalten die Länder er-
hebliche Gestaltungsspielräume bei der Mittelzuwei-
sung, die sich insbesondere aus der länderspezifisch 
unterschiedlichen Aufgabenteilung zwischen Land 
und Kommunen und dem daraus resultierenden, ab-
weichenden Finanzbedarf der jeweiligen Ebenen er-
klären. Grenzen sind den Landesgesetzgebern do rt 

 gesetzt, wo die Selbstverwaltungsgarantie der Kom- 
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munen (Artikel 28 Abs. 2 GG) verletzt wird. Zudem 
dürfen Unterschiede in der Steuerkraft durch die pri-
märe Verteilung von Steuereinnahmen nicht voll-
ständig nivelliert oder gar umgekehrt werden, das 
heißt, ursprünglich finanzschwächere Gemeinden 
dürfen nach Durchführung des Finanzausgleichs 
nicht finanziell besser gestellt sein als ursprünglich 
finanzstärkere Gemeinden (BVerfGE 23, 353, 370, 
373; StGH BW, ESVGH 22, 202, 207; StGH Nds, 
DVB1. 1995, 1175, 1178). Für den in dieser Hinsicht 
vergleichbaren Bund-Länder-Finanzausgleich hat 
das Bundesverfassungsgericht entschieden, daß der 
Finanzausgleich subsidiär zu der verfassungsmäßi-
gen Ertragsaufteilung ist und die primäre Steuerver-
teilung nicht durch ein neues System ersetzt werden 
sollte (BVerfGE 72, 330, 398, 404). 

265. Gemäß dem für den Bund-Länder-Finanzaus-
gleich gesetzlich verankerten Konnexitätsprinzip 
(Artikel 104 a Abs. 1 GG) folgt aus der Wahrnehmung 
der Aufgaben die Übernahme der hierfür erforderli-
chen Ausgaben. Die größte Bedeutung bei der Ver-
teilung öffentlicher Aufgaben an die Gemeinden hat 
dabei die Erfüllung von Pflichtaufgaben (z. B. Sozial-
hilfe, Jugendwohlfahrt). Aufgaben, wie Straßenbau, 
Schulwesen, Polizei und andere, werden von Land 
und Gemeinden gemeinsam wahrgenommen. Frei-
willige Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden 
können unter anderem in der Errichtung und dem 
Betrieb von Sportstätten oder Kultureinrichtungen 
liegen. Relevant ist die Kenntnis der kommunalen 
Aufgaben insbesondere für die Bestimmung der Dek-
kungsrelationen in den Gebietskörperschaften und 
damit zugleich für die Ermittlung der bedarf sgerech-
ten  Einnahmenverteilung. 

266. Die Aufteilung der Steuereinnahmen erfolgt 
im Rahmen des aktiven Finanzausgleichs. Hierbei 
wird zwischen dem originären und dem ergänzen-
den Finanzausgleich unterschieden (HANSMEYER 
und KOPS, 1985). Die originäre Zuweisung der Ein-
nahmen kann entweder in Form eines Trennsystems 
erfolgen, das heißt, die Steuern fließen nur einer ein-
zigen Gebietskörperschaft zu, oder in Form eines 
Verbundsystems, bei dem die Steuern zwischen meh-
reren Ebenen aufgeteilt werden. Primäre Einnahme-
quellen der Kommunen sind Realsteuern (Grund-
steuer) sowie örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteu-
ern (z.- B. Hundesteuer, Jagdsteuer, Vergnügungs-
steuer) (Artikel 106 Abs. 6 GG). Aus dem Steuerver-
bund mit Bund und Ländern fließen den Gemeinden 
anteilig Einnahmen aus der Lohn- und Einkommen-
steuer (Artikel 106 Abs. 5 GG) sowie aus der Gewer-
besteuer (Artikel 106 Abs. 6 GG) zu. 

Mit dem ergänzenden Finanzausgleich wird dem 
Ausgleichsbedarf Rechnung getragen, der sich im 
Anschluß an den originären Finanzausgleich ergibt. 
Dabei werden die einer Gebietskörperschaft zuge-
flossenen Mittel anderen Gebietskörperschaften so-
wohl in horizontaler als auch in vertikaler Richtung 
zugewiesen. Ein horizontaler Finanzausgleich liegt 
dann vor, wenn Ausgleichszahlungen zwischen Auf-
gabenträgern der gleichen Ebene vorgenommen 
werden. Finanzielle Ausgleichszahlungen zwischen 
Aufgabenträgern verschiedener Ebenen werden im 
Rahmen des vertikalen Finanzausgleichs vorgenom

-

men. Ein rein horizontaler Finanzausgleich stößt zu-
meist auf erheblichen Widerstand. Deshalb sehen die 
Finanzausgleichsgesetze der Länder ersatzweise ver-
tikale Ausgleichszahlungen vor, die so angelegt sind, 
daß das horizontale Ausgleichsziel erreicht wird (ver-
tikaler Finanzausgleich mit horizontalem Effekt). 

267. DEUBEL (1984, S. 11 f.) unterscheidet zwi-
schen der fiskalischen, der redistributiven und der 
Lenkungsfunktion des ergänzenden Finanzaus-
gleichs. Dabei besteht die fiskalische Funktion des 
Finanzausgleichs in der Aufstockung der kommuna-
len Finanzmasse, so daß sie zur Erfüllung der Pflicht-
aufgaben der Kommunen ausreicht und weiterhin 
genügend Mittel zur Durchführung von Selbst-
verwaltungsaufgaben bleiben. Seine redistributive 
Funktion erfüllt der Finanzausgleich, indem er die 
Deckungsrelationen, das heißt die Differenz zwi-
schen Finanzbedarf und Steuerkraft der einzelnen 
Kommunen, einander angleicht. Mit der Schaffung 
von Anreizen für die Kommunen, auch solche Aufga-
ben zu übernehmen, die von der Kommune als nach-
rangig, vom Land - zum Beispiel aus raumordneri-
schen Überlegungen - hingegen als notwendig er-
achtet werden, sowie mit der Internalisierung exter-
ner Effekte (sogenannte spillovers) der Leistungser-
stellung der Gemeinden untereinander (z. B. der Er-
richtung und des Betriebs von Theatern) übernimmt 
der kommunale Finanzausgleich eine Lenkungs-
funktion. 

268. Mit Hilfe von finanziellen Zuweisungen sollen 
Verzerrungen, die aus der Streuung von Finanzbe-
darf und Steuerkraft zwischen den Gebietskörper-
schaften resultieren, aufeinander abgestimmt sowie 
externe Effekte internalisiert werden. Bis zu wel-
chem Grad ein solcher Ausgleich erreicht wird, ist 
unter anderem von den für den kommunalen Finanz-
ausgleich verfügbaren Mitteln abhängig. 

269. Schlüsselzuweisungen dienen vor allem fiska-
lischen sowie redistributiven Zwecken insofern, als 
sie das Mißverhältnis zwischen Finanzbedarf und 
Steuerkraft des Aufgabenträgers beseitigen helfen, 
wobei mit Ansätzen für - mehr oder weniger ver-
mutete - zentralörtliche Bedarfsgrößen in der Praxis 
des Finanzausgleichs auch externe Effekte implizit 
Berücksichtigung finden. Schlüsselzuweisungen sind 
nicht mit Verwendungsauflagen verbunden und kön-
nen daher zur allgemeinen Deckung kommunaler 
Ausgaben eingesetzt werden. Der Umfang der Auf-
gaben, die von einer Kommune übernommen wer-
den, hängt von einer Vielzahl von Entwicklungen, 
gesetzlichen Regelungen und politischen Entschei-
dungen sowie von den verfügbaren finanziellen Mit-
teln der jeweiligen Kommune ab. Da ein objektiver 
Indikator für den tatsächlichen Grad der Wahrneh-
mung zentralörtlicher Funktionen durch eine Ge-
meinde nicht existiert, muß für die Ermittlung des 
aus der Aufgabenerfüllung resultierenden Finanzbe-
darfs auf Hilfsgrößen zurückgegriffen werden. 

Hierzu wird grundsätzlich die Einwohnerzahl der 
Gemeinde als Hauptansatz herangezogen. Die Mehr-
zahl der Bundesländer nimmt dabei mit steigender 
Einwohnerzahl eine Erhöhung der  Pro-Kopf -Bedarfs-
kennzahl vor (veredelte Einwohnerzahl). Die Verede- 
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lung wird mit den mit wachsender Einwohnerzahl 
überproportional steigenden Infrastrukturkosten und 
der Übernahme zentraler Aufgaben für umliegende 
Gemeinden begründet. Hierzu ist jedoch anzumer-
ken, daß die Veredelung der Einwohnerzahl die Bil-
dung von Ballungsgebieten über das raumordnerisch 
gewünschte Maß hinaus begünstigt. Weiterhin wei-
sen Gemeinden der gleichen Größenklasse erhebli-
che strukturelle Unterschiede auf, so daß bei Anwen-
dung dieses groben Verteilungsschlüssels die ge-
meindespezifischen Bedarfsgrößen unberücksichtigt 
bleiben. 

Die Landesgesetzgebungen sehen daher in der Regel 
- ergänzend zum Hauptansatz - Nebenansätze vor, 
die in Abhängigkeit vom jeweiligen Bundesland 
stark voneinander abweichen. Diese werden etwa 
für hohe Sozialhilfebelastungen, überdurchschnitt-
liche Geburtenraten, eine besonders hohe Zahl ab-
hängig Beschäftigter, schnelles Bevölkerungswachs

-

turn,  Heilbäder- und Kurortgemeinden, Zentralitäts-
aufgaben, Schüler, in Abhängigkeit vom Schultyp, 
dünnbesiedelte Flächengemeinden, Straßen und Ge-
meindezusammenschlüsse gewährt. Auch diese An-
sätze sind nicht unumstritten. So wird angeführt, daß 
sie die Transparenz des Finanzausgleichs zusätzlich 
einschränken, Sonderbedarfe zum Teil erst geschaf-
fen werden und insbesondere Zentralitäts- und Flä-
chenansätze sich gegenseitig aufheben (ZIMMER-
MANN, 1988, S. 117). 

Der sich aus der Summe der Haupt- und Nebenan-
sätze ergebenden Bedarfskennzahl wird die Steuer-
kraftmeßzahl der jeweiligen Gemeinde gegenüber-
gestellt. Diese ergibt sich aus den Hauptsteuerein-
nahmen der Gemeinden, wobei ein fiktives Realsteu-
eraufkommen über die Annahme eines einheitlichen 
Hebesatzes in Ansatz gebracht wird. Die Schlüssel-
zuweisungen gleichen den Differenzbetrag zwischen 
Bedarfs- und Steuerkraftmeßzahl ganz oder zu einem 
zuvor festgelegten Teil aus. Sogenannte abundante 
Gemeinden, bei denen die Steuerkraft- über der Be-
darfsmeßzahl liegt, erhalten keine Schlüsselzuwei-
sungen. 

270. Zweckzuweisungen sollen im Gegensatz zu 
Schlüsselzuweisungen das Verhalten des Zuwei-
sungsempfängers im Sinne des Zuweisungsgebers 
beeinflussen und sind entsprechend mit Verwen-
dungsauflagen verbunden. Sie werden zu Zwecken 
der Internalisierung externer Effekte, die aus der Lei-
stungserstellung des Beziehers der Zuweisung resul-
tieren, sowie bei meritorischen Gütern gewährt (z. B. 
Schulen, soziale Einrichtungen, Gesundheitswesen). 
Die Zahlung von Zweckzuweisungen kann dabei 
auch an eine Selbstbeteiligung des Zuweisungsemp-
fängers gebunden werden. 

Hinsichtlich der Konkretisierung der Mittelverwen-
dung unterscheiden sich die Vergabekriterien für 
Zweckzuweisungen erheblich. Neben allgemeinen 
Investitionszuweisungen, die in den Ländern nach 
verschiedenen Schlüsseln (mangelnde Steuerkraft, 
Einwohnerzahl, überdurchschnittliche Arbeitslosen-
quote) vergeben werden, und aufgabenbereichs-
oder verwaltungszweiggebundenen Zweckzuwei-
sungen, bei denen lediglich der Bereich, in dem 

diese zu verausgaben sind, festgelegt wird, bestehen 
zahlreiche Ansätze für einzelobjektbezogene Zweck-
zuweisungen. Beispiele dafür sind etwa die Errich-
tung von Verwaltungsgebäuden und Krankenhäu-
sern, der Bau von Schulen, Sport- und Freizeitein-
richtungen, Wasserbau, Wasserversorgungs-, Ab-
wasserbeseitigungs- und Abfallentsorgungsanlagen 
sowie Maßnahmen des öffentlichen Nahverkehrs. 

Das niedersächsische Finanzausgleichsgesetz bei-
spielsweise sieht mit der „Zuweisung für kommunale 
Investitionen", die für „Investitionen zur Verbesse-
rung der kommunalen Infrastruktur oder des Um-
weltschutzes" (§ 15 Abs. 1 FAG Nds) einzusetzen 
sind, eine Kombination aus einer Zuweisung für in-
vestive Zwecke und einer einzelobjektbezogenen 
Zweckzuweisung vor. Verteilungskriterien sind die 
Gebietsfläche und die Bevölkerungszahl. Bei den 
kreisfreien Städten steht die Bevölkerungszahl im 
Vordergrund (80 : 20), bei den Kreisen die Gebietsflä-
che (67 : 33). Die Kreise beziehungsweise kreisfreien 
Städte können bei dem den Gemeinden zuzuweisen-
den Teil der Mittel frei zwischen einer schlüsselmäßi-
gen und einer einzelobjektbezogenen Vergabe wäh-
len. 

271. Im Gegensatz zu den Kommunen verfügen die 
Landkreise sowie andere Gemeinde- und Regional-
verbände nur über geringe oder gar keine eigenen 
Steuereinnahmen und sind deshalb auf Schlüsselzu-
weisungen der Länder sowie Umlagen von unterge-
ordneten Gebietskörperschaften angewiesen. 

Die Höhe der Kreisumlagen bestimmt sich nach dem 
jährlich vom Kreistag der Flächenländer festzulegen-
den Prozentsatz an der Umlagegrundlage, die sich 
aus der Steuerkraftmeßzahl und den vom Land erhal-
tenen Schlüsselzuweisungen der Gemeinden zusam-
mensetzt. Werden Gemeinden durch bestimmte Lei-
stungen der Kreise in besonderem Maße begünstigt, 
so können diese in Abhängigkeit von der Landesge-
setzgebung relativ stärker belastet werden als andere 
Gemeinden. Auch sonstige Gemeinde- oder Regio-
nalverbände haben die Möglichkeit, Umlagen für die 
Wahrnehmung kommunaler Aufgaben zu erheben. 
Das Prinzip der Umlageerhebung entspricht dabei 
dem für die Kreisumlage. Umlagen der Zweckver-
bände können alternativ auch nach Vorteilhaftig-
keits- oder Nutzungskriterien bemessen werden. 

Der Finanzbedarf der Kreise wird ähnlich dem der 
Gemeinden ermittelt. Für den Hauptansatz wird die 
Einwohnerzahl der kreisangehörigen Gemeinden zu-
grundegelegt, wobei in einigen Bundesländern eine 
degressive Gewichtung der Einwohnerzahl vorge-
nommen wird. Diese Vorgehensweise entspricht der 
Annahme, daß größere Gemeinden die Verwaltungs-
sowie sonstige Einrichtungen des Kreises weniger 
nutzen. Mögliche Nebenansätze sind der Jugendhil-
feansatz, der Ansatz für überdurchschnittliches Be-
völkerungswachstum, der Schüleransatz und der Flä-
chenansatz. Die Bedarfsmeßzahl des Kreises wird 
dann den Einnahmemöglichkeiten aus Umlagen un-
ter Zugrundelegung eines einheitlichen Umlagesat-
zes gegenübergestellt und die Differenz durch 
Schlüsselzuweisungen ganz oder teilweise ausge-
glichen. Schlüsselzuweisungen an sonstige Verbän- 
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de werden in ähnlicher Form wie die Kreiszuweisun-
gen ermittelt, allerdings ohne dabei eine Gewichtung 
der Einwohnerzahl vorzunehmen. 

Ökologische Zielsetzungen eines Finanzausgleichs 

272. Ökologische Zielsetzungen finden bei der ge-
genwärtigen Ausgestaltung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs in den Ländern nur sehr unzurei-
chend Berücksichtigung, zum Teil werden sie sogar 
konterkariert. Eine stärkere ökologische Ausrichtung 
des kommunalen Finanzausgleichs könnte sowohl 
über eine Neuorientierung der Lenkungsfunktion er-
folgen - vorrangig vermittelt durch die zielkonsi-
stente Gestaltung von Zweckzuweisungen - als auch 
durch eine entsprechende Anpassung der Schlüssel-
zuweisungen für Gemeinden, die im Rahmen eines 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzungskonzepts 
Entwicklungsbeschränkungen hinnehmen müssen. 
Diese Möglichkeiten bleiben zur Zeit weitestgehend 
ungenutzt. 

So besteht derzeit aus regionalpolitischer Sicht ein 
starker Anreiz zur gewerblich-infrastrukturellen 
Ausweisung und Nutzung von Gemeindeflächen, um 
materiellen und finanzpolitischen Zielsetzungen auf 
der kommunalen Ebene entsprechen zu können 
(Schaffung von Arbeitsplätzen und Wohnraum, Bud-
geteinnahmen durch Einkommensteueranteil sowie 
Gewerbe- und Grundsteuer). An dieser grundlegen-
den Interessenlage ändert auch wenig, daß an der Er-
haltung bestimmter Umweltqualitäten ein gewisses - 
tendenziell steigendes - Eigeninteresse der regiona-
len Entscheidungsträger festzustellen ist (z. B. bei 
der Abfall- und Altlastenproblematik, bei der kom-
munalen Trinkwassergewinnung, beim sogenannten 
ökologischen Bauen). Ein wesentlicher Teil der Um-
weltleistungen (z. B. Erhaltung der biologischen Viel-
falt, Luftreinhaltung, Sauerstoffproduktion, Grund-
wasserneubildung und Wasserqualität) weist jedoch 
überregionalen Charakter auf. Gleiches gilt für den 
Freizeit- und Erholungswert ländlicher Räume. Öko-
logische Funktionen und Leistungen werden jedoch 
- wie zuvor betont - im Rahmen der bestehenden 
Finanzordnung im allgemeinen nicht entlohnt, was 
aufgrund von Nutzungskonkurrenzen und bereits 
bestehender oder künftiger Knappheit dieser Um-
weltgüter zu Fehlallokationen der Umweltqualitäten 
beziehungsweise natürlichen Ressourcen führt. 
Diese Fehlallokationen werden bisher allein durch 
planerische Eingriffe (Raumordnung, Raum- und 
Landschaftsplanung u. a. m.) und staatliche Geneh-
migungsverfahren (Nutzungsbeschränkungen und 
-konfiguration als gelenkte Zuteilung von Umwelt-
nutzung und Ressourcenverbrauch) zögernd ange-
gangen. 

273. Nutzungsbeschränkungen können im übrigen 
zu regionalen Umverteilungen von Entwicklungspo-
tentialen zwischen Kommunen führen. Beispielswei-
se bedeutet der Verzicht auf bestimmte wirtschaftli-
che Nutzungen in einer Region (z. B. auf eine Gewer-
begebietsausweisung) eine Minderung von Vermö-
genswerten sowie Beschäftigungs- und Einkom-
mensverluste der regionalen Bevölkerung zugunsten 
von Umwelt- und Erholungsleistungen für die Allge-

meinheit (insbesondere für die Bevölkerung in Ver-
dichtungsräumen). 

Dem stehen wirtschaftliche Aktivitäten mit Umwelt-
belastungen, bei denen der wirtschaftliche Nutzen 
regional lokalisiert ist (z. B. Arbeitsplätze durch Indu-
striebetriebe), die entstehenden Belastungen aber 
überregionalen Charakter haben (z. B. Luftver-
schmutzung, Schwermetallbelastungen), gegenüber. 
Sie werden bisher überwiegend in Gestalt admini-
strativer Maßnahmen, wie zum Beispiel die Begren-
zung des Schadstoffausstoßes oder Vorschriften zu 
technischen Vorkehrungen, gesteuert. Kompensa-
tionsmodelle zum Ausgleich von interkommunalen 
beziehungsweise interregionalen Umweltbeeinträch-
tigungen existieren bis heute nicht. 

2.6.2 Empfehlungen zu einer ökologisch orientierten 
Erweiterung des Finanzausgleichs 

274. Als ersten Schritt zu einem umfassenden inter

-

regionalen Lastenausgleich schlägt der Umweltrat 
als zentrales Element neuer Anreizstrukturen einen 
ökologisch erweiterten Finanzausgleich vor, der ne-
ben den klassischen Kompensationsmechanismen 
für die sozioökonomischen Leistungen zentraler Orte 
auch zusätzlich Umweltfunktionen und -leistungen 
der ländlichen Räume berücksichtigt. Damit eine Er-
weiterung subsidiärer Handlungsspielräume auf der 
Kommunalebene für eine dauerhaft-umweltgerechte 
Landnutzung möglichst ergebnisorientiert genutzt 
wird, bedarf es gezielter Anreize für diese politische 
Entscheidungsebene. Der Vorschlag eines ökolo-
gisch erweiterten Finanzausgleichs sollte in interdis-
ziplinärer Zusammenarbeit mit Fachvertretern aus 
den Finanzwissenschaften, den Planungswissen-
schaften und ökologischen Disziplinen weiter vertieft 
und konkretisiert werden. Die aus Umweltsicht wich-
tigen Überlegungen zu dem Vorschlag sind durch 
die folgenden Eckpunkte gekennzeichnet. 

Regional differenzierte Umweltleistungspotentiale 

275. Unter Berücksichtigung der verschiedenen 
konkurrierenden Raumnutzungsansprüche werden 
Umwelt- und Naturschutzleistungen ebenso wie die 
erwerbswirtschaftlichen Nutzungen - gerade in 
dicht besiedelten Ländern wie der Bundesrepublik 
Deutschland - in Abhängigkeit von den spezifischen 
Naturraumpotentialen und regionalen Entwicklungs-
zielen entsprechend unterschiedliche Bedeutung in 
einzelnen Regionen haben müssen. Regionale Diffe-
renzierung muß daher ein Grundpostulat der Regio-
nal- und Umweltpolitik bleiben. Aus der Notwendig-
keit zur differenzierten Landnutzung und der Nut-
zungskonkurrenz in jeder Einzelregion folgt, daß so-
wohl Umweltbelastungen als auch Umweltleistun-
gen regional unterschiedlich verteilt sind und auch 
zukünftig bleiben werden. 

Umweltschutz als aktiver Bestandteil teilräumlicher 
Entwicklungspolitik 

276. Weil ökologische und ökonomische Potentiale 
ebenso wie die Fähigkeit und die Präferenzen zur 
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Nutzung dieser Potentiale unterschiedlich über den 
Raum verteilt sind, können die Teilräume innerhalb 
föderaler Systeme (Kommunen gegenüber den Krei-
sen, Kreise gegenüber Funktionsräumen, Funktions-
räume gegenüber den Ländern, Länder gegenüber 
dem Bund, Mitgliedstaaten gegenüber der EU) je-
weils eigene Strategien zum Angebot ökonomischer 
und ökologischer Leistungen entwickeln, um die je-
weilige teilräumliche Wohlfahrt zu optimieren. Bei 
der Entscheidung für die den besonderen Bedingun-
gen des jeweiligen Teilraums bestangepaßte Strate-
gie haben die jeweiligen Teilräume komparative Vor-
teile gegenüber den vertikal höheren Raumebenen. 
Es handelt sich dabei vor allem um die Informations-, 
Motivations- und Kontrollvorteile, mit denen die Fö-
deralismustheorie für eine maximale Dezentralisie-
rung der Aufgabenerfüllung plädiert, es sei denn, ei-
ner weiteren Dezentralisierung stehen Externalitäten 
zwischen den unabhängig handelnden Teilräumen 
(z. B. Schadstoff„export") oder Kostenvorteile großer 
Organisationen bei der Aufgabenerfüllung gegen-
über. 

Die Vorteile dezentraler Kompetenzansiedlung sind 
in besonderem Maße bei Entscheidungen über die 
Landnutzung gegeben, die im allgemeinen detaillier-
te örtliche Kenntnisse der jeweiligen lokalen Aus-
gangsbedingungen und Chancen alternativer Land-
nutzungsstrukturen erfordern und an den Bedürfnis-
sen der im jeweiligen Teilraum lebenden Einwohner 
nicht vorbeigehen dürfen. Darüber hinaus dürften 
zumindest auf der Ebene von Funktionsräumen in 
der Regel die meisten der ökonomischen und ökolo-
gischen Verflechtungen internalisiert sein. Soweit 
grenzüberschreitende ökonomische Aktivitäten statt-
finden, sind ihre Kosten und Nutzen über die Märkte 
weitgehend internalisiert. Dies trifft auch zumindest 
für jenen Teil der ökologischen Leistungen einer Re-
gion zu, die die touristische Attraktivität vergrößern 
und sich in höheren Einnahmen der regionalen Tou-
rismusbranche niederschlagen. 

Insofern gilt es, beim ökologischen Finanzausgleich 
die Vorteile dezentraler Entscheidungen über die 
Landnutzung beizubehalten, diese Entscheidungen 
jedoch durch geeignete finanzielle Anreize in um-
weltgerechtere Bahnen zu lenken. Dies bedeutet, 
daß grundsätzlich stärker mit Schlüsselzuweisungen 
als mit aktivitätsscharf umrissenen Zweckzuweisun-
gen gearbeitet werden sollte. Es bedeutet auch, daß 
mit ebenenspezifischen Anreizen gearbeitet werden 
muß, um den auf jeder politischen Ebene unter-
schiedlichen Entscheidungsgegenständen im Zu-
sammenhang mit der Landnutzung Rechnung zu tra-
gen. 

- Für die nationale Quotierung von Mitteln aus dem 
künftig stärker auf das Ziel der umweltgerechten 
Landnutzung zu orientierenden Europäischen Aus-
richtungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft könnten zum Beispiel das Ausmaß, in dem 
der jeweilige Mitgliedstaat die auf die Umwelt be-
zogenen Verordnungen und Direktiven der Euro-
päischen Union umgesetzt hat, die Fläche der 
Schutzgebiete von europäischem Interesse, die Hö-
he der grenzüberschreitenden Schadstoffströme, 

die land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche und 
die Einwohnerzahl eine Rolle spielen. 

- Der Bund könnte bei der Zuteilung von Mitteln an 
die Länder im Rahmen eines ökologischen Finanz-
ausgleichs unter anderem auf Vollzugsdefizite bei 
Umweltschutzgesetzen und -verordnungen, die 
Fläche national und übernational bedeutender 
Schutzgebiete, die landesgrenzenüberschreiten-
den Schadstoffströme, die land- und forstwirt-
schaftliche Nutzfläche sowie die Einwohnerzahlen 
abstellen. Hinzu treten Kriterien, die auf die Kom-
pensation von Beeinträchtigungen gerichtet sind, 
welche die Länder im Interesse des Gesamtstaats 
tragen (z. B. bei überregionalen Verkehrswegen). 

- Auch bei Zuweisungen der Länder an die Gemein-
den im Rahmen eines ökologischen Finanzaus-
gleichs werden die Kriterien, die für die Mittelzu-
teilung zwischen übernationaler und nationaler 
Ebene beziehungsweise zwischen nationaler und 
Länderebene entscheidend sind, eine wichtige Rol-
le spielen. Hinzu treten Kriterien zur Kompensation 
von teilräumlichen Entwicklungsbeschränkungen 
im Interesse des Landes. Darüber hinaus sollten 
auf der Landesebene die als honorierungsfähig an-
gesehenen ökologischen Leistungen detailliert als 
weitere Bemessungsgrundlage für Zuweisungen 
im Rahmen des ökologischen Finanzausgleichs 
eingeführt werden. Hierfür sollten „Ökopunkte"-
Kataloge aufbauend auf Indikatoren entwickelt 
werden. Unter diesen ausgepreisten Leistungen 
könnten die Gemeinden nach ihren speziellen 
Möglichkeiten und Wünschen selber wählen, um 
sich ein „maßgeschneidertes” Aktivitätsbündel zu-
sammenzustellen. Als durchaus operabel erscheint 
dem Umweltrat ein Modell ähnlich dem ergebnis-
orientierten Ansatz bei der Honorierung ökologi-
scher Leistungen der Landwirtschaft (Kap. 2.5). 
Ökologischen Leistungen beziehungsweise grenz-
überschreitenden Belastungen wären eine be-
stimmte Anzahl von Positiv- beziehungsweise Ne-
gativpunkten zuzuweisen. Zuweisungen würden 
sich aus der Summe der Punkte aller Kommunen 
und einem in regelmäßigen Abständen politisch 
festzulegenden Geldbetrag je Punkt ergeben. Die 
Kommune bekommt die Finanzzuweisung ergeb-
nisorientiert erst im nachhinein, wobei allerdings 
bei langfristigen Entwicklungskonzepten schon 
das Erreichen von Zwischenzielen honoriert wer-
den sollte. In diesem Kontext empfehlen sich ins-
besondere Ökopunkte-Modelle (z. B. KNAUER, 
1989), in denen die Auswahl ökologischer Quali-
tätskriterien und ihre Gewichtung nach räumli-
chen Entwicklungszielen (Umweltqualitätsstan-
dards) und gegebenen Naturraumpotentialen dif-
ferenziert werden. Keine Gemeinde sollte - zumin-
dest in der Anlaufphase eines ökologischen Fi-
nanzausgleichs - zuzahlen müssen, falls die Nega-
tivpunkte die Positivpunkte überwiegen. 

- Gemeinden, die im Rahmen der dauerhaft-umwelt-
gerechten Landnutzung Entwicklungsbeschrän-
kungen, zum Beispiel Verzicht auf Gewerbe- und 
Industrieansiedlung, hinnehmen müssen, sollten 
die hierdurch entstehenden Opportunitätsverluste 
durch eine Anpassung der Schlüsselzuweisung 
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ausgeglichen bekommen. Ähnlich wie bisher die 
Bevölkerungszahl die Höhe der Finanzzuweisung 
(mit-)bestimmt, könnte sich ein ökologischer Fi-
nanzausgleich an veredelten Dichtekriterien orien-
tieren. Im übrigen sind in diesem Kontext auch 
bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen auf 
kommunaler Ebene denkbar, etwa bezüglich der 
Einführung institutionell abgesicherter Zugriffs-
rechte auf zusätzliche Gewerbeeinnahmen, die so-
genannten begünstigten Kommunen aus der mög-
lichen Neuansiedlung bestimmter Unternehmen 
erwachsen, für Gemeinden, die in ihrer Entwick-
lung eingeschränkt werden. 

Regionale Internalisierung externer überregionaler 
Umweltnutzen und -kosten 

277. Regionen mit wirtschaftlichen Standortvortei-
len, die beispielsweise den Nutzen aus einer neuen 
Industrieansiedlung haben, müssen dementspre-
chend auch die damit verbundenen Umweltkosten 
tragen. Umgekehrt nutzen die Bewohner mit starker 
Industrieansiedlung die Umweltleistungen ländlicher 
Regionen und müssen diese entsprechend über Zah-
lungsbereitschaft für die Leistungserstellung entloh-
nen. Nur so kann sichergestellt werden, daß Umwelt-
leistungen in dem gesellschaftlich gewünschten Um-
fang bereitgestellt werden. Ein solches System zeigt 
gegenüber einer ausschließlich administrativen Re-
gional-, Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 
eine größere regionale Flexiblität, Eigenverantwor-
tung und Gerechtigkeit. 

Die Teilräume als wirtschaftliche Unternehmen 

278. Aus ökonomischer Sicht können die Teilräume 
als Unternehmen verstanden werden, deren Hand-
lungsspielräume durch rechtliche Vorgaben und 
durch andere Rahmenbedingungen, insbesondere 
ökonomischer und politischer A rt , bestimmt sind. Die 
Unternehmensgröße wäre hierbei wesentlich durch  

das Haushaltsvolumen gekennzeichnet. Die politi-
schen Entscheidungsebenen können in ihrem Ent-
scheidungskalkül mit Unternehmern der privaten 
Wirtschaft verglichen werden. Dieser Vergleich ist 
nicht neu; er wird in den Verwaltungswissenschaften 
behandelt und von verschiedenen Seiten als Be-
triebswirtschaftslehre für Städte und Gemeinden be-
zeichnet. In diesem Zusammenhang kommt es dar-
auf an, die teilräumlichen Handlungspotentiale und 
-motive in die Politikgestaltung auf höherer Ebene 
einzubeziehen - ein Grundsatz, der sich im privat-
wirtschaftlichen Sektor seit langem gut bewäh rt  hat 
und für den öffentlichen Sektor unabhängig von um-
weltpolitischen Betrachtungen in Zukunft an Bedeu-
tung gewinnen wird, wie die Diskussion um den 
„schlanken Staat" und die „Reform der Verwaltung" 
zeigt. 

279. Durch an ökologischen Kriterien ausgerichtete 
finanzielle Anreize wird nach Ansicht des Umweltra-
tes bei den Kommunen eine Motivation hervorgeru-
fen, auf positive erfaßbare Umweltveränderungen 
und auf den Schutz der Ressourcen im Gemeindege-
biet aktiv hinzuwirken. Darüber hinaus ist entspre-
chend der finanziellen Relevanz auch ein vitales 
kommunales Eigeninteresse an einer Realisierung 
der Umweltleistungen auf möglichst kostengünsti-
gem Wege zu erwarten - ein unbestreitbarer Vorteil, 
der derzeit beim administrativ gelenkten Umwelt- 
und Naturschutz noch als weitgehend ungelöstes 
Problem gelten muß. 

Die Umweltleistungen würden anhand methodisch 
einheitlicher kommunaler Umweltbilanzen offenge-
legt. Diese gemeindebezogene Bestandsaufnahme 
und flächendeckende Erfassung der Umweltleistun-
gen und -belastungen (kommunale Umweltbilanz) 
und ihre jährliche Fortschreibung könnte nach Ein-
schätzung des Umweltrates eine wichtige Grundlage 
für Analysen (z. B. ökologische Gesamtrechnung), 
Planungen und für Erfolgskontrollen, nicht nur auf 
Gemeindeebene, darstellen. 
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3 Empfehlungen zu einem auf dauerhaft-umweltgerechte Landnutzung 
ausgerichteten Instrumentarium 

280. In der allgemeinen umweltpolitischen Diskus-
sion erfolgt eine Auseinandersetzung über die 
Zweckmäßigkeit und Detailgestaltung einzelner In-
strumente der Umweltpolitik. Grundlegende Aspekte 
und Prinzipien, die eine Orientierung für die Korn-
bination und Ausgestaltung der verschiedenen In-
strumente liefern können, wurden vom Umweltrat 
im Umweltgutachten 1994 dargestellt (SRU, 1994, 
Kap. I.3). Die Ansätze zur Neugestaltung eines 
Instrumentariums zur dauerhaft-umweltgerechten 
Nutzung ländlicher Räume und zur Anordnung der 
Politik auf den verschiedenen Handlungsebenen ge-
hen in diesem Gutachten sowohl von unmittelbarem 
Handlungsbedarf als auch von langfristigen Zielper-
spektiven aus. 

Zentrale Instrumente einer künftigen 
Politikausrichtung 

281. Die derzeitige Umweltpolitik ist im wesent-
lichen ordnungsrechtlich ausgerichtet und versucht, 
über Ver- und Gebote und Auflagen die gesetzten 
Ziele zu erreichen. Auch die Raumordnung und 
insbesondere die Regionalplanung bedient sich über-
wiegend ordnungsrechtlicher Instrumente (Bauge-
bietsausweisung, Vorrangflächen), um räumliche 
Strukturen zu beeinflussen. Die bisherige Umwelt- 
und Raumordnungspolitik zielt darauf ab, die Ergeb-
nisse des Marktprozesses durch zusätzliche Maßnah-
men entsprechend den gesetzten Zielen zu korrigie-
ren. Diese Politik steht im ständigen Konflikt mit den 
wirtschaftlichen Interessen privater und zum Teil 
auch öffentlicher Entscheidungsträger, was den Er-
folg und die Effizienz dieser Politikausrichtung er-
heblich beeinträchtigt. Die regionale Wirtschaftspoli-
tik hat dagegen schon immer über wirtschaftliche 
Anreize, zum Beispiel über Investitionsbeihilfen, 
direkt auf private Unternehmer eingewirkt. Da die 
Kriterien für die regionale Wi rtschaftsförderung aber 
zentralistisch festgelegt werden und häufig den spe-
zifischen regionalen Strukturen und Erfordernissen 
nicht hinreichend gerecht werden, sind auch die Er-
folge der bisher eingesetzten Anreizinstrumente eher 
gering. 

282. An Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich 
der klassischen Instrumente sind hervorzuheben: 

- im Bereich der Raumordnung: die Veränderung 
der Leitbilder der Raumordnung, die Institutionali-
sierung der Region als administrative Grundein-
heit der Raumordnung, die inhaltliche Anreiche-
rung der Raumordnung auf regionaler Ebene 
durch Elemente eines Regionalmanagements und 
die Ergänzung der Freihalteplanung durch posi-
tive Entwicklungskonzeptionen, wenngleich mit 

begrenztem Geltungsanspruch (Projekte, Umwelt-
qualitätsziele), 

- im Bereich der Regionalpolitik: die Einbeziehung 
von Umweltkriterien in die Förderkriterien, die 
Überprüfung von Förderprogrammen auf ihre Um-
weltverträglichkeit durch eine Programm-UVP 
und die Stärkung der Rolle der Region, 

- im Bereich der raumbezogenen Naturschutzpoli-
tik: eine Reform der Schutzgebietskategorien mit 
Anerkennung des Biosphärenreservats und Auf-
wertung des Landschaftsschutzgebietes und des 
Naturparks, Veränderungen bei der Landschafts-
planung in Richtung auf Projektmanagement und 
fortlaufende Lieferung von ökologischen Bewer-
tungskriterien für andere Planungen und Förde-
rung von Landschaftspflegeverbänden, 

- im Bereich der Agrarumweltpolitik: eine Verschär-
fung der Anwendungsregeln für mineralische und 
organische Dünger sowie für Pflanzenschutzmittel. 

283. Eine Politik für eine dauerhaft-umweltgerechte 
Landnutzung muß aus der Sicht des Umweltrates in 
stärkerem Maße an den markwirtschaftlichen Struk-
turen und Rahmenbedingungen selbst anknüpfen 
und marktwirtschaftliche Anreiz- und Sanktions-
systeme einsetzen. Der Staat muß ordnungspolitische 
Rahmenbedingungen schaffen und ablaufpolitische 
Instrumente so anpassen, daß die (positiven und 
negativen) Umweltwirkungen internalisiert werden 
und eine effiziente regionale Allokation der Ressour-
cen erreicht wird. Dazu gehören auch Anreizsysteme 
und Rahmenbedingungen für dezentrale politische 
Entscheidungsträger (z. B. Kommunen). 

Den vorgeschlagenen marktwirtschaftlichen Instru-
menten liegt ein Maßnahmenpaket zugrunde, das 
auf eine Umverteilung und Entzerrung derzeitiger 
Steuer- und Finanzströme aufbaut und nicht auf 
einer weiteren Aufblähung öffentlicher Finanzen. 
Im Gegenteil, mittel- und langfristig sollte durch 
diese Umverteilung eine effizientere Gestaltung von 
Steuern und Finanzen erreicht werden. 

Umweltabgaben 

284. Neben der Einführung einer CO2-Abgabe 
(SRU, 1996, Kap. 5) sollten in der Landwirtschaft 
ökologisch nachteilig wirkende Subventionen schritt-
weise abgebaut und Abgaben auf umweltbelastende 
Betriebsmittel erhoben werden, soweit bei einer Ge-
samtbewertung das ordnungsrechtliche Instrumenta-
rium nicht greift. 

Mit ergänzenden Abgaben auf bestimmte umweltbe-
lastende Betriebsmittel kann eine flächendeckende, 
wenn auch je nach Standortbedingungen unter-
schiedlich ausgeprägte Verringerung der stofflichen 
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Belastungen aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
erreicht werden. Im wesentlichen kommt für eine Be-
triebsmittelbesteuerung nur die Abgabe auf stick-
stoffhaltige Mineraldünger in Betracht - mit umwelt

-

lenkungswirksamer Rückverteilung der Einnahmen 
an die Landwirtschaft. Eine Stickstoffabgabe erüb-
rigte sich dann, wenn das Ordnungsrecht strengere 
Maßstäbe anlegte und deren Einhaltung auf effi-
ziente Weise kontrolliert werden könnte. 

Dagegen empfiehlt sich die Erhebung einer Abgabe 
auf Pflanzenschutzmitteln nicht, da deren Einsatz 
allein der Ertragssicherung dient, und die Abgabe 
erst bei einer Vervielfachung des Preises von Pflan-
zenschutzmitteln eine Wirkung entfalten würde. 
Auch wäre die Einteilung der Pflanzenschutzmittel in 
Gefährlichkeitsklassen erforderlich, um eine ausrei-
chend präzise Bemessungsgrundlage der Abgabe im 
Sinne des Abgabenrechts zu gewährleisten. 

Honorierung ökologischer Leistungen 

285. Um die positiven externen Umwelteffekte 
ländlicher Räume zu internalisieren, ist eine Honorie-
rung ökologischer Leistungen für p rivate Entschei-
dungsträger erforderlich. Dafür sind Kriterien zur 
Abgrenzung von Leistungen, die als Ausfluß der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums ohne Honorierung 
erwartet werden können, und solchen Leistungen, 
die einer Honorierung bedürfen, zu entwickeln. Die 
Abgrenzung kann nicht aufgrund theoretischer 
Überlegungen erfolgen, sondern erfordert einen ge-
samtgesellschaftlichen Konsens. 

Das bestehende Fördersystem für Umweltleistungen, 
welches bisher handlungsorientiert (aufwands- und 
entschädigungsbezogen) ausgerichtet ist, sollte stär-
ker ergebnisbezogen organisiert werden. Durch eine 
zielorientierte Entlohnung wird das Interesse des 
Anbieters am ökologischen Erfolg geweckt. Erste 
Ansätze bieten Ökopunkte-Modelle, die allerdings 
einer Weiterentwicklung auch im Hinblick auf eine 
EU-Umweltpolitik bedürfen. Die Finanzierung der 
ökologischen Leistungen ist über eine kurz- bis mit-
telfristige Umwidmung der Mittel des EU-Agrarhaus-
haltes und der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes sicherzu-
stellen. 

Umweltabgaben und an Umweltleistungen orien-
tierte Transferzahlungen ergänzen sich gegenseitig. 
Ein kombiniertes System von Umweltabgaben und 
-transferzahlungen ist auf die langfristigen Heraus-
forderungen einer dauerhaft-umweltgerechten Land-
nutzung ausgerichtet und entspricht den Vorstellun-
gen einer ökologisch orientierten Marktwirtschaft. 

Ökologisch orientierte Erweiterung 
des Finanzausgleichs 

286. Zur Erweiterung subsidiärer Handlungsspiel-
räume auf der kommunalen Ebene im Sinne einer 
dauerhaft-umweltgerechten Landnutzung bedarf es 
gezielter Anreize für diese politische Entscheidungs-
ebene. Als ersten Schritt zu einem umfassenden  

interregionalen Lastenausgleich als zentrales Ele-
ment neuer Anreizstrukturen schlägt der Umweltrat 
einen ökologisch erweiterten Finanzausgleich vor. 

Regionale Differenzierung, entsprechend spezifi-
scher Naturraumpotentiale und regionaler Entwick-
lungsziele, muß das entscheidende Anliegen der 
Regional- und Umweltpolitik bleiben, da Umwelt-
leistungen und -belastungen regional unterschied-
lich verteilt sind. Ein wesentlicher Teil der Umwelt-
leistungen der Region (z. B. Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt, Luftreinhaltung, Sauerstoffproduktion, 
Grundwasserneubildung und Wasserqualität) weist 
jedoch überregionalen Charakter auf, ebenso wie 
zum Beispiel der Freizeit- und Erholungswert einer 
Landschaft von überregionalem Interesse ist. Da öko-
logische Funktionen und Leistungen im allgemeinen 
nicht entlohnt werden, führen Nutzungskonkurren-
zen und Knappheiten von Umweltgütern zu Fehl-
allokationen der Umweltqualitäten beziehungsweise 
natürlichen Ressourcen. Eine umweltverträgliche, 
regionale Allokation der Ressourcennutzung kann 
durch das derzeit eingesetzte planerische und ord-
nungsrechtliche Instrumentarium aus Sicht des Um-
weltrates nicht in erforderlichem Maße erreicht wer-
den, sondern bedarf gezielter umweltpolitischer und 
wirtschaftlicher Anreize. 

Als honorierungsfähig angesehene ökologische Lei-
stungen sollten als Bemessungsgrundlage für Zuwei-
sungen im Rahmen des ökologischen Finanzaus-
gleichs eingeführt werden. Hierfür sollten „Öko-
punkte"-Kataloge aufbauend auf Indikatoren ent-
wickelt werden. Unter den hierin ausgepreisten Lei-
stungen könnten die Gemeinden nach ihren speziel-
len Möglichkeiten und Wünschen selber wählen, um 
sich ein „maßgeschneidertes" Aktivitätsbündel zu-
sammenzustellen. Als durchaus operabel erscheint 
dem Umweltrat ein Modell ähnlich dem ergebnis-
orientierten Ansatz bei der Honorierung ökologischer 
Leistungen der Landwirtschaft. Ökologischen Lei-
stungen beziehungsweise grenzüberschreitenden 
Belastungen wären eine bestimmte Anzahl von Posi-
tiv- beziehungsweise Negativpunkten zuzuweisen. 
Finanzzuweisungen würden sich aus der Summe der 
Punkte aller Kommunen und einem in regelmäßigen 
Abständen politisch festzulegenden Geldbetrag je 
Punkt ergeben. Gemeinden, die im Rahmen eines 
Konzeptes der dauerhaft-umweltgerechten Landnut-
zung Entwicklungsbeschränkungen, zum Beispiel 
Verzicht auf Gewerbe- und Industrieansiedlung, hin-
nehmen müssen, sollten die hierdurch entstehenden 
Opportunitätsverluste durch eine Anpassung der 
Schlüsselzuweisung ausgeglichen bekommen. Ähn-
lich wie bisher die Bevölkerungszahl die Höhe der 
Finanzzuweisung (mit-)bestimmt, könnte sich ein 
ökologischer Finanzausgleich an veredelten Dichte-
kriterien orientieren. Im übrigen sind in diesem Kon-
text auch bilaterale oder multilaterale Vereinbarun-
gen auf kommunaler Ebene denkbar, etwa bezüglich 
der Einführung institutionell abgesicherter Zugriffs-
rechte auf zusätzliche Gewerbeeinnahmen, die soge-
nannten begünstigten Kommunen aus der möglichen 
Neuansiedlung bestimmter Unternehmen erwach-
sen, für Gemeinden, die in ihrer Entwicklung einge-
schränkt werden. 
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Zum Verhältnis der Honorierung ökologischer 
Leistungen und eines ökologisch erweiterten 
Finanzausgleichs 

287. Nach Einschätzung des Umweltrates wäre es 
durchaus vorstellbar, langfristig die Mittel für die 
Honorierung der ökologischen Leistungen der Land- 
und Forstwirtschaft in den diskutierten Finanzaus-
gleich zu integrieren. Dies würde in diesem Bereich 
eine Abkehr von der sektorspezifischen Politik auf 
EU- und Bundesebene bedeuten und eine Mittelum-
verteilung auch nach ökologischen Kriterien zur 
Folge haben. Langfristig wäre eine solche Umorien-
tierung der Politik durchaus sinnvoll und wünschens-
wert. Sie müßte allerdings auch von einer kurzfristig 
nicht zu realisierenden Reform anderer Politikberei-
che auf EU- und Bundesebene begleitet sein und 
eine durchgehende Neuordnung der Kompetenzen 
zur Folge haben. 

288. Folgende Gründe sprechen bei einer kurzfristi-
gen Herangehensweise zunächst für eine getrennte 
Einführung beider Fördersysteme: 

- Die im Rahmen der EG-Agrarreform freigesetzten 
Mittel sollten zumindest für eine gewisse Über-
gangszeit direkt den Landwirten zugewiesen wer-
den. Eine Honorierung ökologischer Leistungen 
erfüllt diese Forderung ebenso wie die derzeitigen 
flächenbezogenen Transferzahlungen. Unter-
schiedlich sind nur die Verteilungswirkungen (Be-
vorzugung der benachteiligten Gebiete) und der 
mit der Honorierung ökologischer Leistungen ver-
bundene Anreiz, die Agrarproduktion umweltge-
recht zu gestalten. Allgemeine Mittelzuweisungen 
an Kommunen würden hingegen nicht sicherstel-
len, daß die Mittel vorzugsweise an Landwirte ver-
teilt werden. 

- Die Umsetzung der Honorierung ökologischer Lei-
stungen kann im Rahmen der bestehenden admi-
nistrativen Strukturen der Landwirtschaftsverwal-
tung erfolgen. Die Gemeinden verfügen dagegen 
vielfach noch nicht über entsprechendes Fachper-
sonal für den Bereich Landwirtschaft, Umwelt-
und Naturschutz, um einen sektorübergreifenden 
ökologisch erweiterten Finanzausgleich umzuset-
zen. 

- Das zusätzlich vorgeschlagene System eines öko-
logisch erweiterten Finanzausgleichs auf Gemein-
deebene ist nicht an EU-Mittel gebunden. Hier 
könnte Deutschland eine gewisse Vorreiterfunk-
tion übernehmen, auch im Hinblick auf eine län-
gerfristige generelle Umorientierung in Richtung 
eines verstärkten finanziellen Anreizes für um-
weltverträgliche Wirtschaftsweisen. 

289. Angesichts der Vorschläge zu einem auf dauer-
haft-umweltgerechte Landnutzung ausgerichteten 
Instrumentarium stellt sich die Frage, welche Bedeu-
tung und Gestalt die „klassischen" Instrumente und 
Maßnahmen der Raumordnungs- und Naturschutz-
politik - insbesondere die Raum- und Landschafts-
planung - der regionalen Wirtschaftspolitik und EU

-Strukturpolitik sowie der Agrarpolitik künftig haben 
sollten. Der Bedarf an Maßnahmen in den klassi-
schen Politikbereichen wird um so geringer, je kon-
sequenter und umfassender die vorgeschlagene rah-
mensetzende, stärker marktwirtschaftlich orientierte 
Politik, ergänzt um ein durchgängiges System der so-
zialen Absicherung und eine Reform von Steuern 
und Subventionen, verwirklicht wird. Umgekehrt be-
deutet dies, daß, wenn nur Teile davon und diese nur 
in zögerlicher Form eingeführt werden, nach Ansicht 
des Umweltrates weiterhin ein hoher Regelungsbe-
darf im Sinne der klassischen Instrumente besteht. 
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Erlaß über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für Umweltfragen bei dem 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Vom 10. August 1990 

§1 

Zur periodischen Begutachtung der Umweltsitua-
tion und Umweltbedingungen der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbil-
dung bei allen umweltpolitisch verantwortlichen In-
stanzen sowie in der Öffentlichkeit wird ein Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen gebildet. 

§2 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen besteht aus sieben Mitgliedern, die über beson-
dere wissenschaftliche Kenntnisse und Erfahrungen 
im Umweltschutz verfügen müssen. 

(2) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen dürfen weder der Regierung oder 
einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder 
eines Landes noch dem öffentlichen Dienst des Bun-
des, eines Landes oder einer sonstigen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts, es sei denn als Hoch-
schullehrer oder als Mitarbeiter eines wissenschaftli-
chen Instituts, angehören. Sie dürfen ferner nicht Re-
präsentanten eines Wirtschaftsverbandes oder einer 
Organisation der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer 
sein, oder zu diesen in einem ständigen Dienst- oder 
Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen, sie dürfen 
auch nicht während des letzten Jahres vor der Beru-
fung zum Mitglied des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen eine derartige Stellung innegehabt 
haben. 

§3 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
soll die jeweilige Situation der Umwelt und deren 
Entwicklungstendenzen darstellen. Er soll Fehlent-
wicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermei-
dung oder zu deren Beseitigung aufzeigen. 

§4 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
ist nur an den durch diesen Erlaß begründeten Auf-
trag gebunden und in seiner Tätigkeit unabhängig. 

§5 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
gibt während der Abfassung seiner Gutachten den 
jeweils fachlich betroffenen Bundesministern oder 

ihren Beauftragten Gelegenheit, zu wesentlichen 
sich aus seinem Auftrag ergebenden Fragen Stellung 
zu nehmen. 

§6 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
kann zu einzelnen Beratungsthemen Behörden des 
Bundes und der Länder hören, sowie Sachverständi-
gen, insbesondere Vertretern von Organisationen der 
Wirtschaft und der Umweltverbände, Gelegenheit 
zur Äußerung geben. 

§7 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen erstattet alle zwei Jahre ein Gutachten und leitet 
es der Bundesregierung jeweils bis zum 1. Februar 
zu. Das Gutachten wird vom Rat von Sachverständi-
gen für Umweltfragen veröffentlicht. 

(2) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen kann zu Einzelfragen zusätzliche Gutachten er-
statten oder Stellungnahmen abgeben. Der Bundes-
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit kann den Rat von Sachverständigen für Umwelt-
fragen mit der Erstattung weiterer Gutachten oder 
Stellungnahmen beauftragen. Der Rat von Sachver-
ständigen für Umweltfragen leitet Gutachten oder 
Stellungnahmen nach Satz 1 und 2 dem Bundesmini-
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zu. 

§8 

(1) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen werden vom Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nach Zu-
stimmung des Bundeskabinetts für die Dauer von 
vier Jahren berufen. Wiederberufung ist möglich. 

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit gegenüber ihr Ausscheiden aus dem 
Rat erklären. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein 
neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitglieds berufen; Wiederberufung ist 
möglich. 

§9 

(1) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen wählt in geheimer Wahl aus seiner Mitte einen 
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Vorsitzenden für die Dauer von vier Jahren. Wieder-
wahl ist möglich. 

(2) Der Rat von Sachverständigen für Umweltfra-
gen gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der 
Genehmigung des Bundesministers für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit. 

(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der 
Gutachten zu einzelnen Fragen eine abweichende 
Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 
Gutachten zum Ausdruck zu bringen. 

§ 10 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
wird bei der Durchführung seiner Arbeit von einer 
Geschäftsstelle unterstützt. 

§ 11 

Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen und die Angehörigen der Geschäfts-
stelle sind zur Verschwiegenheit über die Beratung 
und die vom Sachverständigenrat als vertraulich be-

zeichneten Beratungsunterlagen verpflichtet. Die 
Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht sich auch auf 
Informationen, die dem Sachverständigenrat gege-
ben und als vertraulich bezeichnet werden. 

§ 12 

(1) Die Mitglieder des Rates von Sachverständigen 
für Umweltfragen erhalten eine pauschale Entschä-
digung sowie Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden 
vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister des Innern und dem Bundesminister der 
Finanzen festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Rates von Sachverständigen für 
Umweltfragen trägt der Bund. 

§ 13 

Der Erlaß über die Einrichtung eines Rates von 
Sachverständigen für Umweltfragen bei dem Bun-
desminister des Innern vom 28. Dezember 1971 
(GMBl. 1972, Nr. 3, S. 27) wird hiermit aufgehoben. 

Bonn, den 10. August 1990 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Klaus Töpfer 
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(Die Zahlenangaben beziehen sich auf Textziffern.) 

Abfallgesetz 195 

Abgaben 
s. ökonomische Anreize 

Agrarmarkt 
- Liberalisierung 169 f., 178 f., 216 ff. 
- Nahrungsmittelproduktion 169-172, 176 

Agrarpolitik 
- Agrarforschung 216, 227 
- Agrarhaushalt 176, 178, 180, 184, 186, 235, 285 
- Agrarsozialpolitik 180, 184, 216, 229 
- Agrarstrukturpolitik Abschn. 2.4.3.2, 176 f. 
- Agrarumweltpolitik Abschn. 2.4.3.3, 177, 219, 
234, 259, 282 

- Markt- und Preispolitik Abschn. 2.4.3.1, 177, 184 
- Mehrfachbeschäftigung 225 
- Ziele 176, 179, 235, 244, 258 

agrarpolitische Instrumente 
- Ausgleichszulage 170, 180, 184, 259 
- einzelbetriebliche Investitionsförderung 170, 
180, 182 ff., 228, 259 

- Extensivierungsprogramme 170, 184, 235, 243 
- Flächenbeihilfen 170 f., 178 f. 
- Flächenstillegungen 170 f., 178 f., 184, 186, 217 
- Gasölbeihilfe 180, 186 ff., 220 
- Kontingentierungen 170 f., 178 f., 217 
- Marktstrukturverbesserung 191 
- Preissenkungen 170 f., 178 f., 197, 217 
- Subventionen 76, 95 f., 178, 183 f., 186, 216, 218, 
220, 228, 235, 284 

- Transferzahlungen 220, 235 
s. a. Vertragsnaturschutz 

Agrarreform der Europäischen Gemeinschaft 169, 
171, 178, 288 
- flankierende Maßnahmen 170, 178, 185, 217, 
235, 255, 288 

Agrarstruktur 256 ff. 
s. a. Agrarpolitik 

Agrarstrukturelle Vorplanung 180, 250, 261 

Arbeitsgemeinschaft ökologischer Landbau 212 

Arten- und Biotopschutz 23, 125, 143, 205, 247, 253 

Ausgleichsabgabe 148 

Ausgleichszahlungen 
s. umweltökonomische Instrumente - Kompensations-
zahlungen 

Baugesetzbuch 126, 209 

Bauleitpläne 
s. Bauleitplanung  

Bauleitplanung 95, 124, 133, 145, 150 

benachteiligte Gebiete 
s. landwirtschaftliche Standorte 

Beschleunigungsgesetze 46, 51 

Betreiberpflichten für Landwirte 
s. Naturschutzrecht 

Betriebsmittélbesteuerung 218, 226, 284 
s. a. Stickstoffabgabe 

biologische Vielfalt 110, 120, 272, 286 
s. a. Naturschutzrecht - Übereinkommen 
über die biologische Vielfalt 

Biosphärenreservate 67, 113-117, 282 
- Definition 113 

Biotoptypen 104, 155 

Biotopverbund 60, 72, 110, 120 f., 139, 152, 163, 244 
- Waldbiotopverbund 121 

Bodenbelastungen 186 

Bodenerosion 239 

Bodenfunktionen 238 

Bodenschutz 209 

Bundes-Bodenschutzgesetz 209 

Bodenverdichtung 186, 239 

Bundes-Immissionsschutzgesetz 207, 215 
s. a. Tierhaltung 

Bundesfernstraßengesetz 126 

Bundesnaturschutzgesetz 
s. Naturschutzrecht 

Bundesraumordnungsgesetz 26, 29-31, 34, 60, 
62, 72 f. 

Bundesraumordnungsprogramm 43, 53, 60 
s. a. Raumordnung 

Bürgerbeteiligung 
s. Öffentlichkeitsbeteiligung 

CO2-Abgabe 220, 222, 284 
s. a. Energiebesteuerung 
s. a. Mineralölsteuer 

differenzierte Landnutzung 13 f., 16, 275 

Dorferneuerung 180, 190 

Düngemittel 186, 188, 194-200, 209, 216 f., 221 f., 282 

Düngemittelrecht 209 f. 

Düngemittelgesetz 194-196 
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Düngemittelverordnung 194-197, 200, 208, 216, 222 
s. a. Nitrat-Richtlinie 

Eigentumsgarantie 40 

Eingriffsregelung Abschn. 2.3.4, 101 f., 166 f. 
- Erfolgskontrolle 149 
- Öko-Konto-Konzept 150 

Emissionen 
s. Klimabelastungen 

Energiebesteuerung 187, 221 
s. a. CO2-Abgabe 
s. a. Mineralölsteuer 
s. a. Stickstoffabgabe 

Erholungsnutzung 
s. Nutzungsarten 

Erholungsplanung 125, 136 
s. a. Fremdenverkehrsplanung 

Europäische Raumordnungspolitik 
s. Raumordnungspolitik der Europäischen Union 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
s. Strukturfonds der Europäischen Gemeinschaft 

Extensivierung 2, 146, 186, 246, 248, 250 

Extensivierungsprogramme 
s. agrarpolitische Instrumente 

Fachplanungen 38, 41, 44-48, 52, 59, 73, 101, 
124, 129, 138, 141, 145 
s. a. Landschaftsplanung 

Finanzausgleich 
- finanzielle Zuweisungen 268 
- horizontaler 266 
- kommunaler Kap. 2.6, 2, 25, 70, 102 
- ökologisch orientierter Abschn. 2.6.2, 153 ff., 286 
- Schlüsselzuweisungen 269, 271 f., 276, 286 
- vertikaler 266 
- Zweckzuweisungen 270, 272, 276 

Flächennutzungsplanung 116, 277 
s. a. Bauleitplanung 

Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 
s. Naturschutzrecht 

Flurbereinigung 161, 180, 189 

Flurbereinigungsgesetz 126, 189 

Flurbereinigungsplanung 128 f. 

Föderalismusprinzip 80 

Forstwirtschaft Abschn. 2.5.3, 7 ff., 15, 18, 31, 164, 
181, 232, 287 
s. a. Honorierung ökologischer Leistungen 
s. a. Nutzungsarten 
s. a. Waldbewirtschaftung 

forstwirtschaftliche Nutzung 
s. Nutzungsarten 

Freiflächenfunktionen 
s. Raumordnung - Freiraumfunktionen 

Freiraumfunktionen 
s. Raumordnung 
s. a. ländliche Räume  

Freiraumverbundsystem 60 

Freizeitnutzung 
s. Nutzungsarten - Erholungsnutzung 

Fremdenverkehr 
s. Tourismus 

Fremdenverkehrsplanung 146 
s. a. Erholungsplanung 

Futtermittel 221 
- Futtermittelimporte 199 

Gasölbeihilfe 
s. agrarpolitische Instrumente 

GATT  10, 169, 199 

Gemeinschaftliches Förderkonzept 
s. Strukturfonds der Europäischen Union 

Gemeinschaftsaufgabe 
- zur Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes Abschn. 2.2.2, 47 f., 77, 
99 f., 181-192, 243, 256-259, 285 

- zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur Abschn. 2.2.2, 47 f., 77, 79, 
86, 99 f., 176 

Geographische Informationssysteme 117, 159 
s. a. Umweltinformationssysteme 

Gesundheitsschutz 201, 205 

Gewässerbelastungen 186, 195, 197 
- Nährstoffeinträge 108, 194 f., 210 
- Pflanzenschutzmitteleinträge 210 

Gewässerschutz 196, 201, 205, 210 
- Nord- und Ostsee 194, 196, 200, 203, 222 
- Wasserschutzgebiete 19, 196, 201, 210 

Grenzwerte 215, 222, 195 

Grunddaseinsfunktionen 17 

Grundwasser 197, 203, 237, 253, 272, 286 
- Belastungen 197, 203 
- Schutz 201 f., 210, 223 

Gülleabgabe197 

Gülleverordnungen bzw. -erlasse 195, 207 

Haftpflichtrecht 
- Produkthaftungsgesetz 204 
- Produkthaftungsrichtlinie 204 
- Umwelthaftungsgesetz 204 

Honorierung ökologischer Leistungen Kap. 2.5, 5, 22, 
27, 102, 152, 154 f., 285 f. 
- Forschung 262 
- Forstwirtschaft Abschn. 2.5.3, 164, 235, 261, 287 
- Landwirtschaft Kap. 2.5, 164, 172, 179, 197, 211, 
214, 216 ff., 224, 226, 276, 287 

- Methoden 240-242 
- Ökopunkte-Modelle 247, 262, 276, 285 f. 
s. a. ländliche Gebiete - Umweltleistungen 
s. a. Umweltleistungen 

Indikatoren 68, 72, 79, 89, 155 
s. a. Umweltindikatoren 

Integrationsmodell 2, 14 
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Klärschlammverordnung 209 

Klimabelastungen 195 
- Ammoniak 207 
- Kohlendioxid 221, 253 
- Methan 207 

Kooperationslösungen 
s. umweltpolitische Instrumente - Verhandlungs-
lösungen 

kritische Eintragsraten 195, 197, 222 

Kulturlandschaften 2, 15, 22 f., 113 f., 119, 128, 
146, 157, 159, 174 f., 179, 230 
- Pflege 162-164 
s. a. Landschaftspflegeverbände 
s. a. Landwirtschaft 

Landesplanung 37-40, 44, 73 ff., 116 

Landesentwicklungspläne/-programme 44, 53 
ländliche Gebiete 
s. ländliche Räume 
ländliche Räume Abschn. 1.3, 31, 36, 54, 61, 70, 76, 
80 f., 89, 158, 173, 190, 192, 225, 258, 263 

- Ausgleichs-/Entsorgungsfunktion 4, 21 f., 189 
- Differenzierung 5, 173 
- Entwicklung 168 f. 
- Erholungsfunktion 22, 189, 233, 253 
- Förderung Kap. 2.2, 7, 80 f.,170, 176, 180, 190 f. 
- ökologischer Ausgleichsraum 1, 2, 7 
- Potentiale 54, 60 
- Produktions-/Siedlungsfunktion 4, 18-20 
- Schutz-/Reservefunktion 4, 23 
- soziale Funktionen 4 
- Umweltleistungen 2, 25, 158, 272, 274, 277 
- Zielperspektive 3 

Landnutzung 
s. differenzie rte Landnutzung 
s. Extensivierung 
s. Integrationsmodell 
s. Nutzungsarten 
s. Segregationsmodell 

Landnutzungskonzepte 67, 163, 261 f., 272 

Landschaftspflege 189, 225, 237, 259 
s. a. Kulturlandschaften 
s. a. Landschaftspflegeverbände 
s. a. Landwirtschaft 

landschaftspflegerische Begleitplanung 
s. Eingriffsregelung 

Landschaftspflegeverbände 163, 250, 261 f., 282 

Landschaftsplanung Abschn. 2.3.3, 40, 101, 116, 
150, 153-156, 159, 163, 167, 250, 272, 277, 282 
- Akzeptanz 125, 128, 132, 134, 142, 144 f., 154 
- Bestandserhebungen 127, 156 
- Bewertungsverfahren 127, 156 
- Fortschreibung 131 f. 
- Integration 133 f., 144 
- Landschaftsplan 133, 142 f., 150, 244, 261 
- Landschaftsrahmenplanung 71, 139, 144, 150 
- Umsetzung 133, 142 f., 150, 142  

- Wirksamkeitsanalyse/-kontrolle 134 f., 144, 
159, 167 

Landschaftsrahmenplanung 
s. Landschaftsplanung 

Landschaftsschutzgebiete 118 f., 133, 282 

Landwirtschaft 
- Direktvermarktung 173, 191 
- Energie 182, 186, 221 
- extensive Landbewirtschaftung 67, 184 
- Funktionen 1, 18, 31, 168 f., 184, 230 
- gute fachliche Praxis 193 f., 201, 216, 239 
- Kraftstoffeinsatz 186 f. 
- ökologische Leistungen Abschn. 2.5.1, 175, 192 
- ökologischer Landbau 67, 169, 173, 183, 
187, 191, 221, 225 

- ordnungsgemäße 193, 209 f., 211, 213, 239 
- Pflege der Kulturlandschaft 162 
- Privilegierung 210 f., 216 
- Umwelt- und Naturschutzprogramme 241, 244 
s. a. Düngemittel 
s. a. Futtermittel 
s. a. Honorierung ökologischer Leistungen 
s. a. Landwirtschaftsklausel 
s. a. Nutzungsarten 
s. a. Pflanzenschutzmittel 

landwirtschaftliche Beratung 206, 209, 212 f., 
216, 223 

landwirtschaftliche Nutzung 
s. Nutzungsarten 

landwirtschaftliche Standorte 
- benachteiligte Gebiete/Regionen 170, 172, 184 
- Grenzertragsstandorte 1, 170, 186 
- Gunstlagen/-gebiete 1, 170, 173, 179 

Landwirtschaftsklausel 40, 147, 211 
s. a. Landwirtschaft - Privilegierung 

LEADER 
s. Strukturfonds der Europäischen Union 

Leitbilder 
- regionale 236 
s. a. Raumordnung 

Lizenzen 
s. ökonomische Anreize 

marktwirtschaftliche Instrumente 
s. umweltökonomische Instrumente 

Mehrfachnutzung 
s. Raumordnung 

Mineralölsteuer 216, 220 
s. a. CO2-Abgabe 
s. a. Energiebesteuerung 

Monetarisierung 
- ökologische Effekte 50 

nachwachsende Rohstoffe 18, 176, 180, 188 

Naherholung 214, 225 

Nährstoffbilanz 194 f., 239 

Nahrungsmittelproduktion 
s. Agrarmarkt 
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Naßauskiesungsurteil 237 

Nationalparke 112 

Naturentwicklungsgebiete 112, 122, 170 

Naturhaushalt 1, 12, 25, 111, 118, 127, 179 
- Schutz 143, 201 f., 223 

Naturlandschaften 112, 114 f., 159 

Naturparke 119 
- „neuer Prägung" 67, 115, 119, 174 

Naturraumpotentiale 13, 38, 63, 67, 70, 239, 244, 
247, 275 f., 286 

Naturschutzgebiete 108-111, 196 
- Effizienzkontrolle 109 

Naturschutzinstrumente 102, 140, 150, 165 
s. Biosphärenreservate 
s. Eingriffsregelung 
s. Landschaftsplanung 
s. Landschaftsschutzgebiete 
s. Naturparke 
s. Naturschutzgebiete 
s. Nationalparke 
s. a. Vertragsnaturschutz 

Naturschutzmanagement 159-162, 165 

Naturschutzplanung 151, 153 f., 165 
s. a. Landschaftsplanung 

Naturschutzrecht 
- Betreiberpflichten für Landwirte 211 
- Bundesnaturschutzgesetz 101 f., 105, 114, 
119, 147, 153, 201, 211, 216, 236 

- Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 104-107, 110, 120 
- Übereinkommen über die biologische Vielfalt 
11f., 104 

- Vogelschutzrichtlinie 104 
s. a. Landwirtschaftsklausel 

Naturschutzverbände 242, 262 

Naturschutzziele 102 ff., 236, 252 

Nitrat-Richtlinie 194, 196 

Nutzungsansprüche 17, 60, 129, 239, 275 

Nutzungsarten 1 
- Erholungsnutzung 7, 21 f., 108, 118 f., 133, 
136, 173 

- forstwirtschaftliche Nutzung Abschn. 2.5.3, 8, 
108, 175, 211 

- landwirtschaftliche Nutzung Kap. 2.4, Kap. 2.5, 7 

Nutzungsintensität 40, 55, 120, 213 

Nutzungskonflikte 1, 4, 7, 12, 15, 134, 161, 189, 213 
s. a. Raumordnung - räumliche Nutzungskonflikte 

Öffentlichkeitsbeteiligung 46, 130 

Offizialberatung 
s. landwirtschaftliche Beratung 

Öko-Konto-Konzept 
s. Eingriffsregelung 

ökologische Eckwerte 71, 145 

ökologische Leistungen 
s. Umweltleistungen 

ökologischer Finanzausgleich 
s. Finanzausgleich 

ökologischer Landbau 
s. Landwirtschaft 
s. a. Arbeitsgemeinschaft ökologischer Landbau 

ökonomische Anreize 25, 43, 150 f., 155, 161, 
165, 218, 242, 276, 279 
- Abgaben 197, 219, 253, 260, 262, 284 
- finanzieller Ausgleich 19, 45, 67, 75 
- Finanzreform 20 ff. 
- Kompensationszahlungen 210, 237, 239, 241 
- Lizenzen 219 
s. a. Ausgleichsabgabe 
s. a. Betriebsmittelbesteuerung 
s. a. CO2-Abgabe 
s. a. Energiebesteuerung 
s. a. Finanzausgleich - ökologisch orientierter 
s. a. Gülleabgabe 
s. a. Honorierung ökologischer Leistungen 
s. a. Mineralölsteuer 
s. a. Pflanzenschutzmittelabgabe 
s. a. Stickstoffabgabe 
s. a. Transferzahlungen 
s. a. umweltökonomische Instrumente 

Ökopunkte-Modelle 
s. Honorierung ökologischer Leistungen 

Ökosysteme 9, 68, 117, 143, 254 
- naturnahe 23, 195 ff., 222 

Pflanzenschutzmittel 186 ff., 201-206, 209, 216 f., 
221, 223, 239, 282, 284 

Pflanzenschutzmittelabgabe 205 

Pflanzenschutzmittelrecht 209 f., 216 
- EG-Richtlinie über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln 202 

- Pflanzenschutzgesetz 201-203, 209, 223 
- Pflanzenschutzmittel-Anwendungsverordnung 
201 

Planung 
s. umweltplanerische Instrumente 

räumliche Disparitäten 
s. Raumordnung 

Raumordnung 
- Achsen-Konzepte 30, 35 
- ausgeglichene Funktionsräume 30 
- Entwicklungkonzeptionen 60 
- Freiraumfunktionen 24, 38 
- funktionale Arbeitsteilung 17, 30 
- Gleichwertigkeitsziel 16, 29, 53, 60, 72 
- Grundsätze 30-33, 49 
- Leitbilder 29-33, 72, 74, 282 
- Mehrfachnutzung 38 
- Planungskulturen 53 f.,75 
- räumliche Disparitäten 24, 32, 36, 49, 82 
- räumliche Nutzungskonflikte 39, 45, 60 
- Regionalpark-Konzept 67 
- Stadt-Umland-Panung 66 
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- Zentrale-Orte-Konzept 30, 35 
s. a. Fachplanungen 
s. a. Landesplanung 
s. a. Regionalplanung 
s. a. regionale Entwicklungkonzepte 

Raumordnungsgesetz 
s. Bundesraumordnungsgesetz 

Raumordnungsklauseln 43 

Raumordnungskonferenzen 60 f. 

Raumordnungspolitik der Europäischen Union 55-58 
- Europäisches Raumentwicklungskonzept 56 ff. 
- Gemeinschaftsinterventionen 56 
- Städtenetze 58, 60 f. 72 f. 
- transeuropäische Netze 55, 57 f. 
s. a. Strukturfonds der Europäischen Union 

Raumordnungspolitischer Orientierungsrahmen 43, 
60 f. 

Raumordnungsprogramm 
s. Bundesraumordnungsprogramm 

Raumplanung Abschn. 2.1.3, 29, 34, 36, 40, 45, 
48 ff., 133, 272 
s. a. Bauleitplanung 
s. a. Landesplanung 
s. a. Regionalplanung 

regionale Entwicklungskonzepte 61, 90, 96, 282 

regionale Wirtschaftsförderung 
s. Regionalförderung 

Regionalentwicklung Kap. 2.2, 67, 117, 168 

Regionalförderung Kap. 2.2, 61, 190, 281 

Regionalisierung 63 ff., 67, 75 

Regionalmanagement 
s. Regionalplanung 

Regionalpark-Konzept 
s. Raumordnung 

Regionalplanung Abschn. 2.1.4, 37-40, 44 f., 53 f., 
61, 64 f., 70 f., 116, 123, 126, 133, 277, 281 
- Kooperation 53, 56, 64, 67, 72, 75 
- Moderation 61, 64, 67, 72, 75 
- Projektmanagement 67 
- Regionalmanagement 72, 75, 282 
- Ressourcenmanagement 67, 75 
s. a. regionale Entwicklungskonzepte 
s. a Umweltqualitätsstandards 
s. a. Umweltqualitätsziele 

Ressourcen 
- abiotische 250 
- ästhetische 238 
- biotische 238, 250 
- natürliche 17, 24 f., 153 
- räumliche 17 
- Schutz 279 
- soziokulturelle 17 
- sozioökonomische 25, 76 

Ressourcenmanagement 
s. Regionalplanung 
s. a. Naturschutzmanagement  

Segregationsmodell 2, 14 

Sponsoring 242 

Stadt-Umland-Planung 
s. Raumordnung 

Städtenetze 
s. Raumordnungspolitik der Europäischen Union 

städtische Gebiete / Regionen 
s. Verdichtungsgebiete 

Standorte 
s. landwirtschaftliche Standorte 

Stickstoffabgabe 197-200, 222, 284 
s. a Betriebsmittelbesteuerung 

Strukturfonds der Europäischen Union Abschn. 2.2.1, 
56, 58, 76, 190 f., 225 
- Effizienzkontrolle 91 
- „Entwicklungsziel 1" 79, 82-91, 176 
- „Entwicklungsziel 5b" 80, 82-91, 94, 176 
- Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft 77, 255, 276 

- Gemeinschaftliches Förderkonzept 79, 88 
- Gemeinschaftsinitiative LEADER 81, 90, 176 
- Umweltindikatoren 89 

Subsidiaritätsprinzip 28, 43, 64, 72, 80, 91 

Subventionen 96 
- s. a. agrarpolitsiche Instrumente 

Tierhaltung 207 f. 
- Immissionsschutz 207 f. 
- Viehbesatz 208, 216 

Tourismus 115, 133, 146, 163, 225, 276 
s. a. Erholungsnutzung 
s. a. Fremdenverkehrsplanung 

Transeuropäische Netze 
s. Raumordnungspolitik der Europäischen Union 

Transferzahlungen 285 f., 288 
s. a. agrarpolitische Instrumente 

Trinkwasserrichtlinie 202 

Trinkwasserschutz 210 

Umweltbeobachtung 107, 113, 116, 159, 216 
s. a. Umweltdaten 

Umweltberichterstattung 107 

Umweltbilanz 
- kommunale 278 

Umweltbildung 113 

Umweltdaten 
- CORINE-Programm 106, 117 
- GRID 117 
- LANIS 117 

Umweltforschung 113, 116, 180 

Umweltfunktionen 111, 155 
s. a. ländliche Räume - ökologische Funktionen 

Umweltgüter 25, 218, 232, 241 f., 286 

Umwelthaftung/-sgesetz 
s. Haftpflichtrecht 
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Umweltindikatoren Abschn. 2.1.3.2, 89, 248, 276, 286 
s. a. Strukturfonds der Europäischen Union - Um-
weltindikatoren 

Umweltinformationssysteme 107, 159 
s. a. Geographische Informationssysteme 
s. a. Umweltdaten 

Umweltleistungen 2, 25, 150, 152, 157, 224 
- Abgrenzung 236-239 
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Umweltverträglichkeitsprüfung 88, 98f., 101, 137, 
145, 160, 167, 189, 282 
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s. a. Vorrangflächen des Naturschutzes 

Waldbewirtschaftung 
- Nachhaltigkeit 9 
- ökologische 67 

Wasserhaushalt 1, 6, 12, 108, 186, 230, 253 

Wasserhaushaltsgesetz 204, 210, 213, 237 
- Ausgleichsmöglichkeiten 210, 237, 239 

Wasserschutzgebiete 
s. Gewässerschutz 

Wirtschaftsförderung 
s. Regionalförderung 

Zahlungsbereitschaft 
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